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»Procdtaskas Illuitrierte Jahrbücher beſtehen aus folgenden Teilen: 
1 7 rſcheint alljährli 
Jlluftriertes Jahrbuch der Erfindungen. S901. S Ba 


gänge I—IV koſten brofchiert je! Mark, in Ceinwand gebunden je 2 ark. Vom V. Jahrgang ab 
iſt dieſes Jahrbuch nur noch in Halbleinwand gebunden a I M. 50 Pf. und in Leinwand gebunden 


a 2 Mark erhältlich. 


Aluftriertes Jahrbuch der Weltgeichichte, 35% 


gänge I—IV koſten broſchiert je ! Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Vom V. Jahrgang 
(Geſchichte des Jahres 1904) ab iſt dieſes Jahrbuch nur noch in Halbleinwand gebunden A 1 M. 50 Pf. 


und in Leinwand gebunden à 2 Mark erhältlich. 


Jlluitriertes Jahrbuch der Weltreiſen und geo- 


graphiſchen Ferſchungen. Erſcheint alljährlich ſeit 1902. Die Jahrgänge I—III koſten broſchiert je 
I Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Dom IV. Jahrgang ab iſt dieſes Jahrbuch nur noch in 
Balbleinwand gebunden a 1 M. 50 Pf. und in Leinwand gebunden à 2 Mark erhältlich. 


Aluſtriertes Jahrbuch der Nlafurkunde, 455 3% 


gänge I und II often broſchiert je I Mark, in Leinwand gebunden je 2 Mark. Dom III. Jahrgang 
ab iſt dieſes Jahrbuch nur noch in Halbleinwand gebunden a I M. 50 Pf. und in Leinwand 


gebunden à 2 Mark erhältlich. 


Nluftriertes Jahrbuch der Geiundheit, 2% 


broſchiert | Mark, in Leinwand gebunden 2 Mark koſtet. 


Huf Wunſch werden auch die früher broic. ericilenenen Bände der » Illuitr. Fahrbücher« 


in dem neuen Balbleinen-Sinband zum Preiie von 1 Mark 50 der Band geliefert. 


Prochaskas Ylluitrierten Jahrbüchern liegt der Gedanke zu Grunde, über die Fort- 
ſchritte der Kultur auf den wichtigiten Gebieten des modernen Lebens alljährlicd eine 
Revue zu geben, die überlichtlidı, allgemein veritändlic und derart ftiliitiich gehalten lit, 
daß ihre Lektüre eine anziehende, geiitbildende Unterhaltung genannt werden kann. 

Für jung und alt, für alle Selellſchaftskrelſe gleich geeignet und gleicherwelle 


Intereſſant, 
neueren volkstümlichen Literafur. 


iind dieie Jahrbücher eine der empfehlenswerteiten Erſchelnungen der 


Urteile der Preiie über Prociaskas Nluftrlerte Jahrbücher. 


Über Hand und Meer. Illuſtriertes Jahrbuch der Er- 
findungen. „Ein glücklicher Gedanke iſt hier in gediegener 
Weiſe verwirklicht: ein bequemer Überblick über die tech⸗ 
niſchen Fortſchritte in Form eines reich illuſtrierten Jahr⸗ 
buchs zu außerordentlich billigem Preis.“ 

Basler Zeitung. Illuſtriertes Jahrbuch der Naturkunde. 
„Endlich haben wir einmal eine gute, billige und aus⸗ 
0 illuſtrierte Überficht alles deſſen, was die Natur⸗ 
unde im Laufe eines Jahres als neue Entdeckungen zu 
verzeichnen hatte. Es iſt eine Freude, die prächtige, für 
jedermann verſtändliche Überſicht zu leſen. Jeder Ge⸗ 
bildete ſollte dieſe Jahrbücher erwerben und ſie nicht nur 
in ſeiner Bibliothek aufſtellen, ſondern auch leſen. Der⸗ 
artige Schriften nützen der Aufklärung unendlich viel 
mehr als alle kulturkämpferiſchen Zeitungsartikel. Möchte 
doch dieſes Unternehmen die weiteſte Verbreitung in allen 
Schichten der Bevölkerung finden.“ 

Frankfurter Zeitung. prochaskas Illuſtrierte Jahr: 
bücher erfreuen ſich einer von Jahr zu Jahr wachſenden 
Anerkennung, was bei der Gediegenheit des Inhalts und 
der Ausſtattung, ſowie dem billigen Preiſe nicht zu ver⸗ 
wundern iſt. In der Anlage überfichtlih, in der Dar 
ſtellung faſt durchwegs klar und allgemein verſtändlich ge⸗ 
halten, ohne irgend trivial zu werden, unterrichten dieſe 
Jahrbücher über die in ihnen behandelten Erfahrungs⸗ 
und Forſchungsgebiete mit einer für den Nichtfachmann 
vollkommen ausreichenden Ausführlichkeit, den Fachmann 
ſelbſt aber mitunter verblüffenden Gründlichkeit. Bei der 
ungeheuren Fülle von Eindrücken, die tagaus tagein aus 
dem Leben, aus Tagesblättern und Feitſchriften auf den 
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wiſſensdurſtigen Kulturmenſchen einwirken, iſt es für den 
gewöhnlichen Sterblichen faſt unmöglich, Spreu und Weizen 
zu ſcheiden und aus dem Dielerlei ein klares Bild zu 
gewinnen. Da find denn Führer, wie es Prochaskas 
Jahrbücher fein wollen, durchaus am Platze. Ruͤckſchauend 
blicken wir noch einmal des Weges entlang, den wir durch 
lange Monate gewandert ſind, und erkennen ſtaunend, daß 
manches Kleine groß und manches Große klein geworden, 
alles aber, den Geſetzen der geiſtigen Perſpektive gemäß, 
nach Möglichkeit gewertet, geſichtet und geordnet iſt. So 
gewinnen wir nachträglich ruhende Pole in den Erſchei⸗ 
nungen Flucht — immer vorausgeſetzt natürlich, daß wir 
guten Führern folgen. Und Prochaskas Jahrbücher ſind 
ſolche Führer. 


Die Woche. Illuſtriertes Jahrbuch der Weltgeſchichte. 


„Wir können dem ſtattlichen Bande kein beſſeres Geleit⸗ 
wort auf den Weg mitgeben, als den Ausdruck unſerer 
Überzeugung, daß es dem Verfaſſer gelungen iſt, die 
Worte ſeines Programms glänzend zu verwirklichen: 
„Nicht ein Urkunden⸗ oder Nachſchlagebuch iſt, was wir 
den Leſern bieten, ſondern wir wollen ihnen die handeln⸗ 
den Perſonen, die Kämpfe und Ereigniſſe in möglichſt 
lebensvollen Bildern vorführen, die Triebkräfte des poli⸗ 
tiſchen Lebens aufdecken und den inneren Fuſammenhang 
alles Geſchehenen klarmachen.“ Die volkstümliche, klare 
und doch vornehme Haltung des Jahrbuchs werden 
demſelben gewiß viele Freunde und Schätzer gewinnen. 
Wer eine aller Parteilichkeit entkleidete Schilderung der 
Ereigniſſe jedes Jahres wünſcht, ſäume nicht, ſich in den 
Beſitz dieſes gediegenen Jahrbuchs“ zu ſetzen.“ | 


Fortiegung am Schluffe des Buches. 
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(Hofphot. Fr. Müller, München.) 


Prinz kudwig, der neue Regent von Bayern mit feiner Gemahlin, 
Prinzeilin Maria Cherelia, geborenen Erzherzogin von Ölterreich-Eite. 


PROCHASKAS ILLUSTRIERTE JAHRBÜCHER 


Aluſtriertes Jahrbuch | 
der Welfgeichichfe 


Dreizehnter Jahrgang Von Albin Geyer 


Das Jahr 1912 


/ 
* 


| keipzig Karl Prodiaska in Teichen Wien 


Königitraße 9/11 Seileritätte 5. 


en 


Vom Jahre 1912 


Deutſches eich. 


Stimmung zu Neujahr und Reichstagswahl 
Politiſche Ereigniſſe im erſten Halbjahr . 
Her nene Neichs tags te 
Politiſches im zweiten Halbjahr 
Winterſeſſion des Reichstags 

Aus dem Parteileben * 

Polen, Dänen und Welfen. 

Heer und Flotte KR 

Kolonien a 
Das wirtſchaftliche Jahr 
Preußen 9 

Aus den Bundesſtaaten 
Verſchiedenes 


Gſterreich⸗Ungarn. 


Politiſches im erſten Halbjahr . 

Die Tagung des Reichs rates 

Das Intermezzo der Delegationen 28 

Politiſche Vorgänge im zweiten Halbjahr. 

Die doppelte Seſſion der Delegation 

Das unheilbar kranke Parlament 

Länder und Nationen 

CC 

—::. ieh > 8 

Die Reichsverteidigunng 

8 ee es 
erſchiedenes 


Italien. 


Der tripolitaniſche Nrie g 
% en ale 
Armee undszltarıne.... 2 4.0... 
Verſchiedenes 
%%% ĩͤ dene Bach 


99187644 


Inhalt. 


Seite 


9 Frankreich. 


Das politiſche Jahr 
Marokko 


Armee und Flotte. 5 


15 Verſchiedenes 


29 [ Großbritannien. 


48 Die politiſchen Vorgänge 


55 [Dom größeren Britannien 


65 [ Die Wehrmacht 
70 Verſchiedenes 


78 Rußland. 


34 | Das politifche Jahr 


9 | Nationalitäten . . 
105 | Derfchiedenes . . . 


Skandinavien . . 
112 * 
119 | Europäifche Mittelſtaaten 
125 
155 
159 


142 Bakkandalbinfet . -. - -. > 2.20. 


158 Amerika. 


Rn Ä 


125 | Die Pprenäifee Balbinſe ln. 


159 | Politifche Jahresereigniſſe - - 
165 | Dom Stand des Panamerifanismus . . . 


165 | Verſchiedenes 


Aus den romaniſchen Republiken 


168 A 
„ „„ 
175 

177 ] Auſtralien 


816% 


2 711 4 
— 


# 


Alle Rechte vorbehalten 


. oe 


Seite 


— 1 


— —᷑ anno 


en nn nn 


Vorbemerkung. llicht ein Urkunden- oder Nachichlagebuc iit 
es, was wir den Leiern bieten, fondern wir wollen ihnen die handelnden 
Perionen, die Kämpfe und Ereignifie in möglichft lebensvollen Bildern 
vorführen, die Triebkräfte des politiichen Lebens aufdecken und den 
inneren Zufammenhang alles Geichehenen klar macken. 


Vom Jahre 1912. 


as Jahr 1912 hat ſchon, ſozuſagen noch bei 
10 Lebzeiten, ſtark an übler Nachrede gelitten 
und bei ſeinem Abſcheiden iſt es nicht beſſer 
geworden. Man hat es mit gutem Grunde ein Blut⸗ 
jahr genannt, denn es hat zwei Kriege gebracht. Alle 
zwölf Monate hindurch war die geſamte Alte Welt 
von Kriegsgefchrei erfüllt, deſſen bedenkliche Seite 
in der Gefahr lag, daß ein großer europäifcher 
Krieg in drohende Nähe gerückt zu fein fchien. 
Die Seitungspolitik, ſoweit ſie nach der Schablone 
von vorgeſtern zu arbeiten pflegt, glaubte feſt 
daran und beutete dieſen Standpunkt ſenſationell 
aus. Die Börſenſpekulation, die ohne Senſationen 
nicht exiſtieren würde, benutzte dieſen Umſtand 
wiederholt zu einigen erfolgreichen Fiſchzügen nach 
den in die Netze der Kurstreiberei verſtrickten 
Privatvermögen, Spargroſchen und Defraudations- 
geldern ungetreuer Beamter. Dieſe Derluft haben 
größere Schäden in dem ſonſt geſunden wirtſchaft— 
lichen Leben hervorgerufen und es in eine ernſtere 
Unruhe verſetzt, als die kriegeriſchen Ereigniſſe auf 
der Balkanhalbinſel es vermocht hätten. Das ver- 
dient hier ebenſo hervorgehoben und betont zu 
werden, wie die auf manchen Seiten als ſeltſam 
empfundene Tatſache, daß das Gemetzel auf dem 
Balkan ſogar Vützliches für den Frieden getan 
hat. Es iſt ſchon in früheren Jahrgängen wieder— 
holt darauf hingewieſen worden, daß die Balkan— 
händel zu Nebenſachen geworden find, ſeitdem die 
Umſtände die Mächte genötigt haben, von der 
Europapolitik zur Weltpolitik überzugehen. Es iſt 
in der Tat auch ganz und gar gleichgültig, ob der 
Türke oder der Bulgare in Adrianopel uſw. Herr 
iſt. Selbſt in Gſterreich-Ungarn, das den Balfan- 
ſtaaten am nächſten liegt und darum mehr wie an- 
dere Mächte von den Umwandlungsſchlägen durch- 
zittert wird, dürfte man bald darüber beruhigt 
ſein, ſobald wieder Ruhe eingetreten und die neue 
Ordnung gefeſtigt ſein wird. 
Die anderen Mächte ſtehen den Veränderun⸗ 
gen mit kühler Gleichgültigkeit gegenüber, auch 


der berufene Panflavismus hat ſeine Wirkſamkeit 
eingebüßt. Die Mächte verzichten darauf, wegen 
des Balkanwinkels ihre Streitkräfte abzunützen, die 
ſie vielleicht unerwartet bald zur Entſcheidung von 
Weltfragen notwendig brauchen werden. Denn 
auch das abgelaufene Jahr hat wieder gezeigt, 
wie leicht politiſche Entſcheidungen mit unerwar— 
teter Schnelligkeit hereinbrechen können. Aufwerfen 
der Streitfrage, Mobiliſierung, Uriegserklärung 
und Kriegsbeginn folgten aufeinander in ſo raſchem 
Tempo, daß ſelbſt die Kriegsentwicklung von 1870 
davon übertroffen wurde. Das wird von nun an 
auf dem ganzen Erdenrund auch wohl niemals 
anders fein, und wer klug iſt, ſieht ſich darum recht- 
zeitig vor und opfert vor allen Dingen nicht einen 
Teil ſeiner Streitkräfte für Angelegenheiten, die 
nicht feine Lebensintereſſen berühren. Dieſe Klug- 
heit hat bisher fchon an allen jenen Ländern als 
politiſche Richtſchnur gegolten, in denen die allge— 
meine Wehrpflicht beſteht, und darum ſind die 
Kriege ſo ſelten geworden. England und die nord— 
amerikaniſche Union beſitzen die allgemeine Wehr— 
pflicht nicht, und daraus erklärt ſich überzeugen— 
der wie aus anderen Gründen, warum die britiſche 
Politik in neuerer Zeit wieder am ſichtbarſten krieg— 
hetzend aufgetreten iſt, und daß die Vereinigten 
Staaten — natürlich einen ſchwächeren Gegner — 
Spanien feiner Kolonien beraubten. Wer im ge— 
gebenen Falle ſein ganzes „Volk in Waffen“ hätte 
einſetzen müſſen, treibt ſolche Politik nicht, die bloß 
bei Werbetruppen möglich iſt. Rußland und Japan 
haben den Ernſt des Krieges mit Beeren der all— 
gemeinen Wehrpflicht bereits kennen gelernt, Bul- 
garien und Serbien haben ſoeben ihre Erfahrun— 
gen damit gemacht. Man darf daraus mit einiger 
Sicherheit darauf ſchließen, daß die vielfach ge— 
äußerte Befürchtung, die Kleinftaaten der Balkan— 
halbinfel würden ſich wegen der Bevölkerungs⸗ 
miſchung in Mazedonien in Sukunft noch öfter be— 
kriegen und einen dauernden Herd der Beunruhi⸗ 
gung bilden, ſich nicht verwirklichen wird. Wenn 
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die Mächte für eine einigermaßen vernünftige Der- 
teilung des eroberten türkiſchen Gebiets ſorgen, 
werden gerade Bulgarien und Serbien ſich mit 
dem Erreichten begnügen und neue kriegeriſche Ex— 
perimente vermeiden. Dann wird auch auf dem 
Balkan die allgemeine Wehrpflicht ihre den Frie— 
den fördernde Wirkung getan haben. 

Es iſt von vielen Seiten hervorgehoben wor— 
den, daß im abgelaufenen Jahre der Friedens- 
preis — aus Zufall oder mit Abſicht — ſeit ſei⸗ 
nem Beſtehen zum erſtenmal nicht zur Verteilung 
gekommen iſt. Jedenfalls mußten die Vollſtrecker 
des Nobelfchen Teſtaments der notwendigen Ein- 
ſicht Raum geben, daß ſich mit guten Gründen 
in dieſem Jahre der Friedenspreis unmöglich aus⸗ 
zahlen ließ, denn Krieg und Kriegeslärm erfüllten 
es als fortzeugendes Vermächtnis der voraufgegan⸗ 
genen Jahre von Anfang bis zu Ende. Der Ein- 
verleibung Marokkos war die Eroberung Cybiens 
und ſchließlich die Beraubung der Türkei um den 
größten Teil ihrer letzten europäiſchen Beſitzungen 
gefolgt. Wer geſchichtlichen Sinn beſitzt, dem wird 
der logiſche Suſammenhang in dieſer jüngſten Phafe 
der Weltgeſchichte nicht entgehen. Während aber 
auf der einen Seite die friedenfördernde Wirkung 
der allgemeinen Wehrpflicht unter den Großmäch⸗ 
ten klar hervortritt, zeigt die Kehrfeite in den 
eben erwähnten kriegeriſchen Vorgängen genau das 
gleiche Bild. Nachdem Frankreich nicht ohne Opfer 
an England, Deutſchland, Italien und Spanien die 
Mit⸗ oder Gegenwirkung anderer Mächte ausge— 
ſchaltet hatte, ſetzte es ſich in den Beſitz des militär⸗ 
ohnmächtigen Marokko. Italien benützte den Um⸗ 
ſtand, daß die Türkei keine nennenswerte Flotte be⸗ 
ſaß, zur Feſtſetzung an der tripolitaniſchen Küſte; 
und als die Balkanſtaaten merkten, wie ſehr die 
jungtürkiſche Herrfchaft, ſtatt in erfter Cinie das 
Heer nach der von deutſchen Inſtruktoren gegebenen 
Anleitung in die Höhe zu bringen, ſich in Parla- 
ments⸗ und Parteiſtreitigkeiten verloren hatte, die 
Volk und Heer zerrütteten, da ſchlugen fie los. 
Ein gleich günſtiger Moment wäre kaum wieder 
gekommen. Alle diejenigen, die nicht in unklaren 
Schwärmereien für den Frieden aufgehen, ſondern 
ernſtlich an ſeine Förderung denken, ſollten doch 
aus den Tatſachen der letzten Jahre erkennen, daß 
der Islam in Marokko und Stambul noch heute 
im ſicheren Genuß ſeiner Beſitzungen wäre, wenn 
er rechtzeitig ſeine kriegeriſch veranlagte Bevölke— 
rung nach dem Muſter der europäiſchen Heere der 
allgemeinen Wehrpflicht zuſammengefaßt hätte. 
Mit Flammenſchrift predigen die Ereigniffe der 
letzten Zeit: Wer nicht fein Verteidigungsweſen 
in beſter Ordnung hat, der wird beraubt. Si vis 
pacem, para bellum. i 

Das verfloſſene Jahr hat die Einſicht in die— 
ſen unumſtößlichen Lehrſatz der Geſchichte auch bei 
den breiten Volksſchichten auffällig gefördert. Das 
Staatsgefühl hat ſich angefichts der unleugbaren 
Gefahren überall vertieft, man iſt entſchloſſen, für 
die Sicherung des Vaterlandes die größten Opfer 

zu bringen, und die angeblich kriegsfeindliche Agi⸗ 
tation der ſich international gebärdenden So- 
zialdemokratie hat merklich an Zugkraft eingebüßt. 
Groß- und Kleinjtaaten bemühen ſich eifrig, die 
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Lücken ihrer Wehrrüſtung auszufüllen, aber nur 
Doktrinäre erblicken darin eine Steigerung der 
Kriegsgefahr. Das Gegenteil iſt richtig. Wenn 
jeder Staat, jede Nation einſieht, daß der Nach— 
bar fein Verteidigungsweſen auf eine Höhe ge- 
bracht hat, die jeden Angriff zu einem höchſt ris⸗ 
kanten Unternehmen macht, ſo werden ſelbſt ern— 
ſtere Intereſſengegenſätze nicht mehr zum Kriege, 
ſondern in kürzerer oder längerer Friſt zu einem 
billigen Ausgleich führen. Das zeigt deutlich die 
Entſpannung des Verhältniſſes zwiſchen Deutſch⸗ 
land und England im abgelaufenen Jahre. Die 
vielgerühmten Schiedsgerichte erfüllen dieſen Zweck 
nicht in gleichem Maße. Sie mögen in Neben⸗ 
fragen zur Entlaſtung der Diplomatie dienen, in 
Hauptſachen müſſen fie ſtets verſagen und werden 
auch gar nicht angerufen werden. Schon im bür⸗ 
gerlichen Leben iſt nur in den ſeltenſten Fällen der 
unterliegende Teil mit dem Richterſpruch zufrie⸗ 
den, Völker und Staaten werden ſich nie einem 
Schiedsſpruch fügen, den fie als gegen ihre Cebens⸗ 
intereſſen gerichtet empfinden. Bei gegenſeitiger 
ſtarker Rüſtung werden ſie aber einen Ausgleich 
ohne ein Schiedsgericht ſelbſt finden, dem nicht⸗ 
gerüſteten Teile wird es aber mit oder ohne Schieds⸗ 
gericht ebenſo ergehen wie letzthin Marokko und 
der Türkei. Je mehr die Völker zunehmen, die 
Welt enger wird und die Intereſſen näher auf- 
einander treffen, um ſo ſchärfer wird ſich dieſer 
unausweichliche politiſche Gegenſatz herausarbeiten 
und um ſo notwendiger wird es für jeden Staat 
ſein, ſich in der Cage zu erhalten, um ſeine Inter⸗ 
eſſen mit Nachdruck vertreten zu können. Dann erſt 
wird Friede ſein und bleiben. . 

Die Derhältniffe in Europa neigen ſchon die— 
ſem Suſtande zu. Die Großmächte haben ihre 
Candesverteidigung bereits zu einer Dollfommen- 
heit entwickelt, die trotz mancher, namentlich unter 
engliſchen Einflüffen hervorgerufenen Spannung 
jeden Krieg untereinander ausſchließt. Frankreich 
iſt ſchon an der Grenze ſeiner Leiſtungsfähigkeit an⸗ 
gelangt, die abweichenden Verhältniſſe in England 
ſind wegen ſeiner inſularen Lage für das Land 
ſelbſt ungefährlich, aber ſeiner Geltung in Europa 
nicht zuträglich geweſen. Die Wiedererſtarkung Ruß⸗ 
lands wird durch die weitere Ausfüllung der Lücken 
in der Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht 
im Deutſchen Reiche und in Öfterreich-Ungarn aus⸗ 
geglichen. Dadurch bleibt der Suſtand ſtationär. 
Die große politiſche Neuerung Bismarcks, ein 
Friedensbündnis zu ſchaffen, hat ſich nicht nur über 
ein Menſchenalter bewährt, ſondern beginnt bereits 
einen neuen Fruchtzweig zu treiben. Der in kriti— 
ſcher Seit nicht ohne demonſtrative Abſicht vorzeitig 
erneuerte Dreibund hat alle Prüfungen beſtanden 
und ſogar zweimal: in der bosniſchen und in der 
marokkaniſchen Frage die Beſtrebungen der in einem 
gewiſſen Gegenſatz zu ihm entſtandenen Tripel- 
entente vereitelt. Es iſt auch hier ein ſtationärer 
Suſtand eingetreten, der jede kriegeriſche Ausein- 
anderſetzung ausſchließt und zur Verſtändigung 
drängt. Die Frucht davon hat der neue Balkankrieg 
gezeitigt, von dem die traditionelle politiſche Weis⸗ 
heit ein Aufeinanderprallen der beiden europäifchen 
Bündnisgruppen vorausgeſagt hatte. Das Gegen- 
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teil iſt eingetreten, man hat ſich nach einigen aus 
vergangenen Seiten herſtammenden Schwierigkeiten 
gefunden und zu einer gemeinſamen europäiſchen 
Politik zuſammengetan. Der erſte Schritt iſt immer 
ſchwierig und unſicher, aber es werden weitere fol— 
gen, ſobald die fernere Entwicklung der Weltfragen 
an Europa herantritt. Voch find die Derhältnifje 
in Aſien nur im langſamen Fortſchreiten begriffen, 
aber auch dort ſind plötzliche Wandlungen möglich. 
Die bevorſtehende Eröffnung des Panamafanals 
wird die Völker einander wieder näher bringen und 
neue Intereſſengegenſätze ſchaffen. Da wie dort 
werden ſich gemeinſame europäifche Fragen heraus- 
bilden, die eine gemeinſame Vertretung verlangen. 

Wie auf dem Felde der internationalen Poli- 
tik, ſo auch auf dem Gebiete der inneren Politik 
wird der Seitabſchnitt des verfloſſenen Jahres denk⸗ 
würdig bleiben, wenn auch in mancher Hinſicht 
für die Völker nur denkwürdig als Mahnung zur 
Selbſtprüfung. Es iſt hier dringend nötig, auf die 
Sunahme nichtigen Parteitreibens und den weite— 
ren Verfall des Parlamentarismus hinzuweiſen. 
Daß Perſien und die Türkei an dem aus Europa 
eingeſchleppten, bereits verſeuchten Parlamentaris⸗ 
mus zu Grunde gegangen ſind, iſt eine unbeſtreit— 
bare Tatſache; auch Japan beginnt bereits darunter 
zu leiden. Leider verbreiten ſich in politiſch unreifen 
Völkern politiſche Unarten raſcher wie Tugenden, 
gerade wie bei der ſchulpflichtigen Jugend Unge⸗ 
zogenheiten leichter übertragen werden als gute 
häusliche Sitten. Wie den Chineſen der Parla— 


mentarismus bekommen wird, kann erſt die Zukunft 
lehren. Übrigens liegt uns der europäiſche Parla⸗ 
mentarismus näher, der leider in keinem Lande 
Anzeigen von einer Hebung gegeben hat. Dagegen 
haben fich die Beifpiele unzweideutigen Rücganges 
und gänzlichen Derfalles augenfällig vermehrt. In 
einigen Staaten kann man von einer Erfüllung der 
parlamentariſchen Pflichten ſchon gar nicht mehr 
reden, in allen anderen werden die Arbeiten der 
beratenden Körper mit einer zum Himmel fchreien- 
den Seitvergeudung betrieben. Und gerade in die— 
ſem Falle bedeutet Zeit auch Geld, denn die Her- 
ren Abgeordneten beziehen — neuerdings ſelbſt im 
liberalen England — ganz anſehnliche Gelder, 
einerlei wieviel geleiſtet wird. Darum iſt das Abge— 
ordnetenmandat nicht mehr ein Ehrenamt, ſondern 
ein Gewerbe geworden, um das ſich Leute reißen, 
denen das Mandat ſamt Gehalt über das Wohl 
des Staates geht und die ſich höchſtens mit dem 
Parteiwohl brüſten können. Die Verwilderung der 
parlamentariſchen Sitten greift um ſich in geradezu 
beängſtigender Weiſe ſelbſt in Deutſchland und Eng- 
land, wo doch immer noch auf Takt und Sitte ge⸗ 
halten wurde. Schon hat in Budapeſt der Revolver 
geknallt. Die vielfach von ihrer Würde ſehr ein- 
genommenen Parlamentarier ſcheinen gar nicht zu 
merken, daß ſich als Folge des immer mehr der 
Würde entbehrenden Verhaltens der Durchſchnitts⸗ 
abgeordneten in allen Völkern ein weitgehendes 
Mißtrauen gegen alle parlamentarifchen Dertretun- 
gen überhaupt verbreitet. 
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Stimmung zu Neujahr und Reichstagswahl. 


ie erſten Wochen des Jahres wurden von den 
10 heftigen Kämpfen durchzittert, die der Wahl⸗ 

fchlacht am 12. Januar voraufliefen. Eine 
offizielle Wahlparole lag nicht vor, ebenſo keine durch 
vorzeitige Auflöfung gegebene Richtfchnur für eine 
Entfcheidung. Das deutſche Volk ſah fich alſo wieder 
einmal der rückſichtsloſen Parteiagitation preisge⸗ 
geben, und es war darum zu erwarten, daß es bei 
der Wahl abermals eine politiſche Dummheit be— 
gehen werde. Die tiefe nationale Erregung, die 
bei den Wahlen vor fünf Jahren die Sozialdemo— 
kraten auf die Hälfte reduziert hatte, wäre für die 
Wahlagitation leicht wieder wachzurufen geweſen, 
denn die ernſte Stimmung wegen des Verhaltens 
Englands und wegen der Kriegsgefahren im ver— 
floſſenen Sommer war im Volke noch lebendig und 
hätte, wenn ſie angeſchlagen worden wäre, einen 
ſicheren Wahlausfall im nationalen Sinne verbürgt. 
Aber daran lag der großen Wahlagitation, die ihre 
Hauptſtütze in den maſſenhaften ftädtifch-liberalen 
Seitungen hatte, diesmal nichts. Bei der vorigen 
Reichstagswahl hatte der fortſchrittliche Ciberalis⸗ 
mus unter der nationalen Flagge erhebliche Wahl- 
erfolge errungen und war darob dem Wahne ver— 
fallen, die ihm zahlreich gewandten nationalen Stim⸗ 


men bedeuteten einen Aufſchwung des Kiberalis- 
mus. Es iſt hier gleich von vornherein auf dieſen 
Irrtum aufmerkſam gemacht worden, aber er hat 
die letzten Jahre hindurch weiterbeſtanden und trägt 
auch die Schuld an dem jetzigen beſchämenden Wahl⸗ 
ausfall und an den unerquicklichen Parteizuſtänden 
im Reichstage und im geſamten Reiche. „Das iſt 
der Fluch der böſen Tat, daß fie fortzeugend neues 
Böfes muß gebären.“ Diesmal war die böfe Tat 
wohl nur ein politiſcher Irrtum, aber er hat eine 
verderbliche Folge nach der anderen nach ſich ge⸗ 
zogen. Die Enttäuſchung darüber, daß nach dem 
vermeintlichen liberalen Aufſchwung nicht ausſchließ⸗ 
lich liberal regiert wurde, führte bei der Reichs- 
finanzreform zur Sprengung des ſogenannten 
Bülowblocks und zur Gründung des Hanſabundes, 
der unter Auffriſchung des althergebrachten Gegen- 
ſatzes zwiſchen Stadt und Land alle liberalen Ele- 
mente zum Kampfe gegen die „Agrarier“, worunter 
die Konfervativen verſtanden wurden, zuſammen— 
faſſen ſollte. 

Alle Warnungen, daß dieſe Spaltung der bür- 
gerlichen Parteien nur zur Stärkung der Sozial- 
demokratie, ſelbſt unter Benachteiligung des Libe⸗ 
ralismus, führen müſſe, blieben ungehört. Auch 
die Nachwahlen während der ganzen Reichstags⸗ 
wahlperiode, die dieſe Dorausjage beſtätigten, wur⸗ 
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den nicht beachtet. Die neue Wahlperiode hieß: 
„Sturz des ſchwarzblauen Blocks“, womit man das 
durch die Umſtände gebotene Zuſammenarbeiten der 
Konfervativen und des Sentrums bezeichnete. 
Eigentlich war es dabei auf einen großen Erfolg 
des Liberalismus abgeſehen, wobei die Unterjtüt- 
zung der Sozialdemokratie vorausgeſehen wurde. 
„Der Feind ſteht rechts,“ erklärten ſogar die Natio- 
nalliberalen. Die Reichsregierung tat wie gewöhn— 
lich nichts für den Wahlkampf, wenn man von einer 
Auslaſſung der offiziöſen „Nordd. Allg. Stg.“ ab- 
ſehen will, deren Ausführungen in der Parole: 
„Front gegen den Umſturz gipfelten!“. Die Kon- 
ſervativen und das Sentrum hatten darum den 
heftigen Anſturm, der ſich bei der Maſſe der libe— 
ralen Seitungen ſchier gewaltig ausnahm, allein 
auszuhalten. Der Ausfall der Wahl am 12. Ja⸗ 
nuar brachte viel Neues, aber nichts Überrafchen- 
des für jeden, der ſich nicht einſeitig aus den 
liberalen Blättern unterrichtet hatte. Die Selbſt⸗ 
zerfleiſchung der bürgerlichen Parteien hatte den 
Sozialdemokraten im erſten Wahlgang ſchon 66 
Mandate zugeführt, darunter alle, die von ihnen 
bei den nationalen Wahlen von 1907 für die Fort⸗ 
ſchrittler erkämpft worden waren; die Fortſchrittler 
ſelbſt hatten, genau fo wie im Jahre 1903, kein 
einziges Mandat aus eigener Kraft errungen. Die 
Nationalliberalen hatten in vier Wahlkreiſen ge= 
fiegt; das war der ganze Erfolg des Liberalismus. 
Dagegen waren 88 Mitglieder des Sentrums und 
38 Konferpative gewählt worden, mit der Dernich- 
tung der „Schwarzblauen“ war es alſo nichts. 
Allem Anſchein nach ließ ſich von den 185 Stich⸗ 
wahlen eine Suſammenſetzung des Reichstags wie 
die vom Jahre 1903 erwarten, zu dem die Wahl 
auch ohne nationale Parole erfolgt war. Es kam 
aber anders, weil die Fortſchrittler ein noch geheim 
gehaltenes Wahlabkommen mit den Sozialdemokra⸗ 
ten getroffen hatten. 

Die Geheimhaltung war ein fein erſonnenes 


Manöver, das den Fortſchrittlern für die Stich⸗ 


wahlen gleicherweiſe die Unterſtützung der Rechten 
gegen die Sozialdemokraten und umgekehrt ver- 
ſchaffen ſollte. Die davon ununterrichtete Öffentlich- 
keit nahm allgemein an, daß die bürgerlichen Par- 
teien wie 1907 gegen die Sozialdemokraten zuſam— 
menhalten würden und war über die Maßen er— 
ſtaunt, als ſchon bei den erſten Stichwahlen die 
Fortſchrittler mit den Sozialdemokraten gemeinſame 
Sache machten. Die Erbitterung darüber war groß. 
In mehreren Wahlkreiſen verzichteten die natio— 
nalen Wähler darauf, die Fortſchrittler gegen die 
Sozialdemokraten herauszureißen, in einem Wahl» 
kreis unterſtützten ſogar die Antiſemiten den jüdiſchen 
Sozialdemokraten, bloß um den Fortſchrittlerführer 
nicht durchkommen zu laſſen. Der Erfolg von allem 
war natürlich ein überrafchender Sieg der Sozial 
demokraten, der noch größer geworden wäre, wenn 
die fortſchrittlichen Wähler alle der Parole ihrer 
Führer gefolgt wären. Aber in mehreren Wahl— 
kreiſen, auch in Süddeutſchland, hielt ein Teil an 
dem Suſammenhalt der bürgerlichen Parteien feſt 
und brachte den Sozialdemokraten zu Fall. Das 
Geſamtreſultat der Wahlen ergab 10 Sozialdemo- 
kraten, 100 Zentrum, 56 Vonſervative, 48 Natio- 


nalliberalen, 45 Fortſchrittspartei, 18 Polen, 24 frak— 
tionslos. Unter letzteren befanden ſich 14 Mitglie- 
der der Reichspartei, die nicht mehr die gefchäfts- 
ordnungsmäßige Zahl für die Bildung einer Frak- 
tion erreicht hatte. Gewonnen hatten bei den Wah— 
len allein die Sozialdemokraten (57 Mandate), alle 
übrigen Parteien hatten verloren, am meiſten die 
zur Rechten zählenden Mittelparteien: die Reichs⸗ 
partei (Freikonſervativen) und die Wirtſchaftliche 
Vereinigung, die beide keine Fraktion mehr bilden 
konnten; aber auch die Nationalliberalen und die 
Fortſchrittspartei hatten je ſieben Wahlſitze ein⸗ 
gebüßt, das Zentrum zehn. Erfreulicherweife waren 
den Polen durch das einmütige Sufammenhalten 
der Deutſchen zwei Wahlſitze entriſſen worden. Von 
einem wirklichen Erfolg des großen liberalen Feld— 
zuges gegen den „ſchwarzblauen Block“ konnte füg- 
lich nicht gut geredet werden, da fie ſelbſt den fieben- 
ten Teil ihres Beſtandes verloren hatten. 

Es war alſo die Parole: „Front gegen rechts!“ 
fiegreich geweſen, aber auch zum Schaden der Li- 
beralen. Da man aber durchaus geſiegt haben 
wollte, mußte der unfreiwillig erzielte Erfolg der 
Sozialdemokratie mit in den Sieg einbezogen wer— 
den, der nun unter der Formel „Sturz der fchwarz- 
blauen Mehrheit“ in allen Tonarten von der libe— 
ralen Preſſe variiert und breitgetreten wurde. In 
der Tat konnte man, wenn man alle ſozialdemo— 
kratiſchen und liberalen Abgeordneten zuſammen— 
zählte, 200 herausbekommen, alſo eine Stimme 
über die abſolute Mehrheit. Man überſah bei dem 
erkünſtelten Siegesjubel, daß eine ſolche Mehrheit 
notwendigerweiſe allerhand Kächerlichfeiten zur 
Folge haben müſſe. Scht und berechtigt war die 
Freude bei den ſozialdemokratiſchen Führern, die 
ſelbſt ihre renommiſtiſchen Hoffnungen faſt nahezu 
erfüllt ſahen. In allen bürgerlichen Kreifen rief 
dagegen das Anwachſen der Sozialdemokraten im 
Reichstage eine ziemliche Beſtürzung hervor und 
erweckte Reuegefühle darüber, daß man ſich wieder 
einmal von der Milieupreſſe hatte auseinander— 
treiben und verhetzen laſſen. Die günſtige Wir- 
kung davon zeigte ſich im laufenden Jahre bei 
zahlreichen politiſchen und kommunalen Wahlen. 
Vielfach hegte man wegen der 110 Sozialdemokraten 
Befürchtungen für die Tätigkeit des Reichstags. 
Man vergaß dabei, daß eine alles negierende Pare 
tei immer politiſch impotent bleiben muß, einerlei 
ob fie mit fünf oder 110 Mandaten Diäten bezieht. 
Auch der Hanſabund ließ feinen Sieg anpreiſen. 
Leider war das von ihm angekündigte Ziel, der In— 
duſtrie eine vermehrte Vertretung zu verſchaffen, 
von der gleichen Verluſterſcheinung begleitet, wie 
der Erfolg des Liberalismus. Einſichtige Leute 
ließen ſich auch darüber durch das erkünſtelte Ge— 
ſchrei über die FHertrümmerung der ſchwarzblauen 
Nlehrheit nicht täuſchen. In der ſiegreichen Milieu— 
preſſe gab ſich eine nicht geringe Schadenfreude 
kund über die Schwierigkeiten, die der Reichsregie— 
rung, ſpeziell dem ſtändig angefeindeten Reichs- 
kanzler, aus der Suſammenſetzung des Reichstags 
angeblich erwachſen müßten. Sie zerbrachen ſich 
umſonſt Rerrn v. Bethmann Hollwegs Kopf 
Gott, in allen Parlamenten wird viel Wind ge— 
macht. Sache des Staatsmannes iſt es, die Segel 


— 


17 Deutſches Reich. 18 


des Staatsſchiffes jo zu ſetzen, daß es mit dieſem 
parlamentariſchen Winde dahin fährt, wohin er 
will. i 2 


Politiſche Ereigniſſe im erſten Halbjahr. 


Don dem widerlichen Dunſt, der aus der natio— 
nalen Verſumpfung des Wahlkrieges aufſtieg, blie— 
ben das ſtolze Beichsſchiff und fein kaiſerlicher 
Steuermann gänzlich unberührt. Am 21. Januar 
wurde das Könungs- und Ordensfeſt in gewohnter 
Weiſe begangen, am 25. begann die mehrtägige 
Feier des 200. Geburtstages Friedrich des 
Großen. Seine hiſtoriſche Bedeutung für die 
Größe des heutigen Preußens und des Deutſchen 
Reiches bedarf hier keiner beſonderen Ausführung. 
Am 25., mittags, wurde in der Akademie der Künfte 
zu Berlin unter Anweſenheit des Kaiferpaares und 
der in der Hauptitadt weilenden Prinzen und Prin- 
zeſſinnen die Ausſtellung „Friedrich der Große in 
der Kunft” eröffnet, abends fand in der Kriegs- 
akademie eine Gedächtnisfeier ftatt, der Kaifer Wil— 
helm mit den Prinzen beiwohnte. Generalmajor 
Freiherr v. Freytag-Lowinghoven hielt den 
Feſtvortrag über ‚König Friedrich als Kriegsherr 
und Heerführer“. Am eigentlichen Feſttage hatten 
Berlin und Potsdam Flaggenſchmuck angelegt, an 
den mit Lorbeer und Blumen geſchmückten Denk- 
mälern des großen Königs in beiden Reſidenzen 
hatte der Kaifer Kränze niederlegen laſſen. In der 
Garniſonkirche in Potsdam, die das Grab Fried— 
richs II. umſchließt, fand im Beiſein des Uaiſer⸗ 
paares und der Mitglieder des königlichen Haufes 
ein Feſtgottesdienſt ſtatt. Der vom Kaifer ausge— 
wählte Predigttext lautete bezeichnenderweiſe: 
„Wenn ſie gleich alle zuſammenträten, müſſen ſie 
dennoch ſich fürchten und zu Schanden werden.“ 
Nach der Parade der Potsdamer Garniſon begab 
ſich Kaifer Wilhelm nach Berlin, wo nachmit— 
tags im königlichen Schloſſe eine Feſtſitzung der 
von Friedrich dem Großen erneuerten Aka— 
demie der Wiſſenſchaften ftattfand. Außer den Mit- 
gliedern der Akademie nahmen der Kaifer und die 
Kaiferin, die Prinzen und die Prinzeſſinnen, der 
Reichskanzler und die Miniſter, die Generäle der 
preußiſchen Armeekorps, Vertreter von Univerſitäten 
und Bochſchulen teil. Kaifer Wilhelm feierte in 
einer Anſprache die Bedeutung des Tages und 
teilte der Akademie mit, daß er ihr als neuen Stoff 
für ihre Forſcherarbeiten die reiche Sammlung des 
amtlichen und perſönlichen Schriftwechſels zwiſchen 
Friedrich dem Großen und dem Generalfeld— 
marſchall v. Möllendorff zur Verfügung ſtelle, 
die ihm von den Erben des Feldmarſchalls ſoeben 
überreicht worden war. Die Feſtrede hielt der Bio— 
graph des großen Königs, Profeſſor Kofer. Die 
Feierlichkeiten ſchloſſen abends mit einer Feſtvor— 
ſtellung im Gpernhauſe, bei der die dramatiſche 
Dichtung „Der große König“ von Joſef Cauffs 
zur Aufführung kam. Der Kaifer hatte dem Bild— 
hauer Profeſſor Dr. Tuaillon, dem General- 
direktor des Staatsarchivs Geh. Rat Kofer und 
dem Profeſſor Dr. Wilhelm Wundt in Leipzig 
den Orden pour le mérite verliehen, das Negi- 
ment Gardes du Corps erhielt ein Bruſtſchild mit 


dem Namenszuge Friedrichs des Großen für 
die Parade. Der Feſttag wurde in ganz Preußen 
begangen, die unter dem großen König in den 
Feldzügen beteiligt geweſenen Regimenter hielten 
beſondere militäriſche Feiern ab. 

Sonntag den 28. Januar fand im kronprinz⸗ 
lichen Palais zu Berlin die Taufe des vierten Soh— 
nes des Kronprinzen ſtatt. Biezu war auch der 
Thronfolger Erzherzog Franz Ferdinand ge— 


König Friedrich der Große. 


gen Il Uhr vormittags auf dem Anhalter Bahnhofe 
eingetroffen und vom Kaifer Wilhelm, dem 
Kronprinzen und dem öſterreichiſch-ungariſchen Bot— 
ſchafter Grafen Szögyeni-Marich empfangen 
worden. Er nahm Wohnung im königlichen Schloſſe, 
wo um J Uhr ein Taufmahl ftattfand, an dem außer 
den Mitgliedern der königlichen Familie und dem 
Erzherzog auch König Friedrich Auguſt von 
Sachſen, der Graf von Turin, der Großherzog 
und der Herzog Johann Albrecht von Meck- 
lenburg-Schwerin teilnahmen. Nachmittags ſtattete 
Erzherzog Franz Ferdinand Beſuche ab und 
nahm um 5 Uhr beim italieniſchen Botſchafter den 
Tee, wobei auf feinen Wunſch auch der Reichs- 
kanzler und Staatsſekretär v. Kiderlen-Wäch⸗ 
ter anweſend waren. Um 7 Uhr fand im Uron— 
prinzenpalais die Tauffeierlichkeit ſtatt. Der neu⸗ 
geborene Prinz erhielt die Namen: Friedrich 
Georg Wilhelm Chriſtian. Um 8 Uhr war Feſt⸗ 
tafel im Palais. Kurz nach Mitternacht reiſte Erz⸗ 
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herzog Franz Ferdinand nach Wien zurück; 
der Graf von Turin blieb noch in Berlin. 

Vorher hatte der Staatsſekretär des Außern 
v. Kiderlen⸗Wächter in Rom einen offiziel- 
len Beſuch gemacht, war am 20. dort eingetroffen, 
vom König Viktor Emanuel empfangen und 
zur Hoftafel zugezogen worden. Die Blätter be- 
grüßten ihn als Gaſt Italiens, wenn ſein Beſuch 
auch keinen politiſchen Charakter habe, für die Er⸗ 
neuerung des Dreibundes ſei die Seit noch nicht 
gekommen. Am folgenden Tage fand in der deut- 
ſchen Botfchaft ein Frühſtück ſtatt, an dem u. a. 
Miniſterpräſident Giolitti, der Miniſter des 
Außern Marcheſe di San Giuliano und Fürſt 
Bülow teilnahmen. Vorher hatte Herr v. Ki- 
derlen⸗Wächter dem Kardinal Staatsſekre⸗ 
tär Merry del Val einen Beſuch gemacht und 
begab ſich nachmittags zur Königinwitwe in die 
Villa Margherita, wo er eine halbe Stunde ver— 
blieb. Mit Marcheſe di San Giuliano hatte 
er mehrere Beſprechungen, der König hatte ihm 
das Großkreuz des Mauritius- und Cazarusordens 
verliehen. Er reiſte abends wieder nach Deutſch⸗ 
land ab. Da die Reiſe bloß den Sweck gehabt hatte, 
die perſönliche Bekanntſchaft mit dem Marcheſe di 
San Giuliano zu machen, fo hatten die Der- 
mutungen der politiſchen Gerüchtefabrikanten wegen 
des Dreibundes, des Friedens mit der Türkei uſw. 
keinen Halt. Der Beſuch konnte nur als ein Be⸗ 
weis für die Fortdauer des Bündnisverhältniſſes 
zwiſchen den beiden Staaten gelten. 

Ein freundliches Streiflicht auf die poli— 
tiſche Lage durfte Anfang Februar auch ein 
Bandſchreiben des Kaiſers Nikolaus an den 
langjährigen ruſſiſchen Botſchafter in Berlin, Gra- 
fen Oſten-Sacken, zu deſſen 60jährigen Dienit- 
jubiläum werfen. In dem Schreiben wurde ganz 
beſonders feine Tätigkeit „zur ſtändigen Unterſtüt⸗ 
zung und zur fortwährenden Feſtigung der alten 
engen Bande, die Rußland und das uns befreun— 
dete Deutſche Reich verbinden“, hervorgehoben. 
Um dieſe Seit erſchien auch Lord Bal dane wieder 
in Berlin und die Preſſe aller Cänder erging ſich 
in Vermutungen über den Sweck feiner Anweſen— 
heit. Seit dem Mißerfolg der englifchen Kriegs- 
treibereien im Vorjahre hatte ſich das Verhältnis 
zwiſchen Deutſchland und England unzweifelhaft 
gebeſſert. Sir Edward Grey hatte ſchon ver— 
ſichert, daß England keineswegs darauf ausgehe, 
der Ausdehnung des deutſchen Einfluſſes in der 


Welt Bemmniſſe zu bereiten, Lord Consdale 


hatte der Friedensliebe Kaifer Wilhelms große 
Komplimente gemacht, der „Standard“ wollte wiſ— 
fen, der deutſche Kronprinz habe ſich als Freund 
Englands bekannt. Jetzt war der britiſche Kriegs- 
miniſter wieder in Berlin, angeblich als Privatmann, 
um deutſche Univerſitätsverhältniſſe zu ſtudieren 
uſw. Die franzöfifche Preſſe wurde ſchon unruhig 
über die offenkundigen Fortſchritte der Annäherung 
zwiſchen Deutſchland und England, und die Sen⸗ 
ſationspreſſe erfand allerlei intereſſante Mitteilun⸗ 
gen. Daß Lord Haldane, der auch mit dem 
Reichskanzler auf der engliſchen Botſchaft ſchon 
zuſammengetroffen war, nicht ausſchließlich als 
Privatmann in Berlin weilte, lag auf der Hand, 
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aber für eventuelle Verhandlungen ſtand die Sache 
fo, daß Deutſchland nur unter den wiederholt be- 
kanntgegebenen Bedingungen in bezug auf ſeine 
Ehre und feine Intereſſen die Hand zur Berbei— 
führung eines beſſeren Verhältniſſes mit England 
bieten werde und könne. Daran konnte nichts än⸗ 
dern, daß Lord Haldane auch Gaſt beim Kaifer 
und beim Reichskanzler war. Inzwiſchen hatte der 
Marineminiſter Churchill, eines der beiden en- 
fants terribles des liberalen britiſchen Kabinetts, 
in einer Rede in Glasgow den denkwürdigen Aus⸗ 
ſpruch getan, für England ſei die Flotte eine Not⸗ 
wendigkeit, für Deutſchland dagegen ein Luxus. 
Wenn ein bornierter engliſcher Philiſter, der nur 
ſein Land und ſeine engſten Intereſſen kennt, einen 
folchen Ausſpruch tut, fo mag er ja von feinem 
Standpunkt aus Recht haben, aber ein Miniſter! 
— Daß unter folchen Derhältnifjen in Berlin auch 
keine private Verhandlung über Flottenfragen von 
Erfolg hätte fein können, iſt ſelbſtverſtändlich. Als 
Cord Haldane am 12. Februar nach London zus 
rückgekehrt war, ſtattete er ſofort den Miniſtern 
Beſuche ab und es fand auch ſogleich ein Miniſter⸗ 
rat ſtatt, am folgenden Tage berichtete er dem 
König und offiziöss meldete die Preſſe, Ral dane 
habe nur privatim unternommen gehabt, gewiſſe 
Fragen bei ſeinem Beſuche in Berlin zur Sprache 
zu bringen. Nun, er wird ſich ja wohl ein Bild 
von der Stimmung in Deutſchland haben machen 

können und dabei auch gefunden haben, daß die 
Flotte für Deutſchland kein Cuxus iſt. In Frank⸗ 
reich war man im innerſten Herzen ziemlich froh 
über den Ausgang. Im allgemeinen ſind ja die 
Franzoſen ſehr für die Beſchränkung der deutſchen 
Rüftung, aber bei der Armee, nicht bei der Flotte. 
Wenn durch die Verhandlung mit England die 
deutſche Flotte beſchränkt worden wäre, ſo konnte 
Geld frei und für die längſt als Notwendigkeit 
erkannte Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht 
in Deutſchland verwendet werden. Aber gerade das 
fürchten die Franzoſen. Daß nichts abgemacht wor— 
den war, beſtätigte auch der Reichskanzler von 
Bethmann Hollweg am 15. Februar im 
Reichstage, indem er ſagte: „Die Ausſprache, die 
von uns lebhaft begrüßt worden iſt, hat in mehr⸗ 
fachen eingehenden und offenen Unterhaltungen 
ſtattgefunden und wird fortgeſetzt werden.“ Man 
durfte ſich alſo mit Geduld wappnen. 

Es verlautete, daß Kaifer Wilhelm auf 
feiner Reife nach Korfu dem Kaifer Franz Jo— 
ſef wieder einen Beſuch abſtatten, im Sommer 
eine Suſammenkunft mit dem Kaifer Nikolaus 
haben und an den Schweizer Manövern teilneh- 
men werde; auch der Beſuch des Königs Georg 
von England in Berlin wurde in Ausſicht geſtellt. 
Die Öffentlichkeit wurde von der Preſſe vielfach 
mit Gerüchten und Mitteilungen über die bevor- 
ſtehende Heeresvorlage ſamt Deckungsfrage be⸗ 
ſchäftigt, ſeitdem der Reichskanzler zu Anfang des 
Monats mit führenden Parlamentariern aller 
bürgerlichen Parteien eine Beſprechung gehabt 
hatte. In alldeutſchen Blättern tauchte die voll- 
kommen unbegründete Behauptung auf, infolge 
des Beſuchs Cord Haldanes ſolle die Slotten- 
vorlage beſchnitten werden. Am 1. März waren 
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ſechs Jahre verfloſſen, ſeitdem der unter ſchweren 
Kämpfen zuſtandene gekommene Solltarif in Kraft 
getreten war. Die ſegensreichen Folgen desſelben 
für das Wirtſchaftsleben wurden in der bürgerlichen 
Preſſe vielfach hervorgehoben und ſelbſt der würt⸗ 
tembergiſche ſozialdemokratiſche Abg. Neil ſagte 
ſeinen Wählern, die Abſchaffung der Getreidezölle 
ſei unſinnig und unmöglich. Tatſächlich ſind die 
Getreidepreiſe in freihändleriſchen Seiten höher ge— 
weſen als nach der Einführung der Sölle und haben 
auch trotz der allgemeinen Preisſteigerung die da— 
malige Höhe noch nicht wieder erreicht. Am 
12. März wurden die Ratifikationsurkunden über 
das am 4. Vovember 1911 abgeſchloſſene deutſch— 
franzöſiſche Abkommen über Marokko und Äquato- 
rialafrika ausgetauſcht. Wegen Meinungsverſchie⸗ 
denheiten über die Deckung für die Voſten der 
Wehrvorlagen trat am 16. März der verdienit- 
volle Reichsſchatzſekretär Wermuth zurück und 
erhielt in dem bisherigen Unterſtaatsſekretär im 
Reichsfchagamt Dr. Kühn einen Nachfolger. Die 
Milieupreſſe, die den Surückgetretenen noch wäh⸗ 
rend der Wahlagitation bitter befehdet hatte, trat 
jetzt lebhaft für ihn ein und tadelte beſonders leb— 
haft, daß die Entlaſſung ohne beſondere Auszeich— 
nung erfolgt ſei. Er hatte aber ſchon am letzten 
Krönungs⸗ und Grdensfeſte, trotz feiner nur kurzen 
Dienſtzeit, den Roten Adlerorden J. Klaſſe mit 
Eichenlaub erhalten. An der Börſe tauchten ganz 
unbegründete Gerüchte über eine Verſchlimmerung 
des Derhältniffes zu England wegen einer neuer⸗ 
lichen Entgleiſung Churchills auf. Man foll 
doch engliſche Miniſter ſchwatzen laſſen! — 
Mittlerweile hatte der Kaiſer am 4. März 
dem Großherzog von Oldenburg einen kurzen Be- 
ſuch gemacht, in Wilhelmshaven die Rekruten für 
die Flotte vereidigt und Beſichtigungen der Marine⸗ 
einrichtungen in der Nordſee vorgenommen. Er 
traf am 8. in Bremen ein und machte im Ver— 
waltungsgebäude des Norddeutſchen Lloyd ſowie 
im Ratskeller einen Beſuch. Am 13. traf der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſche Generalſtabschef Me. Sche- 
mua in Berlin ein, meldete ſich am folgenden 
Tage beim Kaifer Wilhelm und nahm am 
Frühſtück beim Kaiferpaar teil. Abends gab der 
Generalſtabschef General v. Moltke ein Diner, 
am Donnerstag fand eine vollſtändig kriegsmäßige 
militäriſche Übung in Döberitz ſtatt und am 15. gab 
das Kaifer Franz⸗Garderegiment dem Gaſte ein 
Diner. Am 19. entſprach der Kaifer der Einladung 
des Botſchafters Cambon in die franzäfische Bot⸗ 
ſchaft und machte am 22. auf der italieniſchen Bot- 
ſchaft einen längeren Beſuch. Die Abreiſe nach 
Korfu war um einige Tage verfchoben worden, und 
daran knüpften die Alleswiſſer die beunruhigend- 
ſten Gerüchte, die von Tag zu Tag ſchwärzer wur⸗ 
den. Vicht nur Herr v. Niderlen-Wächter, 
fondern auch Staatsſekretär Delbrück und ſelbſt 
der Reichskanzler v. Bethmann Bollweg 
follten ihre Entlaffung gegeben haben. Für letzte 
ren war auch ſchon ein Erſatz gefunden in Groß— 
admiral v. Tirpitz, denn dieſem habe der Kaifer 
einen Frühbeſuch gemacht — nämlich zu deſſen Ge— 
burtstag. Man muß ſich billig hinterher wundern, 
mit was für Albernheiten auf gänzlich mißver— 


ſtandene Anzeichen hin die Blätter ihre Ceſer zu 
unterhalten verſuchen. Darf man erſtaunt ſein, 
wenn von all ſolchem aufregenden Unſinn nachher 
doch ein gewiſſes Gefühl der Beunruhigung zurück⸗ 
bleibt? Auch der Streik im Nuhrrevier war doch 
kaum ernſt genug, um größere Beſorgniſſe auf- 
ſteigen zu laſſen. 

Am 22. März, abends ½7 Uhr, reiſte Kai⸗ 
fer Wilhelm mit dem Prinzen und der Prin- 
zeſſin Auguſt Wilhelm und der Prinzeſſin 
Viktoria Cuiſe nach Wien ab. Beide Prin- 
zeſinnen ſollten dem Kaiſer Franz Joſef vor— 
geſtellt werden. Der Beſuch im Schloſſe zu Schön⸗ 
brunn vollzog ſich faſt genau fo wie in frühe- 
ren Jahren. Nur empfing diesmal Erzherzog 
Ceopold Salvator in Vertretung des Kai- 
ſers die Berliner Gäſte und geleitete ſie nach Schön⸗ 
brunn, wo die Hofwagen um 11¼ Uhr eintrafen. 
Auf der ſogenannten blauen Stiege begrüßten die 
beiden Monarchen einander wiederholt mit HBände⸗ 
drücken und Küffen. Kaiſer Franz Joſef be 
grüßte auch den Prinzen Auguſt Wilhelm und 
die Prinzeſſinnen in überaus herzlicher Weiſe. Nach 
der Begrüßung der Erzherzoge und Erzherzo⸗ 
ginnen blieben die beiden Kaiſer in intimem Ge⸗ 
ſpräch beieinander. Um 12¼ Uhr fand Familien- 
diner im engſten Kreife ſtatt. Trotz des ausgefucht 
ſchlechten Wetters hatten ſich doch bei der An⸗ 
kunft des Kaiſers Wilhelm dichte Menſchen⸗ 
maſſen angeſammelt, um den Gäſten ihren Will⸗ 
kommgruß zu bieten. Die Bahnhöfe waren reich- 
geſchmückt, alle angrenzenden Häufer hatten ge⸗ 
flaggt, die Blätter die wärmſten Begrüßungs⸗ 
artikel gebracht. Kaiſer Wilhelm empfing den 
Grafen Berchtold in einſtündiger Audienz und 
fuhr nachmittags in die deutſche Botſchaft zum 
Tee. In der Kapuzinergruft ließ er an den Sär- 
gen der Kaiferin Sliſabeth und des Uron⸗ 
prinzen Rudolf Kränze niederlegen. Gbgleich die 
Bevölkerung wegen des ſtrömenden Regens nur 
geſchloſſene Hofwagen ſah, harrte fie doch auf den 
Straßen aus. Dieſe ſtille Huldigung unter fo er⸗ 
ſchwerenden Umſtänden war wahrhaftig höher an- 
zuſchlagen als ſtürmiſche Jubelrufe bei ſchönem 
Wetter. Abends fand in Schönbrunn große Hof- 
tafel ſtatt, an der außer den Erzherzogen und 
Erzherzoginnen die Mitglieder der deutſchen Bot⸗ 
ſchaft und der deutſchen Geſandtſchaften, die ge- 
meinſamen Miniſter und die beiden Miniſterpräſi⸗ 
denten teilnahmen. Die beiden Monarchen tran- 
ken einander zu, Toaſte wurden nicht ausgebracht. 
Um 9 Uhr verabſchiedete ſich Kaiſer Wilhelm 
in der herzlichſten Weiſe und wurde vom Erzher- 
zog Leopold Salvator zur Bahn begleitet. 

Am 24. mittags traf Kaiſer Wilhelm bei 
herrlichem Wetter in Venedig ein, wurde vom 
Botſchafter v. Jagow, dem deutſchen Konful 
und Vertretern der deutſchen Kolonie empfangen 
und von der Bevölkerung mit ſüdlicher Cebhaftig⸗ 
keit begrüßt. Auf der Fahrt zur „Hohenzollern“ 
wurde er von geſchmückten Gondeln der Ruder- 
vereine begleitet, Vereine bildeten Spalier, und 
alle wetteiferten in Kundgebungen. Nachmittags 
machte der Kaifer mit feinen Kindern Beſuche. 
Am folgenden Vormittag traf König Viktor Ema- 
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nuel in Venedig ein, wurde von den Behörden 
empfangen und von der Bevölkerung lebhaft be— 
grüßt. Um 10 Uhr kam er unter Salut auf 
der „Hohenzollern“ an. Die Monarchen tauſchten 
wiederholt Kuß und Händedruck aus, worauf König 
Viktor Smanuel die Prinzeſſinnen und den 
Prinzen Auguſt Wilhelm begrüßte. Nach der 
Dorftellung der Gefolge und Schiffskommandanten 
verweilten der Kaiſer und der König auf Deck 
in anderthalbſtündigem Geſpräch, zu dem auch 
Botſchafter v. Jagow zugezogen wurde. Um 
12 Uhr verließ König Viktor Emanuel das 
Kaiferfchiff, gleich darauf begab ſich Kaifer Wil- 
helm mit dem Prinzen und den Prinzeſſinnen 
in den königlichen Palaſt zur Frühſtückstafel, die 
nur kurze Seit dauerte. Danach erſchien der König 
mit ſeinen Gäſten unter dem Jubel des ſich zu 
Tauſenden auf dem Markusplatze drängenden 


Volkes auf dem Balkon. Später wurde ein ges 


meinſamer Ausflug nach Tercello zum Beſuch der 
antiken Baſilika und des Muſeums unternommen. 
Abends war Bankett auf der „Hohenzollern“, 
gleichzeitig Illumination auf dem Markusplatze 
und Serenade auf dem Canale Grande. Sahlreiche 
Boote umringten die Kaiferjacht, ein gemiſchter 
Chor und ein Orcheſter auf einem geſchmückten 
und illuminierten Prahm brachte eine Serenade. 
Nach herzlichem Abſchied verließ König Viktor 
Emanuel um ½ l Uhr die „Rohenzollern“ und 
reiſte nach Rom ab. Wach der gewiſſen Kühle, 
die die franzoſenfreundliche Preſſe wegen der an— 
geblichen Türkenfreundſchaft Deutſchlands geſchaf⸗ 
fen hatte, wurde der Beſuch Maiſer Wilhelms 
jetzt hoch aufgenommen. Er hätte ja auf kür⸗ 
zerem Wege nach Korfu reifen können. Man er- 
kannte die abſichtliche Höflichfeit und wußte fie 
zu ſchätzen. Politiſch wertvoll war unſtreitig, daß 
Kaifer Wilhelm vom Kaifer Franz Joſef 
zum König Viktor Emanuel kam. 

Am 26. März, früh 7 Uhr, fuhr die „Bohen⸗ 
zollern“ mit dem Kaifer Wilhelm, gefolgt vom 
Kreuzer „Kolberg“ von Venedig ab und hielt auf 
die Inſeln Brioni zu. Beim vorjährigen Kaiſerbeſuch 
in Wien hatte der Thronfolger Erzherzog Franz 
Ferdinand feinen Aufenthalt auf der Inſel 
unterbrochen, um in Schönbrunn anweſend zu ſein. 
Diesmal machte ihm und feiner Gemahlin Kaifer 
Wilhelm in Brioni einen Beſuch. Erzherzog 
Franz Ferdinand bevorzugt dieſen herrlichen 
Fleck Erde in der blauen Adria ſeit Jahren, feit- 
dem die vor 30 Jahren noch unbewohnte Inſel— 
gruppe zu einem hervorragenden Kurort umge— 
ſtaltet und durch den berühmten Dr. Noch von 
der Malaria befreit worden iſt. Hedern und Dattel- 
palmen, mächtige Agaven und unzählige Arten blü- 
hender Sträucher beleben das von ausſichtsreichen 
Höhenkuppen durchſetzte Gelände. Das öjterrei- 
chiſch⸗ungariſche Geſchwader feuerte Salut, als Kai- 
ſer Wilhelm mittags eintraf. Erzherzog Franz 
Ferdinand kam an Bord der „Rohenzollern“ und 
geleitete den Kaifer mit dem Prinzen Au guſt 
Wilhelm und den Prinzeſſinnen an das Land, 
wo fie von der Herzogin von Hohenberg, der 
Gemahlin des Erzherzogs, begrüßt wurden. Die 
zahlreichen Kurgäſte kargten nicht mit lebhaften 


Kundgebungen. Um 1 Uhr fand beim Erzherzog 
ein Frühſtück ſtatt, dann wurde in Automobilen eine 
Rundfahrt unternommen zur Beſichtigung der Se= 
henswürdigkeiten und der Befeſtigungsanlagen. 
Nach herzlichem Abſchied vom Erzherzog Franz 
Ferdinand und ſeiner Familie ging Kaiſer Wil⸗ 
helm mit feinen Begleitern um 5½ Uhr wieder 
an Bord der „Hohenzollern“, die ſich unter dem 
Geſchüͤtzſalut der vereinigten Geſchwader nach Korfu 
in Bewegung ſetzte. Die Ankunft erfolgte dort am 
27., nachmittags 5 Uhr, bei ſchönem Wetter unter 
der jubelnden Begrüßung der Bevölkerung. Der 
Kaiſer ging erſt am nächſten Tage an Land und 
verweilte im Achilleion bis zum 8. Mai. Der Auf⸗ 
enthalt verlief ähnlich wie in früheren Jahren. 
Der Kaifer nahm auch am griechiſchen Gſterfeſt 
teil, obgleich der König der Hellenen noch durch 
politiſche Geſchäfte in Athen zurückgehalten war 
und erſt am l'. April mit dem Kronprinzen Kone 
ſtantin eintraf. Vorher, während der Oiterfeier- 
tage, hatte der Reichskanzler v. Bethmann 
Hollweg auf beſondere Einladung im Achil⸗ 
leion geweilt; der Kaifer hatte ihn ſelbſt vom 
Hafen nach dem Schloſſe abgeholt. Am 2. Mai 
traf der griechiſche Miniſterpräſident Wenife- 
los ein, wurde vom Kaifer empfangen und durch 
Verleihung des Großkreuzes des Roten Adler— 
Ordens ausgezeichnet. Auf feiner Rückreiſe aus 
dem Süden kam am 30. April auch der Kronprinz 
Georg von Sachſen nach Korfu und machte dem 
Kaiſer einen Beſuch. 

Am Mittag des 8. Mai ging nach herzlicher 
Verabſchiedung von der griechiſchen Königsfamilie 
Kaifer Wilhelm mit feiner Begleitung unter leb- 
haften Kundgebungen der Bevölkerung an Bord 
der „Bohenzollern“ zur Abfahrt nach Genua, wo 
die Ankunft am folgenden Tage gegen 2 Uhr nach⸗ 


mittags erfolgte. Botſchafter v. Ja go w, der Ge- 


neralfonful v. Herff, der Präfekt, der Bürger⸗ 
meiſter und der Hafenfapitän, die Generale Ca⸗ 
dorna und Tommaſi ſowie die Vertreter der 
deutſchen Kolonie begaben ſich zur Begrüßung an 
Bord, die Schiffe im Hafen hatten geflaggt. 
1/6 Uhr ging der Kaifer an Land und trat unter 
den lauten Kundgebungen der deutſchen Kolonie 
und des italieniſchen Publikums die Fahrt nach 
Karlsruhe an. Auf der Durchreiſe wurde er in 
Mailand im Auftrage des Königs Viktor Ema- 
nuel vom Grafen von Turin begrüßt. Am 
U. Mai um 10% Uhr vormittags traf der Kaiſer 
in Karlsruhe ein, wohin vorher ſchon Reichskanzler 
v. Bethmann Bollweg, Staatsſekretär v. Ki- 
derlen-Wächter und der Botſchafter Frhr. 
Marſchall v. Bieberſtein aus Berlin ge⸗ 
kommen waren. Der Großherzog von Baden war 
mit Gemahlin und den Prinzen auf dem Bahnhofe 
erſchienen. Sie fuhren durch die feſtlich geſchmück⸗ 
ten Straßen unter lebhaften Begrüßungen der Be— 
völkerung nach dem Reſidenzſchloß, wo die Groß⸗ 
herzoginwitwe Cuiſe den Kaifer begrüßte. Der 
Beſuch in Karlsruhe war wie immer vorwiegend 
ein Familienbeſuch, der nur durch die Berichte des 
Reichskanzlers und des Staatsſekretärs v. Ki- 
derlen⸗Wächter unterbrochen wurde. Dies⸗ 
mal erfolgte die Ernennung des Botſchafters Frhr. 


— [ 
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Marſchall v. Bieberſtein für London. Die 
Abreiſe des Kaifers und feiner Tochter nach Straß— 
burg fand am 15. Mai vormittags ſtatt. Die Ein- 
fahrt in Straßburg geſchah unter Glockengeläute 
und den lebhaften Kundgebungen des Publikums. 
Die Straßen und Häufer waren feſtlich geſchmückt. 
Der Kaifer nahm im Kaiferpalaft Wohnung und 
fuhr nach einem Frühſtück beim Staats ſekretär Frhrn. 
Sorn v. Bulach mit den Prinzen Auguſt Wil⸗ 
helm, Joachim und der Prinzeſſin Viktoria 
Cuiſe und Begleitung in Automobilen nach der 
Bohkönigsburg. Nach der Rückkehr war Diner beim 
Statthalter Grafen Wedel. Am 14. nahm der 
Kaifer vormittags vor dem Kaiferpalafte den Dor- 
beimarfch der Garniſon ab und nahm dann am 
Frühſtück beim kommandierenden General v. Fa— 
beck teil. Nachmittags begab ſich Prinz Auguſt 
Wilhelm nach Berlin, die Prinzeſſin Viktoria 
Cuiſe nach Homburg zu ihrer Mutter, die ſich in- 
zwiſchen einer erfolgreichen Kur in Bad Nauheim 
unterzogen hatte. 

Großes Aufſehen und wochenlange Erörte— 
rungen und Feſtſtellungen in den Blättern rief eine 
Äußerung des Kaifers hervor, die er nach dem 
Frühſtück beim Staatsſekretär Sorn v. Bulach 
dem Bürgermeiſter von Straßburg Dr. S chwan⸗ 
der gegenüber getan hatte. Er ſoll in Beziehung 
auf die unerhörten Vorgänge in der elfaß-loth- 
ringenſchen Kammer geäußert haben, das könne 
ſo nicht weitergehen. Wenn die Dinge ſo weiter— 
gingen, dann würde einfach die Verfaſſung auf- 
gehoben und das Beichsland in Preußen einver- 
leibt werden. Bezeichnenderweiſe ſtand die erſte 
indiskrete Veröffentlichung im Pariſer „Matin“. 
Der Seitungsſtreit über den Urheber der Indiskre— 
tion tut hier nichts zur Sache. Wenn ſich aber der 
Kaifer fo oder ähnlich geäußert hat, ſo hat er 
nur ausgeſprochen, was alle ernſthaften politiſchen 
Ureiſe in Deutſchland denken. Wenn die Elſaß— 
Lothringer keinen vernünftigen Gebrauch von der 
ihnen verliehenen Verfaſſung zu machen verſtehen, 
fo wird eben im Intereſſe des Reiches der Agita- 
tionsherd dort verſtopft werden, und ſie brauchen 
ſich nicht darüber zu verwundern, daß die Selb— 
ſtändigkeit aufhört. Sie werden ſich dann auch 
davon überzeugen, daß das Revanchegeſchrei der 
franzöſiſchen Blätter ebenſo geringen Wert hat wie 
während der letzten 40 Jahre. — Kaifer Wil- 
helm reiſte am 14. Mai nachmittags im Auto- 
mobil nach Metz ab, beſichtigte unterwegs in Pic 
die Münze und mehrere Forts um Metz und traf 
nach 7 Uhr im Gebäude des Generalkommandos 
ein. Am folgenden Tage fand eine große Trup— 
penübung des 16. Armeekorps und der 8. bay- 
riſchen Infanteriebrigade bei Mörchingen ſtatt. 
Nach dem Vorbeimarſch der Truppen beſichtigte 
der Kaifer Befeſtigungen bei Amanweiler und 
ſpeiſte abends bei ſeinem Regiment (Nr. 145) in 
Montigny. Nachts begab er ſich nach Homburg. 
Wegen des Ablebens des Königs von Dänemark 
nahm er nicht an den Feſtſpielen in Wiesbaden 
teil. Am 21. Mai verunglückte auf ſeiner Auto- 
mobilfahrt nach Kopenhagen zum Begräbnis in 
der Nähe von Vakel der älteſte Sohn des Her- 
zogs von Cumberland, Prinz Georg Wil- 


helm. Er war ſofort tot. Prinz Sitel Fried⸗ 
rich, Prinz Auguſt Wilhelm und der Groß 
herzog von Mecklenburg-Schwerin erſchienen am 
anderen Tage auf der Unglücksſtätte. Der durch 
unvorhergeſehenes Mißgeſchick verurſachte Unfall 
erregte in den weiteſten Kreijen tief Teilnahme. 

Während die Kaiferin nach Potsdam zurück 
kehrte, begab ſich Kaiſer Wilhelm am 23. Mai 
von Bad Homburg nach Hamburg, um dem Sta- 
pellauf des von der Hamburg — Amerika-Linie er- 
bauten Dampfers „Imperator“, des größten Schif⸗ 
fes der Welt, beizuwohnen. Er traf nach 8 Uhr 
auf dem Dammtorbahnhof ein und begab ſich nach 
dem Empfang, erſt im Automobil, dann auf einem 


Freiherr Marſchall von Bieberſtein. 


Hamburger Staatsdampfer, unter den lebhaften 
Begrüßungen der Bevͤlkerung nach der Vulkan⸗ 
werft, wo er mit dem ebenfalls erſchienenen Herzog 
Albrecht v. Württemberg zuſammentraf. 
Der Feſtplatz und die ganze Werft waren reich 
mit Flaggen und Girlanden geſchmückt. Nach einer 
kurzen, würdigen Anſprache des Bürgermeiſters Dr. 
Burchard tauſte der Kaifer das Rieſenſchiff, das 
um 9 Uhr 47 Minuten ſicher vom Stapel lief. 
Mittags fand beim Bürgermeiſter Dr. Burchard 
eine Frühſtückstafel für die hervorragendſten Feſt— 
teilnehmer ſtatt, nach der der Kaifer nach Potsdam 
abreiſte. Am nächſten Tage traf der öſterreichiſch— 
ungarifche Miniſter des Außern, Graf Berchtold, 
zu ſeinem Antrittsbeſuch in Berlin ein. Er durfte 
nicht bloß in amtlichen Kreifen, ſondern auch in 
allen Schichten der Bevölkerung des wärmſten Emp⸗ 
fanges ficher fein, denn das Bündnis mit der Donau— 
monarchie iſt ſelbſt allen unpolitiſchen Deutſchen 
Herzensfache. Die Reiſe hatte keinen beſonderen 
politiſchen Zweck, ſondern war bloß ein neues Glied 
in der Kette der fortlaufenden Begegnungen der 
politiſchen Ceiter des Dreibundes. Graf Berch⸗ 
told machte nach feiner Ankunft dem Reichs- 
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kanzler einen Beſuch, den dieſer erwiderte. Mit- 
tags fand beim Staatsſekretär v. Kiderlen- 
Wächter ein Frühſtück, abends beim Reichskanzler 
v. Bethmann Rollweg eine Tafel ftatt. Die 
leitenden Staatsmänner hatten mehrfache Bejpre- 
chungen miteinander. Am 25. wurde Graf Berd- 
told in Potsdam vom Kaifer Wilhelm in be— 
ſonderer Audienz empfangen und durch Verleihung 
des Schwarzen Adler-Ordens ausgezeichnet. Er 
wurde zur Frühſtückstafel geladen. Die äußere 
Ehrung, die dem Vertreter Gſterreich-Ungarns zu 
teil wurde, iſt ein beredtes Seugnis für die ftar- 
ken und innigen Bundesbeziehungen, an deren Er— 
haltung beiden Teilen viel gelegen iſt. — Kaifer 
Wilhelm hatte der Herzogin von Cum⸗ 
berland aus Anlaß des Todes ihres Sohnes ein 
herzliches Beileidstelegramm nach Gmunden ge— 
ſandt. Am 30. traf Prinz Ernft Auguſt von 
Cumberland in Berlin ein, um im Namen der 
Familie dem Kaifer Wilhelm für feine und feiner 
Söhne Teilnahme den Dank auszufprechen. 

Am 2. Juni kam König Friedrich Auguſt 
von Sachſen mit dem Kronprinzen Georg zum 
Beſuch nach Potsdam, wurde vom Kaifer im 
Neuen Palais empfangen und nahm an der Früh— 
ſtückstafel teil. Nach einer Beſichtigung der fäch- 
ſiſchen Mannſchaften des Lehrinfanterie-Bataillons 
kehrte der König über Berlin nach Dresden zurück. 
In dieſen Tagen beſchäftigten ſich die Seitungen 
viel mit angeblichen Derftimmungen und Perfonal- 
änderungen in hohen Staatsſtellen. Der Kriegs- 
miniſter v. Heeringen und der Landwirtſchafts⸗ 
miniſter Frhr. v. Schorlemer ſollten wackeln. 
Es ſtellte ſich alles als erfunden heraus. Am 
7. Juni trafen König Ferdinand von Bulgarien 
mit Gemahlin, den Prinzen Boris und Kyrill 
ſowie dem Miniſterpräſidenten Geſchow zum 
Beſuch in Potsdam ein. Es fand großer Emp- 
fang ſtatt. Kaifer Wilhelm, die Kronprinzeffin 
in Vertretung der noch leidenden Kaiferin, die 
Prinzen und Prinzeſſinnen, der Reichskanzler 
v. Bethmann Hollweg und Staatsſekretär 
v. Niderlen-Wächter waren zum Empfang 
auf dem Bahnhofe erſchienen. Die Begrüßung war 
ſehr herzlich, König Ferdinand begrüßte auch 
den Reichskanzler lebhaft. Die Fahrt nach dem 
Neuen Palais erfolgte durch ein Truppenſpalier, 
das Publikum grüßte mit lauten Hochrufen. Im 
Neuen Palais fand Frühſtückstafel ſtatt, an der 
auch die Kaiferin teilnahm. Offiziös wurde das 
beſondere Verdienſt des Königs Ferdinand her- 
vorgehoben, der ſo große Erfolge für Bulgarien 
zu erringen verſtanden habe, ohne die Sicherheit 
des Landes und den Frieden Europas zu gefähr- 
den. Nachmittags nahm Kaifer Wilhelm mit 
feinen Häſten und den Prinzen und Prinzeſſinnen 


wan dem großen Wettrennen im Grunewald teil. 


Abends war Galatafel im Marmorſaale des Neuen 
Palais, bei der der Kaiſer und der König Trink- 
ſprüche ausbrachten, in denen der erſtere die Ver— 
dienſte des Königs um das raſtlos emporſtrebende 
Bulgarenvolk hervorhob, während letzterer die auf⸗ 
richtige Pflege guter Beziehungen zu Deutſchland 
verſicherte, dem ein großer Teil der bulgariſchen 
Jugend ſeine Bildung verdankt. Beſonders dankte 
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er für die Verleihung des 4. Thüring. Inf. ⸗Reg. 
Nr. 72, da die unvergleichliche deutſche Armee 
für fein Heer vorbildlich geweſen ſei. Am ‚fol- 
genden Tage fand die Vorſtellung des in Potsdam 
eingetroffenen Offiziersforps des genannten Regi⸗ 
ments, dann die Befichtigung und eine Gefechts- 
übung des Kehrinfanteriebataillons, ſpäter Familien⸗ 
frühſtück im Neuen Palais ſtatt. 

Dom 10. bis zum 15. Juni nahm Kaifer Wil⸗ 
helm an den Übungen der Gardekavallerie-Divi⸗ 
ſion in Döberitz teil. Zu gleicher Seit begannen 
die jährlichen Wettfahrten an der Unterelbe, wo- 
hin ſich der Kaifer am 16. über Hamburg begab. 
Am folgenden Tage beteiligte er ſich mit ſeiner 
Jacht „Meteor“ an der Wettfahrt. Beim Diner 
auf dem Dampfer „Viktoria Cuiſe“ der Ham- 
burg — Amerika⸗Linie hielt er auf die patriotiſche 
Anſprache des Bürgermeiſters Dr. Burchard eine 
Rede, die überall, auch im Auslande, wegen ihrer 
politiſchen Bedeutung gewürdigt wurde. Sie bot 
eine Vereinigung von friſcher, freudiger Unter- 
nehmungsluſt, kraftbewußter Bereitſchaft zum Feſt⸗ 
halten und maßvoller Beſonnenheit in der Wahl 
der Siele. Charakteriſtiſch war die Hervorhebung 
des alten Hanſeatenſpruchs vom Rathaufe zu Cü⸗ 
beck: „Das Fähnlein iſt leicht an die Stange ge- 
bunden, aber es koſtet viel, es mit Ehren wieder 
herunterzuholen“, und das Gelöbnis an die deutſche 
Reederei: „Da, wo Sie vorangehen, da wird meine 
Flagge Ihnen folgen.“ Auch im Auslande iſt die 
Rede gleicherweiſe als Zeugnis für den unbeirr- 
baren nationalen Fortſchritt wie als großartige 
Friedenskundgebung angeſehen worden. Der Kai- 
fer traf am 19. in Kiel ein und blieb da bis 
zum Ende des Monats. Am 25. wurde ihm für 
den Sieg ſeines „Meteor“ vom engliſchen Royal 
Thames Jachtklub der Cumberland-Pokal feierlich 
überreicht. In feiner Erwiderung betonte Kaifer 
Wilhelm: „Möge der CTumberland-Cup hier 
ſtehen als ein ſichtbares Band der für Großbri- 
tannien und Deutſchland ſo natürlichen und wert— 
vollen Freundſchaft.“ 

In England hatte man um dieſe Seit ge- 
rade viele ſchöne Worte für Deutſchland. Man 
fühlte ſich in beiden Parteilagern durch die Ernen⸗ 
nung des in Condon eingetroffenen Botſchafters 
Frhrn. Marſchall v. Bieberſtein, der als 
bedeutendſter deutſcher Diplomat galt, angenehm 
berührt. Eine dauernde Beſſerung der deutſch⸗ 
engliſchen Beziehungen wird aber doch nur dann 
möglich fein, wenn man ſich jenfeit des Kanals 
von der Vorſtellung befreit, daß Deutſchland nach 
der Vorherrſchaft in Europa ſtrebe, die man drü— 
ben für ſich in Anſpruch nimmt. Mit ſcheelen Aus 
gen ſah man wieder zu der angekündigten Be— 
gegnung der Kaifer Wilhelm und Nikolaus, 
denn in England verſtimmt ſchon jede Annäherung 
zwiſchen Deutſchland und Rußland. Daran änderte 
auch nichts, daß Lord Baldane wieder einmal 
privatim auf deutſchem Boden weilte. — Für den 
im Mai verſtorbenen Botſchafter Grafen Dften- 
Sacken wurde der bisherige ruſſiſche Geſandte 
in Athen Sergius Nikolajewitſch Swerbe je w 
zum ruſſiſchen Botſchafter in Berlin. ernannt. Er 
gilt als Vertrauensmann des Miniſters des Außern 
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Sſaſanow und ſollte bei der bevorſtehenden 
Kaiferbegegnung zum erſtenmal in feiner neuen 
Eigenſchaft auftreten. 


Der neue Reichstag. 


Der Reichstag wurde am 7. Februar unter 
den gewöhnlichen Feierlichkeiten vom Kaiſer Wil⸗ 
helm mit einer Thronrede eröffnet, die wie die 
meiſten früheren rein fachlich und geſchäftsmäßig 
gehalten war. Auf die durch die Wahlen bewirk⸗ 
ten Anderungen ging ſie ſelbſtverſtändlich nicht ein 
und drückte bloß die Hoffnung aus, daß die neu⸗ 
gewählten Abgeordneten ihre beſten Kräfte an die 
gemeinſamen Arbeiten ſetzen würden. Die pflicht- 
bewußten und zur Pflicht mahnenden Worte der 
Thronrede beweiſen aber, daß die Reichsregierung 
unbeirrt durch die Erfolge der Wahlagitation und 
ihre Verherrlichung in der Milieupreſſe ihre Pflicht 
für das Wohl des Reiches weiter zu erfüllen be- 
abſichtigte. Die Aufzählung der neuen Vorlagen 
unterließ die Thronrede und begnügte ſich mit dem 
Hinweis auf die Kräftigung des Reiches. Eine 
Wehrvorlage wurde angekündigt ohne Angabe über 
den Inhalt und die notwendige Deckung, auch von 
einer Begründung durch die allgemeine Weltlage 
oder die Rüſtungen anderer wurde abgeſehen. Die 
auswärtige Politik ſoll gütlich⸗friedlich betrieben 
werden, ſoweit es mit der Würde und Ehre des 
Reiches verträglich iſt. Der Marokkovertrag habe 
dafür den Beweis geliefert. Der Dreibund und 
freundliche Beziehungen zu allen Mächten „auf 
der Baſis gegenſeitiger Achtung und guten Willens“ 
wurde betont, die Beibehaltung der bisherigen 
Wirtſchafts⸗ und Sollpolitik ausdrücklich angekün⸗ 
digt. „Im Vertrauen auf die geſunde Kraft des 
deutſchen Volkes blicke ich mit Suverſicht und auf 
Gottes gnädigen Beiſtand bauend über die Kämpfe 
des Tages hinweg in die Sukunft des Reiches.“ 
Das Ganze war eine ernſte Mahnung zur Arbeit. 
Es mußte ſich nun bald zeigen, wie weit die 
frampfhafte Selbſtſuggeſtion der „Sieger“ im 
Wahlkampf dieſer Mahnung nachzukommen ver- 
mochte, oder ob der Einfluß der politiſchen Schreier 
weiter gelten ſollte. Der Reichstag beſaß keine 
„ſchwa rzblaue“ Mehrheit mehr, dagegen eine 
knappe Mehrheit der geſamten Linken, von Bajjer- 
mann bis Bebel. Außerdem konnte eine Arbeits- 
mehrheit der bürgerlichen Parteien gebildet wer- 
den, über allem ſchwebte aber auch eine ſtarke 
ſchwarzrote Mehrheit des Zentrums mit den Sozial⸗ 
demokraten. Tatſächlich war die Lage vor der 
Keichstagsauflöſung von 1906 wieder hergeſtellt. 
Es war zwar nicht anzunehmen, daß das durch 
die Erfahrungen von damals gewitzigte Zentrum 
von dieſer Mehrheit Gebrauch machen, aber 
ſonſt feine ausfchlaggebende Stellung ausnützen 
werde. 

Unter dem Vorſitz des Alterspräſidenten Al- 
bert Träger fand nachmittags eine Sitzung ſtatt, 
in der die Beſchlußfähigkeit feſtgeſtellt und die Wahl 
des Präſidiums auf den folgenden Tag beſtimmt 
wurde. Sie kam aber nicht zu ſtande, weil die 
Parteien ſich nicht einigen konnten. Die Konfer- 
vativen erklärten, fie würden an keinem Präſi⸗ 


dium teilnehmen, in dem ein Sozialdemokrat ſitze, 
die Milieupreſſe verlangte dagegen ein Präſidium, 
das den Wahlſieg zum Ausdruck bringe. Abg. 
Baſſermann beantragte die Vertagung, die 
unter großer Heiterkeit einſtimmig beſchloſſen wurde. 
Am 9. wurde endlich in einem dritten Wahlgange 
Abg. Dr. Spahn (Sentrum) mit 196 gegen Bebel 
mit 175 Stimmen zum Präſidenten gewählt. Er 
nahm die Wahl an. Als erjter Dizepräfident wurde 
Abg. Scheidemann (Sozialdemokrat) mit 188 
gegen 177 Stimmen, als zweiter Vizepräſident Abg. 
Dr. Paafche (nat. lib.) mit 274 Stimmen gewählt. 
Es wurde vielfach bemerkt, daß namhafte Na⸗ 
tionalliberale für Bebel und Scheidemann ge— 
ſtimmt hatten. Die Konfervativen hatten, nach- 
dem Scheidemann gewählt worden war, weiße 
Settel abgegeben. Das Haus vertagte ſich bis 
zum 15. Der Abg. Dr. Spahn legte das Präſi⸗ 
dium nieder, da er nicht neben einem Sozialdemo- 
kraten amtieren wollte, auch die Nationalliberalen 


Präſident des Reichstags Dizepräjident des Reichstags 
Dr. Kämpf. Dove. 


beſchloſſen, nicht im Präſidium vertreten ſein zu 
wollen und Abg. Dr. Paaſche trat nach einigem 
Sögern ebenfalls zurück. Bei der Ablehnung der 
drei ſtärkſten bürgerlichen Parteien konnte nur noch 
die fortſchrittliche Volkspartei in Frage kommen, 
und nachdem am 13. die Wahl wieder hatte ver- 
tagt werden müffen, wurden am 1%. die dieſer 
Partei angehörigen Abg. Dr. Kämpf zum Prä- 
ſidenten und Dove zum zweiten Dizepräfidenten 
gewählt. Die oben erwähnten Parteien hatten 
meiſt weiße Stimmzettel abgegeben. Nachdem das 
Haus fo formell konſtituiert war, konnte Schatz⸗ 
ſekretär Wermuth die erſte Leſung des Stats 
mit einer längeren Darlegung der Finanzlage ein- 
leiten. Die allgemeine Etatsdebatte brachte in den 
erſten Tagen lebhafte Auseinanderſetzungen der 
Parteien über die Wahlvorgänge, am 15. machte 
der Reichskanzler unter Suſtimmung aus dem 
Kaufe die bereits erwähnten Mitteilungen über die 
unverbindlichen Verhandlungen mit Cord Bal⸗ 
dane. 

Am 15. griff der Reichskanzler nochmals in 
die Debatte ein und nahm in einer längeren, ge⸗ 
dankenreichen Rede Stellung zu dem Wahl⸗ 
ergebnis und der dadurch geſchaffenen Lage. Er 
wendete ſich zunächſt gegen gewiſſe Legenden über 
die Steuerreform. Er habe wohl die Notwendig⸗ 
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keit der Reform verteidigt, nicht aber die Art und 
Weiſe, mit der die Konfervativen und Zentrum die 
Erbanfallſteuer zu Fall gebracht haben. Wenn ein 
Zentrumsabgeordneter die Wiedereinbringung die⸗ 
fer Steuer als eine Brüskierung der Finanzreform— 
parteien bezeichnet habe, ſo verberge ſich dahinter 
ein Machtanſpruch, den er nicht anerkenne. Die 
Folgen jener Politik zeigen ſich jetzt in dem Erfolg 
der Sozialdemokraten. Er habe immer die bür- 
gerlichen Parteien ermahnt, fich nicht zu zerflei⸗ 
ſchen. Der Ruf zum Suſammenhalten werde bald 
aus dem Volke ſelbſt ertönen. Er wies auf den 
Widerſpruch hin, daß die Liberalen 1907 bei der 
Niederfämpfung der Sozialdemokraten gejubelt 
haben und nach dem jetzigen Wahlausfall wieder 
jubeln. Die Sozialdemokratie habe ſich doch nicht 
geändert. „Den Entſchluß des Fortſchritts, Groß— 
blockpolitik zu treiben, und die Krifen in der national— 
liberalen Partei, deren Zeugen wir in den letzten 
Tagen waren, kann ich nicht auf eine grundſätz⸗ 
liche Wandlung der Sozialdemokratie zurückführen. 
Was ſich gewandelt hat, das iſt der 
Ciberalismus. (Sehr richtig! rechts.) Er iſt 
weiter nach links geglitten.“ ... „Nun meinen Sie, 
ich follte wegen des Ausfalles der Wahlen die Re— 
gierungspolitik völlig neu orientieren. Wie ſollte 
ich dazu kommen?“. .. „Sollten wir etwa aus 
Angſt vor den 110 ſozialdemokratiſchen Mandaten 
die Regierungspolitik neu orientieren?“ .. „In 
dem Stimmzettelhaufen, auf den Sie ſo ſtolz ſind, 
ſteckt ſehr viel Glaube an die Ungefährlichkeit der 
Sozialdemokratie.“ (Heiterkeit.) „Für die Regie⸗ 
rung gibt es kein Wanken und Schwanken.“ 
Su einer ferneren Demokratiſierung des Wahl- 
rechts werde er nicht die Hand bieten. Deutſchland 
bedürfe einer ſtraffen Organiſation, namentlich im 
Intereſſe des Friedens. Die dem Reichstage vor- 
liegenden wichtigen Aufgaben für die Sukunft kön⸗ 
nen nicht gelöſt werden, wenn die bürgerlichen 
Parteien ihren Rader nicht vergeſſen. „In früheren 
Epochen unſerer Geſchichte mag Seit geweſen ſein 
für querelle allemande, heute nicht mehr. Ein 
Staat, der feine Tüchtigkeit durch Uneinigkeit lähmt, 
den wird die Weltgeſchichte erbarmungslos zu 
Boden treten.“ (Cebhafter Beifall rechts und im 
Sentrum.) — Die Milieupreſſe war von der ge— 
gebenen Charakteriſierung des Liberalismus wenig 
erbaut. 

Bisher pflegte das ganze Reichstagspräſidium 
vom Kaifer empfangen zu werden. Berr Scheide— 
mann mochte aber nicht „zu Hofe‘ gehen, darum 
wurde bloß wegen Empfangs der Herren Dr. 
Kämpf und Dove angefragt. Der Kaifer ließ 
aber beſtens danken. Am 19. verwahrte ſich Berr 
v. Bethmann Hollweg in ener kurzen Rede 
gegen den Vorwurf des Abg. Gothein GFortſchr.), 
daß er ſich neulich durch ſeine Bemerkungen über 
die Wahl eines ſozialdemokratiſchen Dizepräfiden- 
ten in die inneren Angelegenheiten des Reichstags 
eingemifcht habe. „Ich habe nur die Haltung der 
beiden liberalen Fraktionen zum Gegenſtand meiner 
Bemerkungen gemacht und ausgeführt, daß nach 
meiner Überzeugung ſich die liberalen Parteien 
nach links entwickelt haben. Es iſt keine Anmaßung, 
das zu ſagen, und das iſt kein Übergriff. Es han- 


delt ſich dabei um Akte, welche in unſerer ge— 
ſamten politiſchen Öffentlichkeit das größte Auf— 
ſehen erregt haben, und daran ſoll der Reichs- 
kanzler ſtillſchweigend vorübergehend Nein, meine 
Berren, ich denke gar nicht daran, ich werde dar— 
über diejenigen Bemerkungen machen, die ich von 
meinem Standpunkte aus für richtig halte.“ (Su⸗ 
ſtimmung rechts, Sachen links.) In bezug auf die 
Erbſchaftsſteuer mahnte der Reichskanzler die Par- 
teien, die Einbringung der Vorlage abzuwarten; 
die verbündeten Regierungen müßten ſich jeden— 
falls freie Band in der Deckungsfrage wahren. 
Endlich ſprach Herr v. Bethmann Rollweg 
noch über die CLinksentwicklung der Nationallibera- 
len, die ſogar ſchon Gnade vor den Augen des 
„Berliner Tageblattes“ gefunden haben. (Stür⸗ 
miſche Heiterkeit.) „Ich nehme ſchon heute 
dankbar von der Erklärung des Abg. Dr. Paaſche 
Akt, daß ſeine Partei nicht daran denke, ſich weiter 
nach links zu entwickeln.“ (Stürmiſche Heiterkeit.) 
Er ſchloß mit der Hoffnung, daß die gegenwärtige 
Cinksentwicklung der Partei wieder rückgängig ge- 
macht würde. Am Schluß der Sitzung ſtellte ſich 
heraus, daß die Nationalliberalen über das Der- 
halten der Sozialdemokraten zu den ſogenannten 
„höfiſchen Verpflichtungen“ im Irrtum geweſen 
waren. Abg. Bebel beſtritt dem Abg. Dr. 
Paaſche gegenüber beſtimmt, daß er oder andere 
feiner Partei ſich zu ſolchen Verpflichtungen be- 
reit erklärt hätten. Es hat ſich aber hinterher 
herausgeſtellt, daß in dieſem Punkte den Abg. 
Bebel das Gedächtnis im Stich gelaſſen hatte. 
Am 20. ging die erſte Etatsdebatte zu Ende, das 
Haus verwendete dann zwei Sitzungen auf die forte 
ſchrittlichen und ſozialdemokratiſchen Interpellatio⸗ 
nen wegen zeitweiliger Aufhebung der Sölle auf 
Futtergerſte, Mais und Kartoffeln. Staatsſekretär 
Wermuth ſtellte nur zollfreie Kartoffeleinfuhr 
bis zum 15. Februar in Ausſicht. 

Das Reichstagspräfidium wird immer zunächſt 
bloß auf vier Wochen gewählt, dann erſt folgt die 
definitive Wahl. Obgleich man zur erſten Wahl 
die Seit vom 7. bis 14. Februar gebraucht hatte, 
wurde die definitive Wahl ſchon auf den 8. März 
anberaumt. In den bürgerlichen Parteien (aus- 
genommen die durch ihre geheime Abmachung mit 
den Sozialdemokraten gebundene Fortſchrittspartei) 
fühlte man das Bedürfnis, Herrn Scheide mann 
wieder loszuwerden. Die Stimmung im Lande 
hatte ſpeziell die Nationalliberalen belehrt, doch 
blieb ihre Haltung noch unſicher. Nonſervative und 
Sentrum hielten an ihrem bisherigen Standpunkte 
feſt, eine Einigung unter den Parteien war nicht 
erzielt worden, das in allen Teilen überfüllte Baus 
war in voller Spannung. Sum Präſidenten wurde 
mit 192 gegen 189 Stimmen Dr. Kämpf als Kane 
didat der ſiegreichen Linken wiedergewählt, Dr. 
Spahn hatte 187 Stimmen erhalten. Mit Hilfe 
der Konſervativen und des Sentrums wurde der 
Nationalliberale Dr. Paaſche gegen Scheide— 
mann zum erſten und mit derſelben Bilfe der 
fortſchrittliche Abg. Dove zum zweiten Vizepräſi⸗ 
denten gewählt. Bei beiden letzten Wahlen hatte 
die fortſchrittliche Volkspartei für den Sozialdemo— 
kraten, ſelbſt auch gegen ihr Parteimitglied Do ve 
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geſtimmt. Die Sozialdemokraten erlaubten da— 
gegen Herrn Dove die Annahme. Damit war end— 
lich die Präſidiumskomödie erledigt. Fortſchrittliche 
Blätter begeiſterten ſich trotz des ſehr knappen Sie- 
ges der Herren Kämpf und Dove darüber, daß 
nun über dem Reichstage das liberale Banner 
wehe. Sentrum und Vonſervative hatten ihre An— 
ſprüche auf die Dizepräfidentenpoften doch gar nicht 
geltend gemacht, ſondern die beiden Liberalen gegen 
den Sozialdemokraten als das kleinere Übel durch⸗ 
geſetzt, weil ſie keinen „Genoſſen“ im Präſidium 
haben wollten. Das neue Präſidium wurde am 


21. vom Kaifer empfangen, der mit den Herren 


eine längere anregende Unterredung hatte, ohne 
Beziehung auf die Parteiverhältniſſe. 

Als der Reichstag am 28. März bis zum 
16. April in die Ofterferien ging, hatte er zwar noch 
nicht viel geleiſtet, aber neben den Lächerlichkeiten 
der Präſidentenwahl durchaus nicht gezeigt, daß 
die MO Genoſſen eine größere politiſche Wert— 
ſchätzung beſäßen als die 85, die ſchon 1905 bis 
1906 im Haufe ſaßen. Freilich war noch nicht ein⸗ 
mal der Stat beraten, doch ließ ſich das durch den 
ſpäten Beginn der Verhandlungen erklären, ſonſt 
waren nur vier kleinere Sachen handelspolitifcher 
Natur erledigt, die erſte Leſung des Reichs⸗ und 
Staatsangehörigkeitsgeſetzes vollendet und die An— 
träge auf Abänderung der Geſchäftsordnung an 
eine Kommifjion verwieſen worden. Natürlich war 
namentlich beim Stat des Reichsamtes des Innern 
wieder viel koſtbare Seit durch ſachlich überflüſſige, 
nur auf die Wirkung „zum Fenſter hinaus“ berech⸗ 
nete Reden vergeudet worden. Es ließ ſich auch 
eine Verſchärfung des ſozialdemokratiſchen Tons be⸗ 
obachten, doch konnte die Milieupreſſe nicht mit Un⸗ 
recht rühmen, daß ſich der demokratiſche Reichs⸗ 
tag unter liberaler Leitung ganz leidlich halte. Da⸗ 
gegen machte ſich in der letzten Sitzung vor Oſtern 
das Sentrum mit feiner ausfchlaggebenden Stel- 
lung breit, indem es mit Sozialdemokraten und 
Polen die Oſtmarkenzulage für die Poſt- und Tele- 
graphenbeamten ablehnte, die doch kein Kampf- 
mittel gegen die Polen, ſondern nur eine Vergütung 
für das Ausharren in ſchwierigen Verhältniſſen 
iſt. Bei den dreitägigen Debatten vom 14. bis 
16. März über den Bergarbeiterſtreik hatten ſich 
Sozialdemokratie und Zentrum arg in den Haaren 
gelegen, aber ſobald letzteres den nationalen Boden 
verlafjen will, wird es jene immer an feiner Seite 
finden. Dazu, aber nicht zur poſitiven parlamenta- 
riſchen Arbeit, ſind die „Genoſſen“ immer zu haben. 

Nach der Oſterpauſe tagte der Reichstag nur 
noch bis Pfingſten. Man muß anerkennen, daß er 
in dieſer kurzen angeſtrengten und ungewöhnlich 
bewegten Tagung Leiſtungen vollbracht hat, die 
ſich mit früheren ſehr fruchtbaren Seſſionen meſſen 
können. Was ſchon der Reichskanzler kurz nach 
Übernahme ſeines Amtes prophetiſch vorausſagte, 
die Arbeit werde die Parteien einander näher brin⸗ 
gen, hat ſich auch diesmal beſtätigt. Die bürger⸗ 
lichen Parteien haben in nationalen Dingen mit 
geradezu überraſchender Sinmütigkeit zuſammen⸗ 
gearbeitet und es machte einen faſt komiſchen Ein- 
druck, daß hinterher in der Parteipreſſe und in 
Derfammlungen der Parteiſtreit in der bisherigen 
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Weiſe mit ungeſchwächtem Eifer weitergeführt 
wurde. Der Stimmungsumſchlag nach den draſti— 
ſchen Vorgängen bei der Präſidentenwahl iſt un 
ſtreitig der ſchnellen Erledigung der großen Auf- 
gaben ungünſtig geweſen. Der gar nicht übermäßig 
laute Widerſpruch der Sozialdemokraten und der 
reichsfeindlichen Splitterparteien iſt gegenüber der 
großartigen Kundgebung des Reichstags bei den 
Wehrvorlagen im In- und Ausland nicht ohne 
tiefen Eindruck geblieben. In Sicherheits und 
Ehrenfragen des Reiches muß ſich der Volksſtim⸗ 
mung gegenüber auch die Sozialdemokratie mäßi— 
gen, will ſie nicht den beſten Teil ihrer Anhänger 
und alle Mitläufer verlieren. Sie verſuchte ſich 
dafür noch in den letzten Sitzungen, durch maßloſe 
Angriffe auf die Monarchie und auf Preußen zu 
entſchädigen; dergleichen ſchadet ihnen bei ihren 
Anhängern nichts. Als ſich der Reichstag am 
22. Mai bis zum 26. November vertagte, hatte 
er alle wichtigen Aufgaben gelöſt, wozu freilich 
mehrere Dauerſitzungen nötig waren. Die Behaup⸗ 
tungen der Sozialdemokraten, einzelne Vorlagen 
ſeien durchgepeitſcht worden, iſt unrichtig. An ein⸗ 
gehender Durchberatung hat es bei keiner geman- 
gelt, wenn auch nicht alle Redebedürfniſſe der 
„ſtärkſten Fraktion“ des Hauſes befriedigt werden 
konnten. In den wirtſchaftlichen Fragen fand ſich 
eine erhebliche Mehrheit für die Aufrechterhaltung 
der Schußzollpolitif zuſammen. Nur bei den Oſt⸗ 
markenzulagen verſagte das Baus, indem es ſie 
auch in der zweiten Leſung des Stats ablehnte, 
aber es machte doch dieſen Fehler teilweiſe wieder 
gut, indem es ſie bis zum Jahresſchluß bewilligte. 
Außer dem Stat wurden die Rüſtungs- und Dek⸗ 
kungsvorlagen, die neue Brüſſeler Suckerkonven⸗ 
tion, die kleine Strafgeſetznovelle, das Geſetz gegen 
den Mädchenhandel, das Schutztruppengeſetz und 
einige kleinere Vorlagen erledigt. 

Die Wehrvorlagen gingen dem Haufe am 
15. April zu. Sie brachten keine Überraſchung, höch⸗ 
ſtens wegen ihres geringen Umfanges. Sie forderte 
die Bildung zweier neuer Armeekorps aus bereits 
vorhandenen Diviſionen, 17 dritte Bataillone für 
die noch unvollſtändigen Regimenter, ein neues 
Kavallerieregiment, 4 Batterien, 6 Pionier- und 
Derfehrstruppenbataillone und 106 Mafchinenge- 
wehrfompagnien. Die Friedenspräſenz jteigt von 
515527 auf 544211 Mann. Die Flottenvorlage 
ſtellt die allmähliche Bildung (1912 bis 1917) eines 
dritten aktiven Geſchwaders in Ausſicht. Als Dek⸗ 
kung wurde neben gewiſſen Statsüberſchüſſen die 
Aufhebung des Branntweinſteuerkontingents (der 
ſogenannten „Ciebesgabe“) vorgeſchlagen. Mit Aus⸗ 
nahme der Sozialdemokraten wurden die Vorlagen 
zuſtimmend aufgenommen, von vielen Seiten wurde 
ſogar mehr verlangt. Die Ausſtreuung, daß die 
Heeresverwaltung urſprünglich noch größere For— 
derungen geſtellt habe, wurde aber kategoriſch de— 
mentiert. Wie ſchon erwähnt, hatte Schatzſekretär 
Wermuth wegen abweichender Anſicht über die 
Deckungsfrage demiſſioniert. Die erſte Leſung be— 
gann am 22. April. Reichskanzler v. Bethmann 
HBollweg gab eine kurze Erläuterung der Ge— 
ſichtspunkte für die Einbringung der Vorlage. Keine 
politiſche Gefahr, ſondern die allgemeine Ver— 
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ſchiebung der politiſchen Verhältniſſe ſeit dem Vor— 
jahre und die Rüſtungen anderer Staaten hätten 
ſie veranlaßt. „Tun wir das nicht, ſo ſind unſere 
Aufwendungen für Wehrzwecke überhaupt am letz— 
ten Ende zwecklos. (Huſtimmung.) Deutſch⸗ 
land iſt kriegsbereit, wenn ein Krieg ihm aufge— 
zwungen wird, aber Händel ſucht es nicht. (Beifall.) 

Wir brauchen eine ſtarke Rüſtung nicht allein 
zur Abwehr gegen einen möglichen Angriff, ſon— 
dern auch zur Wahrung unſerer Stellung im Frie— 
den, zur Sicherung unſerer Wohlfahrt zu jeder 
Seit. (Sehr richtig.) Nach unſerer Wehrkraft 
bemißt man unſeren Wert als Freund und Bundes- 
genoſſen (lebhafte FHuſtimmung), unſere Bedeutung 
als eventueller Gegner, das Gewicht unſeres Wor— 
tes in den internationalen Fragen, die uns be— 
rühren die Rückſicht, die andere auf unſere In— 
tereſſen nehmen.“ Über die Deckung der Kojten 
ſetzte er auseinander, daß an dem Grundſatz des 
bisherigen Schatzkanzlers: keine Ausgabe ohne 
Deckung feſtgehalten werde. Die Wiedereinbringung 
der Erbſchaftsſteuer würde nur den Parteihader an— 
gefacht haben. Rechnungen des Auslandes auf den 
deutſchen Parteihader würden zu ſchanden wer— 
den. „Ich gebe mich der zuverſichtlichen Hoff- 
nung hin, daß bei den Entſchließungen über die 
Ihnen gemachten Vorlagen der Einheitsgedanfe und 
die einfichtspolle Daterlandsliebe, die die Nation 
beſeelt, das entſcheidende Wort ſprechen wird.“ 
(Kebhaftes Bravo.) Kriegsminiſter v. Heeringen 
und Staatsſekretär v. Tirpitz gaben nun ein- 
gehende Aufſchlüſſe über die Heeres- und die 
Flottenvorlage, die finanzielle Seite erläuterte Schatz 
ſekretär Kühn. In der viertägigen erſten Leſung 
erklärten ſich alle bürgerlichen Parteien für die 
Vorlage und verwieſen fie an die Budgetkommiſ— 
ſion, die Deckungsvorlage aber an eine beſondere 
Kommiſſion. Swiſchen dem Abg. Erzberger und 
dem Uriegsminiſter v. Beeringen kam es über 
die von dem Sentrumsabgeordneten ganz unnötiger— 
weiſe aufgeworfene Duellfrage zu einem harten 
Huſammenſtoß. Don einem Duellunweſen kann man 
wahrhaftig in der deutſchen Armee nicht reden. 
Über allen prinzipiellen Anſichten in der Duell- 
frage ſteht doch der praktiſche Geſichtspunkt, daß 
ein Offizier, der aus irgend einem Grunde ein 
Duell ausgeſchlagen hat, vor der Front vor jungen 
Männern in den erſten zwanziger Jahren ſchlecht— 
hin unmöglich iſt. 

Die Befürchtung, daß ſich aus dem Vorgang 
Schwierigkeiten im Sentrum bei der Wehrvorlage 
ergeben würden, beſtätigten ſich nicht. Am 10. Mai 
machte der Reichstag eine für das geſamte Aus- 
land, Freund und Feind, verſtändliche Kundgebung, 
indem er die Beeresvorlage in zweiter Leſung außer— 
ordentlich raſch annahm. Allerdings wurde der 
Antrag Erzberger, die aus drei Teilen be— 
ſtehende Vorlage ſamt dem Ergänzungsetat en bloc 
anzunehmen, durch den Einjpruch eines Sozialdemo— 
kraten vereitelt, die Annahme ging aber trotzdem 
ſehr ſchnell von ſtatten. Die Redner der bürger— 
lichen Parteien hatten vorher nur kurze, zuſtim— 
mende Erklärungen abgegeben, dagegen hatte nur 
der Sozialdemokrat Gradnauer und der Pole 
Seyda geſprochen. Der Reichskanzler war in der 


Sitzung zugegen. UKriegsminiſter v. Beeringen 
betonte, daß die Einigkeit zwiſchen Regierung und 
Reichstag eine beſondere nationale Bedeutung für 
das Wohl des Vaterlandes habe. Am 14. wurde 
auch die Flottenvorlage nach kurzer Beratung in 
zweiter Ceſung gegen die Stimmen der Sozialdemo— 
kraten, Polen, Elſäſſer und Welfen angenommen. 
Nicht ſo günſtig ſtanden die Dinge in der von der 
„liberalen“ Mehrheit mit zwei Stimmen über die 
Majorität durchgeſetzten beſonderen Deckungskom— 
miſſion. Der Banſabund hatte ſchon Anfang März 
die berüchtigte Erbanfallſteuer angeregt, und in 


der Kommijfion war Neigung genug vorhanden, 


den alten Parteienſtreit wieder anzufachen. Sue 
nächſt wurde das Branntweinſteuergeſetz ſo weit 
zerpflückt, daß ſein Erträgnis für die Deckung der 
Wehrvorlagen vollkommen ungenügend wurde. Es 
mußte alſo weitere Deckung, und zwar in einer 
Beſitzſteuer geſucht werden. Gewiſſe Leute waren 
auch gleich bereit, mit der Erbſchaftsſteuer wieder 
einen Feuerbrand unter die Parteien zu werfen, 
und die Milieupreſſe freute ſich ſchon darauf. Die 
ernſtere Stimmung, die mit den Wehrvorlagen ver— 
knüpf war, bewog indeſſen die Abg. Baſſer mann 
und Erzberger, einen Weg zur Verſtändigung 
zu ſuchen, indem ſie die Fortdauer der Suckerſteuer 
bis nach der Einführung einer neuen Beſitzſteuer 
beantragten. Damit wurde die neue Beſitzſteuer 
dem Hader der Parteien entrückt und zunächſt der 
Regierung zugeſchoben. Die Regierung ging darauf 
ein. So konnten endlich am 21. Mai in zwei Sit⸗ 
zungen vom Beichstage die Branntweinſteuervor⸗ 
lage, die Anträge der Budgetkommiſſion über die 
Beſitzſteuer und die geſamten Wehrvorlagen in drit— 
ter CLeſung angenommen werden. Die bürgerlichen 
Parteien begrüßten die Annahme mit lebhaftem 
Beifall, die Sozialdemokraten ziſchten. Der Kaifer 
verlieh dem Reichskanzler, dem Uriegsminiſter v. 
Heeringen und den Staatsſekretären v. Tir- 


pitz und Kühn hohe Ordensauszeichnungen. 


Der Reichstag hätte nach dieſer patriotiſchen 
Leiſtung mit ungetrübtem Glanz in die Ferien gehen 
können, aber den Sozialdemokraten paßte das nicht. 
Sie wollten noch einmal zeigen, daß doch ſie allein 
als Sieger in den Reichstag eingezogen wären, 
der ſich jetzt ſo gebärdete, als wären ſie gar nicht 
da. Schon am 17. hatte der kurzfriſtige Vizepräſi⸗ 
dent Scheidemann in Anknüpfung an die Straß⸗ 
burger Außerung des Kaifers heftige Angriffe ge— 
gen den Monarchen und unerhörte Schmähungen 
gegen Preußen gerichtet. Da der Präſident nicht 
dagegen eingriff, verließ der Reichskanzler mit 
den Bundesratsmitgliedern den Saal. Erſt nach- 
dem Dr. Kämpf die Ordnungsrufe nachgeholt 
hatte, erſchienen die Herren wieder. Der Reichs- 
kanzler wies die Beſchimpfungen gegen Preußen 
kurz zurück und erklärte die Außerung des Kaifers 
als eine Mahnung an die Elſaß-Lothringer zur 
Beſinnung. In der Schlußſitzung des Reichstags 
machte der Sozialdemokrat Ledebour einen 


neuen Vorſtoß. Er kam wieder auf die Angele— 


genheit zurück und ſchmähte den Kaifer in ſehr 
durchſichtigen Redewendungen, wofür er zwei 
Ordnungsrufe erhielt. Nach dem Sprecher der Rech— 
ten, Abg. Schultz, der begeiſtert für den Kaifer 
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eintrat, erhob ſich der Reichskanzler zu einer kur— 
zen, mit ſtürmiſchem Beifall aufgenommenen Er— 
klärung. Er kenne keine Schwierigkeiten, für ſeinen 
Kaifer einzutreten. Don einem ſozialdemokratiſchen 
Regiment will das deutſche Volk, das zum Aaiſer 
hält, nichts wiſſen. „Das deutſche Volk wird Ihnen 
— der Tag wird noch kommen — die Antwort 
geben auf dieſe Angriffe gegen Kaifer und Reich.“ 
Abg. Dr. Südekum (Sozialdem.) ſuchte die An⸗ 
griffe Cedebours zu rechtfertigen, aber Herr 
v. Bethmann Bollweg entgegnete in 
einer zweiten kurzen Rede: nach dem Auftreten 
der Sozialdemokraten ſei ihnen an einer friedlichen 
und geſetzmäßigen Entwicklung gar nichts ge⸗ 
legen. „Und was im übrigen von Ihnen auf 
Parteitagen und in Ihrer Preſſe geſagt worden iſt 
über die Form, wie Sie die Siele erreichen wollen, 
denen Sie nachſtreben, da iſt von Verfaſſungsmäßig⸗ 
keit keine Rede mehr. Darüber ſollten ſich die 
Herren klar ſein, wenn ſie anderen Ceuten den 
Vorwurf machen, daß ſie nicht für die beſtehende 
Verfaſſung einträten.“ (Cebhafter Beifall.) Da es 
den Sozialdemokraten nur darauf ankam, mit einem 
Knalleffeft für ihre Leute draußen abzuſchließen, 
ſo machten ſie ſich aus den vernichtenden Abferti— 
gungen nichts. Nachdem noch die letzten dritten 
Ceſungen und einige Reſolutionen erledigt worden 
waren, ſprach Reichskanzler v. Bethmann 
Hollweg in einer kurzen Schlußrede den Dank 
des Kaiſers und der verbündeten Regierungen aus 
dafür, daß das Baus durch feſte Einmütigkeit nach 
innen und außen Seugnis für den Willen der Na⸗ 
tion abgelegt habe, unſere Wehrkraft als Frie- 
densgewähr zu verſtärken. 


Politiſches im zweiten Halbjahre. 


Kaifer Wilhelm traf am 2. Juli von Kiel 
in Danzig ein und nahm einige Beſichtigungen vor. 
Der Reichskanzler kam nachmittags an und am 
3. früh ſetzte ſich die „Hohenzollern“, mit dem 
Kaifer und dem Reichskanzler an Bord, begleitet 
von dem Panzerkreuzer „Moltke“ und dem De— 
peſchenboot „Sleipner“, zur Begegnung mit dem 
Kaifer Nikolaus nach Baltiſchport in Fahrt. 
Obgleich die Suſammenkunft keinem beſonderen 
politiſchen Swecke diente, wurde ſie doch als ſicht⸗ 
barer Beweis für die Fortdauer der Potsdamer 
Abereinkunft und als neue Friedensgarantie von 
der dreibundfreundlichen Preſſe mit großer Wärme 
beſprochen, dagegen beſonders in Frankreich mit 
nur ſchlecht verhehltem Mißtrauen angeſehen, ob— 
gleich oder vielleicht weil nächſtens der Miniſter⸗ 
präſident Poincaré auch nach Petersburg reiſen 
ſollte. Am ruhigſten war man in Deutſchland, wo 
man an dem freundſchaftlichen Verhältnis zur 
offiziellen ruſſiſchen Politik feſthält, damit zufrieden 
it und die gewohnheitsmäßige Feindſeligkeit der 
ruſſiſchen Preſſe nicht hoch bewertet. Man weiß, 
daß Rußland wohl keine weitere Demütigung 
Frankreichs, woran kein Menſch in Deutſchland 
denkt, zulaſſen würde, ſonſt aber für franzöſiſche Re— 
vanchegelüſte nicht zu haben iſt. Mehr verlangt 
Deutſchland von Rußland nicht und hat ihm da- 
für ſchon manchen Freundſchaftsdienſt erwieſen. 


Das kleine Städtchen Baltiſchport, der Vorhafen 
von Reval, an der Weſtküſte von SEſtland, war 
in freudiger Aufregung. Halb Il Uhr vormittags 
kam an Bord der Kaijerjacht „Standart“, begleitet 
vom Kreuzer „Polarſtern“ und fünf Minenſchiffen, 
die geſamte kaiſerliche Familie auf der Reede an 
Die eintreffenden Staatsmänner uſw. wohnten ent⸗ 
weder auf den Schiffen oder im Eijenbahnfalon- 
wagen, denn das Städtchen hat keine Hotels, doch 
prangte es reich in deutſchen und ruſſiſchen Flag⸗ 
gen. Auf der Reede lagen noch zwei ruſſiſche Linien⸗ 
ſchiffe und ſechs Torpedoboote. Die ruſſiſchen 
Blätter äußerten ſich im allgemeinen ſehr zuſtim⸗ 
mend zu dem Ereignis, viele erinnerten an die 
hiſtoriſche Freundſchaft der beiden Nachbarmächte 
und wünſchten ihre Fortdauer. Gewiſſe fortſchritt⸗ 
liche und panjlawiftifche Seitungen betonten frei— 
lich, die Begegnung dürfe nicht Frankreich und 
England enttäuſchen, auch nicht bewirken, daß 
Öiterreich bei dem bevorſtehenden Friedensſchluſſe 
zwiſchen Italien und der Türkei große Vorteile ein⸗ 
heimſe. 

Am Morgen des 4. lagen ſämtliche ruſſiſche 
Schiffe in Flaggengala, die deutſche Flagge am 
Großmaſt. Bei ſonnigem Wetter traf die „Bohen— 
zollern“ gegen 10 Uhr unter dem Salut der ruſſi⸗ 
ſchen Schiffe, den „Moltke“ erwiderte, und dem 
Hurra der paradierenden Matroſen ein und ging 
zwiſchen „Standart“ und „Polarſtern“ vor Anker. 
Kaiſer Nikolaus begab ſich unter dem Salut 
der deutſchen Schiffe ſofort an Bord der „Bohen—⸗ 
zollern“, wo ihn Kaifer Wilhelm am Fallreep 
empfing. Sie begrüßten ſich herzlich mit Kuß und 
Bandſchlag, dann begrüßte Kaifer Nikolaus den 
Prinzen Adalbert und den Reichskanzler v. 
Bethmann Bollweg. Bis 1 Uhr blieben 
beide Monarchen im Geſpräch an Deck, dann kehrte 
Kaifer Nikolaus zur „Standart“ zurück. Gleich 
darauf folgten ihm Kaiſer Wilhelm, Prinz Adal- 
bert und der Reichskanzler dahin zum Beſuch der 
Farin. Dann fand ein Frühſtück zu 50 Gedecken 
ſtatt, an dem auch die Sarin mit ihren vier Töch⸗ 
tern teilnahmen. Kaifer Nikolaus ſaß zwiſchen 
dem Reichskanzler und dem deutſchen Botſchafter 
Grafen Pourtales, ſeine Gemahlin zwiſchen dem 
Kaifer Wilhelm und dem Prinzen Adalbert. 
Um 5 Uhr machte der Reichskanzler dem Miniſter⸗ 
präfidenten Nokowzew und dem Mirniſter des 
Äußeren Sfafanow auf dem „Polarſtern“ einen 
anderthalbſtündigen Beſuch, den beide ſpäter er- 
widerten. Halb 5 Uhr hatte der Sar den Kaifer 
Wilhelm und den Prinzen Adalbert zur Be⸗ 
ſichtigung des Kinienfchiffes „Imperator Pawel 
Pierwy“ abgeholt. Abends war Galatafel an 
Bord der „Standart“; Reden wurden nicht gehal- 
ten, die Monarchen tranken einander mit herzlichen 
Worten zu. Am folgenden Morgen traf der Gberſt— 
kommandierende, Großfürſt Nikolaus Nikola⸗ 
jewitjch ein. Gegen 10 Uhr holte der Sar den 
Kaifer Wilhelm und den Prinzen Adalbert 
von der „Hohenzollern“ ab, fie begaben ſich zur 
Beſichtigung des Regiments des Kaiſers Wil⸗ 
helm, des 82. Inf.-Rgts. Wyborg, an Cand. 
Im Hafen bildeten 1500 weißgekleidete Mädchen 
Spalier, die Majeſtäten gingen zu Fuß nach dem 
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Paradeplatz. Maiſer Wilhelm war vom Ver— 
lauf der Beſichtigung ſehr befriedigt. Beide Kaifer 
ließen ſich mit dem Regiment photographieren. Da- 
nach fand Frühſtück auf der „Standart“ ſtatt. Nach⸗ 
mittags beſichtigten beide Monarchen eingehend den 
„Moltke“, um 7 Uhr empfing Kaifer Wilhelm 
die Vertreter der deutſchen Kolonie von Reval, 
um 8 Uhr war Tafel auf der „Hohenzollern“, 
bei der die geſamte HFarenfamilie anweſend war. 
Nachher fanden kinematographiſche Aufführungen 
von Szenen aus der Vordlands- und Mittelmeerreiſe 
des Kaifers Wilhelm ſtatt. Am nächſten Morgen 
empfing Kaifer Wilhelm auf der „Bohenzol— 
lern“ das Offizierskorps des Regiments Wyborg. 
Nach der Abſchiedsfrühſtückstafel auf der „Stan— 
dart“ kehrte Kaifer Wilhelm mit Begleitung 
nach dem herzlichſten Ab ſchied zur „Bohenzollern“ 
zurück, die unter Salut in See ging. 

Die Huſammenkunft hatte einen fo herzlichen 
Charakter getragen, daß der Eindruck davon nir— 
gends verborgen bleiben konnte. Der intime Der- 
kehr der beiden Monarchen und ihrer Familien— 
mitglieder, ihre Unterhaltungen mit den leitenden 
Miniſtern des Nachbarſtaates, die mehrfachen offe- 
nen und vertrauensvollen Ausſprachen dieſer 
Staatsmänner untereinander waren Tatſache, Kai- 
fer Wilhelm hatte dem Miniſterpräſidenten No- 
kowzew den Schwarzen Adler-Grden, Uaiſer 
Nikolaus dem Reichskanzler v. Bethmann 
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nächſten Tage reiſte der e nach Wilhelmshöhe 
ab und nahm am 8. an der Jahrhundertfeier der 
Firma Krupp in Eſſen teil. 

Der Bruder des Kaifers, Großadmiral Prinz 
Heinrich, beging am 14. Auguſt die Feier feines 
fünfzigſten Geburtstages, ſeinem ſchlichten Weſen 
entſprechend im engſten Familienkreiſe auf ſeinem 
beſcheidenen Landſitze Remmelmark bei Kiel. Die 
geſamte deutſche Nation nahm aber herzlichen An— 
teil, denn fie erkennt freudigen Herzens die Ver— 
dienſte an, die ſich in mehr als dreißigjähriger 
Dienſtzeit der Prinzadmiral um die Schlagfertig- 
keit der Flotte und um das Anſehen Deutſchlands 
in Oſtaſien und Nordamerika erworben pe Auch 
jetzt wieder begab er fich, unmittelbar nach der Ge— 
burtstagsfeier, als Vertreter ſeines Bruders zum 
Begräbnis des japanifchen Herrfchers nach Tokio. 
Bekannt iſt der Einfluß, den feine nordamerikaniſche 
Reiſe vor einem Jahrzehnt auf die Belebung des 
Deutſchamerikanertums ausgeübt hat, das ſich ſeit 
dieſer Zeit in zahlreiche Verbände zur Pflege deut- 
ſchen Weſens zuſammengeſchloſſen hat. Gerade 
in dieſen Tagen befanden ſich gegen 400 Mitglie- 
der des nationalen deutſchamerikaniſchen Lehrer— 
bundes auf einer Rundreife im alten Mutterlande 
und erfreuten ſich in Bremen, Hamburg, Berlin, 
Breslau, Dresden uſw. überall der wärmſten Auf— 
nahme. In Wilhelmshöhe wurde wie alljährlich 
am 18. Auguſt der Geburtstag des Kaifers Franz 


Hollweg feine Büſte verliehen. So handeln 
Leute nicht, die eventuell morgen Feinde fein Fönn- 
ten. Das empfanden auch alle Anhänger einer 
ſtreitbaren Tripelallianz mit mehr oder weniger 
ſchlecht verhehltem Kummer. Eine gleichlautende 
deutſche und ruſſiſche offiziöſe Auslaſſung ließ 
aber auch keinen Sweifel, denn ſie beſtätigte den 
Entſchluß, „die zwiſchen beiden Ländern beſtehen— 
den altehrwürdigen Traditionen hochzuhalten“ und 
ſtellte als Ergebnis der Begegnung feſt: „Während 
ſie einerſeits die feſte und dauernde Freundſchaft 
zwiſchen Deutſchland und Rußland bezeugt, bedeu— 


Joſef mit einer Feſttafel gefeiert, bei der Kaifer 
Wilhelm auf ſeinen „lieben Verbündeten und 
Waffenbruder, dem Vorbild und dem verkörper— 
ten Pflichtgefühl in der Arbeit für ſein Volk und 
ſein Land“ toaſtete. Am folgenden Tage traf er in 
Frankfurt a. M. zur Beſichtigung des neuen Dit 
hafens ein und nahm dann an einem Frühſtück im 
alten Kaiferfaal des Römer teil. Alle Kreife der 
Bevölkerung bereiteten ihm einen jubelnden Emp- 
fang. Das Gleiche war am 21. in Mainz der 
Fall, als ſich der Kaifer mit dem Großherzog von 
Heſſen nach der Parade über die Garniſon zum 
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tet ſie anderſeits auch den beredten Ausdruck der 
friedlichen Grundrichtungen, welche die Politik bei— 
der Reiche beſtimmen.“ Reichskanzler v. Beth- 
mann Bollmweg begab ſich zu dreitägigem Auf- 
enthalt nach Petersburg, wo er wiederholt Gelegen— 
heit hatte, mit dem Miniſterpräſidenten No ko w— 
zew und dem Miniſter des Außeren Sſaſanow 
zu verkehren. Wach einem Beſuch in Moskau kehrte 
er von dort am 15. nach Berlin zurück. Kaifer 
Wilhelm hatte nach dem Wiedereintreffen in 
Swinemünde noch ſeiner Gemahlin vor ihrer Ab— 
reiſe nach Wilhelmshöhe in Potsdam einen kurzen 
Beſuch gemacht und trat dann am 10. früh von 
Swinemünde aus die gewohnte Vordlandsfahrt an. 
Sie führte am folgenden Tage nach Bergen, am 
13. nach Molde und am 17. nach Balholmen im 
Sognefjord, wo längerer Aufenthalt genommen 
wurde. Dort ſollen bekanntlich die Helden der 
Fridtjoffſage, Fridtjoff und König Bele, vom 
Kaiſer durch Koloffalftatuen verewigt werden. Das 
Wetter war meiſtens günſtig. Am 31. Juli wurde 
die Rückreiſe angetreten und am 3. Auguſt nach⸗ 
mittags Swinemünde erreicht. Am 5. traf der 
Reichskanzler zur Berichterſtattung ein und am 


Schloſſe begab. 

Das größte Intereſſe erregte aber der Be— 
ſuch des Kaifers in der Schweiz zu den Manövern. 
Es war bekannt, daß er mehrfach den Wunſch g>- 
äußert hatte, einmal die Schweizer Armee in 
Tätigkeit zu ſehen, und ſeit dem Frühjahr ſchon 
waren die Vereinbarungen darüber getroffen. In 
der Schweiz freute man fich darauf, weil man 
wußte, man werde vor dem Soldatenauge des 
Kaifers mit Ehren beſtehen. Der Bundesrat traf 
umfaſſende Vorbereitungen. Außer den Manövern 
follte der Beſuch den Bauptſtädten Bern und Sürich 
gelten, und daran ſollte ſich ein Ausflug in das 
Berner Oberland anſchließen. Die Schweizer wij- 
fen den Wert guter Beziehungen zu den benach- 
barten Großmächten wohl zu ſchätzen und haben 
das ſchon gezeigt, als König Viktor Emanuel 
bei der Eröffnung des Simplontunnels, Kaifer 
Franz Joſef auf ſeiner Bodenſeerundfahrt und 
Präſident Fallières im Vorjahre bei ſeinem 
offiziellen Beſuche auf Schweizer Boden weilten. 
Daß Kaifer Wilhelm ihre Truppen im Felde, 
bei der ſoldatiſchen Arbeit ſehen wollte, daß er 
feine Freude daran hatte, war unſtreitig eine be— 


fondere Ehrung. Dabei erkennen die Schweizer 
aller Richtungen offen an, daß der Uaiſer trotz 
ſeiner militäriſchen Begabung und großen Heeres- 
macht ein Friedensfürſt geblieben iſt und dadurch 
den wirtſchaftlichen Aufſchwung ſeines Landes 
mächtig gefördert und zugleich geſchützt hat. Die 
republikaniſchen Schweizer achten die Perſönlich⸗ 
keit des Kaifers Wilhelm hoch, und es machte 
ſich von ſelbſt, daß fie ihre diesjährigen Mans⸗ 
ver auch „Kaiſermanöver“ nannten. Unangenehm 
überraſchten in dieſer Stimmung die Nachrichten 
aus Wilhelmshöhe, nach denen der Kaifer infolge 
einer ſtarken Erkältung in Mainz die Teilnahme 
an den Paraden bei Merſeburg und Seithain ab⸗ 
geſagt hatte. Doch konnte er ſchon am 30. nach 
Berlin abreiſen, an den folgenden Tagen die Pa- 
rade des dritten und die des Gardekorps abnehmen 
und am Abend des 2. September programmgemäß 
die Reife nach Zürich antreten. Die Schweizer Blät⸗ 
ter brachten dem Kaifer in ſympathiſcher Weiſe und 
mit anerkennenswerter landechten Offenheit ihren 
Willkommgruß dar. Vernünftige Bewohner des 
Candes haben ja ſchon längſt darauf verzichtet, ſich 
durch deutſchfeindliche Hesereien über gewalttätige 
Abſichten Deutſchlands aufregen zu laſſen, aber es 
machte doch einen gewinnenden Eindruck, in welch 
anmutenden Formen die republikaniſche Tagespreſſe 
dem kaiſerlichen Gaſte in feiner europäiſchen Be- 
deutung gerecht wurde. 

Am 3. September nachmittags traf Kaifer 
Wilhelm auf Schweizer Boden unter Kanonen- 
donner ein und wurde auf dem Bahnhof in Baſel 
offiziell begrüßt. Die Ankunft in Sürich erfolgte 


um 5 Uhr 20 Minuten. Der Kaiſer wurde vom 


Bundespräſidenten Forrer und den Bundesräten 
auf dem Bahnhofe äußerſt warm begrüßt. Er 
trug die der Schweizer Uniform ähnliche Uniform 
des Gardejägerbataillons. Nach kurzem Aufent⸗ 
halt fuhr er mit dem Bundespräſidenten nach der 
Villa Rietberg, bekannt durch den langjährigen 
Aufenthalt Richard Wagners in der Familie 
des damaligen Beſitzers Weſendonk. Abends 
war Feſtdiner im Hotel Baur, Süricher Männer⸗ 
geſangvereine brachten ein Ständchen. Der Kaifer 
empfing die Dirigenten Andreae und Fa ß⸗ 
bänder und die Vorſtände Cincke und Thom- 
men, denen gegenüber er feinen Dank und ſeine be— 
kannte Wertſchätzung des deutſchen Männergeſanges 
ausſprach. Dem Bundespräſidenten und anderen 
Feſtteilnehmern drückte er ſeine Befriedigung über 
den warmen Empfang in Sürich, wo er nur ein⸗ 
mal in jungen Jahren geweilt hatte, und über 
die herrliche Sage feines Quartiers aus. Er ſuchte 
„es ſchon um 10 Uhr auf, denn die Manöver, denen 
die beiden folgenden Tage gewidmet waren, be— 
gannen früh. Sie ſpielten ſich zwiſchen der fünf⸗ 
ten und ſechſten Diviſion im Doralpengebiet an 
der mittleren Thur ab. Das Gelände iſt wegen 
tiefer Taleinſchnitte und zahlreicher Waldſtücke 
wenig überſichtlich. Das Ausland hatte mehr als 
2000 Offiziere zur Teilnahme angemeldet. Die 
Oberleitung hatte der Oberſtkommandant Ulrich 
Wille, deſſen Gemahlin eine geborene v. Bis⸗ 
marck, aus dem ſüddeutſchen Zweige des Hauſes, 
iſt. Kaifer Wilhelm war mit dem Bundespräſi⸗ 
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denten und Begleitung ſchon vor 8 Uhr über Wil 
auf dem Gefechtsfelde angekommen und hielt ſich 
meiſt auf den Höhen bei Kirchberg auf, machte 
aber auch eine Automobilfahrt zur Beſichtigung der 
Stellungen beider Gegner und der Anmärſche der 
Truppen. Das zahlreiche Publikum begrüßte ihn 
überall lebhaft und war erſtaunt über ſeine Schlicht⸗ 
heit und Ceutſeligkeit, ſowie über die Genauig⸗ 
keit, mit der er auch die kleinſten militäriſchen 
Vorgänge beobachtete. Gegen 2 Uhr war Früh⸗ 
ſtück in der hiſtoriſchen Karthauſe Ittingen, einem 
ehemaligen Aloſter. Nach 4 Uhr traf der Kaifer 
wieder in Sürich ein, wo ihn eine große Volks- 
menge noch lebhafter begrüßte als bei ſeiner An⸗ 
kunft. Dem Bundesrat hatte er ein prachtvolles 
Geſchenk gewidmet, eine Standuhr im Rokokoſtil, 
ein Meiſterwerk der Berliner Porzellanfabrik. Sie 
hat im Bundeshauſe in Bern Aufſtellung ge— 
funden. 

Abends war großes Nachtfeſt auf dem Züricher 
See. Kaifer Wilhelm war mit dem Bundes⸗ 
präſidenten und zahlreichen Shrengäſten bei Ein- 
bruch der Dämmerung auf dem Dampfer der 
Stadt Sürich bis zur Höhe des Sees gefahren. 
Hunderte von meiſt prächtig beleuchteten Booten 
belebten das Waſſer. Um halb 8 Uhr begann die 
Ufer- und Höhenbeleuchtung, ein Bild von wun- 
derbarer Pracht. Eine Stunde ſpäter wurde unter 
dem Beifallsrufen der Menge ein großartiges 
Feuerwerk abgebrannt, das gegen 9 Uhr mit einem 
Rieſenbukett aus 5000 Raketen, Bomben und an- 
deren Leuchtkörpern ſchloß. Die Stimmung war 
enthuſiaſtiſch. Am anderen Morgen fuhr der Kai- 
ſer ſchon um halb 5 Uhr ins Manövergelände. 
Im Gegenſatz zum vorigen Tage war das Wetter 
unfreundlich, der in der Nacht eingetretene Regen 
hielt an. Aber die Bevölkerung hatte ſich nicht 
abſchrecken laſſen und begrüßte den Kaifer mit Boch⸗ 
rufen, als er um halb 6 Uhr auf dem Glberg bei 
Wil erſchien. Nach 12 Uhr war das Gefecht zu 
Ende und der Kaifer kehrte mit dem Bundespräſi⸗ 
denten nach Sürich zurück. Vorher hatte auf dem 
Hofberg in einem beſonders errichteten Zelt ein 
von der (ſozialiſtiſchen) Regierung des Kantons 
St. Gallen gegebenes Frühſtück ſtattgefunden, bei 
dem 22 „Töchter von Wil“ in den Trachten der 
verſchiedenen Kantone bedienten. Nachmittags emp⸗ 
fing der Kaifer in der Villa Rietberg u. a. auch 
die Vertreter der zwölf deutſchen Vereine in Zürich. 
Nach der Abendtafel in der Villa trug der deutſche 
Männergeſangverein mehrere Lieder vor, wofür 
der Kaifer dem Dirigenten Pfirſtinger freund⸗ 
lich dankte. Nicht unintereſſant iſt folgender Vor⸗ 
gang. In der Stadt Sürich weilte in dieſen Tagen 
auch Prinz Adalbert, in der Fremdenliſte als 
Graf Hohenheim eingetragen. Auf dem Alpen⸗ 
kai hatte ihn der Kaifer unter den Suſchauern 
erkannt, ihm freundlich zugenickt und dem Bundes⸗ 
präſidenten erläuternd mitgeteilt: „Das iſt mein 
Sohn Prinz Adalbert.“ Am folgenden Tage machte 
Kaifer Wilhelm u. a. noch dem Landesmuſeum 
einen einſtündigen Beſuch und begab ſich dann 
unter den jubelnden Rufen der Volksmenge zu Fuß 
nach dem Bahnhof zur Fahrt nach Bern, wo die 
Ankunft unter Kanonenfalut um halb 3 Uhr nach⸗ 
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mittags erfolgte. Die alte, ehrwürdige Bundes- 
hauptſtadt hatte reichen Flaggenſchmuck angelegt 
die weitere reiche Dekoration beſtand meiſt aus 
Blumen. Die Feſtſtraße vom Bahnhofe zum Bun— 
deshauſe machte einen großartigen Eindruck, am 
Anfang und am Ende der Bundesgaſſe wehte die 
Kaiſerſtandarte von hohen Maſten. Sum Empfang 
auf dem Bahnhofe war Bundespräſident Forrer 
mit den Bundesräten und den übrigen Spitzen der 
Sidgenoſſenſchaft erſchienen. Unter lebhaften Su— 
rufen fuhr der Kaiſer mit dem Bundespräſidenten 
nach dem Bundeshaufe. 

Nach der Talftis ens des Audienzſaales ſo— 
wie der Sitzungsſäle des National- und des Stände— 
rates wurde unter lauten Kundgebungen einer un— 
geheuren Volksmenge eine Rundfahrt durch die 
Stadt gemacht. Der Beſuch des Münſters geſchah 
unter Glockengeläut, während des halbſtündigen 
Aufenthaltes wurden dem Kaifer vom Komitee die 
Entwürfe für das Reformationsdenkmal in Genf 
vorgeführt. Auf der Weiterfahrt wurde auch der 
hiſtoriſche Bärengraben beſichtigt, wo der Kaifer 
ausſtieg und die Wappentiere der Stadt fütterte, 
was beim Publikum großen Jubel hervorrief. Die 
Herren vom Bundesrat begleiteten den Kaifer noch 
bis zum „Berner Hof“, feinem Abſteigequartier. 
Bald darauf erſchien er auf der deutſchen Ge— 
ſandtſchaft und empfing die Vertreter der deut- 
ſchen Kolonie. Die deutſchen Kriegervereine zogen 
mit Muſik im Geſandtſchaftsgarten auf, der Kaifer 
ſchritt ihre Reihen ab und redete viele alte Krieger 
an. Abends fand ein offizielles Diner im „Berner 
Hof“ ſtatt. Bundespräſident Forrer betonte in ſei— 
nem Trinkſpruch, daß der Beſuch für die Schweiz 
eigentlich eine Feier bedeute. Das Land habe unter 
allen befreundeten Nachbarſtaaten zu Deutſchland 
die größten Beziehungen. Er dankte dem Kaifer 
für ſeine freundliche Geſinnung, insbeſondere für 
ſein ſympathiſches Intereſſe an dem Schweizer 
Wehrweſen, das den Sweck habe, die Neutrali— 
tät des Landes gegen jedermann zu wahren. Mai⸗ 
ſer Wilhelm antwortete in längerer Rede. Er 
dankte zunächſt für die Einladung zu den Manö- 
vern. Die Eidgenoffen ſeien zu Ausgang des Mit- 
telalters die Schöpfer der Landsknechte, des erſten 


deutſchen Fußvolkes, geweſen; daß ſie dieſer ruhm— 


reichen Geſchichte eingedenk geblieben ſeien, hät— 
ten ihn die beiden Manövertage erkennen laſſen. 
Er dankte weiter für den herzlichen Empfang in 
Fürich und Bern und bedauerte, laut ärztlichem 
Rats auf den Beſuch der Jungfrau und des Vier— 
waldſtätter Sees verzichten zu müſſen. Er führte 
in längerer Darſtellung die geiſtige und literariſche 
Gemeinſchaft zwiſchen Deutſchland und der Schweiz 
aus, der er wie ſeit 25 Jahren immer ein guter 
Freund fein werde. Nach dem Diner fuhr der Kaifer 
nach 9 Uhr vom „Berner Bof“ unter den Boch— 
rufen einer großen Volksmenge durch die feſtlich 
beleuchteten Straßen nach dem Bahnhöfe. Die 
Verabſchiedung vom Bundespräſidenten Forrer 
und den Bundesräten war ungemein herzlich. Der 


Kaiſer grüßte noch vom Salonwagen aus, als ſich 


der Fug nach halb 10 Uhr unter Kanonenſchüſſen 


in Bewegung ſetzte. 


Kaifer, Wilhelm war von feinem Aufent⸗ 


halt in der Schweiz von Anfang bis zu Ende in 
hohem Maße befriedigt. Veben den feſtlichen Ver— 
anſtaltungen hatten insbeſondere die Manöver und 
die muſterhafte Haltung der Bevölkerung fein leb— 
haftes Intereſſe erregt. Auch die Schweizer haben 
von ſeiner gewinnenden Perſönlichkeit einen dauern— 
den Eindruck empfangen. Das wurde, abgleich die 
Reife nicht den geringſten politiſchen Sweck ver— 
folgte, auch im Auslande viel bemerkt, am bitter— 
ſten aber in Frankreich empfunden, wo die Preſſe 
die „benachbarte Republik“ warnte, man könne 
„allzu ſtarken Staaten nicht aufs Wort glauben“. 
Die franzöſiſche Republik hat ja freilich ſelbſt mit 
ihren „Verbündeten“ ähnliche Erfahrungen ge— 
macht und daran glauben müſſen. Von Schaff- 
haufen aus ſandte Kaifer Wilhelm noch ein 
herzliches Abſchieds- und Danktelegramm an den 
Bundespräſidenten Forrer, der es mit dem leb— 
haften Danke für die Anerkennung der Schweizer 
Armee erwiderte und verſicherte, der Beſuch werde 
dem geſamten Schweizervolk unvergeßlich ſein. 
Offiziös bemerkte die „Nordd. Allg. Stg.“: „Der 
Bundespräſident hat in Bern die Entſchloſſenheit 
der Schweiz betont, ihre Neutralität gegen jeden 
Angriff zu wahren. Die Intereſſen des Deutſchen 
Reiches ſtimmen auch in dieſem Punkte völlig mit 
denen der Schweiz überein.“ Der Kaifer machte 
in den nächſten Tagen dem Großherzog von Baden 
und der Großherzoginwitwe Cuiſe auf der Inſel 
Mainau und dem König von Württemberg in 
Friedrichshafen einen Beſuch und traf am 9. zu 
den Kaifermanövern an der mittleren Elbe ein. 
Um dieſe Seit wurde viel vom Abſchluß einer fran— 
zöſiſch-ruſſiſchen Flottenkonvention in den Blättern 
geſchrieben. Damit ſollte offenbar dem Eindruck 
der Begegnung von Baltiſchport entgegengearbei— 
tet werden. Man mußte ſich doch billig wundern, 
warum eine ſolche Konvention bei dem „Bünd— 
nis“ zwiſchen Rußland und Frankreich erſt nötig 
ſein ſollte. Unter ſolchen Umſtänden verſteht ſich 
dergleichen doch von ſelbſt. Su Ankündigungen 
der Art war übrigens die Gelegenheit auch ſchlecht 
gewählt zu einer Seit, wo Rußland eben erſt die 
Grundlagen für ſeine neue Flotte legt und Frank— 
reich kein brauchbares Pulver für ſeine Kriegs- 
ſchiffe beſitzt. Die Nachrichten wurden mit der 
Anweſenheit des Fürſten Lie ven, des Chefs des 
ruſſiſchen Marineſtabes, in Paris in Verbindung 
gebracht. Von ſeinen Beſprechungen war übrigens 
die deutſche Regierung in Kenntnis geſetzt worden 
und Fürſt Cieven erklärte hinterher ſelbſt, von 
einer Konvention ſei nicht die Rede geweſen. 
Am 10. Auguſt war Reichskanzler v. Bet h⸗ 
mann Bollweg zum Kurgebrauch nach Bad— 
Gaſtein gegangen, wo er am 18. auf Einladung 
der Gemeindevertretung an der Feier des Ge— 
burtstages des Kaifers Franz Joſef teilnahm. 
Nach Beendigung der Kur machte er dem Grafen 
Berchtold auf deſſen Schloſſe Buchlau einen 
freundſchaftlichen Hegenbeſuch. Am 3. September 
erhielt er in Berchtesgaden den Beſuch des Königs 
Albert von Belgien und war abends zum Diner 
beim belgiſchen Königspaar geladen. Am 5. Ok— 
tober traf er auf Einladung des Prinzregenten 
Cuitpold in Schloß Linderhof ein und nahm 
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dort an Hochwildjagden teil. Am 8. kam der ruſ— 
ſiſche Miniſter des Außern Sſaſanow in Ber- 
lin an, hatte Beratungen mit dem ruſſiſchen Bot— 
ſchafter in Wien v. Giers, dem ruſſiſchen Bot— 
ſchafter in Berlin Swerbejew, dem griechiſchen 
Geſchäftsträger Theodokis und dem italieni— 
ſchen Botſchafter Panſa. Später beſuchte er den 
Staatsſekretär v. Kiderlen-Wächter und den 
Reichskanzler. Abend fand ein Eſſen beim Staats- 
ſekretär ſtatt, worauf Berr Sſaſanow nach 
Petersburg zurückreiſte. Am 19. Oktober war Kai- 
ſer Wilhelm bei der Einweihungsfeier der 
wiedererſtandenen Michaeliskirche in Hamburg ans 
weſend und beſuchte das Kolonialinftitut. Nach- 
mittags fuhr er nach Wilhelmshaven zur Ent- 
hüllung des von ihm der Flotte gewidmeten Denk— 
mals, feines Ahnen, des Admirals Colignpy, den 
er in einer Rede als tapferen Kriegsmann und 
Glaubenshelden pries, der in der Bartolomäuse 
nacht, die ein Schandfleck des Chriſtentums bleibe, 
ermordet worden ſei. Er ſei ein nachahmenswertes 
Beiſpiel der Glaubens- und Königstreue, wie der 
Tapferkeit geweſen. Die Milieupreſſe knüpfte dar- 
an allerhand Denkmalswitze und Gloſſen über die 
Auffaſſung des Kaifers. Als wenn die der Flotte 
etwas ſchaden würde, ſelbſt wenn ſie irrig wäre! 
— Am 25. Oktober nahm der Uaiſer an der Ein- 
weihung des Kaifer Wilhelm-Inſtituts 
für Chemie, phyſikaliſche Chemie und Elektrotech— 
nik in Dahlem bei Berlin teil. Er wies in ſeiner 
Rede beſonders auf prophylaktiſche Maßregeln zur 
Vermeidung von Grubenexploſionen hin. Danach 
fand unter Vorſitz des Profeſſors Rarnack eine 
Sitzung der Kaifer Wilhelm-Geſellſchaft ſtatt. Am 
31. nahm der Kaifer mit Gemahlin an den An— 
trittsvorleſungen der amerikaniſchen Austauſch⸗ 
profeſſoren Minot und Sloane in der Berliner 
Univerſität teil. 

Am 4. Vovember machte der italieniſche Mi— 
niſter des Außern, Marcheſe di San Giuliano, 
in Berlin wieder einen Beſuch, der, obgleich nur 
ein Gegenbeſuch, nach Ausbruch des Balkankrie— 
ges doch allgemeine Beachtung fand als Seugnis 
für den Dreibund. An Stoff zur politiſchen Aus- 
ſprache war ſicher kein Mangel. Der italieniſche 
Gaſt machte dem Reichskanzler und dem Staats- 
ſekretär v. Kiderlen-Wächter feinen Beſuch. 
Abends war Diner beim Staatsſekretär. Am 5. 
wurde er in Potsdam vom Kaifer Wilhelm 
empfangen und zur Boftafel gezogen und erhielt 
den Schwarzen Adler-Orden; am 6. war Diner 
beim Reichskanzler und am 7. gab die italieniſche 
Kolonie ein Feſtmahl. Dazwiſchen ergab ſich alſo 
reichlich Raum für politiſche Beſprechungen. Ge— 
genüber einer Deputation von 30 deutſchen, öſter— 
reichiſchen, engliſchen und franzöſiſchen Journa- 
liſten lehnte di San Giuliano jedes Inter- 
view ab. Der öſterreichiſch-ungariſche Botſchafter 
Graf Szögyveni-Marich verkehrte mehrfach 
mit dem italieniſchen Staatsmanne. Offiziös wurde 
bekanntgegeben, daß die Beſprechungen „zu einer 
völligen Klärung über das gemeinſchaftliche Ver- 
halten Deutſchlands und Italiens namentlich an- 
geſichts der gegenwärtigen Lage im Orient ge— 
führt und volle Übereinſtimmung zwiſchen den ver— 


bündeten Regierungen ergeben haben.“ Das war 
nötig, denn den ganzen Sommer hindurch hatte 
die dreibundfeindliche Preſſe ihrer Arbeit eifrig 
obgelegen; in Italien war gerade die öffentliche 
Meinung für die Balfanjtaaten ungemein begei— 
ſtert und überzeugt, daß ſich Gſterreich-Ungarn und 
Italien über die Balkanfragen nicht verſtändigen 
knönten. Der Umſtand, daß Marcheſe di San Giu— 
liano dem Kaifer Wilhelm ein eigenhändi- 
ges Schreiben des Königs Viktor Smanuel 
überbracht hatte, ſowie die wiederholte Teilnahme 
des Grafen Szögyeni-Marich an den Be— 
ſprechungen des italieniſchen Miniſters des Außern 
mit den leitenden deutſchen Staatsmännern ent— 
kräftete dieſe Auffaſſung ebenſo wie die Ausſtreu— 
ungen über den Dreibund. In vier Wochen erfuhr 
die ſtaunende Welt, wie die Dinge in Wirklichkeit 
ſtanden. — Es war übrigens in dieſen Tagen ge— 
rade 20 Jahre, daß Graf Szögyeni-Marich 
öſterreichiſch-ungariſcher Botſchafter beim Deutſchen 
Reiche war. Dagegen ſchied Ende des Monats 
der italieniſche Botſchafter in Berlin Panſa wegen 
vorgerückten Alters aus ſeiner Stellung, in der 
er ſich um die Pflege des Dreibundes große Der- 
dienſte erworben hatte. Sein Nachfolger wurde der 
einflußreichſte Mitarbeiter des italieniſchen Minis 
ſter des Außern, der Generalſekretär Riccardo 
Bollati. Für die guten Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und Italien zeugte auch ein Telegramm, 
das Staatsſekretär v. Tirpitz am 12. dem ita⸗ 
lieniſchen Marineminiſter zur Revue der ſiegreich 
heimgekehrten Flotte ſandte. 

Am 16. November nahm Katfer Wilhelm 
an der Einweihung der größten Talſperre Deutich- 
lands, der Talſperre bei Mauer im Bobertal ober— 
halb von Birſchberg in Schleſien teil. Am 22. emp⸗ 
fing er ſeinen Freund, den Erzherzog-Thronfolger 
Franz Ferdinand, der, wie in den Vorjahren, 
zu den Kofjagden geladen war. Der Uaiſer holte 
ihm vom Anhalter Bahnhofe nach dem Schloſſe 
ab, wo der Erzherzog ſpäter mit der Uaiſerin 
der Vereidigung der Rekruten des Gardekorps im 
Cuſtgarten vom Fenſter aus zuſah. Nach dem 
Familienfrühſtück erfolgte die Abfahrt nach Jagd- 
ſchloß Springe. Su den Jagdgäſten gehörten auch 
der Reichskanzler v. Bethmann Bollweg, 
Staatsſekretär v. Miderlen-Wächter und 
der öſterreichiſch-ungariſche Botſchafter Graf Szö— 
gveni-Marich. Am Samstag fanden bei gün- 
ſtigem Wetter zwei Jagden mit glücklichem Erfolg 
ſtatt. Nach dem Jagdeſſen wurde nachmittags die 
Rückfahrt nach Station Wildpark angetreten, von 
wo nach herzlichſtem Abſchied vom Kaifer Erz⸗ 
herzog Franz Ferdinand über Berlin nach 
Wien zurückkehrte. Es war klar, daß in ſo er— 
eignisvoller, von der Senſationspreſſe noch verwirr- 
ter dargeſtellter Seit die Huſammenkunft nicht ohne 
politiſche Beſprechungen verlaufen war, um ſo 
mehr da die Anweſenheit politiſcher Leiter und 
Dertrauensmänner die Gelegenheit begünſtigte. Die 
offiziöſe „Nordd. Allg. Stg.“ hatte auch ausdrück⸗ 
lich beſtätigt, daß „unter den gegenwärtigen Um- 
ſtänden der perſönliche Gedankenaustauſch zwiſchen 
dem Erzherzog und Sr. Majeſtät von beſonderem 
Werte iſt und nur gute Früchte tragen, kann.“ 
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Gewiß war das Suſammenſein des tatkräftigen 
Erzherzogs mit dem Kaifer ein Zeichen für die 
politiſche Welt, das weder unbeachtet noch miß- 
verſtanden bleiben konnte. Zu gleicher Seit, aber 
ganz unabhängig vom Beſuch des Thronfolgers, 
war auch der öſterreichiſch-ungariſche Generaljtabs- 
chef FM. Schemuaga zum Beſuch des General- 
ftabschefs v. Moltke in Berlin angekommen. 
Derartige Beſuche ſind in den letzten Jahren nichts 
Seltenes geweſen und pflegen davon abzuhängen, 
ob und wann die Herren Seit dazu haben. F. 
Schemua hat in Berlin außer dem Generaljtabs- 
chef keine einzige amtliche Perſönlichkeit, auch nicht 
den Kaifer und den Erzherzog, geſehen. Die 
Preſſe, die nur nach äußeren Symptomen urteilt, 
nutzte das Suſammentreffen zu allerhand Senſa— 
tionen aus, der Krieg gegen Rußland, Dreibund 
gegen Dreiverband uſw. mußten doch nach ſolchen 
ſinnfälligen Anzeichen unmittelbar vor der Tür 
ſtehen. 

Nach den Erfahrungen der letzten Jahre hätte 
man aber gerade aus ſolchen Beweiſen des Su— 
ſammensſtehens der beiden Sentralmächte auf das 
Gegenteil ſchließen müſſen. Die Senſationspreſſe 
ſchließt freilich nicht ſo, und das dadurch längſt 
mißleitete Publikum wünſcht auch ſeine tägliche 
Senſation. Der Trunk ſchmeckt hinterher beſſer, 
wenn man ſich vorher ein wenig aus der Ferne ge— 
grault hat. Auch läßt ſich dabei leicht auf die 
Schwäche, das Schwanken oder gar die Dumm— 
heit der Regierung ſchimpfen. Verantwortlich für 
etwaige Folgen iſt man ja auf der Bierbank eben- 
fo wenig wie am Redaktionstiſch. Aber durch folches 
Treiben entſtehen dann die angſtvollen Stimmun— 
gen vor gar nicht vorhandenen Gefahren. Es 
deuchte vielen gar zu wahrſcheinlich, daß ſich die 
Mächte wegen der Balkanhändel gegenſeitig in die 
Haare fahren müßten, um fo mehr als die euro- 
päiſche Türkei doch nicht mehr zu retten war. 
Herr v. Bethmann KHollweg hatte wohl ſchon 
auf einen Glückwunſch zu ſeinem Geburtstag 
29. November) geantwortet: „Ich denke, wir ſind 
über den Berg.“ Aber die Senſationspreſſe nahm 
davon wenig Votiz, ſie wußte es beſſer. Da wurde 
plötzlich am 7. Dezember gleichzeitig in Berlin, 
Wien und Rom bekannt gegeben: „Der zwiſchen 
den Souveränen und Regierungen Deutſchlands, 
Öfterreich-Ungarns und Italiens beſtehende Bundes- 
vertrag iſt ohne jede Anderung erneuert worden.“ 
— Unverändert? Da muß der Dreibund ſehr gut 
geweſen ſein! Und wie war er die letzte Seit be— 
zweifelt, geläſtert und begeifert worden! Daß ſeine 
Erneuerung vor dem Ablaufe erfolgte und gerade 
jetzt veröffentlicht wurde, hatte ſeinen guten Sweck. 
In dem etwas ſchwankend gewordenen Europa 
zeigte ſich da ein feſter Fels, der ſchon einige- 
mal ſeine Dauerhaftigkeit bewährt hatte und jetzt 
andere zur Anlehnung einlud. Der friedliche Sweck 
wurde auch in der Preſſe der Dreierentente, wenn 
auch hie und da mit ſauerſüßer Miene, anerkannt. 
Der Suſammenſchluß Europas, zunächſt für die 
Balkanangelegenheiten, wofür ſich ſchon manche An» 
zeichen hatten erkennen laſſen, war angebahnt. Da 
Öfterreich-Ungarn bei. der Neugeſtaltung der Bal- 
kanfragen gewiſſermaßen in vorderſter Reihe be— 
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teiligt war, dürfte es kaum ohne Bedeutung ge— 
weſen fein, daß die Unterzeichnung des erneuer- 
ten Vertrages diesmal gerade in Wien erfolgte. 
Den in der Preſſe immer von neuem auftauchen- 
den Kriegsgerüchten gegenüber, bei denen Ruß— 
land immer in erſter Linie genannt wurde, mußten 
als beruhigende Momente erſcheinen, daß der 
deutſche Botſchafter in Petersburg, Graf Pour- 
tales und der ruſſiſche Sondergeſandte in Berlin 
Generalmajor Tatſchitſchew im Dezember 
einen längeren Urlaub antraten, während der ruſ— 
ſiſche Kriegsminiſter für Ende des Monats ſeine 
Anweſenheit bei der Einweihung der ruſſiſchen Ge— 
dächtniskirche auf dem Schlachtfelde von Leipzig 
angekündigt hatte und dann an die Riviera gehen 
wollte. Leider ſtarb zu Ende des Jahres uner⸗ 
wartet der Staatsſekretär v. Kiderlen-Wäch⸗ 
ter, der für die allgemeine Wendung zum Frie— 
den ſoviel beigetragen hatte. 

Don kleineren politiſchen Ereignifjen gegen 
das Jahresende ſind noch folgende aufzuzählen: 
Am 26. Vovember nahm Kaifer Wilhelm in 
Donaueſchingen an der Hochzeit der Prinzeſſin 
Lotti v. Fürſtenberg mit dem Fürſten Bu go 
Vinzenz v. Windiſchgrätz teil, am 5. De- 
zember erwiderte er in Bückeburg den Beſuch des 
Fürſten Adolf von Schaumburg-Cippe. 
Am 5. war Kronprinz Ferdinand von Rumä⸗ 
nien in Berlin zum Beſuch eingetroffen und reiſte 
am „5. nach Wien ab. Der auf der Durchreiſe in 
Berlin anweſende frühere König Manuel von 
Portugal wurde am 9. und II. im königlichen 
Schloſſe empfangen. Der ruſſiſche Kriegsmintiter 
Sſuchomlimow, der am 28. zur Einweihungsfeier 
in Leipzig geweſen und am folgenden Tage in Dres- 
den vom König Friedrich Auguſt empfangen 
worden war, traf am 30. in Berlin ein, wurde vom 
Kaiſer empfangen und zur Tafel geladen. Die 
Franzoſen empfanden das peinlich und verſuchten 
vergeblich, allerlei törichte Gerüchte damit in Der- 
bindung zu bringen. An demſelben Tage fand bei 
Tauroggen auf ruſſiſchem Boden unter zahlreicher 
Teilnahme deutſcher und ruſſiſcher Notabilitäten 
die Einweihung eines Denkſteines an die vor hun⸗ 
dert Jahren dort. abgeſchloſſene Konvention zwi- 
ſchen den Generälen Vork v. Wartenburg 
und Diebitſch ſtatt. 


Winterſeſſion des Reichstags. 


Als der Reichstag am 26. November nach lan⸗ 
ger Pauſe wieder zuſammentrat, hatte ſich inner- 
halb und außerhalb des Reiches mancherlei von 
nicht unerheblicher Tragweite ereignet. Die Bal⸗ 
kanſtaaten hatten ſich über die durch parlamenta=- 
riſche Unfähigkeit und Parteimißwirtſchaft unter⸗ 
höhlte Türkei hergemacht und ihr den größten 
Teil des europäifchen Beſitzes abgenommen. Einen 
fo vollkommenen Fuſammenbruch hatte kein Menſch 
vorausgefehen, und die Abwicklung der Beſitzver— 
änderungen ließ wegen der unmittelbaren Beteili— 
gung des verbündeten Öfterreich-Ungarns auch 
eine noch undeutliche Gefahr für Deutſchland am 
Horizont erſcheinen. Die noch nach der vorjährigen 
Schablone — Dreibund gegen Dreiverband — ars 
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beitende Preſſe malte ſie auch mit der bei ihr 
üblichen Deutlichkeit aus und ließ durchblicken, daß 
eigentlich die Unfähigkeit des Reichskanzlers an 
der ganzen Geſchichte ſchuld ſei, die er hätte vor— 
ausſehen und abwenden müſſen. Ahnlich urteilte 
auch die deutſchfeindliche Preſſe des Auslandes, 
nur hatte ſie keinen beſonderen Parteihaß gegen 
Herrn v. Bethmann Rollweg, ſondern tadelte 
und verdächtigte ſchlechthin Deutſchland. Es ge⸗ 
hört gewiſſermaßen in Deutſchland ſchon zum guten 
Ton, die eigene Diplomatie herabzuſetzen, ſich über 
ſie zu entrüſten und — hinterher — klug zu tun. 
Daß von unerwarteten Ereigniſſen andere Diplo— 
maten und auch die wegen beſonderer Ulugheit 
geprieſenen Bank- und Börſenkreiſe womöglich noch 
weniger gewußt haben, wird von der Weisheit der 
Siebengeſcheidten gar nicht beachtet. Man hat ja 
dieſe Weisheit aus der liberalen — alſo jetzt ſelbſt⸗ 
verſtändlich oppoſitionellen — Seitung geſchöpft. 
Nun ſcheint aber doch um Bethmann herum 
etwas mehr Kenntnis geherrſcht zu haben, als 
bei den Beſſerwiſſern und den Derfertigern der täg— 
lichen oppoſitionellen Neuigkeiten. Es darf hier 
doch daran erinnert werden, daß im Vorjahre in 
der Budgetkommiſſion des Reichstags gerade von 
einem der Allestadler gefordert worden iſt, Deutjch- 
land ſolle ein Bündnis mit der Türkei eingehen. 
Wo wäre da heute Deutſchland! Herr v. Kider- 
len-Wächter hat das aber damals jo entichie- 
den abgelehnt, daß dieſe aus den Seitungen ge— 
ſogene politiſche Weisheit glatt unter den Tiſch 
gefallen iſt. Er muß alſo doch wohl etwas mehr 
gewußt und durchſchaut haben wie ſeine Tadler. 
Von ſolchen Entgleiſungen der Parlamentarier er- 
fährt das Publikum in der Regel nichts. Für die⸗ 
jenigen, die wiſſen, wie die öffentliche Meinung 
gemacht wird, war es darum kein Wunder, daß im 
allgemeinen eine ziemlich unzufriedene Stimmung 
mit der Leitung der Reichspolitik erzeugt wor⸗ 
den war. 

Da nun auch im Innern die ſiegreiche Sozial- 
demokratie ihr Geſchrei nach dem allgemeinen 
Wahlrecht für Preußen mächtig ertönen ließ, und 
die demokratiſche und Milieupreſſe es geſchickt fer⸗ 
tig gebracht hatte, die allgemeine Teuerung aller 
Erzeugniſſe bloß noch als „Fleiſchnot“ erſcheinen 
zu laſſen, was ſich gegen die Agrarier ausnützen 
ließ, ſo ließ ſich eine bewegte Seſſion erwarten. 
Es hatte ſich ſchon manche Stimme vernehmen 
laſſen, man werde mit der Reichsregierung ſcharf 
ins Gericht gehen. Sunächſt mußte der Reichstag 
erſt ſein Präſidium in Ordnung bringen. Dr. 
Kämpf hatte vor der unzweifelhaften Ungültig- 
erklärung der Wahl ſein Mandat niedergelegt, war 
aber wiedergewählt worden. Obgleich auf der Rech⸗ 
ten größere Unzufriedenheit 
fchäftsführung, namentlich den Sozialdemokraten 
gegenüber, herrſchte, wurde aus taktiſchen Grün⸗ 
den doch kein ernſter Widerſpruch erhoben und am 
27. November Dr. Kämpf bei Abgabe von 117 
unbeſchriebenen Setteln mit 100 gegen 64 Stimmen 
zum Präſidenten gewählt. Reichskanzler v. Beth⸗ 
mann Bollweg erklärte ſich bereit, die Inter— 
pellationen über die äußere politiſche Cage in der 
nächſten Woche, die über die Fleiſchteuerung ſo⸗ 


wegen ſeiner Ge⸗ 


fort zu beantworten. Nach der Begründung der 
ſozialdemokratiſchen Interpellation durch den Abg. 
Scheidemann führte der Reichskanzler in halb⸗ 
ſtündiger Rede aus, an die Aufhebung der gelten— 
den Wirtſchaftspolitik ſei ſchon wegen der Partei- 
verhältniſſe im Reichstage nicht zu denken, eben- 
ſowenig daran, die Lebensmittelzölle herauszuneh⸗ 
men. Es gelte entweder, Deutſchlands Sleijchver- 
ſorgung durch die eigene Produktion zu decken, oder 
durch unbedingte Fulaſſung von Gefrierfleiſch vom 
Auslande abhängig zu werden. Die deutſche Cand⸗ 
wirtſchaft habe bewieſen, daß ſie auch bei den ge— 
ſtiegenen Anforderungen ihre Leiſtungsfähigkeit noch 
zu ſteigern vermöge, und daran müſſe man im 
Intereſſe der Unabhängigkeit und Uriegsbereit— 
ſchaft des Reiches feſthalten. Die bedauerlichen 
Teuerungsverhältniſſe ſind nur vorübergehend, 
trotzdem habe die Regierung bei der außerordent— 
lichen Cage alle Erleichterungen gewährt, die mit 
der Aufrechterhaltung der Wirtſchaftspolitik verträg⸗ 
lich find. Die dankenswerte Mitwirkung der Nom⸗ 
munen zur Beſeitigung der Schwierigkeiten werde 
hoffentlich mit Erfolg fortgeſetzt werden. Die So⸗ 
zialdemokraten lärmten und unterbrachen wiederholt. 
Herr v. Bethmann Bollweg rief ihnen aber 
u. a. zu: „Die Herren von der Sozialdemokratie 
haben es ſich angewöhnt, fish immer als die allei⸗ 
nigen Vertreter des deutſchen Volkes zu bezeichnen. 
Das ſollten ſie ſein laſſen. Wir gehören alle zum 
Volke. . .. Mit dieſen Geſchichten, bitte, kommen 
Sie mir nicht.“ (Cebhafter Beifall.) 

Die dreitägige Debatte über die Teuerung 
und Verwandtes verlief ohne das von der Sozial- 
demokratie angekündigte Mißtrauensvotum gegen 
den Reichskanzler. Ein ſolches erhielt er auch nicht, 
als er ſich am 2. Dezember in einer knappen 
und vorſichtigen Rede über die auswärtige Lage 
äußerte. Während er ſonſt frei ſpricht, las er dies⸗ 
mal genau vom Papier ab. Ohne auf Einzelheiten 
einzugehen, ſagte er doch in der Kürze genug, um 
die allgemeine Cage überblicken zu können. Su⸗ 
nächſt beſprach er die Vorgeſchichte des Balkan⸗ 
krieges. „Insbeſondere mußten wir auf eine ge— 
waltſame Cöſung der Frage gefaßt ſein, ſeitdem uns 
im Beginn des Sommers bekannt geworden war, 
daß ſich die Balkanſtaaten zu einem Bunde zu- 
ſammengeſchloſſen hatten. Als wir den Kampf als 
unvermeidlich anſahen, haben wir vor allem dar- 
auf hingewirkt, ihn zu lokaliſieren.“ Weiter er- 
wähnte er, daß bei den Neuordnungen nach dem 
Kriege auch Deutſchland ein Wort in die Wag- 
ſchale zu werfen haben werde. Der Gedankenaus⸗ 
tauſch darüber werde in entgegenkommender Weiſe 
geführt und biete Ausſicht auf Erfolg. Sollte 
wider Erwarten keine Einigung erzielt und Deutſch⸗ 
lands Bundesgenoſſen angegriffen werden, dann 
würde es ſeinen Bundesverpflichtungen nachkom⸗ 
men. „Dann würden wir an der Seite unſerer 
Verbündeten zur Wahrung unſerer eigenen 
Stellung in Suropa, zur Verteidigung 


der Sicherheit und Zukunft unſeres 


eigenen Landes fechten. Ich bin feſt über⸗ 
zeugt, daß wir bei einer ſolchen Politik das ganze 
Volk hinter uns haben werden.“ (Beifall.) Deutſch⸗ 
land habe während des türfifch-italienifchen Krie- 
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ges ſowohl die Intereſſen ſeines Verbündeten wie 
die der befreundeten Türkei wahrzunehmen ver— 
ſtanden und werde auch im ſtande ſein, im Verein 
mit den anderen Großmächten die Erhaltung einer 
ökonomiſch und politiſch lebensfähigen Türkei wie 
gute Beziehungen zu den erſtarkenden Balfanjtaa- 
ten in die Wege zu leiten. Dieſes gemeinſame Be— 
ſtreben widerſpreche ſchon an ſich den vielfach in 
der Preſſe den Großmächten unterſtellten Abſichten 
auf LCanderwerb auf Kojten der Türkei. — Das 
wie gewöhnlich bei ſolchen Gelegenheiten ſtark ge— 
füllte Baus kam bei dieſen ſorgſam abgewogenen 
Sätzen nicht auf ſeine Rechnung, ſoweit es ſich 
auf ſenſationelle Eröffnungen über Krieg und 
Frieden gefaßt gemacht hatte. Im Ausland fand 
der feſte Ton dieſer Friedensrede allgemeine Su— 
ſtimmung, und die beſtimmte Erklärung des ſo 
ruhigen Bethmann, daß Deutſchland für ſeine 
Verbündeten „fechten“ werde, die gebührende Be— 
achtung. 

Die ſich an die Rede anknüpfende Debatte för— 
derte auf Seite der Abgeordneten wenig Bemerkens— 
wertes zu Tage. Intereſſant war in gewiſſer Be— 
ziehung die ſonſt ſehr lange und langweilige Rede 
des ſozialdemokratiſchen Abg. Cedebour, der 
die Fabel von der Frieden erhaltenden Tätigkeit 
der „Sozialdemokratie der ganzen Welt“ breit trat. 
Er gab dem Staatsſekretär v. Uiderlen-Wäch⸗ 
ter Gelegenheit, einmal unter dem Beifall des 
Haufes die bei Sozialdemokraten geläufigen An— 
griffe gegen den Kaifer von Rußland energiſch zu— 
rückzuweiſen, und zum zweiten, auf den Vorwurf, 
die Regierung nähre den Swiſt mit England, zu 
erklären, „daß während der letzten Krifis unſere 
Beziehungen ſpeziell zu England beſonders ver— 
trauensvoll waren. (Hört, hört! und Beifall.) ... 
Ich kann die beſtimmte Erwartung ausſprechen, daß 
ſie dies auch weiter tun werden.“ (Beifall.) Im 
übrigen erledigte der Reichstag nur einen Nach— 
tragsetat für 1912 und einige kleinere Geſetzent— 
würfe vollſtändig. Die erſte Leſung des Stats 
dauerte nur kurze Seit und beſchäftigte ſich faſt 
allein, wie erwähnt, mit der Balkanfrage und mit 
der Jeſuitenfrage. Von den dem Haufe zugegan— 
genen neuen Geſetzentwürfen wurde nur das Poſt- 
ſcheckgeſetz in der Kommiſſion durchberaten. 

Ein Erlaß des neuen bayrifchen Miniſteriums 
Hertling über die Auslegung des Jeſuiten— 
geſetzes hatte ſchon im Frühjahr heftige Erörte- 
rungen in der liberalen Preſſe hervorgerufen, wo— 
bei indeſſen nicht allein das ſachliche Intereſſe, 
ſondern vielmehr der Parteiſtandpunkt beſtimmend 
geweſen war. Nun liegt es ja auf der Hand, 
daß eine einzelne Bundesregierung nicht berechtigt 
fein kann, Keichsgeſetze auszulegen, ſondern daß 
dafür allein der Bundesrat zuſtändig iſt. Es be— 
ſtand tatſächlich auch eine Verſchiedenheit zwiſchen 
dem bayrifchen Erlaß und der bisherigen Auf— 
faſſung des Bundesrates. Dieſe Angelegenheit war 
ſchon am 26. April im Reichstage durch eine In— 
terpellation von nationalliberaler Seite zur Sprache 
gebracht worden. Reichskanzler v. Bethmann 
Hollweg hatte damals kurz erwidert, er habe 
ſich um Auskunft an die bayriſche Regierung ge— 
wandt. Dieſe habe mitgeteilt, ſie werde beim Bun— 


desrat um eine authentiſche Auslegung nachſuchen, 
und habe dieſe Abſicht auch bereits ausgeführt. 
Bis dahin ſolle auch in Bayern die bisherige Aus- 
legung gelten. Seitdem hatte ſich der Bundesrat 
mit dem Erſuchen der bayrijchen Regierung be— 
faßt und am 28. Vovember eine Ausführung des 
Jeſuitengeſetzes beſchloſſen, die den bayriſchen Er— 
laß im weſentlichen aufhob. Damit war das Sen— 
trum, das ja überhaupt auf der Aufhebung des 
Jeſuitengeſetzes beſteht, durchaus nicht zufrieden und 
brachte die Angelegenheit bei der Etatsdebatte am 
4. Dezember zur Sprache. Abg. Dr. Spahn be⸗ 
zeichnete den bundesrätlichen Beſchluß für eine 
ſchwere Beeinträchtigung und Verletzung der jtaats- 
bürgerlichen Rechte der Uatholiken und verlas 
eine Erklärung, nach der das Jeſuitengeſetz ein An— 
griff gegen die Fatholifche Kirche und die ftaats- 
bürgerlichen Rechte der deutſchen Uatholiken ſei, 
daß ſie nach der Auslegung des Bundesrates zu 
ihm kein Vertrauen auf eine gerechte Behandlung 
mehr haben und ihr Verhalten dementſprechend ein— 
richten würden. Das klang ſehr kriegeriſch und ent⸗ 
ſprach vollkommen dem Machtgefühl des Sentrums 
im neuen Reichstag, in dem es jetzt wieder mit 
den Sozialdemokraten und allen in nationalen Fra- 
gen minder zuverläſſigen Elementen: eine ſtarke 
Mehrheit gegen die Regierung zu bilden im 
ſtande iſt. 

Reichskanzler v. Bethmann Rollweg trat 
der oben ausgeführten Auffafjung des Bundes- 
ratsbeſchluſſes in einer kurzen, erſichtlich von inne— 
rer Bewegung eingegebenen Rede entgegen. Er 
wies darauf hin, daß im deutſchen Volke die reli— 
giöſen Fragen von jeher mit Leidenſchaftlichkeit be— 
handelt würden und daß man ſich darum bei Be— 
urteilung des Tatjächlichen von der Erregung der 
Gemüter möglichſt frei halten müſſe. Die Aus- 
legung des Bundesrates von 1872 habe 40 Jahre 
beſtanden und ſei im Intereſſe des konfeſſionellen 
Friedens immer milder gehandhabt worden. Durch 


den bayrifchen Erlaß ſei die Sache von neuem 


vor den Bundesrat gekommen. Der neue Beſchluß 
hält ſich genau an die bisher geübte Praxis. Ge— 
genüber der neuerlichen Erregung in katholiſchen 
Ureiſen ſei doch die Tatſache zu betonen, daß bei 
uns 24 Millionen Katholifen mit 40 Millionen 
Proteſtanten, beides Söhne eines Volkes, „auf Ge— 
deih und Verderb“ verbunden find. „Eine geſchicht⸗ 
liche Tatſache iſt es, daß ſich das evangeliſche 
Volksempfinden von jeher gegen die Tätigkeit der 
Jeſuiten heftig gekehrt hat.“ (Suftimmung.) Dieſe 
hat den Orden auch in katholiſchen Ländern wieder— 
holt mit der Staatsregierung, ja ſelbſt mit der römi— 
ſchen Kirche in Widerſpruch gebracht. Man könne 
ſich nicht wundern, wenn in evangeliſchen Kreifen, 
vielleicht unbewußt, die Erinnerung an die Seiten 
fanatiſchen Glaubenshaſſes nachzittert. Man möge 
durch Behandlung des Bundesratsbeſchluſſes als 
Einleitung eines neuen Kulturfampfes nicht eine 
ſchwere Verantwortung auf ſich laden. „Diejenigen, 
die das tun, laden eine ſchwere und verhängnisvolle 
Verantwortung auf ſich (Sehr richtig!), die fie weder 
mit dem Inhalt des Bundesratsbeſchluſſes, noch 
mit dem Bergang, der zu feiner Faſſung führte, 
vertreten können.“ (Cebhafter Beifall.) 
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Am 12. Dezember vertagte fich der Reichstag 
— einen Tag früher, als beabſichtigt war — 
fofort nach der Eröffnung, nachdem der Präſident 
Dr. Nämpf in einer kurzen Anſprache des dahin— 
geſchiedenen Prinzregenten Cuitpold von Bay- 
ern gedacht hatte. 

Bier ſei noch einer Neuerung im Reichstage 
gedacht. Schon ſeit den berüchtigten Kaiferdebatten 
im November 1907 war das Beſtreben nach gewiſſer 
Machterweiterung des Reichstags auf liberaler 
Seite hervorgetreten. Man hegte damals große 
Pläne und eine Geſchäftsordnungskommiſſion be— 
arbeitete alle dahingehenden Anträge. Am 3. Mai 
kamen die Vorſchläge der Kommiſſion im Haufe zur 
Beratung. Es handelte ſich um die Einführung 
von kurzen Anfragen und von Anträgen zu Inter— 
pellationen. Staatsſekretär Dr. Delbrück gab 
die Erklärung ab, daß der Bundesrat keine Ande— 
rung der Kompetenzen von Reichstag und Reichs» 
kanzler zugeben, daß jedoch der Reichskanzler, aber 
ohne Verpflichtung, einzelne kurze Anfragen be— 
antworten oder beantworten laſſen werde. Der 
Reichstag nahm die Beſchlüſſe der Kommifjion an 
und ſeitdem ſind verſchiedene „kleine Anfragen“ 
geſtellt worden. Solche Anfragen können bei ver— 
ſtändiger Handhabung ganz zweckmäßig fein. Aber 
daß wöchentlich zwei „Sprechſtunden“ dafür angeſetzt 
worden ſind, läßt mißbräuchliche Anwendung nicht 
unmöglich erſcheinen. Durch die Anträge zu den 
Interpellationen ſoll das in Ländern mit parlamen— 
tariſcher Regierung übliche Mißtrauensvotum auf 
einem Umwege in Deutſchland eingeführt werden. 
Der Reichstag will durch Mehrheitsbeſchluß kund⸗ 
geben, wenn er mit dem Reichskanzler zufrieden 
iſt. Einen praktiſchen Sweck kann dergleichen nicht 
haben, da der Reichskanzler vom Kaifer ernannt 
wird und nicht von parlamentariſchen Mehrheits- 
zufälligkeiten abhängig iſt. Es iſt darum auch gar 
nicht zu erwarten, daß dieſes neue „Machtmittel“ 
das Anſehen des Reichstags zu erhöhen im ſtande 
ſein werde. Die bisherigen Erfahrungen haben 
doch mehrfach gezeigt, daß derartige parlamen- 
tariſche Demonſtrationen bei der Bevölkerung jtets 
wenig Beifall gefunden haben. Wenn es ſich der 
Aufregung lohnt: eine Auflöſung — und es kommt 
immer ein ganz anderer Reichstag. 


Aus dem Parteileben. 


Das Jahr begann mit dem denkwürdigen Aus- 
gang der Reichstagswahlen, nach denen die Sozial- 
demokratie als ſtärkſte Partei im Parlament ſaß. 
Das war nur möglich geweſen durch den erbitter- 
ten Mampf unter den bürgerlichen Parteien, durch 
die indirekte Unterſtützung, die ihr die liberale Agi— 
tation leiſtete, und durch direkte Unterſtützung nicht 
unbeträchtlicher Teile der fortſchrittlichen Volks- 
partei. Die Schuld dafür trifft in erſter Linie den 
Liberalismus, der die Wahlparole von 1907 ſchlecht⸗ 
hin verleugnete und in dem bedauerlichen Irrtum 
über das damalige Wahlergebnis ſich einen libe— 
ralen Wahlſieg ſuggeriert hatte, infolgdeſſen mit 
den Konferpativen zerfallen war und auch jedes 
Wahlbündnis gegen die Sozialdemokratie abgelehnt 
hatte. Der Liberalismus hatte ſich vorgenommen, 


über den gar nicht exiſtierenden „ſchwarzblauen 


Block“ einen großen Sieg zu erringen und dann das 


liberale Regiment im Reiche zu errichten. So ſtand 
es in allen Blättern, fo wurde es in den Wahl- 
reden angekündigt. Man vergaß nur die alte Er- 
fahrung, daß für jedes der Rechten durch liberale 
Agitation abgewonnene Beſultat auf der Linken 
zwei Sozialdemokraten herauskommen. Das hat⸗ 
ten doch auch ſchon die letzten Nachwahlen ge— 
zeigt, bei denen nur die Sozialdemokraten gewon— 
nen, die Liberalen aber verloren hatten. Genau 
die gleiche Erſcheinung ergab ſich nun jetzt wieder 
bei den Bauptwahlen. Der Großliberalismus ſiegte 
nicht, ſondern verlor noch, aber die Sozialdemokratie 
nahm den bürgerlichen Parteien über 50 Mandate 
ab. Seitdem der Liberalismus den Anhang der 
großen Maſſen an die Sozialdemokratie verloren 
hat, iſt es mit ſeiner trotzdem ſtändig angekündigten 
Herrſchaft für alle Zufunft aus. Er hilft ſich dar⸗ 
um mit Suggeftionen. Dabei muß er mit der Gunſt 
der großen Maſſen rechnen, denn ſonſt verliert 
er jeden Anteil und Einfluß im Parlament. Eine 
gewiſſe Volkstümlichkeit ſucht er nun auf Kojten 
des eigenen Fuſammenhalts zu gewinnen. Gerade 
für die Nationalliberalen, ſoweit ſie noch eine 
Mittelpartei fein wollen, bedeutet das eine Eim- 
buße an innerer Feſtigkeit. Der Linfsliberalismus 
ſteuert auf den Großblock los, indem er ſich ſugge— 
riert, daß die Sozialdemokratie bündnisfähig, in 
gewiſſem Sinne ſogar eine liberale Vormacht ſei, 
mit der man eine gute Strecke den gleichen Weg 
gehen könne. 

Alle dieſe Erſcheinungen waren bei der Reichs⸗ 
tagswahl und auch nachher recht deutlich in die 
Erſcheinung getreten. Die Erfahrungen von 1907, 
nach denen der nationale wie der fortjchrittliche 
Liberalismus nur durch klare Betonung des natio⸗ 
nalen Gedankens wieder wachſen kann, waren nicht 
nur nicht beherzigt, ſondern geradezu ins Gegen— 
teil umgedeutet worden. Statt ſich in der Rich⸗ 
tung der alten nationalliberalen Partei zu ent- 
wickeln, hatte man direkt den Weg zur Demokratie 
eingeſchlagen. Der Erfolg davon war nun der 
gewaltige Sieg der Sozialdemokraten. Man war 
taktiſch und materiell geſchlagen, während man 
doch auf einen großen liberalen Sieg gerechnet 
hatte. Als magerer Troſt blieb, daß die Verluſte 
der Rechten und des Zentrums noch größer waren. 
Und damit wurde eine neue Suggeſtion begründet: 
Der große Sieg über den „ſchwarz⸗blauen Block“, 
der tatſächlich niemals beſtanden hat, denn wäh— 
rend der letzten Wahlperiode hatten oft genug 
Konfervative gegen Zentrum, und die Liberalen 
mit dem Sentrum oder mit den Konjervativen, ja 
auch mit beiden geſtimmt. Man muß ſich da doch 
fragen, ob nicht wenigſtens die einſichtsvolleren 
liberalen Führer die Unhaltbarkeit dieſer neuen 
Suggeſtion erkannt haben. Es ſchien nicht ſo. Das 
Unglück der liberalen Parteien und zugleich das 
Glück der Sozialdemokraten ift, daß als Überbleibjel 
vergangener Zeiten 900% der Zeitungen in Deutjch- 
land im liberalen Sinne geleitet werden. Das ver— 
leitet zu einem Machtgefühl, das in der wirklichen 
Volksſtimmung nicht begründet iſt, denn trotz aller 
Agitation und der Unterſtützung aller dieſer Sei— 
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tungen hat der gejamte Liberalismus von 397 
Reichstagswahlſitzen nur vier nationalliberale aus 
eigener Kraft im erſten Wahlgange erobert. Alles 
andere iſt Stichwahlerwerb. Da kann doch von 
Macht nicht groß die Rede ſein. Aber nun trat die 
liberale Preſſe mit ihrem lärmenden Tamtam vom 
Sieg des Großliberalismus über den ſchwarzblauen 
Block hervor, man hörte und las faſt nichts an⸗ 
deres als dieſe Suggeſtion, die über den alleinigen 
Sieg der Sozialdemokraten hinwegtäuſchen ſollte, 
und ſchließlich ſchienen auch die Führer daran zu 
glauben. In dieſer Richtung liegt aber der zu— 
künftige Sieg des Liberalismus nicht. Der Traum 
vom großen liberalen Erfolg, über den die Demo— 
fratie die ſegnende Band hält, hat im letzten Berbſt 
auch in Württemberg zu einem derben Mißerfolg 
geführt. Wollten doch die liberalen Führer daraus 
lernen, denn einen geſunden Liberalismus hat 
Deutſchland nötig. 

Merkwürdigerweiſe trat die Wirkung der neuen 
Suggeſtion am deutlichſten bei den National- 
liberalen hervor. Wer ſich übrigens noch der 
großen Täuſchung der Liberalen über den Wahl— 
ausfall von 1907 erinnert, wird darüber nicht er- 
ſtaunt ſein. Wie weit die politiſche Verwirrung um 
ſich gegriffen hatte, zeigte bedauerlichen Angeden— 
kens die Präſidentenwahl im Reichstage, bei der 
wohl die Hälfte der Nationalliberalen einen So— 
zialdemokraten, der vor- und nachher ſich als der 
heftigſte Derleumder von Kaifer und Reich ge— 
zeigt hat, zum erſten Dizepräfidenten wählte. Im 
Sinne des vermeintlichen Großblockſieges war das 
ganz richtig, aber den Nationalliberalen im Lande 
ging es doch über den Spahn. Es mußte einge— 
lenkt werden, doch die demokratiſchen Neigungen 
des einen Flügels blieben beſtehen. Der Gegenſatz 
der Jungliberalen und Altnationalliberalen iſt das 
ganze Jahr hindurch wiederholt hervorgetreten und 
hat der Beredtſamkeit des Führers Baſſermann 
Gelegenheit geboten, mit nicht zu leugnender Ge— 
ſchicklichkeit jeden direkten Bruch in der Partei hint⸗ 
anzuhalten. Er ſelbſt mit deutlichen ſüddeutſch⸗demo⸗ 
kratiſchen Anklängen ſteht den Jungliberalen nahe 
und ſeine badiſche Großblocksidee, die der Partei 
dort auch keinen Nutzen gebracht hat, dürfte wohl 
der Hauptgrund dafür geweſen fein, daß ſich die 
Partei nicht zu einer ausnahmsloſen Abſage an 
die Sozialdemokraten aufſchwingen konnte. Der 
Tag, an dem die nationalliberale Partei ihre jebi- 
gen, zur Demokratie führenden Wege endgültig 
verlaſſen würde, wird von allen Freunden des 
Reiches mit ungeteilter Freude begrüßt werden. 
Vorläufig denkt die Führung noch nicht daran, mög- 
lich, daß weitere unvermeidliche Verluſte noch lehr— 
reich wirken. Bezeichnend für die Parteileitung und 
den inneren Suſtand der Partei iſt wohl die Tat- 
fache, daß von Partei wegen des zehnjährigen To- 
destages Bennigſens mit keiner Silbe gedacht 
wurde, und nur der altnationalliberale Reichsver- 
band einen Kranz an feinem Denkmal hatte nieder- 
legen laſſen. 

Die fortſchrittliche Volkspartei iſt 
noch weiter links gegangen und hat ſich, zunächſt 
für die Wahlen, der Sozialdemokratie vollkommen 
verſchrieben. Das iſt ein ſtarkes Stück nach der un⸗ 


Jahrbuch der (Weltgeſchichte. 


Das Jahr 1912. i 56 


mißverſtändlichen Äußerung des Volkswillens in 
den Wahlen von 1907. Es wird den Fortſchritt⸗ 
lern ſchwer werden, die Geiſter, die ſie riefen, 
wieder loszuwerden. Das gefährliche Wahlbünd⸗ 
nis war zunächſt aus begreiflichen Gründen der 
Gffentlichkeit vorenthalten worden, wurde aber 
von den damit unzufriedenen radikalen Sozialdemo- 
kraten ans Licht gezogen. Das Erſtaunen darüber 
war allgemein, berechtigt auch die Entrüſtung der 
Parteien über die Heuchelei, mit der die Fortſchritts⸗ 
partei unter dieſen Umſtänden noch die Stichwahl⸗ 
unterſtützung gegen ſozialdemokratiſche Kandidaten 
begehrt hatte. Selbſt Rofa Cuxemburg nannte 
dies eine „unehrliche Spekulation der Fortſchritt⸗ 
ler auf die Gunſt der reaktionären Wähler.“ In 
16 Wahlkreiſen, in denen ſozialdemokratiſche Kan- 
didaten mit fortſchrittlichen vor der Stichwahl ſtan⸗ 
den, hatte die Sozialdemokratie zugeſtanden, den 
Wahlkampf zu „dämpfen“, um den eigenen Sieg zu 
verhindern. Der Ärger der radikalen Sozialdemo— 
kraten über die verſchenkten Wahlſitze war begreif- 
lich, aber die Parteileitung wußte, was ſie getan 
hatte. In den FHuſammenhalt der bürgerlichen Par- 
teien, der ſich 1907 fo verderbenbringend für die 
Sozialdemokratie erwieſen hatte, war ein ſchwer 
wieder zu beſeitigender Keil getrieben worden. In 
wieviel Kreifen die fortſchrittliche Volkspartei zur 
„Dämpfung“ zu Gunſten der Sozialdemokratie ver⸗ 
pflichtet war, iſt nicht bekannt geworden. Für den 
gegenwärtigen Reichstag iſt es aber bezeichnend, 
daß eine Partei, die kaum auf ſolchem Wege die 
Stärke der fünften Partei zu erreichen vermochte, 
den Präſidenten und einen Vizepräſidenten ſtellt. 
Die fortſchrittlichen Blätter erklärten das aber 
auch für einen liberalen Sieg und taten fortan 
alles, um das von keiner Seite gelobte Wahlab- 
kommen aus der Erörterung verſchwinden zu 
laſſen, was bei ihrer großen Überzahl auch gelang. 
Das wird freilich nicht verhindern, daß die national 
geſinnte Bürgerſchaft mit dieſer Partei, wenn ſie 
nicht einen grundſätzlichen Wandel vollzieht, in Zu⸗ 
kunft nicht wieder gemeinſame Sache machen kann. 
Als am 4 Auguſt in dem Eugen Richter-Turm 
bei Hagen ein Gedächtniszimmer für den einſtigen 
Parteiführer eingeweiht wurde, erklang das Cob 
der Partei in mächtiger Rede, aber mit keiner Silbe 
wurde erwähnt, daß Eugen Richter ſtets die So⸗ 
zialdemofratie nachdrücklich mit Wort und Schrift 
bekämpft hat, wenn er auch nie eingeſehen hatte, 
daß die Art feiner politiſchen Agitation nach Bis- 
marcks Zeugnis die beſte „Vorfrucht der Sozial- 
demokratie“ war. Seine Nachfolger haben ſich be- 
reits „auf Gedeih und Verderb“ der Sozialdemo— 
kratie verſchrieben. Ein erfreuliches Zeichen für 
die Möglichkeit einer Sinnesänderung der Partei 
ergab am 6. Oktober der Mannheimer Parteitag, 
auf dem ſich eine entſchiedene Abwendung von 
dem bisher hartnäckig feſtgehaltenen Freihandel 
herausſtellte. Die Sozialdemokraten find natürlich 
höchſt unzufrieden damit. Daß ſeit dem Offenkundig⸗ 
werden des Wahlbündniſſes mit der Sozialdemo- 
kratie die Anhängerſchaft in bürgerlichen Kreifen 
zugenommen hätte, behauptet auch die fortſchritt⸗ 
liche Preſſe nicht. Bei zahlreichen Städtewahlen 
zeigte ſich ein merklicher Rückgang der Stimmen, 


57 Deutſehes Reich. 58 


der bei der Reichstagsnachwahl in Stolp-Cauen⸗ 
burg im Dezember ſogar über 2000 Stimmen 
(25% ) gegenüber der Hauptwahl im Januar be— 
trug. : 

Sehr zufrieden konnten die Sozialdemo⸗ 
kraten ſein, denn auf einen ſo großen Wahlerfolg 
hatten ſie im Ernſt nicht rechnen können. Bier ſoll 
die Bedeutung ihres Wahlſieges nicht herabgeſetzt 
werden, aber ſie haben eben von jeher von den Feh⸗ 
lern ihrer Gegner gelebt, nicht von der zwingenden 
Gewalt ihres politiſchen Programms. Die 110 
Sozialdemokraten im Reichstage, mehr als das Dop⸗ 
pelte der bisherigen Mandate, find unter allen 
Umſtänden ein bedauerliches Armutszeugnis für das 
Maß der politiſchen Beſonnenheit in Deutſchland. 
Vor fünf Jahren 43, diesmal 110 Sozialdemokraten! 
Was iſt da Dolfsmeinung? Hatte Kaifer Wil- 
helm nicht recht, als er vor zwei Jahren in 
Königsberg gelobte, er werde „unbeirrt von Volks⸗ 
meinungen“ ſeines hohen Amtes walten d Es ift 
trotz allem nicht begründet, in dem zufälligen An⸗ 
ſchwellen der Sozialdemokratie im Reichstage eine 
Gefahr ſehen zu wollen. Was könnten fie gefähr- 
den? Sie können viel herabſetzen, hemmen, ver- 
eiteln, aber zu ſchaffen vermögen ſie nichts. Trotz 
ihrer Anweſenheit hat der Reichstag faſt über Er⸗ 
warten ſeine Schuldigkeit getan, ihre Gegnerſchaft 
hat die verfeindeten bürgerlichen Parteien zur ge— 
meinſamen Arbeit genötigt, ſelbſt die von ihrer 
zukünftigen Gunſt abhängigen Fortſchrittler haben 
nicht immer mit ihnen geſtimmt. Sie ſind höchſtens 
ein williges Hilfsmittel für Demonſtrationen des 
Sentrums geweſen, das ihnen nicht einmal dank⸗ 
bar dafür iſt. Darauf kommt es auch den Führern 
gar nicht an, ihre ganze Taktik iſt zum Fenſter 
hinaus auf die Betörung der Maſſen gerichtet, die 
in dem Wahne erhalten werden müſſen, daß ſie 
eine Macht darſtellen. Dann bleiben ſie bei der 
Partei und zahlen für fie. Keine Partei erhebt jo 
hohe Beiträge wie die Sozialdemokratie, und Fein 
agitatorifcher oder taftifcher Schritt entbehrt des 
leicht durchſichtigen Sweckes, zahlende Partei- 
mitglieder zu gewinnen. Und es iſt rührend, welche 
enormen Summen die Armen im Geiſte denn 
durchſdmittlich leben fie beſſer wie je und find 
keineswegs arm — für den Beſtand der Partei auf- 
bringen. Denn ſie zu erhalten koſtet viel. 

In Berlin allein beträgt die Anzahl der von 
der Partei beſoldeten Agitatoren uſw. gegen 800, 
die Sahl der für den Parteidienſt in der Preſſe, in 
Konfumvereinen uſw. bezahlten Perſonen geht im 
Reiche in die Zehntaufende. Dieſe von der Partei- 
kaſſe durchaus abhängigen Genoſſen halten dafür 
die Partei zuſammen, denn ſie haben das größte 
Intereſſe daran, daß fie in den erworbenen Bour- 
geoiseriftenzen bleiben, womöglich aufſteigen, ſelbſt 
auch Reichstagsabgeordneter mit 6000 Mark Diäten 
werden können und nur um Gotteswillen nicht wies 
der Arbeiter ſein müſſen. So hat die Partei den 
zahlreichſten, ſicherſten und automatenhaft für den 
Weiterbeſtand arbeitenden Beamtenſtand. Das kann 
keine andere Partei nachmachen und darin liegt 
die wirkſamſte Urſache für das Wachstum der 
Partei. Die linksliberale „Frankfurter Seitung“ 
ſchrieb ſehr zutreffend, als fie die fozialdemofrati- 


ſchen Kandidaten — nicht für den Reichstag — 
ſondern für die Stadtvertretung bekämpfte: „Swei 
Drittel der ſozialdemokratiſchen Kandidaten ſtehen 
im Brote der Partei. Es iſt eine Tatſache, daß die 
ſozialdemokratiſchen Parteifunktionäre in einem be— 
ſonderen Maße von ihrem Brotgeber abhängig 
find. Der Fudrang zu den feſtbezahlten Partei- 
ſtellen iſt ein großer, der Kampf um die Futter— 
frippe‘ dementſprechend rückſichtslos. Wer ein Amt 
oder ein Amtchen will, der muß ſich durch Beto- 
nung feines Radikalismus in den Vordergrund 
drängen.“ Dieſe glücklichen Amterbeſitzer halten 
die Partei zuſammen, die „prinzipiellen“ Ausein- 
anderſetzungen und perſönlichen Streitereien auf den 
Parteitagen find ihnen höchſt gleichgültig, ihr In— 
tereſſe liegt im reichlichen ‚Sufluß der Parteigelder, 
aus denen ihre Gehälter gezahlt werden. Und 
die Parteibeträge find nicht gering; in den ſozial⸗ 
demokratiſchen Gewerkſchaften ſchwanken fie zwi— 
ſchen 59 (Metallarbeiter) und 78 Mark jährlich, 
dazu kommen noch andere ordentliche und außer- 
ordentliche Beiträge. Wegen Beſoldung der zahl- 
reichen Agitatoren find die Verwaltungskoſten un⸗ 
geheuer hoch, ſo betrugen ſie im Jahre 1910 bei 
der Gewerkſchaft der Metallarbeiter 8:90 Mlärf, 
der Holzarbeiter 9:57 Mark und der Maurer 9:65 
Mark auf den Kopf. Die von den ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Gewerkſchaften gewährten Unterſtützungen be= 
trugen in demſelben Jahre allerdings Js Mil⸗ 
lionen, aber dieſe Summe machte doch nur den 
fünften Teil der Geſamteinnahmen aus, die Ver— 
waltungskoſten waren alſo höher. Die Ausgaben 
aus der Parteikaſſe für die Agitation bei der Reichs- 
tagswahl beliefen ſich auf 1°/, Millionen, außer- 
dem haben nach Angabe des Parteiſekretärs Pfann⸗ 
kuch die einzelnen Bezirke noch faſt ebenſoviel 
aufgebracht. 

Eine weitere ſtarke Belaſtung erleiden die 
Genoſſen durch die von der Parteileitung verurjach- 
ten Streiks. Es muß ſelbſtverſtändlich den Arbei⸗ 
tern unbenommen ſein, ihnen unerträglich gewor— 
dene Arbeitsverhältnisniſſe durch ordnungsmäßig 
erfolgende gemeinſame Arbeitsniederlegung zu än- 
dern zu ſuchen; denn der einzelne kann ſich wohl 
leicht eine andere Arbeitsſtelle ſuchen, nicht aber 
eine größere Arbeiterſchaft. Wie heutzutage die 
Derhältniffe liegen, jo führen derartige Bewegun- 
gen meiſt noch vor ihrem Ausbruch zu einem billi— 
gen Ausgleich. Die meiſten Streiks in unſerer Seit 
gehen aber gar nicht von den Arbeitern aus, ſon— 
dern werden oft gegen den Willen aller ruhigen 
Elemente von den Führern inſzeniert. Der eigent- 
liche Swec dabei iſt, neue Genoſſen unter den Ar— 
beitern für die Parteikaſſe anzuwerben und ſie 
zum Eintritt zu nötigen dadurch, daß während des 
Streiks nur an Parteimitglieder Unterſtützungen ges 
zahlt werden. Vor einem Streik erfolgen darum aus 
Furcht immer zahlreiche Eintritte. Den Streik 
ſelbſt ins Werk zu ſetzen, iſt nicht ſchwer, denn na— 
mentlich durch die jungen und ſonſtigen radauluſti— 
gen Elemente wird leicht eine Mehrheit in der 
ewig aufgehetzten und zu einem falſchen Macht⸗ 
gefühl erzogenen Arbeiterſchaft dafür erzeugt. Die 
während des Streiks gezahlten Unterſtützungen 
reichen nun kaum für Unverheiratete notdürftig aus, 
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Familien aber ſetzen ihre Erſparniſſe und ihr biß⸗ 
chen Wohlſtand zu. Wird dann vielleicht eine ge— 
ringe Lohnerhöhung erzielt, ſo reicht dieſe doch 
Jahre hindurch nicht aus, den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
fall wieder auszugleichen. Die Arbeiter, die wirt⸗ 
ſchaftlich zu rechnen gelernt haben, ſind darum 
auch ſolchen Streiks abgeneigt. Den Führern liegt 
an ſolchen „Bourgeois“ nicht viel, ihnen find nichts⸗ 
beſitzende und deshalb zur Unzufriedenheit neigende 
lieber. Seitdem die Arbeitgeber ſolchen Streiks mit 
gemeinſamen Ausſperrungen geantwortet haben, 
ſind ſie ſeltener geworden. An ausgedehnten Streiks 
liegt übrigens den Führern auch nichts, weil dieſe 
die Kaffe zu ſehr angreifen und überhaupt be= 
weiſen, daß trotz alles Großſprechens und alles 
gegen Arbeitgeber und Arbeitswillige geübten Ter— 
rorismus die faktiſche Ohnmacht der Viermillionen— 
partei dabei aller Welt klar wird. Um die Partei⸗ 
kaſſe zu ſchonen und zur Wahrung des Anſehens 
der Parteileitung durch Verlängerung der Streiks 
werden dann außerordentliche Sammlungen aus⸗ 
geſchrieben, aber neuerdings haben dieſe merkwür⸗ 
dig wenig ergeben. Die ſozialdemokratiſchen Ar— 
beiter ſcheinen es müde geworden zu ſein, für 
Streiks unausgeſetzt in die Taſche greifen zu 
müſſen. 

Auch ſonſt ſcheinen ſie manche Parteimätzchen 
ſchon herzlich ſatt zu haben. Der J. Mai, den man 
der „Bourgeoiſie“ als Weltfeiertag aufzudrängen 
gedachte, hat von Jahr zu Jahr geringere Betei— 
ligung gefunden. Dieſes Jahr handelte es ſich 
um die 25. Maifeier, man lockte mit ſilbernen Wel- 
ken und Maifeier-Wunſchzetteln für die Kinder — 
aber es war wieder nichts, von größerer Beteili— 
gung der „vier Millionen“ gar nicht die Rede. 
So war es auch mit den Demonftrationsperjamm- 
lungen im September wegen der Fleiſchteuerung 
und im November gegen den Krieg. Für letztere 
hatte man als Lockmittel nach Berlin fremde Sozial- 
demofraten verſchrieben, den Franzoſen Jaures 
und den Engländer O'Grady, denen aber der 
Polizeipräſident v. Jagow auf Grund des Der- 
einsgeſetzes das Reden in fremden Sungen verbot. 
Trotz aller aufgebauſchten Berichte über beide Grup- 
pen von Verſammlungen ließ ſich doch gar nicht 
verhehlen, daß außer den unter direkter Kontrolle 
ſtehenden Genoſſen kaum eine Beteiligung ſtatt— 
gefunden hat. Die Leute ſind nach und nach der 
hohlen Demonſtration überdrüſſig geworden. In 
der Provinz find die mit großen Worten angefün- 
digten Proteſtverſammlungen an vielen Orten gänze 
lich unterblieben, fo u. a. ſelbſt in dem arbeiter- 
reichen Dortmund, weil die Arbeiter von den blö— 
den „Friedensdemonſtrationen“ der Führer nichts 
wiſſen wollten. Sollte wirklich ein Krieg kom— 
men, ſo iſt den Führern bloß zu raten, dergleichen 
zu unterlaſſen. Es könnten ſonſt Suſtände ein— 
treten, ähnlich wie in München im Auguſt 1870; 
während die Kammer über den Kriegsfredit beriet, 


baten die dagegen opponierenden Klerifalen, man 


möge doch die Sitzung nicht bis in die Dunkelheit 
ausdehnen, weil fie ſonſt auf dem Beimwege Keile 
bekämen. Der Unmut der mit Swangsbeiträgen 
zur Parteikaſſe übermäßig gequälten Genoſſen wagt 
nur ſelten einen offenen Proteſt. Ein ſolcher Fall 


kam aber doch ſchon in Düſſeldorf vor, wo in der 
offiziellen ſozialdemokratiſchen Kreiskonferenz nicht 
nur die Gründung eines beſonderen Wahlfonds 
abgelehnt, ſondern den Führern ganz ungeſchminkt 
gejagt wurde, die alles Maß überſchreitende Bei⸗ 
tragsſchrauberei werde ſchließlich zum Maſſenaus⸗ 
tritt führen. Die Streiks verſchlingen ungeheure 
Summen, von den noch höheren wirtſchaftlichen 
Nachteilen für die Feiernden ganz abgeſehen. In 
den letzten 20 Jahren haben die fozialdemofrati- 
ſchen Sentralverbände nicht weniger als 108,095.58 
Mark dafür ausgegeben, das Jahr 1910 mit 19% 
Millionen war bisher das teuerſte. 

Wie bereits angedeutet, haben in neuerer Seit 
die großen Streiks nur ſelten Erfolg, weil die 
Arbeitgeber in der Regel geſchloſſenen Widerſtand 
leiſten. Als Beiſpiel ſei nur der Ausſtand der Ge—⸗ 
hilfen im Steindruckereigewerbe erwähnt, der nach 
18 Wochen zur Wiederaufnahme der Arbeit ge— 
nau zu den früheren Bedingungen führte. Der 
Koftenaufwand betrug gegen I, Millionen, der 
entgangene Cohn 2˙4 Millionen. Selbſtverſtänd⸗ 
lich reichten die geringen Streikunterſtützungen für 
den Lebensunterhalt nicht aus. Und ſolch ruinie⸗ 
rende Experimente wurden in der Seit der „Fleiſch— 
not“ gemacht! Die Urſache liegt in dem durch die 
Jahrzehnte hindurch betriebene Agitation gejteiger- 
ten übertriebenen Machtgefühl. „Alle Räder ſtehen 
ſtill, wenn dein ſtarker Arm es will,“ lautet ja das 
Leitmotiv der fozialdemofratifchen Agitation. Ja, 
die Räder ſind wohl bald zum Stillſtehen ge— 
bracht, aber dann gibt's auch keine Löhne, und die 
kärglichen Unterſtützungsgelder ſind nur ein Trop- 
fen auf den heißen Stein. Auf dieſem Wege iſt 
das Wohlbefinden der Arbeiter nicht zu erzielen. 
Jahrelang mochte es wohl ſo ſcheinen, ſolange 
man nur einzelne Unternehmer vor ſich hatte. Aber 
nachdem dieſe ſich nach dem Muſter der Arbeiter 
auch zuſammengeſchloſſen haben, iſt die Methode 
nicht mehr verwendbar. Das künſtlich erzeugte 


Machtgefühl führt indeſſen ſogar zu direkten Auf⸗ 


lehnungen gegen die Sentralleitung, wie ſich im 
verfloſſenen Jahre, und zwar durch zahlreiche 
Streiks im Baugewerbe, gezeigt hat. Ein Bei⸗ 
ſpiel eines regelrecht von der Sentralleitung be⸗ 
triebenen Streiks war der der Bergarbeiter im 
Ruhrrevier, der nach zehn Tagen mit einem Lohn⸗ 
verluſt von 12 Millionen gänzlich ſcheiterte. In 
ſeinen Beweggründen iſt der Streik auf den weit 
überſchätzten Sieg der 110 für den Reichstag zu⸗ 
rückzuführen und den beſonderen Anſtoß gab der 
große Streik in England, den man nachahmen 
wollte. Der Widerſtand der beſonnenen Arbeiter 
und der chriſtlichen und nationalen Arbeiterverbände 
wurde niedergeſchrien, und der ſozialdemokratiſche 
Verband beſchloß den Streik, dem ſich auch der 
fortſchrittliche Birſch⸗Dunckerſche Verband anſchloß. 
Die Grubenverwaltungen ließen mit den Arbeits- 
willigen weiterarbeiten, aber dieſe wurden von den 
Genoſſen bald ſo arg beſchimpft, bedroht und miß— 
handelt, daß die zahlreichen Gendarmen nicht aus⸗ 
reichten und Militär herbeigerufen wurde, worauf 
ohne Anwendung der Waffe der Streik zufammen- 
fiel. Verhaftungen und gegen 2000 Anklagen 
wegen Bedrohung, Beſchimpfung und Gewalt- 


ae. * „ * 


61 Deutſehes Reich. 62 


tätigkeit waren die Folge. Dabei waren bei dem 
ſorgſam vorbereiteten Streik ein großer Teil der 
Miſſetäter von fernher eingetroffene Leute, die den 
Beleidigten gänzlich unbekannt waren, ſo daß ihre 
Feſtſtellung nicht erfolgen konnte. 

Alle Kundigen waren nicht im Sweifel darüber, 
daß der Streik den Zweck verfolgte, Rache an den 
chriſtlichen und nationalen Arbeiterverbänden zu 
nehmen und ſie um ihre Mitglieder zu bringen, 
weil ſie nicht mit den Sozialdemokraten gewählt 
hatten. Man glaubte nämlich, bei einem allgemei- 
nen Streik Chriſtliche und Nationale mürbe zu 
machen, da ſie ohne Lohn ſein würden, während 
die Genoſſen Streikunterſtützung bekämen. Die 
Sache kam aber umgekehrt: Die Arbeitswilligen 
behielten ihren Lohn, und die Genoſſen hatten nur 
die unzulängliche Unterſtützung, darum mußte der 
Erfolg der ſorgfältig eingefädelten Aktion aus» 
bleiben. Die Streikleitung ſuchte alles auf das 
Eingreifen des Militärs zu ſchieben, aber das ver— 
fing bei den einſichtigeren, von der Parteikaſſe nicht 
direkt abhängigen Arbeitern nicht mehr. Sie hat- 
ten den Fehlſchlag vor Augen, und das Erſcheinen 
des Militärs war für fie ein willkommener Ans 
laß, zur Arbeit zurückkehren zu können. Die Er- 
bitterung gegen die Verbandsleitung war allge— 
mein, zahlreiche Austritte aus dem Verbande er—⸗ 
folgten, am meiſten wurden davon die Hirſch— 
Dunckerſchen Verbände betroffen, den Vorteil hat- 
ten der chriſtliche und der nationale Verband, die 
auch bei den folgenden Ausſchußwahlen große 
Erfolge erzielten. Die Einficht nimmt zu, daß die 
Streikorganiſationen für die Bergarbeiter nicht nur 
völlig wertlos, ſondern ſogar ſchädlich ſind. Dieſen 
Standpunkt vertreten die chriſtlichen und nationalen 
Verbände ſchon längſt. Die nationalen — in der 
Milieupreſſe gewöhnlich „gelben“ genannt — Ver— 
bände verwerfen den Streik außer im Notfall und 
find im übrigen für den Verſtändigungsverſuch; 
ihre Hauptſtärke haben fie unter den Kruppfchen 
Arbeitern. Die chriſtlichen Verbände ſind, wie die 
ſozialdemokratiſchen, auf dem Mißtrauen gegen die 
Unternehmer aufgebaut, wenn ſie auch den Streik 
als Kampfmittel weit in den Hintergrund ſchieben. 
Wie leicht ſie aber auch davon Gebrauch machen, 
zeigte der drohende Streik im Saarrevier in der 
zweiten Hälfte des Dezember. Er iſt ſchließlich 
durch Entgegenkommen von beiden Seiten noch 
vor dem Ausbruch geſchlichtet worden. So könnte 
es auch überall ſein, wenn die Sozialdemokraten 
nicht immer mit ihren Machtanſprüchen und ihren 
ſozialiſtiſch-kommuniſtiſchen wirtſchaftlichen Anfich- 
ten, die doch in der Gegenwart nirgends und auch 
wahrſcheinlich in der Zukunft nicht zu verwirf- 
lichen find, die Verhandlungen auch mit den wohl- 
meinendſten Unternehmern erſchwerten und dadurch 
ſchließlich doch nur die Arbeiter wirtſchaftlich 
ſchädigen. 

Die einſichtigen Parteiführer ſind nicht im 
Sweifel darüber, daß Wahlerfolge allein die zahlen- 
den Parteimitglieder nicht auf die Dauer zuſammen— 
halten können, daß vielmehr die Parteiſteuerſchraube 
und die zunehmende Ausſichtsloſigkeit der Streik— 
organiſationen zum Maſſenaustritt führen werden. 
Für die Wahlen wäre das vielleicht von geringe— 


rem Belang, weil das Klaſſenbewußtſein ſchon hin— 
reichend entwickelt iſt. Aber die Aufrechterhaltung 
des koſtſpieligen Parteiapparats würde infolgedeſſen 
unmöglich werden. Man iſt darum auf ein neues 
Sugmittel verfallen, das die Leute feſter an die 
Partei ketten ſoll. Es ſoll eine Volksverſicherung 
geſchaffen und zu einem politiſchen Kampfmittel 
ausgebildet werden. Ende des Jahres iſt bereits 
in Hamburg die ſogenannte „Volksfürſorge“, das 
Verſicherungsunternehmen der ſozialdemokratiſchen 
Genoſſenſchaften und „freien“ Gewerkſchaften, mit 
einem Kapital von einer Million Mark als Ver⸗ 
ſicherungsaktiengeſellſchaft begründet worden. Als 
Gegengewicht hat ſich bereits eine Vereinigung von 
Verſicherungsgeſellſchaften und provinzialen Ver— 
bänden zuſammengeſchloſſen, die eine politiſch neu= 
trale und gemeinnützig organiſierte Volksverſiche⸗ 
rung bieten will. Man darf die weitere Entwick- 
lung abwarten. Trotz aller durch die Uneinig⸗ 
keit der bürgerlichen Parteien verurſachten Wahl- 
überrafchungen wird die Sozialdemokratie nicht 
zum Sukunftsſtaate heranwachſen. Das hat jich 
ſchon mehrfach wieder bei den Wahlen gezeigt. 
Bei allen politiſchen Wahlen ſeit der Reichstags⸗ 
wahl haben die ſozialdemokratiſchen Stimmen viel- 
fach in geradezu überraſchendem Umfange abge— 
nommen, die Mitläufer bei der Reichstagswahl 
ſcheinen ſich ihres Irrtums bewußt zu werden. In 
den Gemeindevertretungen haben die Sozialdemo— 
kraten ihre Vertreter nirgends vermehrt, in einer 
größeren Anzahl von Städten wurden ſie bei den 
Wahlen aufs Haupt geſchlagen und aus den Stadt- 
verwaltungen wieder verdrängt. Auch die Sahl 
der Landgemeinden, in denen ſozialdemokratiſche 
Vertreter vorkamen, hat ſich nicht vermehrt, ein- 
zelne Wahlerfolge ſind durch Verluſte an anderen 
Orten reichlich ausgeglichen worden. Die bürger- 
lichen Parteien haben es alſo noch immer in der 
Band, durch Suſammenhalten jede ſozialdemokra⸗ 
tiſche Herrfchaft abzuwehren. Der Parteitag in 
Chemnitz in der zweiten Hälfte des September ver— 
lief auch, nach dem großen Erfolg bei der Reichs- 
tagswahl über Erwarten harmlos. Man hatte 
durchaus nicht den Mut, offen gegen ſich ſelbſt zu 
fein und dadurch das Bürgertum weiter zu beun— 
ruhigen. Man will den Eindruck des unerwarte- 
ten Wahlſieges durch Beraufbeſchwörung künfti⸗ 
ger Niederlagen nicht gefährden. Die bürgerlichen 
Parteien mögen aber deshalb ja nicht meinen, daß 
aus einem Wolf im Schafskleid auch wirklich ein 
Lamm wird. 

Nächſt der Sozialdemokratie konnte das Sen— 
trum mit der gegenwärtigen Lage am zufrieden- 
ſten ſein. Es hatte zwar zehn Mandate eingebüßt, 
war aber durch den Wahlumſchwung trotzdem zur 
ausſchlaggebenden Partei geworden, denn die 110 
Sozialdemokraten ſind trotz ihrer Siffer bedeu- 
tungslos, außer wenn ſie als Bilfstruppe des 
Sentrums die Regierung und die nationalen Par— 
teien ärgern wollen. Auch die Auseinanderſetzun— 
gen im Innern der Partei, die ſich während des 


ganzen Jahres abgeſpielt und unter dem Schlag 


wort: Kölner und Berliner Richtung in den Blät⸗ 
tern figuriert haben, ſind ohne beſondere Wirkung 
geblieben; von dem auf gewiſſen Seiten erwar- 
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teten Bruche war keine Rede. In den Städtewahlen 
und bei den Landtagswahlen in Württemberg hat 
die Partei gegenüber den Liberalen unzweifelhafte 
Erfolge errungen. Der Katholikentag fand Mitte 
Auguſt in Aachen ſtatt; politiſche Fragen wurden 
milde behandelt und polemiſch⸗konfeſſionelle kaum 
berührt. Mit großem Jubel wurde einſtimmig be— 
ſchloſſen, das Jeſuitengeſetz ſei ein gehäſſige⸗ 
Ausnahmegeſetz, deſſen Aufhebung im Reichstage 
beantragt werden ſolle. Man rechnete alſo auf 
die bekannte Mehrheit, die Zentrum und Sozial- 
demokraten bilden können. Im allgemeinen hat 
ſich das Zentrum in allen Angelegenheiten des 
Reiches in poſitivem Sinne bewährt mit der ein⸗ 
zigen Ausnahme der Polenfrage, in der es bei 
ſeiner bisherigen Haltung beharrt. 

Die Konfervativen nehmen jeit den 
Wahlverluſten eine Stellung rubiger Sammlung 
ein. Außer vielfach wandelbaren Wahlkreiſen, die 
bei einer anderen Woge der Volksſtimmung wieder⸗ 
gewonnen werden können, haben ſie nichts ver- 
loren, dagegen die beiden oſtpreußiſchen Wahl⸗ 
kreiſe, die ihnen im Vorjahre durch eine gewandte 
Wahltechnik zum Jubel der Milieupreſſe entriſſen 
worden waren, von den Liberalen zurückerobert. 
Im Reichstage wie im preußiſchen Candtage iſt 
von ihnen der konſervative Standpunkt mehrfach 
ſchärfer betont worden wie in früheren Jahren, 
wo ihnen das freundſchaftliche Verhältnis zu den 
Nationalliberalen Rückſichten auferlegte, die jetzt 
weggefallen ſind. Das hat ſie aber nicht abge— 
halten, ebenſo wie mit dem Sentrum ſo auch mit 
den Vationalliberalen in allen nationalen Fragen 
zuſammenzuarbeiten. 


Polen, Dänen, Welfen. 


Die Polenfrage iſt, ſoweit ſie polniſche Zu⸗ 
kunftsträume und deutſchfeindliche Agitationen be- 
trifft, im Jahre 1912 unverändert geblieben, und 
zwar in allen „drei Teilen“ des an ſeiner politi⸗ 
ſchen Unfähigkeit zu Grunde gegangenen Polen- 
reiches. Kenner bezweifeln, daß das Agitations- 
fieber, das die polnifchen Köpfe erhitzt, jemals 
ſtaatenbildende Kraft entwickeln wird, der Fieber— 
kranke pflegt in der Regel feine Kräfte zu über- 
ſchätzen. Es iſt aber eine fieberkranke Phantaſie, 
die drei mächtigſten Monarchien des Weltteiles um 
die von ihnen einſt erworbenen Provinzen wieder 
berauben zu wollen, aus denen man das Polenreich 
der Sukunft aufbauen will. Und daß man der⸗ 
gleichen glaubt, iſt aus allen polniſchen Veröffent- 
lichungen herauszuhören. So ſagte u. a. letzthin 
der „Wiek Nowy“ in ſeiner Weihnachtsbetrachtung: 
„Ohne eine reelle Tat werden wir nichts er⸗ 


bauen können. Wollen wir einſt um unſere Frei⸗ 


heit kämpfen, fo müſſen wir dazu enkſprechend 
vorbereitet fein. Indem wir alſo in Schmerz und 
Begeiſterung die Solidarität der geſamten polni- 
ſchen Nationalität empfinden, den Gedanken der 
Befreiung in unſerer Seele hegen, müſſen wir zu 
einer unbegrenzten Gpferfähigkeit für die Siele 
des polnifhen Vaterlandes, die Be⸗ 
dürfniſſe der polniſchen Gemeinſchaft bereit ſein, 


die Tat wünſchend, die endlich nach den er⸗ 
ſehnten Toren der Freiheit führt.“ — Polniſche 
Freiheit! — Man frage einmal einen Deutſchen 
oder Ruthenen in Galizien nach der polniſchen 
Freiheit; die kennen ſie. Gott gnade allen Deut- 
ſchen in unſeren Oſtprovinzen, wenn ſich gegen alle 
Wahrſcheinlichkeit der polniſche Machttraum ver⸗ 
wirklichen ſollte. Sie würden bald blutige Tränen 
über die polniſche Freiheit weinen müſſen! — 
Aber in dieſem Sinne ſchrieben und ſchreiben doch 
alle polniſchen Blätter. „Dziennik Bydgoski“ 
wurde noch dreiſter und ſchrieb: „Es wird nicht 
eher Frieden auf Erden werden, ſolange Gott das 
PDreußentum nicht demütigt.“ — Und das darf 
man in Preußen ungeſtraft ſchreiben! Unter pol⸗ 
niſcher Freiheit dürfte man es ſicher nicht. Von 
Dankbarkeit für das, was preußiſche Staatsord⸗ 
nung und Schulung aus den elenden und verfom- 
menen völkiſchen Überreſten des an politiſcher Une 
ſittlichkeit zu Grunde gegangenen polniſchen Na⸗ 
tionalſtaates gemacht hat, findet ſich bei dieſem auf 
deutſche Koſten — denn ſie beſaßen nichts — wieder 
üppig gewordenen Geſchlecht keine Spur. Und auf 
ſo bedenklicher Grundlage glauben ſie, einen neuen 
Staat errichten zu können! Wenn es die Vatio⸗ 
nalität allein täte, ſo hätte doch auch ihr früherer 
Beſtand haben müſſen. 

Alles läuft auf nationale Reizung und Über⸗ 
reizung hinaus und erinnert, ſeitdem die demo 
kratiſche Richtung mehr und mehr die Führung 
an ſich geriſſen hat, recht lebhaft an das Treiben 
der Geſchäftspolitiker in den Parteien der weſt⸗ 
lichen europäiſchen Länder. Viel Tamtam, Phrafen- 
ſchwall mit donnerndem Beifall, Straßendemon⸗ 
ſtrationen (in Uniform ſind ſie ſchöner) und im 
übrigen Seitungsreklame und gutes Leben für die 
Führer. Man muß immer dabei an die ſoge⸗ 
nannte deutſche Bewegung der letzten Sechziger- 
jahre denken. Da handelte es ſich nicht einmal um die 
Gründung eines neuen Reiches aus Eroberungs- 
ſtücken von mächtigen Reichen, ſondern bloß um 
die Reform des vom Wiener Kongreß in der lächer- 
lichſten Weiſe verpfuſchten Deutſchen Bundes. Aber 
ſonſt ging es auch da meiſtens recht modern pol⸗ 
niſch zu. Bärtige Männer, die von den realen 
Machtverhältniſſen keine Ahnung hatten, ſprachen 
unter toſendem Jubel von der Macht des zukünf⸗ 
tigen Vaterlandes, über deſſen Umfang, innere Ge— 
ſtaltung und Staatsform jeder eine andere Anſicht 
hatte, aber ein bißchen Republik ſchien doch die 
allgemeine Meinung zu ſein. Es wurde viel da⸗ 
für feſtiert, geſungen, getrunken, in Aufzügen de⸗ 
monſtriert und ſelbſt auch exerziert. Als aber die 
beteiligten Mächte, Gſterreich und Preußen — die 
Mittel⸗ und Uleinſtaaten kamen wegen ihrer da= 
maligen Machtmittel gar nicht in Betracht — die 
Sache in die Hand nahmen, da waren auf einmal 
dieſe demonſtrativen Erſcheinungen verſchwunden, 
ſelbſt die vernünftigſte von ihnen, der National- 
verein, verſagte auch in der entſcheidenden Stunde, 
weil er im Strome der Agitation zu weit in das 
demokratiſche Fahrwaſſer geraten war. Der Der- 
faſſer hat jene Seit als ſchon erwachſener Mann 
miterlebt und fühlt ſich durch die jetztige Ent⸗ 
wicklung der polniſchen Vorgänge lebhaft daran 
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erinnert. Die gleiche Verkennung der Machtver⸗ 
hältniſſe, dieſelbe Unklarheit über den Umfang 
des „Reiches“, Bruſttöne vaterländiſcher Begeifte- 
rung, Feſtzüge, Turnerexerzitien, Singen und Trin⸗ 
ken uſw., gerade fo wie damals, nur jetzt in pol⸗ 
niſcher, ſtatt in deutſcher Sprache. Und hinter der 
ganzen, immer demokratiſcher werdenden Agitation 
lugt ſchon ganz deutlich das Geſicht einer polni⸗ 
ſchen Republik hervor, nicht das der früheren 
Adelsrepublik, ſondern eine der Intellektuellen, 
hauptſächlich der Advokaten, wie drüben im gelieb- 
ten Paris. Don einem polniſchen König. iſt kaum 
noch die Rede. Eine polniſche Republik, alle zwei 
Monate mit einem neuen Miniſterium! Das könnte 
Europa gerade noch brauchen. 

Es verlohnt ſich nicht, die politiſche Phanta- 
ſterei der Polen noch weiter zu verfolgen. Dar— 
aus kann nichts werden, ſolange der Weltteil 
Europa einigermaßen vernünftig bleibt, woran 
niemand zweifelt. Die Sache hat auch bloß inſoweit 
Intereſſe, als fie den Staaten und anderen Natio- 
nen läſtig wird. Die Seiten, in denen die Polen 
als idealiſierte Inſurgenten in ganz Europa ge— 
feiert wurden, ſind vorüber, ſeitdem der von der 
heiligen Allianz herſtammende KRuſſenhaß ver— 
ſchwunden und aus anderen Gründen nur noch bei 
der Sozialdemokratie zu finden iſt. In den betei— 
ligten Staaten tritt man dem Treiben der Polen 
je nach Verfaſſung und politiſcher Cage entgegen, 
weil es auch mehr läſtig als wirklich ſtaatsgefähr⸗ 
lich iſt, denn ſie getrauen ſich nicht, ſich zu einem 
ernſten Schritt zu entſchließen, bevor nicht der be⸗ 
treffende Staat von anderer Seite in eine gefähr- 
liche Cage gebracht worden iſt. Die Balkanvorgänge 
haben auf ſie wohl appetiterregend gewirkt, aber 
es gibt in Europa nur eine Türkei. Nun ſoll das 
ganze Jahr 1915 hindurch die Erinnerungsfeier 
der letzten, vor 50 Jahren verunglückten polniſchen 
Revolution begangen werden. Es iſt dazu zu be- 
merken, daß es auch eine Adelsrevolution war, 
die durch die Quertreibereien der Demokraten uns 
ter dem ewigen Rückwärtsſieger Mieroslawski 
ſchon von vornherein ſchwer geſchädigt wurde und 
ſich klug hütete, die Revolution nach Galizien und 
Poſen auszudehnen. Wenn die demokratiſchen All- 
polen gegenwärtig dieſe Adelsrevolution feiern, ſo 
tun ſie es nur, um daraus ein neues nationales 
Reizmittel zu machen. Daran wird es ihnen auch 
in Zukunft nicht fehlen. In nächſter Seit wird die 
neue Königsburg auf dem Wawel in Krafau daran 
kommen uſw. An Aufreizungen zur gewaltſamen 
Erhebung für ein „großes und unabhängiges Po— 
len“ wird es demnach auch in Zukunft nicht fehlen; 
die Wirkung muß man natürlich abwarten, aber 
viel wird die heutige Leitung, die nach Demokraten⸗ 
art ununterbrochen im inneren Kampfe liegt, nicht 
erzielen. „Ein großer Rächer, Held, Genius, der 
die Nation zu einem neuen, aber ſiegreichen Kampfe 
führen könnte, hat ſich bis jetzt unter uns nicht 
gefunden,“ klagte im Dezember das Lemberger 
allpolniſche Blatt „Slowo Polskie“. Er wird ſich 
auch nicht finden, denn ſelbſt wenn er erſtünde, 
würde die Eiferfucht der anderen ihn nicht aufkom⸗ 
men laſſen. Das war ſchon in der ariſtokratiſchen 
Seit ſchwierig, das heutige demokratiſche Polentum 
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wird hierin die Demokraten anderer Länder nicht 
übertreffen. 

„Unſeren Standesherren der alten Epoche hat 
es niemals geträumt, daß wir fähig wären zur Ent⸗ 
faltung einer jo blühenden Induſtrie, wie fie ſich 
heute immer günſtiger ausbreitet, dank der polni⸗ 
ſchen Intelligenz und Arbeitſamkeit“, ſchrieb nach 
Neujahr „Wiarus Polski“ in Bochum. Als die 
polniſchen Reſte an Preußen kamen, war die pol- 
niſche Intelligenz unterdrückt, Arbeitſamkeit gar 
nicht vorhanden, beide Eigenfchaften haben ſich 
erſt unter der preußiſchen Herrſchaft entfaltet, und 
wo die Polen kulturell emporgekommen ſind, iſt 
dies auf deutſchen Einfluß, auf deutſches Lehn- 
gut zurückzuführen. Das ſteht hiſtoriſch feſt, wenn 
es auch die Polen nicht gern hören und abzuleugnen 
verſuchen. Trotzdem ſchrieb das Graudenzer Polen⸗ 
blatt: „Es wird heute ſicher keine polniſche Familie 
geben, welche ein Bildnis des Kaifers oder feiner 
Familie beſäße.“ Und da wundern ſich dieſe Ceute, 
die doch alle verfaſſungsmäßigen Rechte beſitzen 
und ausüben, aber trotzdem behaupten, ſie würden 
unterdrückt, daß man ſie nicht als Freunde des 
Staates anfieht und auch nicht ſo behandeln kann. 
So wie oben drücken ſich doch höchſtens noch die 
Sozialdemokraten aus. Wären die Polen in Frank- 
reich, würde man ihnen ebenſo raſch die Staats- 
ſprache beigebracht haben, wie den Italienern in 
Nizza. Die Derfaffung in Preußen und im Reich 
geſtattet leider keine Anwendung von Swangsmaß— 
regeln, und die Beamtenſchaft hat leider zu lange 
mehr als billige Rückſichten walten laſſen. Man 
kann den Polen nur durch verfaſſungsmäßige Mittel 
beikommen, der billige Swangsweg hat durch die 
teuere Anſiedlungspolitik erſetzt werden müſſen. 
Aber der politiſche Widerſinn muß aufhören, daß 
im deutſchen Reichstag und im preußiſchen Abge— 
ordnetenhauſe gegen 20 Abgeordnete einer undank— 
baren Nation ſitzen, die offenſichtlich auf gewalt⸗ 
ſame Abtrennung preußiſcher, mit vielen Koſten 
und Mühen mit deutſcher Kultur erfüllter Provin- 
zen für ein Polenreich hinarbeitet. Man hat dazu 
den Weg der Anſiedlungspolitik, die nur ein Teil 
der inneren Voloniſation iſt, eingeſchlagen. Die Not- 
wendigkeit, Deutſchland in der Nahrungsmittel- 
erzeugung unabhängig vom Ausland zu machen, 
was mit der heutigen Wirtſchaftspolitik erreicht 
werden kann, nötigt zur intenſiveren Ausnützung 
des vorhandenen und zur Erſchließung neuen Kul- 
turbodens. Ein großer Teil des Überſchuſſes der 
Landbevölkerung, der heute häufig zu feinem Nach⸗ 
teil in die Städte wandert, kann dabei nützlichere 
Verwendung finden, in den polniſchen Bezirken 
dient er zugleich dazu, die bisherige polniſche Mehr⸗ 
heit durch eine deutſche zu erſetzen. 

In letzterer Beziehung iſt trotz des wohlorga— 
niſierten Widerſtandes der Polen ſchon vieles er- 
reicht worden, wie die Wahlen beweiſen, es iſt 
auch im Jahre 1912 zum erſtenmal mehr polniſches 
Land in deutſche Hände übergegangen als umge— 
kehrt. Wegen der Gegenaktion der Polen hat aller- 
dings die Anſiedlungskommiſſion in den letzten Jah⸗ 
ren faſt ausſchließlich deutſche Beſitzungen für ihre 
Koloniſationszwecke erwerben müſſen, was aber 
keineswegs nachteilig iſt, ſolange der notwendige 
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Beſtand an deutſchem Großgrundbeſitz erhalten 
bleibt. Infolge der zahlreichen Güterankäufe 
von deutſcher und polniſcher Seite waren aber 
die Preise und Erwerbsverhältniſſe in den Gſt⸗ 
marken derart geſtiegen, daß es kaum noch angän— 
gig war, jetzt auf längere Jahre hinaus Landvorrat 
anzukaufen. Darum ſchien die Anſiedlungspolitik zu⸗ 
rückzugehen, und die Heißſporne und unzufriedenen 
Allesbeſſerwiſſer fingen ſchon an, trotz aller Der- 
ſicherungen der maßgebenden Perſönlichkeiten, die 
Regierung der Schwäche und Abwendung von der 
bisherigen Politik zu beſchuldigen. Wie immer be— 
rief man ſich dabei auch auf Bismarck. Fürſt 
Bülow hat einmal im Reichstage gefagt, wir 
litten an einem „mißverſtandenen Bismarck“. 
Für die Anſiedlungspolitik iſt das unzweifelhaft der 
Fall. Zu Bismarcks Zeiten lag die ganze pol» 
niſche Agitation in den Händen des polniſchen Adels. 
Dieſen wollte er auskaufen und damit die ganze 
Agitation der Führerſchaft berauben. Er hätte die⸗ 
ſes Siel wohl auch erreicht, wenn er nicht erſt 
1886, wo es ſchon reichlich fpät war, damit be⸗ 
gonnen hätte. Die Verſöhnungspolitik feines Nach⸗ 
folgers brachte die Aktion zum Stillſtand. Heute 
liegen nun die Derhältniffe ganz anders. Die Agi⸗ 
tation beruht nicht mehr auf dem Großgrundbeſitz, 
die Führer gehören den intellektuellen Kreiſen an 
und ſind nicht auszukaufen. Die viel ſchwieriger 
gewordene Aufgabe geht, wie ſchon oben bemerkt 
wurde, nun dahin, durch innere Kolonifation deut- 
ſche Mehrheiten anzuſiedeln. Das iſt etwas ganz 
anderes und ſtimmt mit Bismarcks Plan nur 
äußerlich im Gütererwerb überein. Die Führer ſind 
heute nicht mehr zu expropriieren, denn ſie ſitzen 
in den Städten und auf den Pfarreien. Durch die 
Anſiedlungspolitik iſt ſogar ihre Sahl vermehrt 
worden, indem die polniſchen Gutsbeſitzer mit dem 
reichlichen Verkaufserlös in deutſchem Gelde in 
die Städte zogen und ſich dort der Agitation wid⸗ 
meten. In gewiſſen Kreifen iſt dieſer Umſtand ſogar 
dahin ausgelegt worden, daß die ganze Anſiedlungs⸗ 
tätigkeit ein Mißgriff geweſen ſei. Das iſt natür⸗ 
lich nicht der Fall, aber die ungeſtümen Dränger 
mögen hieraus und aus anderem erſehen, welche 
Schwierigkeiten den Leitern der Anſiedlungspolitik 
erwachſen. 

Es gibt in allen Ländern Unverantwortliche, 
die ſich im Gefühl des Beſſerwiſſens über die 
Verantwortlichen erheben. In Deutſchland iſt ihre 
Sahl auffällig groß. In Ländern mit parlamen- 
tariſcher Regierung hat das noch einen Sinn, denn 
dort müſſen zuweilen angeſehene Parteiführer in 
Amtern untergebracht werden, von denen ſie nichts 
verſtehen. Wir erinnern nur an den unvergeßlichen 
Marineminiſter Pelletan in Frankreich. Aber 
in Deutſchland kommt doch wahrhaftig niemand 
zu einem höheren Amte, der nicht für ſeine Be— 
fähigung Proben abgelegt hat. Ob er gewiſſen 
parlamentariſchen Parteien paßt, iſt für das große 
Ganze herzlich gleichgültig. Dieſer Verwaltungs- 
methode gegenüber wäre wirklich einiges Ver- 
trauen geboten, um fo mehr als das ewige Miß- 
trauen auf der oder jener Seite nur der Sozials 
demokratie zu gute kommt, die ohne das Unzu⸗ 
friedenmachen in bürgerlichen Kreifen mit ihrem 
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dürftigen Programm längſt abgewirtſchaftet hätte. 
Gewiß durfte es auffällig erſcheinen, daß von der 
vor vier Jahren geſetzlich feſtgelegten Enteignung 
noch immer kein Gebrauch gemacht wurde. Den 
beſtimmten Erklärungen der leitenden Männer, daß 
an der Oſtmarkenpolitik feſtgehalten würde, brauchte 
trotzdem kein Mißtrauen entgegengeſetzt zu werden, 
denn Ls iſt ihr Recht, den Seitpunkt der Anwen⸗ 
dung zu beſtimmen, ſie allein überblicken die ganze 
Sachlage und ſie tragen die Verantwortung. Als 
Anfang Oktober die Regierung ſich entſchloß, zur 
Anwendung der Enteignung zu greifen, war das 
ein Beweis, daß der Seitpunkt gekommen war, in 
dem fie nach dem Worte des Landwirtſchaftsmini⸗ 
ſters v. Schorlemer als ultima ratio, als letz⸗ 
tes, unabweisbares Mittel anzuſehen ſei. Über 
die beſonderen Gründe, warum gerade in dieſem 
Augenblick der erſte Schritt zu tun war, ob inner— 
oder außerpolitiſche Umſtände maßgebend waren, 
verlautete von verantwortlicher Seite nichts. Ob⸗ 
gleich die Polen längſt auf dieſe Wendung gefaßt 
ſein mußten, führten ſie doch ſofort das bekannte 
Entrüſtungstheater auf. Da fie ſeit Jahren an- 
gekündigt haben, ſie würden die Deutſchen von 
der „polniſchen Erde“ vertreiben, ſo haben ſie 
wahrlich kein Recht, ſich darüber zu wundern, wenn 
der Spieß umgedreht wird. Übrigens handelte es 
ſich bei den in Ausſicht genommenen vier Gütern 
nicht um alte Heimftätten, ſondern um Objekte, 
die ſämtlich vor nicht langer Seit den Beſitzer 
gewechſelt hatten. Die jetzigen Beſitzer erhoben 
den geſetzlich zuläſſigen Sinſpruch, der aber nicht 
für ausreichend begründet gefunden wurde. Wenn 
auch in Sukunft freiwillige Gutsverkäufe durch den 
polniſchen Terrorismus verhindert werden, dürften 
noch weitere Enteignungen erfolgen. 

Es war Seit, daß den Polen einmal Ernſt ge- 
zeigt wurde, denn ſie trieben es mit dem Boykott 
aller Deutſchen ſchon zu arg; eine Steigerung iſt 
gar nicht mehr möglich. Der in ſchwerer wirt⸗ 
ſchaftlicher Bedrängnis befindliche W. v. Tacza- 
nowski, der feine Güter an den Großherzog von 
Weimar verkauft hat, wurde von den Verwandten 
ausgeſtoßen und von der ganzen Nation geächtet. 
„Verflucht ſei er für immer,“ ſchrieb der „Dzien⸗ 
nik Kujawski“. Warum hat man ihm nicht lieber 
rechtzeitig geholfen? Freilich, das war nicht mehr 
ſo leicht, denn durch die wahnſinnige Preistreiberei, 
um Deutſche nicht in polniſchen Beſitz gelangen zu 
laſſen, ſind ſchon zahlreiche opferwillige Polen zu 
Gütern gekommen, die nicht rentieren und darum 
nicht behauptet werden können. In dieſem Kampfe 
werden die Polen nicht Sieger ſein. Auch ihr Boy⸗ 
kott wird keinen dauernden Erfolg haben. Der Re— 
gierungspräſident Krahmer in Poſen hat die 
Deutſchen bereits an ihre „nationale Ehrenpflicht“ 
gemahnt, ihren Landsleuten „in dem aufgedrun— 
genen Exiſtenzkampfe vorbehaltlos und mit allen 
Kräften beizuſtehen.“ Mit verſchwindenden Ausnah- 
men halten auch die Deutſchen in der Oſtmark treu 
zuſammen, konfeſſionelle und Meinungsunterſchiede 
treten bei ihnen zurück. Auch die deutſchen Katho- 
liken halten zu ihren Landsleuten und laſſen ſich 
von der ſchwer begreiflichen Haltung der Zentrums⸗ 
preſſe nicht beeinfluſſen. Sie wiſſen, der polniſche 
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fatholifche Geiſtliche iſt ihr gefährlichſter natio⸗ 
naler Feind. Dazu ſehen fie, wie bitter ihre weni⸗ 
gen deutſchen Prieſter von den Polen angefeindet 
und beſchimpft werden. Der ſchon erwähnte 
„Wiarus Polski“ ſchrieb im Februar: „Nicht dar⸗ 
rum ſtrömen die polniſchen Schäflein in den Schaf- 
ſtall Chriſti, daß die ihnen zugeteilten Seelenhirten 
Sentrumswölfe auf fie loslaſſen.“ Dergleichen 
Schimpf läßt ſich das Zentrum von den Polen bieten. 
In Gberſchleſien hat die polniſche Feindſchaft gegen 
das Deutfchtum bereits zu dem lange vorausgefe- 
henen Bruche mit dem im geheimen von den Polen 
ſchon lange bekämpften Sentrum geführt. In 
Mittel⸗ und Niederſchleſien macht das Polentum 
noch Fortſchritte. Hoffentlich wird das neue Beſitz⸗ 
befeſtigungsgeſetz dem entgegenwirken. In der 
Kaſchubei und in Maſuren ſtoßen die polniſchen 
Agitationsverſuche auf ernſten Widerſtand. Die neu- 
kaſchubiſche Bewegung, die ſich gegen die Poloni- 
ſierung richtet, bereitet den Großpolen ſchon ziem- 
lich viel Sorge. In Ortelsburg hat man wohl 
bereits einen polniſchen landwirtſchaftlichen Verein 
und eine Bank begründet, zugleich iſt aber in Jo— 
hannisburg eine „maſuriſche gemeinnützige Anz 
ſiedlungsgeſellſchaft zur Stärkung des Deutſchtums“ 
entſtanden. 

Die Dänen ſetzen in Nordfchleswig ihre auf 
die Dauer ausſichtsloſen Beſtrebungen fort. Sie 
behaupten, fie handelten nach dem Völkerrecht und 
meinen damit, jeder Däne könne ſelbſt darüber be— 
ſtimmen, ob er bei Deutſchland oder bei Dänemark 
bleiben will. Wünſcht er letzteres, ſo kann er ja 
nach Dänemark ziehen, in Deutſchland hat er ſich 
aber deutſchen Einrichtungen zu fügen oder man 
wird ſchließlich einmal mit ihm deutſch reden. Die 
Dänen ſetzen nach polniſchem Muſter den Ankauf 
deutſcher Beſitzungen fort und ſind dabei vorläufig 
noch im Vorteil, auch die däniſchen Vereine haben 
zugenommen. Sum nicht geringen Teile iſt das 
eine Folge des unglückſeligen, 1907 vom Fürſten 
Bülow gegen die Anſicht der Provinzbehörden 
mit Dänemark abgeſchloſſenen Vertrages über die 
Aufnahme der Gptantenkinder, die nun die däni⸗ 
ſchen Reihen verſtärken. Beſondere Gegenmaßregeln 
find noch nicht für notwendig erachtet worden. Ge— 
gen einen Pfarrer, der auf der Kanzel bedauert 
hatte, daß er Kinder konfirmieren müſſe, die deut⸗ 
ſchen Religionsunterricht erhalten hätten, wurde 
das Disziplinarverfahren eingeleitet. Die Rührig- 
keit der Deutſchen, aus eigener Kraft den Danifie- 
rungsbeſtrebungen entgegenzuarbeiten, iſt weiter im 
Wachſen begriffen und findet bei den Behörden in 
jedem Falle Förderung. 

Die Welfen ſind in Deutſchland nur noch ein 
Anachronismus. Daran wird auch dadurch nichts 
geändert, daß ſie bei den letzten Reichstagswahlen 
wieder von einem auf fünf Abgeordnete angewach- 
ſen ſind. Bei dem erbitterten Wahlkampfe, der, 
mit Ausnahme der Oſtmark, mit ausdrücklicher 
Dernachläffigung aller nationalen Geſichtspunkte ge- 
führt wurde. kann neben 10 Sozialdemokraten dieſe 
Erſcheinung gar nicht auffallen. Nach der infolge 
verwandtſchaftlicher Derhältniffe eingetretenen un— 
zweifelhaften Annäherung der Familien Hohen- 
zollern und Cumberland wird die hannoverſche 


Frage nahezu gegenſtandslos“) und dann wird das 
ohnehin ausſichtsloſe Beharren auf dem welfiſchen 
Standpunkt einfach zur Derbohrtheit. Der an an⸗ 
derer Stelle bereits erwähnte plötzliche Tod des 
Prinzen Georg Wilhelm von Cumberland hat 
nun Anlaß gegeben ſowohl zur weiteren Annähe- 
rung der beiden. Fürſtenfamilien wie zur abermali⸗ 
gen Erörterung der Welfenfrage. So viel iſt ſicher, 
daß dem jetzt einzigen Erben des Hauſes Cumber⸗ 
land, dem Prinzen Ernft Auguſt, die Nachfolge 
im Herzogtum Braunſchweig offenſteht, ſobald die 
Anerkennung der Reichsverfaffung und damit der 
Verzicht auf Hannover in verbindlicher Form aus⸗ 
geſprochen worden iſt, aber auch nicht früher. Prinz 
Srnſt Auguſt hat durch feinen Eintritt in die 
deutſche (zunächſt bayriſche) Armee zu erkennen ge- 
geben, daß er ſich gewiſſermaßen auf dieſen Fall 
vorbereitet. Es iſt auch nichts darüber bekannt 
geworden, daß ſein Vater nach dem Tode des 
Prinzen Georg Wilhelm jetzt den letzten Sohn 
mit den Anſprüchen auf Hannover belaſten wollte. 
Dagegen ſpricht der Dankesbeſuch, den Prinz Er nſt 
Auguſt im Namen der Familie am Berliner Hofe 
abſtattete, ſowie einige ſpätere Begegnungen der 
freundſchaftlichſten Art zwiſchen dem Kaifer und 
ihm. Die Entſcheidung kann ſich freilich noch lange 
hinziehen, wenn die Behauptung richtig iſt, daß 
feierliche Gelöbniſſe dem Herzog von Cumberland 
den Verzicht auf Hannover verwehren. Dann müſſen 
ſich eben die künftigen Hoflieferanten in Braun— 
ſchweig noch ein wenig gedulden, und die übrigen 
Welfen können mit ihrem Blatt, der „Deutſchen 
Volkszeitung“ in Hannover „weiterkämpfen auf der 
uns vorgezeichneten Bahn.“ Dieſer immer harm- 
loſer werdende Mampf wird aber keine Herzen 
in Deutſchland erſchüttern, außer denen der unent⸗ 
wegt „Nämpfenden“. a 


Heer und Flotte. 


Es iſt eine erfreuliche Erſcheinung, daß ſich 
die deutſche Bevölkerung, die ſich ſo leicht in poli⸗ 
tiſchen und wirtſchaftlichen Fragen durch die Milieu⸗ 
preſſe und die mündliche Agitation mißleiten läßt, 
in allen Fragen der LCandesverteidigung ein unge⸗ 
mein feines Gefühl und eine ſtarke Entſchlußfähig⸗ 
keit beſitzt. Dem gegenüber haben ſchon längſt die 
alten Oppoſitionsparteien, Sentrum und Fortſchritts⸗ 
partei, eine entſchiedene Schwenkung vornehmen 
müſſen, und ſelbſt die Sozialdemokratie mäßigt die 
üblichen großen Worte, wenn fie „aus Prinzip“ 
gegen eine Heeresvorlage Stellung nimmt. So 
haben wir mit Freude erlebt, daß die neue Heeres⸗ 
vorlage im Reichstage raſch und faſt unverkürzt 
erledigt wurde. Es ſind im Reichstage auch 
Stimmen laut geworden, die mehr verlangten, und 
außer dem Kaufe machen ſich in dieſem Sinne 
agitatoriſche Bewegungen geltend. Soweit ſie 
die Bevölkerung auf den zukünftigen Ausbau der 
Armee vorbereiten wollen, mögen ſie zuläſſig ſein, 
obwohl ſie kaum nötig ſind, da bisher jedem Rufe 
des Kaifers und der Armeeleitung begeiſtert ent- 

*) Am 9. Februar 1913 hat ſich Prinz Ernſt Anguft 


mit der Tochter des Kaifers, Prinzeſſin Viktoria Luiſe, 
verlobt. 
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ſprochen worden iſt und da unbedingtes Sutrauen 
in dieſen Dingen beſteht. Aber man wartet den 
Ruf des Kaifers ab, der es wiſſen muß. Für 
militäriſche Experimente und darüber hinaus läßt 
man ſich nicht verlocken und auch nicht durch von 
anſcheinend ſachverſtändiger Seite kommende An— 
deutungen über angebliche Unterlaſſungen bei den 
verantwortlichen Stellen im Vertrauen auf den 
oberſten Kriegsherrn und feine militäriſchen Rat- 
geber ſtören. Mit Recht ſagt das geſunde, auf Er- 
fahrung geſtützte Dolfsempfinden: Die verſtehen 
es beſſer als irgend jemand, der nie den vollen 
Überblick über das Ganze gehabt hat, wenn er 
auch in ſeinen dienſtlichen Stellungen Hervor— 
ragendes leiſtete. Glücklicherweiſe ſchaden die an— 
geblichen Enthüllungen über die Mängel nichts, 
denn die leitenden Militärs des Auslandes kennen 
fie längſt und brauchen nicht erſt von „ſachver— 
ſtändiger Seite“ darauf aufmerkſam gemacht zu 
werden, aber ſie reſpektieren, wie die politiſchen 
Kriſen der letzten Jahre gezeigt haben, dieſe Ar— 
mee mit ihren „Mängeln“ und werden es auch 
in Sukunft tun, denn ſie wiſſen, die Schüler 
Moltkes haben ſtets rechtzeitig dafür geſorgt, 
daß alle Mängel an Sahl, Organiſation und 
Ausrüſtung beſeitigt wurden, ſobald es nötig wurde. 

Die Armeevorlage brachte die Errichtung des 
20. und 21. Armeekorps aus überzähligen Divi⸗ 
ſionen und Brigaden. Damit im Suſammenhang 
ſtand die Schaffung einer 7. Armeeinſpektion. Die 
Reihe der neu errichteten dritten Bataillone ver- 
vollſtändigt namentlich Regimenter an der Grenze, 
das 12. (ſächſiſche) Armeekorps erhält ein neues 
Regiment Vr. 182. Über die Vervollſtändigung der 
Maſchinengewehrabteilungen, Artillerie und techni— 
ſchen Truppen iſt ſchon im Vorjahre das Nötige 
berichtet worden. Gbleich der Rotſtift der Budget- 
kommiſſion manches geſtrichen hatte, iſt doch eine 
große Sahl neuer Statſtellen für Offiziere gefchafe 
fen worden, die ſowohl für die Ausbildung der 
Jahrgänge des Beurlaubtenſtandes wie für etwaige 
Reſerveformationen im Kriegsfalle in Betracht 
kommen. Die ſtreichenden Herren in der Budget- 
kommiſſion ſcheinen nicht genügend beachtet zu 
haben, wie weit Frankreich in dieſer Beziehung 
— hoffentlich nur auf dem Papier — Deutſchland 
voraus iſt. Nach dem neuen Etat betrug am J. Ok⸗ 
tober die deutſche Armee 655.914 Mann (412.546 
Preußen, 39.854 Sachſen, 20.244 Württemberger 
und 58.580 Bayern). Die Sahl der Offiziere be— 
läuft ſich auf 27.057 (45 Generäle, 695 Regi⸗ 
mentskommandeure), die der Unteroffiziere auf 
92.597. Die Sahl der Dienſtpferde beträgt 126.480. 
Infolge der Sunahme der ſtädtiſch-induſtriellen Be- 
völkerung geht die Militärtauglichkeit zurück. Von 
den im Jahre 1911 Ausgehobenen waren auf dem 
Lande 138.722, in der Stadt nur 75.205 geboren. 
Im Jahre 1909 ſtellte z. B. Brandenburg (mit 
Berlin) jeden 185., Oſtpreußen, Weſtpreußen und 
Pommern ſchon jeden 70. Mann zum Militär. Die 
„Blutſteuer“ der Demokraten und Pazifiziſten wird 


alſo in Deutſchland in der Hauptſache von den 


Dörfern und kleinen Städten getragen. 
Die Kaifermanöver waren in dieſem 
Jahre von beſonderer Wichtigkeit. Beteiligt waren: 


das 3. und 4. (preußiſch), 12. und 19. (ſächſiſch) 
Armeekorps, eine Brigade des 5. Armeekorps und 
eine bayrifche Kavalleriedivifion, die bis Naum⸗ 
burg a. S. mit der Bahn transportiert worden war. 
Die beiden Gegner waren als Teile größerer Ar- 
meen gedacht, die ſchwächere (blaue) Abteilung war 
zugleich von Oſten und von Süden bedroht. Die 
Beſetzung der Elbeübergänge durch eine ſchwache 
Abteilung (ein Reſerveregiment) vermochte den 
Übergang des (roten) Gegners nicht zu verhindern. 
Dieſer überſchritt die Elbe bei Rieſa zuerſt mit Ka= 
vallerie und warf auch die feindliche Reiterei zu⸗ 
rück mit Hilfe eines auf Automobilen herbeigeführ⸗ 
ten Jägerbataillons (Franzoſen und Italiener ver- 
wenden zu dieſem Swecke Radfahrerfompagnien). 
Die Kavallerie ſpielte überhaupt eine hervorragende 
Rolle, wie es ja bei Uriegsbeginn natürlich iſt. 
Im übrigen entſchied die zahlenmäßige Über- 
legenheit. die Rot eine Umgehung des Gegners 
ermöglichte. Die fehlerloſe Führung des Gegners 
gab Blau (Generaloberſt v. Rauſen) keine Ge- 
legenheit, durch Ausnützung eines feindlichen Ver- 
ſehens den Erfolg zu erraffen. Die Leiftungen der 
Infanterie im Marſchieren (namentlich 4. und 12. 
Armeekorps), ebenſo die Terrainbenutzung ließen 
nichts zu wünſchen übrig. Die Anſicht, daß ſich 
die Reiterwaffe überlebt habe, iſt ein großer Irr⸗ 
tum, ſelbſt für die Erkundung kann ſie nie völlig 
durch die Luftſchiffahrt erſetzt werden. Ohne die 
Gefechtserfolge der roten Reiterei wäre der Elb- 
übergang nur mit großen Schwierigkeiten zu be⸗ 
werkſtelligen geweſen. Das Suſammenwirken der 
Flugzeuge mit den Kavalleriedivifionen hat ſich 
vortrefflich bewährt. Die Luftſchiffer find ebenfalls 
auf beiden Seiten mit Erfolg in Tätigkeit getreten, 
die Artillerie war ſehr beweglich, hervorragendes 
Cob gebührt den Pionieren, die die Kriegsbrücken 
über die Elbe mit imponierender Schnelligkeit und 
Exaktheit fertigſtellten. Im Intereſſe des kriegs⸗ 
mäßigen Verlaufes wurde die früher übliche Infor⸗ 
mation der Berichterſtatter unterlaſſen, dagegen ſoll 
die zuſammenfaſſende Darſtellung des General» 
ſtabes, die ſeit fünf Jahren an die Kommando- 
behörden ausgegeben wurde, jetzt auch weiteren 
Kreiſen zugänglich gemacht werden. Am Manöver 
nahmen eine große Anzahl von Fürſtlichkeiten teil: 
außer dem Kaifer und dem König Friedrich 
Auguſt von Sachſen die Großherzoge von Baden, 
Mecklenburg-Schwerin und Sachſen-Weimar, die 
Prinzen Cudwig und Leopold von Bayern, 
der Herzog von Sachſen-Koburg, der Kronprinz 
Boris und Prinz Kyrill von Bulgarien. Am 
U. September ernannte Kaifer Wilhelm den König 
Friedrich Auguſt zum Generalfeldmarſchall. 
Noch immer ift die Flotte das Lieblings⸗ 
kind des deutſchen Volkes und zugleich der Ärger 
der Briten. Der italieniſch⸗türkiſche Krieg hat aller 
Welt die Hilfloſigkeit des zur See Schwachen ge⸗ 
zeigt, dagegen ſah fich Deutſchland zum erſtenmal 
ſeit feinem Beſtehen einer ſehr ftarfen Koalition 
von Land- und Seemächten gegenüber. In dieſer 
immerhin ernſten Lage hat ſich die Dafeinsberech- 
tigung der Flotte bewieſen. Die Form, in der die 
Wehrvorlagen angenommen wurden, hat aller Welt 
dargetan, daß auch in bezug auf die Flotte die 
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ſchon früher beſtandene Überzeugung von den neuen 
und größeren Aufgaben Deutſchlands gegen alle 
inneren und äußeren Anfechtungen ſtandgehalten 
hat. Der Ausbau der Flotte hat ſich ohne be— 
merkenswerte Ereigniſſe planmäßig vollzogen, die 
erſten Turbinenlinienſchiffe gehen ihrer Vollendung 
entgegen. Die neue Flottenvorlage brachte ein drit- 
tes Geſchwader und die Organiſation von 72 Unter- 
feebooten, ſowie eine weſentliche Verbeſſerung der 
Bereitſchaft der Seeſtreitkräfte. Die Erweiterungen 
haben auch die Errichtung neuer Behörden und 
Marineteile nötig gemacht. So wurde die Sektion 
für Torpedoweſen in eine Abteilung für Torpedo— 
weſen und Funkentelegraphie umgewandelt, neue 
Kompagnien der Matroſenartillerie wurden in Lehe 
und Uuxhafen errichtet, die Funkentelegraphen— 
ſtation in Neumünſter in Betrieb geſetzt uſw. Di» 
Flotte erhielt fünf neue Schiffe: die Linienſchiffe 
„Prinzregent Cuitpold“ und „König Albert“, den 
Panzerkreuzer „Seidlitz“ und die kleinen Kreuzer 
„Marlsruhe“ und „Roſtock“. Von den acht Schife 
fen, die im abgelaufenen Jahre Probefahrten ab— 
gelegt haben, erzielte der Panzerkreuzer „Göben“ 
28°6 Knoten, der kleine Kreuzer „Straßburg“ 28˙28 
Knoten. „Göben“ iſt ſomit das ſchnellſte Groß— 
ſchiff der deutſchen Flotte und dürfte auch in den 
fremden Marinen keine überlegenen Gegner haben. 
Die erſten Turbinenlinienſchiffe „Naiſer“ und „Frie- 
drich der Große“ legten 25˙6 Knoten zurück. Die 
Hochfeeflotte ſtand auch in dieſem Jahre noch un⸗ 
ter dem Befehle des Admirals v. Holtzendorff, 
den großen Herbftmanövern wohnte Kaifer Wil— 
helm wieder bei, fie wurden in der Vordſee ab— 
gehalten. Das erſte Linienſchiffgeſchwader in 
Wilhelmshaven beſteht jetzt aus lauter Dread- 
noughts über 18.000 Tonnen. Für das neuzubil⸗ 
dende dritte Geſchwader iſt zunächſt die fünfte Die 
viſion gebildet worden, der die beiden Turbinen- 
linienſchiffe „Naiſer“ und „Friedrich der Große“ 
zugeteilt wurden, außerdem die kleineren Linien- 
ſchiffe „Elſaß“ und „Deutſchland“, die bald durch 
neue Dreadnoughts erſetzt werden. Mit Dervoll- 
ſtändigung des dritten Geſchwaders wird ſich die 
aktive Schlachtflotte aus 25 Linienſchiffen, acht 
großen und 18 kleinen Kreuzern zuſammenſetzen. 

Gegenwärtig beſitzt Deutſchland zehn fertige 
Dreadnoughts mit 220.000 Tonnen, England 15 
mit 558.000 Tonnen, die Vereinigten Staaten acht 
mit etwa 183.000 Tonnen, Frankreich ſechs mit etwa 
10.000 Tonnen, Japan vier mit 82.000 Tonnen, 
Oſterreich-Ungarn und Italien je einen mit 21.000 
Tonnen. An großen Ureuzern beſitzt England zehn, 
Deutſchland drei, die übrigen Mächte keinen. Die 
engliſche Flotte hat einen Geſamtperſonalſtand von 
136.000 Mann, Deutſchland 64.000, Frankreich und 
die Union 60.000, Japan 48.000, Rußland 46.000, 
Italien 31.000, Öfterreich-Ungarn 17.000 Mann. 
An Reſerven beſitzt England 40.000 Mann, die 
Staaten mit allgemeiner Wehrpflicht veröffentlichen 
keine beſonderen Angaben, doch iſt ficher, daß die 
Sahl der deutſchen Marinereſerviſten größer iſt als 
die engliſche. Von den 72 Unterſeebooten erhal— 
ten 54 volle aktive Beſatzung, jährlich werden ſechs 
neue gebaut, die Verbände der Unterſeeboote er— 
halten eine ähnliche Organiſation wie die der 


Torpedoboote. Auf dem Gebiete der Luftſchiffahrt 
zur See hat die Flotte große Fortſchritte gemacht. 
Das erſte deutſche Marineluftſchiff „L 1“ hat ſich 
auf zahlreichen Fahrten über Land und Meer be— 
währt, ein zweiter Zeppelin iſt im Bau und eine 
beſondere Luftfahrerabteilung iſt im Entſtehen. 
Fliegerſtation iſt Putzig. Trotz ſcharfen Dienſtes 
ſind nur zwei ernſtere Unglücksfälle vorgekommen. 
Die Torpedoboote „G 110 und „G 121’ gingen zu 
Grunde mit einem Derluft von zuſammen zehn 
Mann. Die ſeit Jahren betriebenen Verſtärkungen 
der Küftenbefeitigungen werden fortgeſetzt. Die 
Wichtigkeit Belgolands als Stützpunkt der Flotte 
wird durch neue Forderungen im Stat anerkannt. 
Jetzt wird auch die Inſel Wangeroog in den Kreis 
der Befeſtigungen einbezogen. 

Deutſchland baut ſeine Flotte ausſchließlich zum 
Schutze feines Handels, alſo in politiſch defenſiver 
Abſicht, und beſchränkt ſich ſtrategiſch auf die Siche⸗ 
rung ſeiner Stellung in der Nord- und Oſtſee und 
auf die Offenhaltung der in den Ozean führen- 
den Verkehrsſtraßen. Daran hält aber auch die 
ganze Nation in allen Schichten, oben und unten, 
feſt. In dieſem Sinne ſagte Prinz Cudwig von 
Bayern (jetzt Prinzregent) am 17. Februar bei der 
Taufe des Linienſchiffes „Prinzregent Luitpold“ in 
Kiel: „Sei es im Frieden, den uns Gott recht lange 
erhalten möge, ſei es im Uriege, den wir nicht 


fürchten.“ 


Kolonien. 


Die deutſchen Kolonien gehören neben Heer 
und Flotte als drittes Glied zu den politiſchen 
Lieblingskindern des deutſchen Volkes. Im ver- 
floſſenen Jahre konnte der deutſche Kolonialverein 
auch bereits das dreißigſte, die deutſche Nolonial⸗ 
geſellſchaft das fünfundzwanzigſte Jubiläum be— 
gehen. Am 3. Juni wurde in Hamburg eine große 
Kolonialausftellung eröffnet. Dazu waren u. a. 
erſchienen: Der Vorſitzende der Volonialgeſellſchaft 
Herzog Adolf Friedrich von Mecklenburg mit 
Gemahlin, Herzog Johann Albrecht von Meck- 
lenburg, Prinz Konrad von Bayern und Bürger- 
meiſter Dr. Oswald. Der neue Kolonialfefre- 
tär Dr. Solf hat fich ſehr gut eingeführt und alle 
Bedenken zerſtreut, die ſich an feine Eingeborenen- 
politik in Samoa knüpften. Er hat gezeigt, daß 
er gelernt hat und weiter lernen will. Su dieſem 
Swecke unternahm er zum Studium der Diamanten- 
frage Ende Januar eine Reife nach London, fpäter 
nach Amſterdam und Antwerpen und beſichtigte auch 
die Steinſchleifereien in Hanau und Idar. Im Juni 
trat er eine große Kolonialreife an, auf der er die 
Diamantenfelder bei Cüderitzbucht und dann die 
Hauptorte der Kolonie beſuchte. Fuſtimmung fand 
feine ſcharfe Verurteilung der Miſchehen zwifchen 
Weißen und Farbigen. In Windhuk ſprach er ſein 
volles Vertrauen in die Entwicklung des Landes 
aus, ſicherte die Erweiterung der Rechte des 
Candesrates und die Errichtung eines Bodenkredit⸗ 
inſtituts zu und erklärte ſich gegen jede weitere Ver⸗ 
minderung der Schutztruppe. Von Swakopmund 
begab er ſich über Kapftadt, Johannesburg und 
Prätoria, überall von den Behörden der Kap- 
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kolonie mit Auszeichnung empfangen, nach Courenzo 
Marquez und Deutſchoſtafrika, wo er am 12. Auguſt 
in Dar⸗es⸗Salam landete. Er bereiſte u. a. das 
Nordbahngebiet, fuhr durch das britiſche Oſtafrika 
mit der Bahn von Mombaſſa nach dem Diftoria- 
ſee zu den deutſchen Anſiedlungen und trat am 
12. September die Rückreiſe an. Bei dem Abfchieds- 
abend in Tanga forderte er für die Regierung, die 
helfen wolle und werde, Vertrauen. Über die 
vom früheren Gouverneur v. Rechenberg vor 
den europäiſchen Pflanzungen begünſtigten Em- 
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Geheimrat Gberregierungsrat Karl Ebermeier, 
Gouverneur von Kamerun. 


geborenenkulturen nahm er einen vermittelnden 
Standpunkt ein. Es gelte, für das Parallelogramm 
der widerſtreitenden Kräfte zwiſchen Weiß und 
Schwarz die richtige Diagonale zu finden. Dafür 
beſitze der neue Gouverneur Dr. Schnee den 
Willen und die Fähigkeit. 

Die Sahl der weißen Bevölkerung in ſämt⸗ 
lichen deutſchen Kolonien iſt am J. Januar 1912 
mit 25.342 Perſonen, gegen 21.667 im Vorjahre, 
feſtgeſtellt worden. Die Hauptzunahme fällt auf 
Südweſt⸗ und Oſtafrika. Südweſtafrika dürfte heute 
15.000, Gſtafrika 5000 Europäer zählen, Kamerun 
hat das erſte Tauſend noch nicht erreicht, Togo 
nach Beendigung des Bahnbaues ſogar eine Ver— 
minderung um 18 Weiße erfahren. Überall zeigt 
ſich eine erhebliche Sunahme der Frauen und Kin- 
der, was im Intereſſe des Deutſchtums ganz be= 
ſonders zu begrüßen iſt. Auch ſonſt zeigt ſich ein 
bemerkenswerter Fortſchritt, namentlich nehmen in 
Oſtafrika die europäiſche Plantagenwirtſchaft und 
in Südweſtafrika die Farmwirtſchaft zu. Günſtig 
entwickelt fich in Oſtafrika beſonders die Kautfchuf- 
und Kaffeegewinnung, in Südweſtafrika nehmen 
Viehzucht (namentlich Wollſchafe), Getreide, Ta⸗ 


bak, Obſt⸗ und Weinbau, meiſt unter Anwendung 
künſtlicher Bewäſſerung, lebhaft zu. Der Handel 
hat überall große Fortſchritte gemacht, wenn auch 
über den Binnenhandel begreiflicherweiſe keine 
Sahlen vorliegen. Im Außenhandel iſt der An— 
teil Deutſchlands in erfreulicher Weiſe geſtiegen. 
Infolge des wirtſchaftlichen Fortſchrittes ſind die 
eigenen Einnahmen der Kolonien nicht unbeträcht- 
lich in die Höhe gegangen, doch hat ſich in Süd⸗ 
weſtafrika der Ausfuhrzoll auf Diamanten gemin- 
dert, auch iſt bei faft allen Kolonien ein gelegent- 
licher Rückgang infolge großer Dürre keineswegs 
ausgeſchloſſen. 

In Südweſtafrika bilden die Farbigen, 
die ſich der deutſchen Herrfchaft zu entziehen wiſſen 
und im Buſch ſitzen, immer noch eine Gefahr. Trotz⸗ 
dem iſt die Schutztruppe nach früheren Beſtim⸗ 
mungen am J. April um 200 Mann verringert 
worden und beträgt für das ausgedehnte Gebiet 
nur noch 1961 Perſonen. Was die Miſchehen be= 
trifft, ſo haben jetzt ſämtliche chriſtliche Miſſionen 
ſich dagegen erklärt. Anfang Oktober waren aus 
britiſchem Gebiet wieder Leute des berüchtigten 
Häuptlings Simon Kopper von Gſten her in 
die Kolonie eingebrochen, worüber von den Sei— 
tungen übertriebene Schilderungen gebracht wurden. 
Swei Kompagnien der Schutztruppe machten mit 
ihnen raſch ein Ende und fingen elf Hottentotten, 
von denen drei hingerichtet wurden. Das Farmer⸗ 
weſen entwickelt ſich auf geſunder Grundlage, 
fängt an, ſich genoſſenſchaftlich zu betätigen, för⸗ 
dert die Lehrfarmtätigkeit, die neuerdings auch von 
Frauenvereinen des Mutterlandes unterſtützt wird, 
und will unter dem Dorfi des Gouverneurs einen 
Sandwirtfchaftsrat gründen. Die Nord-Südbahn 
Windhuk Keetmanshoop (507 Kilometer) iſt am 
5. März eröffnet worden, in Swakopmund und 
Cüderitzbucht wurden Funkentelegraphenſtationen 
hergeſtellt. Der neue Gouverneur Dr. Seitz hat 
ſich durch feine Amtsführung volles Vertrauen er— 
worben. Die Diamantenangelegenheit hat durch 
kaiſerliche Verordnung vom 50. Dezember eine den 
Wünſchen der Produzenten über die Beſteuerung 
mehr Rechnung tragende Anderung erfahren. 

Kamerun hat Ende Januar für den krank⸗ 
heitshalber zurückgetretenen Gouverneur Dr. 
Gleim im Geheimrat des RBeichskolonialamtes 
Sbermeier einen Vachfolger erhalten. Er hat 
im Sommer eine ſechsmonatliche Reiſe durch die 
Kolonie angetreten. Dieſe erhält infolge des 
Marokkoabkommens mit Frankreich eine erhebliche 
Vergrößerung. Die deutſch-franzöſiſche Grenzkom⸗ 
miſſion tagte vom 15. Juni bis zum 19. Juli in 
Bern und erledigte die Grenzfeſtſetzung in der 
freundſchaftlichſten Weiſe. Die Übergabe der bis- 
herigen Teile der franzöſiſchen Kongofolonie be— 
gann am 7. Oktober in Weſſo am Suſammenfluß 
des Dſcha mit dem Sanga und war am Ende des 
Jahres noch nicht beendet. Es wird ſich, gegen- 
über dem Tadel der Allesbeſſerwiſſer, in nicht fer- 
ner Seit zeigen, daß Herr v. Kiderlen-Wäch⸗ 
ter der Löſung des mittelafrikaniſchen Verkehrs⸗ 
problems im Intereſſe Deutſchlands hier eine breite 
Tür aufgetan hat. Duala hat eine Sunfentelegra- 
phenftation erhalten und wird im nächſten Jahre 
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von Monrovia aus an das deutſch-ſüdamerikaniſche 
Kabel angeſchloſſen. Der Gouverneur hat die durch 
engliſche Firmen bewerkſtelligte Einführung eng⸗ 
liſchen Silbergeldes verboten. 

Für Togo wurde Herzog Adolf Friedrich 
von Mecklenburg als neuer Gouverneur ernannt. 


erzog Adolf Friedrich von Mecklenburg⸗Schwerin, 
zog 
Gouverneur von Togo. 


Es iſt ein überwältigender Beweis für den deut- 
ſchen Kolonialgeift, daß ſich ein deutſcher Fürſt 
(wie in Heer und Flotte) dem praftifchen Dienſt 
widmet und beſcheiden bei der kleinſten Kolonie 
beginnt. Er iſt am 9. Auguſt nach Come abgereiſt. 
Dort hat der Betrieb der am 17. Mai 191 zum 
größten Teile zerſtörten Candungsbrücke am I. No⸗ 
vember wieder aufgenommen werden können, die 
Legung des deutſchen Kabels von Monrovia nach 
Togo hat begonnen. Die ſeit fünf Jahren begon— 
nenen Aufforſtungen gedeihen vortrefflich. 

In Deutſchoſtafrika iſt am J. Juli die 
Sentralbahn bis Tabora, 848 Kilometer von Dar— 
es-Salam, eröffnet worden, in Muanfa und Bus 
foba am Viktoriaſee beſtehen Funkenſtationen, Dar⸗ 
es⸗Salam erhält eine ſolche im Jahre 1915. Die 
Anzahl der landwirtſchaftlichen Verſuchsſtationen iſt 
um zwei vermehrt worden. Der neue Gouverneur 
Dr. Schnee hat ſich für die Förderung der deutſchen 
Siedlungen erklärt, die Meldepflicht für alle Nicht- 
eingeborenen eingeführt und die Einwanderungs- 
ordnung für Farbige und Nichteingeborene ver— 
ſchärft. Gegen die Weiterverbreitung der einge— 
ſchleppten Rinderpeſt wurde energiſch vorgegangen. 

Zum Gouverneur von Samoa iſt der Gber— 
richter Dr. Schultz ernannt worden. Die wirt⸗ 
ſchaftliche Entwicklung befindet ſich im Suſtande 
geſunden Fortſchritts, nur macht die Beſchaffung 
von Arbeitern Schwierigkeiten. Die Heiraten zwi⸗ 
ſchen Weißen und Eingeborenen find für die Zur 
kunft verboten worden. Die deutſche Südfeegefell- 
ſchaft für drahtloſe Telegraphie errichtet in den 
nächſten zwei Jahren Telefunkenſtationen auf der 
Inſel Vap (Weſtkarolinen), Kouta (Marſchalls⸗ 
inſeln), Apia (Samoa) und Naura (Neu-Guinea). 
Im Bezirk Friedrich Wilhelmshafen auf Veu⸗ 
Guinea hat ſich eine Verſchwörung der Eingebo- 
renen gezeigt, deren Ausbruch durch rechtzeitiges 
Eingreifen verhindert wurde. Sur weiteren Er— 


forſchung dieſes Candes iſt eine Expedition nach dem 
mittleren Laufe des Kaiferin Auguſtafluſſes ab- 
gegangen. 

Die Marinekolonie Tſingtau ſchreitet in 
ihrer Entwicklung rüſtig fort, die Unruhen in China 
haben ihr faſt mehr genützt als geſchadet. Sahl⸗ 
reiche Chineſen aus den höheren Schichten haben 
ſich angekauft. Ein wichtiges Ereignis für das 
Schutzgebiet war der doppelte Beſuch des Prinzen 
Heinrich, der ja ſeinerzeit den Anſtoß zur Ent⸗ 
ſtehung der Kolonie gegeben hat. Er traf auf 
ſeiner Reiſe nach Tokio am 4. September in Tſing⸗ 
tau ein und wurde ebenſo feierlich wie herzlich be⸗ 
grüßt. Wach feiner Rückkehr von Japan am 26. 
widmete er ſich im Auftrage feines Bruders ein» 
gehenden Beſichtigungen aller militäriſchen und 
wirtſchaftlichen Einrichtungen an Ort und Stelle. 
Beſonders intereſſierte er ſich für die Gründung 
eines Eifen- und Stahlwerkes, das die Eiſenerz⸗ 
lager des Schutzgebietes ausnützen ſoll. Der be⸗ 
kannte Agitator des modernen China, Dr. Sun⸗ 
jantſen, kam auch nach Tfingtau und ſtellte ſich 
dem Prinzen vor. Auch die anſäſſigen chineſiſchen 
Notabeln empfingen den fürſtlichen Gaſt mit offe⸗ 
ner Freude. Die faſt zwei Wochen währenden Be⸗ 
ſichtigungen verliefen zur vollſten Befriedigung des 
Prinzen Heinrich und gaben ihm vielfach An⸗ 
laß, den Schöpfern und Leitern die wärmſte Aner- 
kennung auszuſprechen. 


Dr. Heinrich Schnee, 
Gouverneur von Deutſchoſtafrika. 


Das wirtſchaftliche Jahr. 


Die Cage und Entwicklung der wirtſchaftlichen 
Derhältniffe in Induſtrie und Handel waren durch⸗ 
aus befriedigend und übertrafen im allgemeinen 
die Ergebniſſe des Vorjahres, trotz mancher Schwie⸗ 
rigkeiten und Schattenſeiten. Auch im verfloſſenen 
Jahre zeigte ſich der in den letzten 40 Jahren un⸗ 
gehemmte Cauf der Entwicklung. Kaum ein Ges 
biet der Volkswirtſchaft, auf dem nicht Deutſchland 
in dieſer Zeit feine Rivalen, England und Frank- 
reich, weit hinter ſich gelaſſen hat. Dieſe Ent» 
wicklung iſt aber keineswegs lediglich der Induſtrie 
zu verdanken, ſondern in ganz hervorragendem 
Maße auch der Candwirtſchaft. Seit den Achtziger⸗ 
jahren iſt der Ernteertrag für den Heftar bei allen 
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Kulturgewächfen um mehr als die Hälfte gewachſen, 
bei Roggen ſogar um 75, bei Kartoffeln um 6ʃ, 
bei Hafer um 80%. Das iſt die Folge des in- 
tenſiven Ackerbaubetriebes, der nur bei der heu- 
tigen Soll⸗ und Wirtſchaftspolitik möglich iſt. Es 
fängt auch ſchon in jenen Köpfen, die vor gar 
nicht langer Zeit noch auf Cobden und den Srei- 
handel ſchwuren, langſam die Erkenntnis an zu 
dämmern, daß Deutſchland trotz ſeines über alles 
Erwarten geſtiegenen induſtriellen Aufſchwungs 
immer noch zu den Hauptaderbauländern gehört 
und daß gerade darauf ſeine wirtſchaftliche Stärke 
beruht, daß es darum im ſtande iſt, allen Cändern 
zuvorzukommen. In denkenden induſtriellen Krei— 
fen hat man das längſt gewußt, in Handelskreiſen 
überzeugt man ſich aber auch mehr und mehr von 
der Richtigkeit dieſes Suſammenhanges, nur die 
Milieupreſſe begreift ihn nicht und will ihn nicht 
begreifen, weil es bequemer iſt, durch Verhetzung 
von Stadt und Land, durch unbegründetes Schimp⸗ 
fen auf die Agrarier alle ebenſowenig weitſichtigen 
Köpfe um ſich zu ſammeln oder — der Sozial- 
demokratie zuzuführen. Darum ſtand auch mehr 
als in den Vorjahren die Teuerung im Mittelpunkt 
der Erörterungen, oder wurden vielmehr dahin ge— 
ſchoben, ohne Rückſicht auf ſachliche Begründung 
und auf die handelstechniſche und politiſche Wir- 
kung der Übertreibungen und falſchen Darftellun- 
gen auf dieſem Gebiete. Man wollte ſogar die 
politiſche Wirkung um des Parteizweckes willen. 
Dazu gehörte auch das Genörgel über die „taten— 
loſe Politik“, die bei den Umwälzungen in Oftafien, 
auf der Balkanhalbinſel ꝛc. nicht beutegierig zu⸗ 
packe. Aber keiner hat angegeben, wie das ohne 
ſchwere Gefährdung des Reiches anzufangen ſei, 
ganz abgeſehen von dem empfindlichen wirtſchaft⸗ 
lichen Rückſchlage, den ein großer Krieg heutzutage 
bringen muß. Japan krankt noch heute an ſeinem 
„Siege“, Bulgarien und Serbien ſiegen ſich dem 
gleichen Schickſal erſt entgegen. 

Das Jahr 1912 brachte eine Getreideernte, die 
alle Ergebniſſe der Vorjahre ſeit 1902 übertraf. 
Am reichſten fiel der Menge nach die Weizenernte 
aus, aber gerade dieſe litt ſtark unter der ungün⸗ 
ſtigen Erntewitterung und büßte an Güte erheblich 
ein. Trotzdem verſtand der Handel, die Preiſe, 
die nur kurz nach der Ernte auf das Niveau des 
vorigen Jahres fielen und dann wieder ſtiegen, 
hochzuhalten. Bei dem allgemeinen berechtigten und 
unberechtigten Teuerungsgeſchrei fiel das nicht auf. 
Da indeſſen die Hoffnungen, mit denen alle wirt- 
ſchaftlichen Intereſſenten das neue Jahr begonnen 
hatten, in geradezu überraſchender Weiſe erfüllt 
worden waren und zu der ſteigenden Beſchäftigung 
der Induſtrie und des Handels auch die im Vor— 
jahre vermißte Erhöhung der Preiſe eingetreten 
war, jo ſtellte ſich die Cage recht günſtig. Die Ge⸗ 
werbetreibenden waren im ſtande, die erhöhten 
Löhne zu zahlen, von denen wieder die Kaufkraft 
ganzer Schichten der Bevölkerung geſtärkt wurde, 
ſo daß trotz der Teuerung der Lebensmittel in der 
Volkswirtſchaft ſelbſt ein gewiſſer Ausgleich zu ſtande 
kam. Das geſunde deutſche Erwerbsleben hat ſich 
auch durch politiſche Sorgen wegen des türkiſch⸗ 


italieniſchen und des Balkankrieges nicht in ſeiner 
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gedeihlichen Entwicklung behindern laſſen, nur auf 
der Spekulationsbörſe gab es in Berlin, wie in 
einigen anderen Hauptſtädten Europas, einen durch 
wirkliche wirtſchaftliche Gefahren nicht begründeten 
Krach, bei dem eine Menge jener Leichtgläubigen, 
die immer noch glauben, auf der Spekulationsbörſe 
und in Monte Carlo wohne das Glück, beträchtliche 
Summen eigenen und fremden Geldes verloren. 
Aber weder die Kriege, noch der Börſenkrach, ja 
ſelbſt nicht einmal die ſich immer ſteigernde Ver— 
ſteifung des Geldmarktes vermochte die Kraft des 
Aufſtiegs dauernd zu behindern. Bei hohen Prei- 
ſen vermag eben das Gewerbe viel auszuhalten, 
außerdem nahm man ſie ja nur den Agrariern übel, 
was natürlich andere Gewerbegruppen nicht hin 
derte, bei ihrer Preisſteigerung die Grenzen der 
Befcheidenheit zu überſchreiten. Die ‚Konjunktur 
ausnützen“ gilt ja als höchſte gewerbliche Weisheit. 
Die Knappheit des Geldmarktes und die damit zu⸗ 
ſammenhängende Höhe des Sinsfußes machte ſich 
aber namentlich auf dem ſpekulativen Grundſtück⸗ 
markte und bei dem Baugewerbe bemerklich, indem 
ein ziemlicher Stillſtand und der Suſammenbruch 
ſchwächerer Geſchäfte eintrat. Die dadurch bewirkte 
Derfchlechterung des Arbeitsmarktes hielt jedoch 
nicht an, denn es gab überall Arbeit genug. 
Beſonders hemmende Einflüſſe auf die gewerb- 
liche Tätigkeit haben ſich weder von politiſcher noch 
von ſozialer Seite geltend gemacht. Die Befürch- 
tung eines großen europäiſchen Krieges, die Prä- 
ſidentenwahl in den Vereinigten Staaten 2c. find 
nicht ganz ohne Wirkung geblieben, aber dieſe Sor- 
gen gingen raſch vorüber und haben höchſtens mit- 
telbar zur Verſchärfung des internationalen Geld— 
marktes beigetragen. Neben dem erhöhten Bedarf 
des inländiſchen Marktes hat aber auch die Stei⸗ 
gerung der Ausfuhr, wobei wieder die großen 
Streiks in England von günſtigem Einfluß waren, 
den induſtriellen Aufſchwung gefördert. Eiſen— 
induſtrie und Kohlenbergbau haben erheblichen Vor— 
teil daraus gezogen. Die Geſamtausfuhr in den 
erſten elf Monaten des Jahres hat ſich im Vergleiche 
zum Vorjahr von 7335 auf 8025 Millionen Mark 
gehoben. Die Einfuhr iſt in demſelben Zeitraum 
von 8774 auf 9408 Millionen geſtiegen. Dieſe 
hohen Siffern drücken die allgemeine Belebung des 
deutſchen Derfehres mit den Auslandmärkten aus. 
Die Handelsbilanz erſcheint, wie bei allen Kultur- 
ftaaten, paſſiv; da dabei die deutſche Volkswirtſchaft 
auf ihre eigene Geld- und Uapitalskraft angewieſen 
war infolge engliſcher und franzöſiſcher Hetzereien, 
ſo iſt der günſtige Abſchluß als triftiger Beweis 
dafür anzuſehen, wie ſehr die deutſche Kapitalsfraft 
in den letzten Jahren erſtarkt iſt. In den letzten 
Monaten hatte die durch Senſationsmacherei her- 
vorgerufene übertriebene Beſorgnis vor kriegeri⸗ 
ſchen Verwicklungen unter den Großmächten wohl 
zur Surückziehung von Barbeträgen und Sparkaſſe⸗ 
geldern geführt, doch blieb dieſer immerhin be— 
denkliche Vorgang ohne weitere nachteilige Wir- 
kung. Wegen der übertriebenen Preis- und Kurs- 
ſteigerungen hatte die Reichsbankleitung ſchon im 
Frühjahr wiederholte Binweiſe zur Dorficht und Zu⸗ 
rückhaltung in der Kreditgewährung gegeben. Dieſe 
Maßregel, anfangs ſtark getadelt und bekrittelt, hat 
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ſich hinterher doch als recht weitſichtig und nützlich 
erwieſen. Eine ſolche Haltung der Reichsbank dürfte 
auch in Sukunft von nöten fein, damit nicht uns 
vorſichtige Übertreibung den geſunden Auftrieb der 
wirtſchaftlichen Bewegung zum Überſchlagen und zur 
Kriſe führt. Bisher hat ſich noch kein Mißverhältnis 
zwiſchen dem gewaltig vergrößerten Apparat der 
Gütererzeugung, den ihm zur Verfügung ſtehenden 
Kräften und dem Derbrauche gezeigt. Solange die— 
ſes Verhältnis beſteht, darf man auf weiteren Auf— 
ſchwung hoffen. Aber eine Störung — durch ſtür⸗ 
miſche Überproduktion oder ſtarke Verbrauchs- 
abnahme infolge ungünſtiger Ernte — würde un⸗ 
ausbleiblich zur Krife führen. 

Größere wirtſchaftliche Lebhaftigkeit ſpiegelt 
ſich auf dem Arbeitsmarkt wieder und bringt auch 
den ſonſt immer nur in der Stille geführten Kampf 
um den Lohn in Streiks und Ausſperrungen an die 
Öffentlichkeit. Dieſe find immer ein Beweis für 
eine aufſteigende Geſchäftsentwicklung geweſen. Die 
größte Bewegung dieſer Art, der Bergarbeiteraus- 
ſtand im Ruhrrevier, iſt ſchon an anderer Stelle 
nach ſeiner politiſchen Seite behandelt worden. Wirt⸗ 
ſchaftlich unbeſonnen angefangen, hat er ein höchſt 
unrühmliches Ende für die Veranſtalter genommen, 
ohne den Arbeitern irgend welchen Erfolg gebracht 
zu haben. Die Steigerung der Löhne, die inzwiſchen 
infolge günſtigen Geſchäftsganges eingetreten iſt, 
hätten die Arbeiter auch ohne die ſchweren wirt— 
ſchaftlichen Verluſte durch den Streik haben können. 
Das wiſſen ja die Arbeiter auch ſelbſt, und es 
würde bei faſt allen Streiks viel mehr Arbeitswillige 
geben, wenn ſie eines ſicheren Schutzes vor dem 
Terrorismus der Genoſſen gewiß wären. Auch die 
älteren und einſichtsvolleren Arbeiter ſind, trotz aller 
ſchiefen Darſtellungen der Agitatoren, gar nicht im 
Sweifel darüber, daß ſich unter dem deutſchen Wirt- 
ſchaftsſyſtem die Sinkommens- und Lebenshaltungs⸗ 
verhältniſſe der Arbeiter viel befriedigender ent— 
wickelt haben als in England unter der Herrſchaft 
des Freihandels. 5 

Einige Worte müſſen auch noch an dieſer Stelle 
über die ſogenannte Fleiſchnot geſagt werden. 
Daß eine ſolche nicht beſtand, ſondern daß es ſich 
nur um eine auf ſehr verſchiedenartigen Urſachen 
beruhende Fleiſchteuerung handelte, iſt von vielen 
kompetenten, an dem politiſchen und wirtſchaftlichen 
Kampfe der Parteien und Intereſſenten perſönlich 
gar nicht beteiligten Seiten ausgeſprochen worden. 
Wer ohne Vorurteil ſelbſt beobachtete, konnte ſich 
auch von der Richtigkeit überzeugen. Die hohen 
Fleiſchpreiſe waren für die Verhetzungspreſſe ein 
gefundenes Freſſen. Die ſozialdemokratiſchen Blät- 
ter verſchärften die allgemeine Unzufriedenheit noch 
durch die unwahre Behauptung, eine ſolche Tene- 
rung läge im Intereſſe der wohlhabenderen Ulaſſen, 
insbeſondere der „Agrarier“. Dem pflichtete auch, 
weil es ſich im Kampfe gegen die Konfervativen 
verwenden ließ, die Milieupreſſe bei und fand damit 
Glauben, denn weder Redakteure noch Leſer ſolcher 
Seitungen pflegen die geringſte Einficht in die land- 
wirtſchaftliche Produktionsweiſe zu haben, die ſie 
überhaupt von ihrem „höheren“ ſtädtiſchen Stand— 
punkte aus als eine untergeordnete Sache anſehen. 
Dabei wurde gänzlich verſchwiegen, daß auch alle 
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anderen Waren teurer geworden waren, die Teue- 
rung alſo eine ganz allgemeine war; ferner daß 
die Fleiſchpreiſe in der ganzen Welt außerordentlich 
geſtiegen ſind und in Vordamerika, das man ge— 
wohnheitsmäßig noch als unerſchöpfliche Sleifch- 
kammer betrachtet hatte, ebenſo hoch oder noch 
höher waren als in Deutſchland. „Die Landwirt- 
ſchaft iſt nicht im ſtande, den wachſenden Fleiſch— 
verbrauch einer zunehmenden Bevölkerung zu decken; 
alſo Öffnung der Grenzen, weg mit den Soll— 
ſchranken!“ — ſchallte es aus den Redaktionsſtuben 
und in den Agitationsverſammlungen. Damit konnte 
man wohl unverſtändige Maſſen aufhetzen, aber der 
Allgemeinheit hat es keinen Nutzen, ſondern nur 
Schaden gebracht. Die Preiſe ſtiegen gerade darum 
weiter, denn jeder, der ſeinen Vorteil davon hatte, 
konnte ſich zu feiner Rechtfertigung auf die Zeitung 
berufen. Auch hier wurde zuweilen der minder 
ſchuldige Teil, die Fleiſcher, beſchuldigt, die doch 
längſt, namentlich in den größeren Städten, ab— 
hängig — meiſt ſogar ſchon finanziell — von den 
Diehhändlern find. Die Sache liegt doch aber fo: 
Maul- und Ulauenſeuche in den letzten Jahren, 
noch mehr der dürre Sommer 1911 hatten den Vieh- 
ſtand ſtark vermindert, und es iſt hier ſchon in den 
beiden letzten Jahrgängen rechtzeitig darauf hinge- 
wieſen worden, daß davon weite Bevölferungs- 
ſchichten in Mitleidenſchaft gezogen werden würden. 
Einfichtige Landwirte, bis zum König von Sachſen 
hinauf, haben damals dringend gemahnt, im Inter— 
eſſe der Geſamtheit den Viehſtand, ſelbſt mit Opfern, 
trotz der ſtarken Futternot zu erhalten. 

Es iſt notoriſch, daß die Candwirtſchaft meiſtens 
dieſes Opfer gebracht hat. Kaufmännifch war das 
freilich nicht, denn es lohnt nicht, ein Stück Vieh 
über ſeinen Wert hinaus durchzufüttern. Auch ver⸗ 
hungert ja der Landmann keineswegs, wenn er 
wegen teueren Futters ein Rind weniger hält. Tat- 
ſächlich hat aber die deutſche Viehzucht trotz der 
elementaren Schäden der letzten Jahre ſtandgehalten, 
doch die jetzt nur wenig höhere Preislage hat noch 
keineswegs ihre Verluſte während jener Seit aus- 
geglichen. Wenn weitere Volksſchichten davon in 
Mitleidenſchaft gezogen worden ſind, ſo liegt darin 
ein neuer Beweis für die immer weiteres Ver— 
ſtändnis findende Tatſache, daß ſchwere Schädi- 
gungen der Landwirtſchaft zugleich eine Schädigung 
der geſamten Dolfswirtfchaft bedeuten. Auf dem 
Fleiſchmarkte haben aber, wie fchon angedeutet, 
neben dieſem wirtſchaftlichen Moment noch ganz 
andere Einflüffe zur Verſchärfung der Tendenz mit- 
gewirkt. Die wirklich vorhandene und in natür— 
lichen Urſachen begründete Preisſteigerung wurde 
ſenſationell übertrieben und politiſch ausgebeutet. 
Der dadurch erzeugte förmliche Teuerungswahn 
wurde dann gerade auf dem Lebensmittelmarkte 
ergiebig ausgenützt. Wer durfte ſich denn über 
die hohen Preiſe nur noch wundern, wenn jeden 
Tag „im Blatte“ ſtand, daran ſeien die Regierung, 
die Getreide- und Diehzölle, die Agrarier ſchuld; 
man brauche bloß die Grenzen gegen das Ausland 
aufzumachen, wo die gebratenen Tauben nur fo 
herumfliegen. In Wirklichkeit war die Fleiſch⸗ 
teuerung in Gſterreich eher noch größer als in 
Deutſchland, in Rußland war nicht viel zu haben, 
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dafür drohte die Gefahr der Seucheneinſchleppung. 
Der geringe Überſchuß an Vieh in den Niederlanden 
und Dänemark konnte für die Millionen des Deut- 
ſchen Reiches auch nicht von ausſchlaggebender Wir⸗ 
kung ſein. Das billigſte Fleiſch iſt und bleibt das 
einheimiſche. Und großer Mangel daran war auch 
gar nicht vorhanden, der Berliner Viehmarkt hatte 
oft genug einen unverkäuflichen Überſchuß, was die 
nichtagrarifchen Zeitungen ausnahmslos ihren Le 

ſern verſchwiegen, ebenſo die Tatſache, daß außer 
in Dänemark und Rußland die Fleiſchpreiſe überall 
faſt noch höher waren als in Deutſchland. Die 


(Hofphot. Weidener, Berlin.) 
Wilhelm von Wedel-Piesdorf, 
Präſident des preußiſchen Herrenhauſes. 


Schürer des Teuerungsfanatismus — auch in Öiter- 
reich — ſchrien nach der Hulaſſung von argentini— 
ſchem Gefrierfleiſch. Nachdem Nordamerika auf— 
gehört hat, bildet Argentinien das einzige noch er— 
giebige Fleiſchreſervoir. Was ſoll aber, ſobald bei 
dem allſeitigen Verlangen auch dieſes bald erſchöpft 
fein wird, aus den europäiſchen Staaten werden, 
wenn ſie bis dahin die eigene Viehproduktion nicht 
gefördert haben d 

Die Regierungen hatten ſich Ende September 
über einige Einfuhrerleichterungen geeinigt, die na— 
mentlich den großen Städten, wo die Fleiſchteuerung 
empfindlich wurde, zu gute kommen ſollten, wenn 
ſie die Fleiſchbeſchaffung ſelbſt in die Band nehmen 
wollten. Die meiſten Städte haben es auch getan 
und in der Mehrzahl, trotz des e eee gänzlich 
unberechtigten Widerſtandes der Fleiſcher, eine ge— 
ringe Herabdrückung des Preiſes erzielt. Gegen 
Ende des Jahres haben die Preiſe von ſelbſt etwas 
nachgelaffen, und infolge der reichen Futterernte 
iſt auch für das nächſte Jahr eine Vermehrung 
des Viehſtandes und darum keine beſondere Fleiſch— 


teuerung zu erwarten, um ſo mehr, da in allen 
einſichtsvollen landwirtſchaftlichen Kreiſen energiſch 
darauf hingearbeitet wird, die Viehproduktion jo 
raſch als möglich bis zur vollen Befriedigung des 
Bedarfes zu ſteigern. Wer den ganzen Vorgang 
dieſer Fleiſchnot nicht bloß oberflächlich betrachtet, 
der kommt zu dem Schluſſe, daß fie nichts gegen 
en Sollſchutz der landwirtſchaftlichen Arbeit be— 
weiſt, ſondern vielmehr der beſte Beweis * die 
ſegensreiche Wirkung der Schutzzollpolitik iſt. Was 
hätte wohl das Deutſche Reich mit — 66 Mil⸗ 
lionen bei einer fo weitverbreiteten Fleiſchknapp— 
heit anfangen wollen, wenn es durch mangelnden 
Sollſchutz feine Candwirtſchaft ebenſo hätte verfallen 
laſſen wie England, das zu fünf Siebenteln vom 
Ausland lebt? Politiſch wäre dann Deutſchland 
bei der Überlegenheit der britiſchen Flotte für ſeine 
Nahrungsmittelverſorgung ganz von der Gnade 
Be abhängig. Heute liegt die Sache noch 
o, daß England davor zittert, eine ſtarke Flotte 
pr egenwärtig käme bloß die deutſche in Betracht — 
könnte ihm die Zufuhren abſchneiden und das Land 
in ſechs Wochen aushungern. Um Deutſchland vor 
einer ähnlichen Gefahr zu 1 gibt es nur 
ein Mittel: die weitere Förderung der landwirt— 
ſchaftlichen Produktion bis zur Deckung des vollen 
Bedarfes der deutſchen Bevölkerung. 


Preußen. 


Der Candtag wurde am 15. Januar im 
Weißen Saale des Mönigsſchloſſes vom Miniſter— 
präſidenten v. Bethmann Bollweg mit Ver— 
leſung einer Thronrede eröffnet, die ungewöhnlich 
viele Aufgaben enthielt: die neue Steuergeſetz— 
gebung, das Waſſergeſetz, die Durchführung ver- 
mehrter Jugendfürſorge, Einführung der Swangs- 
arbeit in die Armenpflege, Ausdehnung der Schutz— 
geſetze für das Deutſchtum in Weſtpreußen und 
Poſen auf andere Landesteile, innere 1 
Elektriſierung der Berliner Stadtbahn ꝛc. Trotz 
des reichen Inhalts war die Thronrede von der 
bekannten fachlichen Kürze, Beifall ertönte bei Er- 
wähnung der Geſetzentwürfe über Anwendung des 
Arbeitszwanges und über die ländlichen Fortbil- 
dungsſchulen. Das Abgeordnetenhaus trat unter 
Vorſitz des bisherigen Präſidenten v. Kröcher 
ſofort zu einer 2 zuſammen, in der Finanz⸗ 
miniſter Dr. v. Centze den Stat mit einer län- 
geren Darftellung einbrachte. Die Finanzlage ift 
durchaus günftig, dem Ausgleichsfonds werden 110 
Millionen zufließen. In einer zweiten Sitzung wurde 
Frhr. v. Erffa (konſ.) zum Präſidenten, Dr. Porſch 
(Sentrum) zum erſten und Dr. Nrauſe (nat. lib.) 
zum zweiten Vizepräſidenten gewählt. Wegen der 
Reichstagswahlen vertagte ſich der Kandtag bis zum 
50. Januar. Das Herrenhaus hatte zum Präfidenten 
den Bausminiſter v. Wedel-Piesdorf neu und 
Oberbürgermeiſter Dr. Becker und Frhrn. 
v. Landsberg-Steinfurt zu Dizepräfidenten 
wiedergewählt. Am 30. Januar begann das Ab— 
geordnetenhaus mit der erſten Leſung des Etats, 
wobei auch der Ausfall der Reichstagswahl je nach 
dem Parteiſtandpunkt zur Erörterung kam. Die erſte 
Ceſung war am I. Februar zu Ende. Bemerfens- 
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wert waren die Erklärungen des Miniſters des In 
nern v. Dallwitz, daß an der Polenpolitik feſt⸗ 

gehalten werde und daß bei der Verſchärfung der 
Parteigegenſätze kein Anlaß für eine beſondere Wahl— 
rechtsporlage gegeben ſei. Sehr energiſch betonte 
er auch, die Betätigung eines Beamten für die So— 
zialdemokratie ſei mit dem Amtseid unvereinbar. 
Die Parteien waren mit großer Schärfe aufeinander— 
geſtoßen, und insbeſondere ließen die Sozialdemo— 
kraten merken, wie ſehr ihnen der Kamm nach der 
Reichstagswahl geſchwollen war. Der Wunſch nach 
einem ihnen ebenſo günſtigen Wahlrecht für Preu- 
ßen wurde ebenſo glühend ausgeſprochen, wie die 
Durchſetzung drohend angekündigt. Schon Bebel 
hat Preußen für das widerſtandsfähigſte Hindernis 
angeſehen; iſt Preußen einmal von den Sozial- 
demokraten erobert worden, dann werden ihrer Herr 

ſchaft die ſüddeutſchen Demokraten und Ulerikalen 
nicht mehr den geringſten Widerſtand zu leiſten im 
ſtande ſein. 

Am 5. und 6. Februar wurde die erſte Leſung 
der Steuervorlage erledigt und der Entwurf an eine 
beſondere Kommijfion verwieſen. Am 9. wurde 
die zweite Leſung des Etats begonnen. Von na— 
tionalliberaler Seite wurde das päpſtliche Motu 
proprio zur Sprache gebracht. Staatsſekretär 
v. Kiderlen- Wächter erklärte, es hätten dar- 
über nur mündliche Beſprechungen mit der Kurie 
ſtattgefunden. Die Beſtimmungen ſeien für Deutſch— 
land nicht gültig. Mit Ausnahme des Zentrums 
und der Polen bedauerten alle Parteien die aber— 
malige Störung des kirchlichen Friedens. Bis zu 
den Oſterferien war die geſetzgeberiſche Ausbeute 
der Beratungen des Abgeordnetenhauſes gering. 
Neben dem Stat wurde nur noch das Waſſergeſetz 
in erſter Leſung erledigt und an eine Kommiffion 
verwieſen, der Lotterievertrag mit den ſüddeutſchen 
Staaten und einige kleinere Vorlagen wurden ver— 
abſchiedet. Viel fleißiger arbeitete das Herrenhaus, 
das eine ganze Reihe größerer und kleinerer Vor- 
lagen ſchon vor Oſtern durchberaten hatte. Am 
12. März nahm es einſtimmig einen Antrag an, 
der die Regierung auffordert, alle erforderlichen 
Maßnahmen, nötigenfalls auch auf dem Wege der 
Geſetzgebung, zum Schutze der Arbeitswilligen vor 
Vergewaltigung und Bedrückung zu treffen. Der 
Beſchluß des Bauſes war durch die Vorgänge beim 
Streik im Ruhrrevier veranlaßt worden, die auch 
am 18. im Abgeordnetenhauſe zur Sprache kamen. 
Bandelsminifter Sydow und Miniſter des Innern 
v. Dallwitz erteilten Aufſchlüſſe über den vom 
ſozialdemokratiſchen „alten Verband“ heraufbeſchwo⸗ 
renen Streik und über die Maßregeln der Regie— 
rung. Die ſechs ſozialdemokratiſchen Abgeordneten 
gaben der Debatte durch außerordentlich grobe Swi— 
ſchenrufe einen überaus lärmenden Charakter und 
bezweckten mit dieſem Tumult offenbar, durch den 
Schein übergroßer Arbeiterfreundlichkeit die dem 
Suſammenbruch des Streiks entgegengehenden Berg— 
leute über den Eindruck hinüberzutäuſchen, wie ſehr 
fie durch die ſozialdemokratiſche Streikleitung ge— 
ſchädigt worden find. Der Abg. Ceinert (Soz.), 
der am folgenden Tage ſich in Verfolgung dieſes 
Sweckes in den heftigſten Angriffen gegen Regie— 
Sechenverwaltung und chriſtliche Gewerk— 


in 


rung, 


fchaften verging, wurde wiederholt zur Ordnung 
gerufen. Es lag auf der Hand, daß ſich das Baus 
derartige Vorgänge, die früher nie vorgekommen 
waren und bei denen die Abſicht der Provokation 
nur allzu deutlich erkennbar war, nicht mehr lange 
gefallen laſſen würde. 

Als das Abgeordnetenhaus am 16. ** ſeine 
Sitzungen fortſetzte, war noch nicht einmal der Etat 
durchberaten, und da ſchon vor Pfingſten Schluß 
gemacht werden ſollte, ſo konnten nur noch die 
vom Herrenhauſe bereits beratenen und noch einige 
kleinere Geſetzentwürfe erledigt werden. Steuer- 
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vorlage und Waſſergeſetz ſollten dann in einer 
Herbſtſeſſion durchberaten werden. Für erſtere 
empfahl ſich die Verſchiebung bis nach den Be— 
ſchlüſſen des Reichstags über die Deckungsvorlage 
für die Heeresforderungen. Allerdings war da— 
zu eine Verlängerung der am 26. Mai ablaufenden 
bisherigen Steuernovelle nötig. Unter den erle— 
digten Vorlagen verdienen beſondere Erwähnung 
der Geſetzentwurf über die Beſitzfeſtigung und über 
die ländliche Unfallverſicherung. Wie im Reichs⸗ 
tage zeigte ſich auch im Abgeordnetenhauſe der gute 
Wille der bürgerlichen Parteien, poſitiv zuſammen— 
zuarbeiten, wenn auch ſchon hie und da eine un⸗ 
verkennbare Abhängigkeit der Fortſchrittspartei von 
ihren Reichstagswahlbundesgenoſſen zu bemerken 
war. Das mußte um ſo mehr auffallen, als ſich 
die Sozialdemokraten geradezu als direkte Feinde 
der parlamentariſchen Tätigkeit erwieſen. Abg. 
Dr. Ciebknecht gab auch am 23. April ſelbſt 
zu, er halte ſeine Reden nicht für das Parlament, 
ſondern für „die große Gffentlichkeit“, d. h. zum 
Fenſter hinaus. Außer der fortſchrittlichen Volks- 
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partei waren ſämtliche bürgerliche Parteien dar 
über einig, daß durch die Reform der Geſchäfts— 
ordnung den ſkandalöſen Mißbräuchen ein Ende 
gemacht werden müſſe. Von einzelnen wichtigen 
Vorgängen während der Seſſion iſt noch zu erwäh 
nen, daß am 25. April der Miniſter des Innern 
v. Dallwitz dem Abg. Dr. Pachnicke (fortſchr.) 
erklärte, die Einführung des Reichstagswahlrechte 

Preußen ſei nach wie vor ausgeſchloſſen. 7 


Treiben der ſechs Sozialdemokraten ſetzte ſich 


(Hofphot. E. Bieber, Berlin.) 
Adolf Wermuth, 
Oberbürgermeiſter von Berlin. 


zum Schluſſe der Etatsdebatte fort, die erſt am 
2. Mai zu Ende kam. Am 9. Mai trat die längſt 
befürchtete Kataftrophe ein. Der Abg. Borchardt 
hatte ſich fortwährend den Aufforderungen des Prä— 
fidenten Sehen. v. Erffa, Swiſchenrufe nur von 
feinem Platze aus zu machen, widerſetzt, worauf 
er nach wiederholtem Ordnungsrufen von der Sit 
zung ausgeſchloſſen wurde. Da er ſich mehrfach 
. den Saal zu verlaſſen, ſo erſchien auf 
Requiſition des Präſidenten ein Polizeioffizier, dem 
Abg. Borchardt aber auch nicht Folge leiſtete. 
Danach wurde er von Poliziſten mit Gewalt aus 
dem Saale entfernt und zugleich auch der Abg. 
C eine rt mit, der ihn unterſtützt hatte. Die wider— 
liche Szene wiederholte ſich, weil Abg. Borchardt 
Baal in den Saal zurückkehrte. In einem deut— 
ſchen Parlament war ein ſolcher Fall noch niemals 
vorgekommen. 

Das ſuchte die Sozialdemokratie auch zu ihren 
Gunſten auszulegen, fand aber nicht einmal in den 
eigenen Reihen volle Zuftimmung. Einzelne fort— 
ſchrittliche und ſelbſt nationalliberale Stimmen gin— 
gen in ihrem Parteihaß gegen die Konfervativen 
wohl bis zur Behauptung, der Präſident habe zu 


raſch gehandelt, aber ſelbſt der Verſuch ſozialdemo— 
kratiſcher Zeitungen, durch ſenſationelle Erkablätter 
Teilnahme oder Aufregung in der Bevölkerung her— 
vorzurufen, konnte nicht gegen die allgemeine ge— 
ſunde Empfindung aufkommen: den beiden ſei ganz 
recht geſchehen. Erheiternd mußte die Behaup- 
tung der Sozialdemokraten wirken, der Vorgang 
verſtoße gegen den § 7 der Reichsverfaſſung, der 
von Verhaftungen von Abgeordneten ſpricht. Bier 
handelte es ſich aber gar nicht um eine Verhaftung, 
ſondern um die Aufrechterhaltung der Geſchäfts⸗ 
ordnung eines Parlaments, wofür nur dieſes zu— 
ſtändig iſt. Sonſt iſt die Demokratie aller Schattie- 
rungen doch immer von der Souveränität und Un⸗ 
fehlbarkeit der Parlamente eingenommen, warum 
auf einmal in dieſem Falle nicht? Übrigens lehnte 
am 15. das Abgeordnetenhaus den Einſpruch des 
Abg. Borchardt gegen feine Entfernung in na⸗ 
mentlicher Abſtimmung ab gegen die Stimmen der 
ſechs Sozialdemokraten und der zwei Dänen, wäh— 
rend ſich nur die Polen und zwei Mitglieder der 
Fortſchrittspartei der Stimme enthielten. Der An— 
klageverſuch der Abg. Borchardt und Ceinert 
auf Grund des $ 7 wurde vom Gericht abgelehnt, 
dagegen das Strafverfahren gegen beide wegen 
Bausfriedensbruchs und Widerſtandes gegen die 
Staatsgewalt von Amts wegen eingeleitet. Die erſte 
Strafkammer des Landesgerichtes I Berlin ver— 
urteilte am 28. September den Abg. Borchardt 
wegen beider Vergehen zu 100 Mark, den Abg. 
Ceinert wegen Widerſtandes gegen die Staats- 
gewalt zu 50 Mark Geldſtrafe. Am 20. Mai waren 
die fortſchrittlichen und nationalliberalen Anträge 
auf Abänderung des preußiſchen Wahlrechtes 
gelehnt worden. Die Regierung war während 
Debatte nicht e und ein Antrag der E 
zialdemokraten, der das Erſcheinen der Miniſter for— 
derte, wurde abgelehnt. Bei der dritten Leſung 
des Beſitzfeſtigungsgeſetzes griff Abg. Marx den 
Landwirtſchaftsminiſter mit Beziehung auf deſſen 
Vater unter lautem Beifall des Sentrums heftig 
an. Landwirtſchaftsminiſter Frhr. v. Schorlemer 
entgegnete mit tiefer Erregung, daß die Berückſich⸗ 
tigung der Staatsnotwendigkeiten in erſter Linie 
ſtehe, und in der Behauptung, die Katholiken unter» 
lägen leichter dem polniſchen Einfluß, liege keine 
Beleidigung für ſie. Sein Vater ſei aber als 
ſchlechter Katholik bezeichnet worden, weil er 1893 
für die Heeresporlage geſtimmt hatte. 

Nach dieſem von ſtürmiſchen Szenen beglei— 
teten peinlichen Zwiſchenfall vertagte ſich das Ab- 
geordnetenhaus bis zum 7. Juni, worauf nach An⸗ 
nahme der aus dem Berrenhauſe herübergekom— 
menen Vorlagen am folgenden Tage beide Kammern 
vertagt wurden. Inzwiſchen war der im Vor- 
jahre geſchaffene Großberliner Sweckverband in 
Kraft getreten und wählte am 27. Februar den 
bisherigen Berliner Stadtkämmerer Dr. Steini⸗ 
ger zum Direktor. Am 15. Mai wählte die Ber- 
liner Stadtverordnetenverſammlung für den zurück— 
getretenen Oberbürgermeiſter Dr. Kirfchner den 
früheren ee Wermuth als Nach⸗ 
folger. In der Mark Brandenburg hatten ſchon im 
Vorjahre einige Feiern zur Erinnerung an die vor 
500 Jahren erfolgte Feſtſetzung der Hohenzollern 
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im Sande ftattgefunden. Am 30. Mai beging die 
alte Kur- und Hauptftadt Brandenburg die Er- 
innerungsfeier an den erſten Einzug des Burggrafen 
Friedrich VI. am 13. Juni 1412 in die Stadt. 
Der Kaifer traf mit dem Reichskanzler v. Beth- 
mann HKHollweg und den Miniſtern unter ſtür⸗ 
miſchen Kundgebungen der Bevölkerung ein, nahm 
an der Einweihung der 1401 erbauten und jetzt er⸗ 
neuerten Katharinenkirche und dann an der Ent» 
hüllung des von Profeſſor Manzel geſchaffenen 
Brunnendenkmals teil. Hierauf betrat er das alte 
Rathaus und wurde im Feſtſaale mit Fanfaren be— 
grüßt. Er zeichnete ſich in das goldene Buch ein, 
nahm einen Feſttrunk entgegen und betonte in einer 
Rede, daß das Deutſche Reich und das deutſche 
Kaifertum auf brandenburgiſcher Grundlage und 
auf preußiſchem Unterbau beruhe. Wo wäre frei- 
lich die deutſche Einigkeit, wie gäbe es ein Deut- 
ſches Reich, wenn es nicht auf der alten branden— 
burgiſchen Grundlage durch preußiſche Führung zu 
ſtande gekommen wäre! Die heutigen Bewohner 
des Deutſchen Reiches laſſen nur zu oft aus den 
Augen, daß es gerade die vielgeſchmähte preußiſche 
Eigenart geweſen iſt, die das große Siel zum 
Beſten des deutſchen Vaterlandes erreichen half. 
Ohne ſie würden die auf ihr echtes deutſches Volks⸗ 
tum fo ſtolzen Süddeutſchen längſt franzöſiſch par- 
lieren gelernt haben. Gerade in den letzten Wochen 
hatte das preußiſche Volk viel Unbill und Beſchimp⸗ 
fung über ſich ergehen laſſen müſſen. Der weit 
verbreiteten Gegnerſchaft gegen das „Preußentum“ 
hatte erſt vor wenigen Jahren Bebel mit den 
Worten Ausdruck gegeben: „Wenn wir erſt den 
preußiſchen Staat haben, ſo haben wir alles.“ Das 
hat ſeiner Partei manchen Preußengegner, beſon— 
ders in Süddeutſchland, als Mitläufer zugeführt, 
und alle Sugeſtändniſſe auf politiſchem und wirt- 
ſchaftlichem Gebiete, die Preußen den Bundesſtaaten 
im Verlaufe der Jahre gemacht hat, haben die 
hergebrachten Feindſeligkeiten dort nicht erſtickt. 
Der Gipfel dieſer Preußenfeindſchaft war in 
der Reichstagsſitzung vom 17. Mai erſtiegen wor— 
den, in der der vorübergehend geweſene Dize- 
präſident Scheidemann unter dem lebhaften 
Beifall ſeiner Fraktion die unverſchämteſten Angriffe 
gegen Preußen richtete, den preußiſchen Staat mit 
einem Suchthauſe und ſeine Bürger mit Soldaten 
zweiter Klaſſe verglich, ſowie wiederholte Vorwürfe 
der Sidbrüchigkeit gegen das Hohenzollernhaus rich- 
tete. Das war freilich nur der in die jozialdemo- 
kratiſche Sprechweiſe vergröberte Extrakt der herge- 
brachten Angriffe der Demokratie des In- und Aus⸗ 
landes gegen das durch die Vorzüge ſeines Staates 
und feiner Bevölkerung mächtig gewordene Preu— 
ßen, es war aber doch von wohltuender Wirkung, 
daß aus dem Haufe ein Süddeutſcher, der National- 
liberale v. Talker, den häßlichen Derunglimp- 
fungen des ſozialdemokratiſchen Redners entgegen- 
trat und in begeiſterten Worten ausführte, welcher 
tiefe Sinn dem Liede „Ich bin ein Preuße“ inne- 
wohnt. Der Reichskanzler, der mit den Mitglie- 
dern des Bundesrates während der vom Präfi- 
denten ungehinderten Rede des Abg. Scheide— 
mann den Saal verlaſſen hatte, konnte ſich da— 
nach auf eine kurze, der Würde des von ihm ver— 


tretenen Staates angemeſſene Erklärung bejchrän- 
ken: „Auf die Vorgänge, die mich und die Mit⸗ 
glieder des Bundesrates veranlaßt haben, eine Zeit- 
lang den Saal zu verlaſſen, gehe ich ſelbſtverſtänd— 
lich nicht ein, nachdem von dem Präſidium ein Ord— 
nungsruf wegen der Äußerungen gefallen iſt, die 
der erſte Herr Vorredner gebraucht hatte. Meine 
Herren! Ein Mann, der von feinem Lande fo 
ſpricht, wie es geſchehen iſt, verurteilt ſich ſelbſt. 
(£ebhafter Beifall, Unruhe und Surufe der Sozial- 
demokraten.) Ihre Swiſchenrufe, meine Berren, 
machen mich nicht irre in meinen Gefühlen als 
Preuße und als guter Deutſcher, der weiß, was 
Deutſchland Preußen verdankt.“ (Cebhafter Beifall, 
Unruhe bei den Sozialdemokraten.) Wenn auch 
dieſer widerliche Vorgang wohl nur der Abſicht 
der Sozialdemokraten entſprang, nach der notwen— 
digen Zurückhaltung bei der Beratung der Wehr— 
vorlagen vor den Augen ihrer unentwegten Ge— 
noſſen wieder einen neuen Trumpf auszuſpielen, 
ſo war doch die Beſchimpfung ſo arg geweſen, daß 
die Wirkung davon noch lange nachzittern mußte. 
Es gewährte darum in vielen Ureiſen innere Ge— 
nugtuung, daß der Kaifer in Brandenburg die Ge— 
legenheit ergriff, das grundlegende Verhältnis des 
preußiſchen Staates zum Deutſchen Reiche wieder 
in das rechte Licht zu ſetzen. 

Der Landtag trat am 25. Oktober wieder zu— 
ſammen. In der Swiſchenzeit war der Präſident 
des Abgeordnetenhauſes, Frhr. v. Erffa, ganz 
unerwartet geſtorben, und die Fleiſchteuerungsfrage 
hatte ſich zum allgemeinen Geſprächs- und Agita⸗ 
tionsſtoff herangebildet. Beide Ereigniffe nahmen 
zunächſt die Tätigkeit des Abgeordnetenhauſes in 
Anſpruch. Sum Präſidenten wurde durch Suruf 
der frühere Reichstagspräſident Graf Schwerin 
Löwitz gewählt. Gegen die Teuerung und na— 
mentlich die große, keineswegs berechtigte Erhöhung 
der Fleiſchpreiſe hatte die Regierung zur Milde— 
rung getan, was in ihren Uräften ſtand. Das 
Baus beſchäftigte ſich mit den darüber eingebrachten 
Interpellationen zwei Sitzungen hindurch. Die un⸗ 
ſtreitig infolge des übertriebenen Teuerungs- 
geſchreies der Preſſe herbeigezogenen zahlreichen 
Tribünenbeſucher ſahen ſich aber in jeder Erwartung 
auf ſenſationelle Debatten enttäuſcht. Selbſt der 
Fortſchrittsführer Dr. Wiemer gab zu, daß die 
Sleifchverforgung des deutſchen Volkes grundſätzlich 
durch die deutſche Candwirtſchaft erfolgen müſſe. 
Der Miniſterpräſident v. Bethmann Bollweg 
hatte es nicht ſchwer, die Interpellationen zu be— 
antworten, die Maßregeln der Regierung zu vecht- 
fertigen und das Feſthalten an der bisherigen Wirt- 
ſchaftspolitik zu betonen. Beſonderen Eindruck 
machte ſeine Ankündigung kräftiger Förderung der 
inneren Kolonifation im Intereſſe vermehrter Dieh- 
haltung und Fleiſcherzeugung. Es iſt bemerkens⸗ 
wert, wie lebhaft ſich der Wille zur eifrigen Mit⸗ 
arbeit bei der Löſung dieſer wichtigen Fragen auf 
allen Seiten des Hauſes bekundete, ſowie daß ſich 
eine überwältigende Mehrheit gegen jede Ferbrök— 
kelung des bisherigen Wirtſchaftsſyſtems, wie ſie 
in der Milieupreſſe empfohlen worden war, heraus- 
ſtellte. Hwei Tage wurden auf die polniſchen Inter⸗ 
pellationen wegen der Enteignung verwendet. 
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Die Polen fanden wohl die Unterſtützung des Sen— 
trums, der Fortſchrittspartei, der Sozialdemokraten 
und Dänen, bei ihren lärmenden Demonſtrationen 
aber nur die Beihilfe der Sozialdemokraten. Der 
Präſident gab ihnen den wohlmeinenden Rat, nur 
ein ruhiges und leidenſchaftsloſes Auftreten könne 
ihrer Sache nützen. Selbſtverſtändlich verlief die 
Debatte gegenüber der Mehrheit der Konferpativen 
und Nationalliberalen und den ſachlichen Ausfüh⸗ 
rungen der Miniſter Frhr. v. Schorlemer und 
v. Dallwitz ohne Ergebnis. Im übrigen nahm 
das Haus das Sparkaſſengeſetz in allen drei Leſun— 
gen an und beendete die zweite Leſung des Waſſer— 
geſetzes. 

Ein faſt tragikomiſches Ereignis brachte die 
Sitzung vom 4. Dezember. Die Mehrheit des Hau⸗ 
ſes beſchloß nämlich, den Miniſterpräſidenten und 
den Kriegsminifter auf Grund der Derfafjung vor 
das Baus zu zitieren. Der Anlaß war kaum würdig 
einer jo großen Aktion. Das Abgeordnetenhaus 
wünſcht fchon lange einen Garten, wie ihn das 
Herrenhaus beſitzt. Nun hatte die Militärverwal- 
tung über ein dieſen Zweck ermöglichendes, an das 
Abgeordnetenhaus anſtoßendes Grundſtück Umtauſch⸗ 
verhandlungen angeknüpft, die den Plan vereitelt 
hätten. Deswegen hatte Abg. v. Kröcher einen 
Antrag auf Berückſichtigung der Wünſche des Haus 
ſes geſtellt. In der Debatte darüber erhitzte man 
ſich, es kam zu ſcharfen Auseinanderſetzungen, und 
ſchließlich beſchloß das Haus, die Beratung zu ver⸗ 
tagen und für die weitere Verhandlung die An— 
weſenheit des Miniſterpräſidenten und des Kriegs- 
miniſters zu verlangen. Was erſteren betrifft, ſo 
war der Beſchluß verfaſſungswidrig, denn in Preu⸗ 
ßen iſt der Miniſterpräſident nicht verantwortlich 
für die Handlungen der einzelnen Miniſter. Herr 
v. Bethmann Hollweg nahm auch nicht an 
der zweiten Verhandlung teil, die übrigens viel 
weniger hitzig verlief als die erſte. Dazu mag 
wohl die Befremdung mitgewirkt haben, die in 
weiten Kreifen darüber herrſchte, daß das Abge- 
ordnetenhaus in ſeiner rein privaten Angelegenheit 
zu einer politiſchen Maßregel gegriffen hatte, die 
man in nicht konfliktslüſterner Seit höchſtens bei 
wichtigen Staatsfragen anwenden würde. 

Der am Jahresende veröffentlichte Überblick 
über den preußiſchen Etat für 1915 wies in Ein- 
nahme und Ausgabe 4.595, 955.827 Mark aus. 
Aus Anlaß der Fleiſchteuerung find 1,450.000 Mark 
eingeſtellt, für den gleichen Sweck iſt eine Anleihe 
von 25 Millionen in Ausſicht genommen, außerdem 
291 Millionen für Bahnen. 


Aus den Bundesſtaaten. 


Auf dem Gebiete des deutſchen Siſen⸗ 
bahnweſens iſt die Durchführung des elektri⸗ 
ſchen Bahnbetriebes auf der preußiſchen Staats- 
bahn von Magdeburg nach Leipzig und Halle zu 
erwähnen. Es iſt der größte elektriſche Fernbahn⸗ 
betrieb auf der Welt. Nachdem der Verſuchsbetrieb 
auf der Strecke Deſſau — Bitterfeld günſtige Re⸗ 
ſultate ergeben hatte, wurden die Arbeiten für die 
Elektriſierung der ganzen Strecke vergeben und 
waren am Jahresſchluß nahezu vollendet. Der Be⸗ 


Das Jahr 1912. 


trieb erfolgt mit elektriſchen Cokomotiven. Als 
nächſte Strecke iſt eine Gebirgsbahn: Dittersbach 
— Königszelt in Ausſicht genommen. Über die Der- 
einheitlichung der Dienſtzeiten des Eiſenbahnperſo— 
nals aller deutſchen Eifenbahnen von Neujahr 1913 
ab iſt eine Vereinbarung abgeſchloſſen worden. 
Swiſchen den Staatseiſenbahnverwaltungen der drei 
ſüddeutſchen Staaten iſt ein neues Übereinkommen 
über die gemeinſchaftliche Beſorgung des Fahr⸗ 
dienſtes getroffen worden. Der Gedanke eines all⸗ 
gemeinen Reichseiſenbahnverbandes hat keine För⸗ 
derung erfahren. Preußen hat kein Intereſſe mehr 
daran, und in der bapriſchen zweiten Kammer 
erklärten ſich am 13. September außer den £ibe- 
ralen alle Parteien und der Verkehrsminiſter 
v. Seidlein dagegen. - 

Das Schiffahrtsgeſetz iſt am I. Mai 
für das Gebiet der Weſer in Kraft getreten. Für 
die anderen Flußgebiete ſind Verhandlungen mit 
Öfterreich und den Niederlanden nötig. Der hol» 
ländiſchen Regierung iſt das Schiffahrtsgeſetz mit 
dem Erſuchen um Gegenäußerung mitgeteilt wor— 
den. Bei hartnäckigem Widerſtand von dieſer Seite 
dürfte die preußiſche Regierung mit dem auch ſonſt 
gewünſchten Baue eines Schiffahrtskanals von Weſel 
nach Emden vorgehen. 

Der preußiſch⸗ſüddeutſche Lotte 
rievertrag iſt mit einigen Schwierigkeiten zu 
ſtande gekommen. Württemberg und Baden hatten 
ſchon im vorigen Jahre zugeſtimmt, die bayrifche 
zweite Kammer aber ſowohl im Finanzausſchuß wie 
im Plenum mit für Preußen wenig liebenswürdigen 
Begründungen abgelehnt. Die Kammer der Reichs 
räte genehmigte aber den Vertrag am 9. Septem- 
ber mit allen gegen drei Stimmen. Da der Plan 
einer eigenen Landeslotterie nicht die gewünſchte 
Sicherheit bot und weil ohne den von Preußen 
auf fünf Jahre garantierten Anteil von 2,115.000 
Mark das Defizit drohte, nahm die zweite Kammer 
am 26. den Vertrag auch an. Bei etwas weniger 
partikulariſcher Derranntheit hätte fie ſich die mit 
dem Vorgang unleugbar verknüpfte Bloßſtellung er- 
ſparen können. Nun beſtehen nur noch Sonder» 
lotterien in Sachſen und in Bamburg. 

Bayern. Das bapriſche Königshaus hat im 
verfloſſenen Jahre ſchwere Beimſuchungen erlitten. 
Das Befinden des Königs Otto ift ſtationär ge= 
blieben, aber am 12. Dezember hat Prinzregent 
Cuitpold fein reich geſegnetes Daſein beſchloſſen, 
tiefbetrauert weit über die bayriſche Candesgrenze 
hinaus. Wohl hatte ſich ſchon Anfang Februar 
das Gerücht verbreitet, er denke an ſeinen Rücktritt; 
aber wer das glaubte, kannte nicht die Stärke feines 
Pflichtgefühles. Sein Geburtstag am 12. März war 
nicht nur für ſein Land ein Feiertag, ganz Deutſch⸗ 
land nahm daran herzlichen Anteil. Er ſtiftete u. a. 
aus der Cuitpold-Jubiläumsſpende 80.000 Mark 
für die Jugendfürſorge. Aus Anlaß des Stapel- 
laufes des ſeinen Namen tragenden Linienſchiffes 
verlieh er allen in Bapern geborenen Angehörigen 
der deutſchen Flotte die Prinzregent Cuitpold-Me⸗ 
daille. Am 14. September ordnete er die Aufitel- 
lung einer Marmorbüſte Richard Wagners in 
der Walhalle an. Im übrigen widmete er ſich mit 
gewohnter Pflichttreue den Regierungsgeſchäften. 
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Am 25. verfchieden in Madrid die Infantin Maria 
Thereſia, Gemahlin des Prinzen Ferdinand 
von Bayern und Infanten von Spanien, und in 
München Herzog Franz Joſef in Bayern, der 
Bruder der Königin von Belgien. Seine ältere 
Schweſter Marie Gabriele, Gemahlin des 
Prinzen Rupprecht, des Enkels des Prinzregen— 
ten, ſtarb am 24. Oktober in Sorrent, wo fie ver— 
geblich Erholung geſucht hatte. Sie wurde am 
51. in München beigeſetzt, wobei Prinz Cudwig 
den Prinzregenten, Prinz Sitel Friedrich den 
Kaifer Wilhelm, Erzherzog Franz Salvator 
den Kaifer Franz Joſef vertrat. Prinzregent 
Cuitpold errichtete zu ihrem Andenken eine Prin— 
zeſſin Rupprecht⸗Stiftung für Säuglingsfürſorge. 
Er kehrte noch Anfang November von Berchtes- 
gaden nach München zurück, die Beſchwerden des 
Alters hatten ihn wohl genötigt, ſich mehr Scho— 
nung aufzuerlegen, doch war er geiſtig noch unge— 
mein friſch. An ſein nahes Ende dachte niemand 
und Prinz Cudwig hatte ſich wie alljährlich in 
der erſten Dezemberwoche zur Jagd nach Ungarn 
begeben. Eine leichte Lungenentzündung, zu der 
ſich bald Herzſchwäche geſellte, brachte am 12. in 
kurzer Zeit dem Daſein des faſt 92 Jahre alten 
Recken ein Ende, bevor noch der in Eile zurück- 
berufene Prinz Ludwig die Heimat erreichen 
konnte. Die Todesnachricht kam überall über- 
raſchend und erweckte tiefe Gefühle wahrer Trauer. 
Mit dem Prinzregenten hatte Bayern feinen vom 
Volke gleich einem Vater verehrten Herrfcher, das 
Deutſche Reich einen feiner volkstümlichſten und ver- 
ehrteften Bundesfürſten verloren. Prinzregent Cuit⸗ 
pold war der älteſte lebende Regent. 

Es verſtand ſich, über alle Etifette- und Rang⸗ 
verhältniffe hinaus, von ſelbſt, daß Kaifer Wil- 
helm perſönlich bei der Beiſetzung anweſend ſein 
werde. Die Trauer in Deutſchland war ſo tief und 
allgemein, daß nur er, kein Geringerer, ſie ver— 
treten konnte, und er hatte auch einen der treueſten 
Freunde verloren. Die Beiſetzung fand am 19. ſtatt. 
Kaiſer Wilhelm traf vormittags gegen II Uhr 
in München ein, wurde vom nunmehrigen Prinz- 
regenten Cudwig perſönlich empfangen und auf 
dem Wege zur Reſidenz von der trauernden Be— 
völkerung mit ſtiller Ehrfurcht begrüßt. Aus ganz 
Bayern, namentlich aus den Bergen, waren Tau- 
ſende über Tauſende gekommen nach der in reichen, 
düſteren Trauerſchmuck gekleideten Hauptſtadt. Saft 
alle deutſchen Bundesfürſten waren eingetroffen, 
ebenſo König Albert von Belgien, ferner als 
Vertreter ihrer Monarchen Erzherzog Franz Fer⸗ 
dinand, Großfürſt Boris, der Herzog von 
Genua und der Infant Don Carlos, dazu 
unzählige Abgeſandte und Vertreter, darunter der 
Reichskanzler v. Bethmann Rollweg mit Der- 
tretern des Bundesrates und des Reichstages. Es 
war eine Beiſetzungsfeier von ungewöhnlich großer 
Teilnahme und tiefer Empfindung, und als der 
Sarg in die Gruft der St. Kajetans-Kirche zur 
letzten Raſt getragen wurde, waren alle die Tau- 
ſende aus allen Ständen tief ergriffen eines Sinnes: 
Hier hat ein reiches und wohlausgefülltes Leben, 
eine geſegnete Herrſcherlaufbahn und ein ſchlichtes 
deutſches Heldenleben feinen Abſchluß gefunden. 


Nachfolger wurde ſein bereits 68jähriger Sohn 
Prinz Cudwig, der der Öffentlichkeit längſt wohl- 
bekannt war. Darum verſtand es ſich von ſelbſt, 
daß er genau die Bahnen ſeines Vaters wandeln 
werde. Das in den Verhältniſſen begründete Ab— 
ſchiedsgeſuch des Miniſteriums lehnte er ab, und 
ſchon der mehrfache Depeſchenwechſel mit dem Kaifer 
Wilhelm infolge der Ereigniſſe ergab die unver— 
ändert treue Haltung Bayerns zu Kaifer und Reich. 
Dies zu betonen iſt nötig, denn die ſchiefe Aus 
legung einzelner Vorgänge in der Vergangenheit 
hatte unbegründete gegenteilige Vermutungen er— 
regt. Der neue Berrſcher Bayerns wird die Be— 
völkerung ſeines Candes, bei aller Wahrung ihrer 
Eigenart, dem Reiche innig anſchließen. Das 
Schimpfen über Preußen in Bapern iſt überhaupt 
nur eine hergebrachte üble Gewohnheit, die von 
gewiſſen Kreifen noch gefördert wird, damit alle 
Unzufriedenheit ſich gegen Preußen entlade und die 
heimifchen Suſtände verſchone. Im Haufe Wittels- 
bach denkt man darüber ganz anders, findet die 
Sicherheit von Krone und Land im Reiche voll» 
kommen gewährleiftet und iſt darum bereit, die ent 
ſprechenden Pflichten gegen Kaifer und Reich auf 
ſich zu nehmen. Dabei ift Prinzregent Ludwig 
vor allem Bayer, aber ein in jeder Beziehung mo— 
derner Menſch, namentlich für alle Angelegenheiten 
der Reichsverteidigung und alle Fragen national— 
wirtſchaftlicher Art tätig und auf dem Gebiete des 
Ackerbaues eine anerkannte Autorität. Hum Un— 
terſchied von ſeinem Vater iſt er vollkommen des 
Wortes mächtig und ſcheut ſich ebenſo wenig wie 
Kaifer Wilhelm, feinen oft ſehr beſtimmten An— 
ſichten Ausdruck zu verleihen. Vermählt mit der 
Erzherzogin Maria Thereſia gleicht er auch 
als muſterhaftes Familienoberhaupt dem Kaifer, 
übertrifft ihn aber in einer Beziehung, denn er 
beſitzt drei Söhne und ſechs Töchter. Obgleich 
ebenſo kirchlich geſinnt wie ſein Vater, iſt doch von 
ihm ebenſo wenig ein klerikales Regiment zu be— 
fürchten, dazu iſt er zu ſelbſtändig, und im übrigen 
gilt fein Wort, das er dem Reichskanzler v. Bet h⸗ 
mann Rollweg auf deſſen Beileidsdepeſche ant- 
wortete: „Das Beiſpiel meines Vaters in ſeiner 
Stellung zu Kaifer und Reich wird mir ein leuch— 
tendes Beiſpiel ſein.“ > 

Verfaſſungsmäßig waren beide Kammern für 
den 21. Dezember zur Teilnahme an der Ablegung 
des Regentſchaftseides einberufen worden. Die 
feierliche Staatshandlung ging im Thronfaale der 
Reſidenz in Gegenwart der königlichen Prinzen, des 
Miniſteriums, der Mitglieder beider Kammern (auch 
der Sozialdemokraten), der oberſten Hofchargen und 
Abordnungen der Militär- und Sivilbehörden und 
der Geiſtlichkeit vor ſich. Nach Verleſung der Eides- 
formel erklärte der Prinzregent unter Erhebung der 
rechten Hand: „Ich ſchwöre!“ Mit einem begei— 
ſtert aufgenommenen Hoch des Grafen Fugger 
auf den Prinzregenten ſchloß die Feier. Schon An— 
fang Oktober war das Gerücht aufgetaucht, nach 


dem Ableben des Prinzregenten Cuitpold ſolle 


eine Verfaſſungsänderung in dem Sinne vorgenom— 
men werden, daß Prinz Ludwig fogleich König 
werden ſollte. Es erfolgte damals ein Dementi, 
aber jetzt wurde der Gegenſtand dringlich. Prinz- 
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regent Ludwig hatte ſeine Zuftimmung von der 
einmütigen Annahme in beiden Mammern abhängig 
gemacht. Da dieſe Einjtimmigfeit — wie es heißt 
infolge ungeſchickten Vorgehens des Miniſteriums 
— nicht zu erreichen war, erklärte der Prinzregent 
am 22. in einem Schreiben an den Miniſterpräſiden— 
ten ſeinen beſtimmten Wunſch, daß von irgend wel— 
chen Maßnahmen zur Beendigung der Regentſchaft 
abgeſehen werde. Die bisher beſtandene Geheim— 
kanzlei wurde aufgehoben, und ähnlich wie in Preu— 
ßen wurden die militäriſchen Angelegenheiten der 
Generaladjutantur, die übrigen Angelegenheiten dem 
Sivilkabinett übertragen. Sur Charakteriſierung 
des Prinzregenten ſeien noch folgende Sätze aus 
feiner Rede vom 20. Gktober bei der Einweihung 
des Refektoriums im Uapuzinerkloſter Altötting er— 
wähnt: „Wir leben in einem paritätiſchen Lande. 
Damit ich nicht wieder mißverſtanden werde, wie 
mir dies ſchon manchmal paſſiert iſt: es iſt eine 
ſelbſtverſtändliche Sache, daß ich katholiſch bin. Das 
bin ich durch die Taufe und auch aus Überzeu⸗ 
gung... In Bayern erfreuen ſich alle Konfeſ— 
ſionen der denkbar größten Freiheit, und es wäre 
denn doch merkwürdig, wenn ein Mitglied des könig— 
lichen Hauſes nicht dieſelbe Freiheit hätte wie jeder 
Untertan. Das laſſe ich mir nicht nehmen ... Ich 
wünſche, daß der Friede der Konfeſſionen gewahrt 
bleibt, und daß keine von ihnen Berechtigung zur 
Klage habe.“ 

Das innere politiſche Jahr wurde von dem 
Ausfall der Landtagswahlen am 5. Februar be— 
herrſcht. Sie fanden infolge der Auflöſung der 
vorigen zweiten Kammer ſtatt, in der die Mehrheit 
des Zentrums das Miniſterium Podewils ſchi— 
kaniert hatte. Infolge dieſer Sachlage waren die 
Liberalen gemeinſam mit den Sozialdemokraten vor— 
gegangen. Die Wahl brachte dem Zentrum erheb- 
liche Derlufte, aber es behielt eine ausreichende 
Majorität. Von den 165 Kammerfigen hatte es 
87 behauptet und nur Il verloren. Die Konfer- 
vativen und der Bund der Kandwirte, die fich gegen 
das Suſammengehen mit den Sozialdemokraten er— 
klärt hatten, waren von I7 Mandaten auf 7 zurück- 
gegangen, aber auch am erbittertſten bekämpft wor— 
den. Die Liberalen eroberten 12, die Sozialdemo— 
kraten 9 Sitze. Noch während der Wahl hatte das 
Miniſterium Podewils ſeine Entlaſſung gegeben, 
wie es heißt, wegen innerer Unſtimmigkeiten. Am 
9. wurde die Entlaſſung angenommen und der be— 
kannte Sentrumsführer Frhr. v. Bertling mit 
der Kabinettsbildung betraut. Graf Podemils 
wurde beſonders gnädig entlaſſen. Die Berufung 
eines Sentrumsführers wurde von der liberalen 
Preſſe innerhalb wie außerhalb des Landes mit 
großem Gezeter aufgenommen. Nachdem die Land— 
tagswahlen abermals ergeben hatten, daß die neue 
Wahlordnung auf Jahrzehnte hinaus eine Sen⸗ 
trumsmehrheit ſichert, könnte es doch gerade den 
Liberalen nur recht ſein, wenn die regierende Par— 
tei, und nicht ein neutrales Miniſterium, auch die 
Verantwortung trägt. Unbefangenen Leuten er— 
ſcheint das billig, und es konnte ſich nur darum 
handeln, ob die richtigen Perſönlichkeiten gewählt 
worden find. Der neue Landtag wurde am 27. Fe⸗ 
bruar vom Prinzregenten Cuitpold mit einer 
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Thronrede eröffnet, die u. a. Geſetzentwürfe über 
den Lotterievertrag, die Reichsverſicherungsordnung, 
die Kirchenordnung, die Heimat- und Armengeſetz⸗ 
gebung ankündigte und die Förderung der Lokal- 
bahnen, der Induſtrie und Candwirtſchaft verſprach. 
Bei der Einbringung des vom früheren Miniſte— 
rium übernommenen Stats wies Finanzminiſter 
v. Breuning auf die günſtige Einwirkung der 
Reichsfinanzreform hin. Am 5. März erklärte Frhr. 
v. Bertling, das Miniſterium ſei kein parlamen⸗ 
tariſches, das Programm der Regierung ſei ein 
Programm des Friedens, werde aber gegen Be— 
ſtrebungen auf Erſchütterung der ſtaatlichen Ord⸗ 
nung auf das ſchärfſte vorgehen. Die Derhand- 
lungen zogen ſich mit der üblichen Weitſchweifig⸗ 
keit hin und zeigten häufig genug von der durch 
den Wahlkampf geſteigerten Feindſchaft der Par- 
teien. 

Am Il. Mai beſchäftigte man ſich mit den 
neu erſchloſſenen und viel verſprechenden Eiſen— 
erzlagern in den Verwerfungsſpalten des fränki⸗ 
ſchen Jura zwiſchen Nürnberg, Bamberg, Bayreuth 
und Amberg. Das Sentrum wünſcht die Ausbeu⸗ 
tung durch den Staat. Die Etatsberatung kam am 
29. zu Ende. Bei dieſer Gelegenheit betonte der 
Miniſterpräſident der von liberaler Seite vertre- 
tenen Auffaſſung: Beamten könnten aus praktiſchen 
Gründen auch ſozialdemokratiſch wählen — gegen⸗ 
über, der Staat müſſe das Recht haben, alle die— 
jenigen vom Staatsdienſte auszuſchließen, die offen 
für die Sozialdemokratie auftreten. Er verwahrte 
ſich auch wiederholt gegen die ihm von liberaler 
Seite zugeſchriebene Dreibundgegnerſchaft. Ein be= 
ſonderes Streitobjekt bildete der bereits früher er⸗ 
wähnte, angeblich vom früheren Uultusminiſter 


v. Wehner übernommene Jeſuitenerlaß, von dem 


Prinzregent Cuitpold vorher nichts gewußt hat, 
und der, nicht bloß nach liberaler Anſicht, gegen— 
über den reichsgeſetzlichen Beſtimmungen eine Be— 
günſtigung der Jeſuiten bedeutet. Die Angelegen— 
heit erregte ſelbſt außerhalb des Landes großes Auf— 
ſehen und kam am 16. April auch in der Kammer 
der Reichsräte durch den Grafen Törring, den 
Schwager des Prinzen Rupprecht, zur Sprache. 
Der Miniſter des Innern Frhr. v. Soden, der 
wieder betonte, das Miniſterium ſeine keine Partei⸗ 
regierung, erklärte, daß der Jeſuitenerlaß auf einem 
einmütigen Beſchluſſe des Miniſteriums (Juſtiz⸗ 
miniſter v. Thelemann und Uriegsminiſter Frhr. 
v. Kreß find Proteſtanten) beruhe. Gleichlautend 
äußerte ſich Frhr. v. Hertling am folgenden 
Tage in der zweiten Kammer. Liberale und So— 
zialdemokraten brachten die Angelegenheit am 25. 
wieder vor, und es kam zu einem ungeheuren Lärm, 
als der Sozialdemokrat Timm von einer Schleich⸗ 
politik der Regierung ſprach. Der Miniſterpräſident 
ſtellte weitere Mitteilungen nach der Verhandlung 
des Reichstags über den Gegenſtand in Ausficht. 
Er gab ſie am J. Mai und fügte hinzu, er habe 
den Bundesrat um eine authentiſche Erklärung des 
Begriffes „Ordenstätigkeit“ erſucht. Am Schluſſe 
gab es wieder erregte Auftritte, weil die Linke 
Vertagung verlangte und fie auch durch unausge⸗ 
ſetzten Cärm erreichte. Die Debatte ging am näch⸗ 
ten Tage ohne Reſultat zu Ende. Das weitere 
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Schickſal des Jeſuitenerlaſſes iſt ſchon an anderer 
Stelle erwähnt worden. Am 17. Mai teilte Juſtiz⸗ 
miniſter v. Thelemann mit, nach Verhandlun⸗ 
gen mit der Kurie habe das motu proprio für 
Bayern keine Geltung. 

Am 26. und 28. Juni kam es wegen Nicht⸗ 
beſtätigung ſozialdemokratiſcher Gemeindebeamten 
zu wüſten Schimpfereien und Lärmſzenen gegen den 
Miniſter des Innern, der aber vier Wochen danach 
in einer Kommiſſion des Landtags erklärte, die Re- 
gierung befinde ſich mit der Nichtbeſtätigung in 
erfreulicher Übereinſtimmung mit der preußiſchen 
Regierung. Bei der Beratung des Militäretats 
Ende Auguſt trat große patriotiſche Wärme zu Tage, 
ſelbſt Abg. v. Vollmar meinte, wenn es den 
Sozialdemokraten (1) nicht gelänge, den Krieg auf- 
zuhalten, würden fie die beiten Verteidiger das Da- 
terlandes fein. Als aber der Kriegsminifter Frhr. 
Kreß v. Kreſſenſtein nachkdrücklichſt erklärte, 
er werde die heeresfeindliche Sozialdemokratie von 
der Armee fernhalten, entſtand der übliche Radau. 
Am 3. September interpellierten die Sozialdemo— 
kraten auch wegen der Fleiſchteuerung. Miniſter 
v. Soden betonte das Feſthalten an der bisherigen 
Sollpolitik, die an der Teuerung nicht ſchuld ſei. 
Am 6. September wurde der Abänderungsentwurf 
der Heimat- und Armengeſetzgebung mit großer 
Mehrheit angenommen, wodurch der Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz eingeführt wird. Für die Mainkanaliſie— 
rung von Hanau bis Aſchaffenburg wurden als 
erſte Rate drei Millionen bewilligt. In der Reichs» 
ratskammer erfolgte die Annahme einſtimmig, nach— 
dem am 28. Oktober Prinz Cudwig dafür ſowie 
für weitere Kanalbauten energiſch eingetreten war. 
An demſelben Tage genehmigte die zweite Kammer 
das Geſetz über den Kriegszuſtand, das für Bayern 
die gleichen Derhältniffe wie im Reiche ſchafft, mit 
allen außer den ſozialdemokratiſchen Stimmen. Am 
29. wurde das Ausführungsgeſetz zur Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung auch in der erſten Kammer endgültig 
erledigt. Man kann nicht umhin, das Geſamt— 
ergebnis der Kammerverhandlungen als ſehr reich- 
haltig zu erklären. Freilich, etwas mehr Sefchwin- 
digkeil und weniger Lärm wäre noch beſſer ge— 
weſen. — Noch einige Uleinigkeiten feien hier an- 
gefügt. Ende Dezember erhob ſich ein ungeheures 
Konfurrenzgefchrei der Blätter über die Abſicht des 
Miniſteriums, eine „Bapriſche Staatszeitung“ zu 
gründen. Warum ſoll denn Bayern nicht auch 
haben, was ſelbſt kleinere Staaten ſchon längſt be— 
fiten? — Ein echtes ſüddeutſches Demofraten- 
ſtückchen ereignete ſich am 28. Auguſt bei der Ein- 
weihung des Münchener liberalen Parteiheimes: 
Auf Veranlaſſung des Profeſſors Quidde wur— 
den die Bilder des Kaifers, Bismarcks und 
Moltkes entfernt, die vorher mit Suſtimmung 
des Genannten angeſchafft worden waren! — 

Sachſen. Das Cand leidet, wahrſcheinlich noch 
auf lange Seit, unter den verfahrenen Parteiver— 
hältniſſen, die von dem Bruche der Nationallibe- 
ralen mit den Konfervativen datieren. Wieder— 
anknüpfungsverſuche ſind ohne Erfolg geblieben, 
wobei jede Partei der anderen die Schuld zuſchiebt. 
Obgleich dieſer Streit nur den Sozialdemokraten 
zu gute kommen muß, haben dieſe doch bei der 
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Reichstagswahl nicht wieder den gleichen Erfolg 
erzielt wie 1905. Damals waren ihnen alle Wahl« 
kreiſe bis auf einen zugefallen, diesmal brachten 
ſie es bloß auf 19, und vier blieben den bürgerlichen 
Parteien erhalten. Den Mammern war noch ein 
Entwurf zur Neuordnung des Kirchen- und Schul⸗ 
ſteuerweſens zugegangen, ihr Bauptberatungsgegen- 
ftand war aber das Volksſchulgeſetz, für das bei 
der Vertagung der Seſſion am 23. Mai die Aus- 
ſichten ſehr ungünſtig ſtanden. Am II. März hatte 
Kronprinz Georg nach Ablegung des Abiturienten» 
examens eine Reife nach Trieſt, Korfu, Griechen⸗ 
land, Montenegro und Dalmatien angetreten, von 
der er am 25. Mai zurückkehrte. In Leipzig war 
am 1. Mai die weſtliche (preußiſche) Hälfte des 
Hauptbahnhofes eröffnet und am 13. der Schluß⸗ 
ſtein zum Völkerſchlachtdenkmal gelegt worden. Kö- 
nig Friedrich Au guſt betätigte feine Herrſcher⸗ 
pflichten wieder durch ausgedehnte Reifen im Lande 
und war u. a. am 15. März bei der Einweihung 
des Lehrerſeminars in Zwickau, am J. Mai bei der 
Eröffnung der großen Kunftausftellung, am II. Ok⸗ 
tober beim Feſtakt zur 50jährigen Feier der Ge— 
werbekammer in Dresden, am 28. bei der Weihe 
des renovierten Domes und der Enthüllung des 
König Albert⸗-Denkmals in Meiſſen und am 5. De» 
zember beim Feſtakt zur 50 jährigen Feier der Ban⸗ 
delskammern in Dresden anweſend. Am 26. Juli 
ſtarb der Vorſitzende des Staatsminiſteriums, Juſtiz⸗ 
miniſter Dr. v. Otto. Er war ein hervorragender 
Juriſt und hatte ſich um die Organiſation und Der- 
einfachung des Juſtizweſens große Verdienſte er- 
worben. Sein Nachfolger wurde Reichsanwalt 
Dr. Nagel, der Vorſitz ging auf das älteſte Mit⸗ 
glied des Miniſteriums, den Kriegsminifter Frhrn. 
v. Haufen über. Der Landtag trat am II. No⸗ 
vember wieder zuſammen und tagte bis zum 19. De⸗ 
zember. Die Volksſchulreform kam nicht zu ſtande, 
weil die erſte Kammer gegenüber den von der 
liberal-fozialdemofratifchen Mehrheit der zweiten 
Kammer gefaßten weitgehenden Beſchlüſſen in der 
Hauptſache die Regierungsvorlage wieder herge- 
ſtellt hatte. Die zweite Kammer hatte u. a. kon⸗ 
feſſionsloſen Religionsunterricht, Abſchaffung des 
Schulgeldes, Befreiung der Diſſidentenkinder vom 
Religionsunterricht ꝛc. verlangt. Da die Parteien 
ſich vor der Gffentlichkeit zu feſt auf ihren Stand⸗ 
punkt verbiſſen hatten, blieb das Vereinigungsver⸗ 
fahren ohne Erfolg. In der Thronrede beim 
Schluſſe des Landtags am 20. ſprach auch der 
König ſein Bedauern über das Scheitern des Ge— 
ſetzes aus. Von den verabſchiedeten Geſetzentwürfen 
verdienen Erwähnung das Gemeindeſteuer-, Kir- 
chenſteuer- und Schulſteuergeſetz. 

Württemberg. Am II. April ſtarb die Her- 
zogin Vera Konftantinowna, Großfürſtin 
von Rußland und Witwe des 1877 verſtorbenen 
Herzog Sugen von Württemberg. — Die zweite 
Kammer nahm am 16. April ihre Sitzungen wieder 
auf und beſchäftigte ſich in der Hauptſache mit der 
von der Regierung vorgeſchlagenen Vereinfachung 
der Staatsverwaltung. Der Finanzausſchuß hatte 
die Verminderung der Oberamtsbezirke abgelehnt, 
was in dem hiſtoriſchen Cande der „Schreiber“ nicht 
zu verwundern iſt. Mitte Juni wurden die Bera- 
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lungen zum Abſchluß gebracht. Die von der Re— 
gierung angeſtrebte Erſparung von 2,5 78.000 Mark 
wurde um 378.000 Mark verringert, weil die 64. 
Oberämter ſämtlich beſtehen bleiben. Der am 
19. Mai vom Sozialdemokraten Keil geſtellte An— 
trag auf Aufhebung der Geſandtſchaften an den 
deutſchen Häfen wurde von ſämtlichen bürgerlichen 
Parteien abgelehnt, dagegen wurde die Aufhebung 
der tierärztlichen Hochfchule in Stuttgart beſchloſſen. 
Ein Ausführungsgeſetz zur Reichsverſicherungsord— 
nung wurde angenommen und am 28. Juni der 
Candtag bis zum Oktober vertagt, wo die offizielle 
Schließung vor der Neuwahl erfolgte. Der Reichs⸗ 
tagswahlerfolg hatte die Sozialdemokraten im Lande 
ziemlick dreiſt gemacht. So verſuchten am 15. Mai 
einige tauſend Genoſſen wegen der polizeilichen Ent- 
fernung der Abgeordneten Borchardt und Cei⸗ 
nert aus dem Abgeordnetenhauſe in Berlin vor 
der preußiſchen Geſandtſchaft in Stuttgart eine De- 
monſtration, wurden aber von der Polizei verjagt, 
und die Stadtvertretung ließ ihr Bedauern über den 
Vorgang ausſprechen. Auch ſonſt vermochten die 
Sozialdemokraten nur wenig Sympathie zu errin⸗ 
gen, woran häßliche Parteivorgänge (3. B. in Göp⸗ 
pingen) ſchuld waren. Unter dieſen Verhältniſſen 
war für die Landtagswahl von einem „liberalen 
Großblock“ wie in Baden keine Rede. Nach einer 
Fleiſchteuerungsdebatte am 4. Oktober wurde der 
Candtag am folgenden Tage geſchloſſen, wobei die 
Sozialdemokraten wieder nicht vor dem Hoch auf 
den König ausriſſen, was die üblichen tiefſinnigen 
Betrachtungen in den Blättern aller Parteien zur 
Folge hatte. Als ob die ungehörige Demonſtration 
eine andere wäre, wenn die Sozialdemokraten nicht 
einmal für nötig halten, davonzulaufen! — Bei 
den Landtagswahlen gingen die Vationalliberalen 
nicht wie früher mit den Konfervativen, ſondern 
mit der Volkspartei zuſammen, was eine Annäherung 
des Zentrums und des Bauernbundes an die Kon- 
ſervativen zur Folge hatte. Das etwas verwickelte 
und von dem anderer Länder abweichende Wahl— 
verfahren ergab den Sturz der bisherigen volks- 
parteilich⸗ſozialdemokratiſchen Mehrheit, indem die 
Rechte (Bund der Candwirte 20, Sentrum 26) ebenſo 
viele Sitze wie die Linke (Volkspartei 19, Sozial- 
demokraten 17, Nationalliberale 10) beſaßen. Die 
Volkspartei, die jedes Suſammengehen der bür- 
gerlichen Parteien gegen die Sozialdemokratie ver- 
eitelt hatte, verlor vier, die Nationalliberalen zwei 
Mandate, Zentrum und Sozialdemokratie eroberten 
je einen Sitz, den Haupterfolg hatten der Bund 
der Landwirte und die Konfervativen. Am 21. De— 
zember trat der Miniſter des Innern Dr. v. Pi- 
ſchek zurück, wie liberale Seitungen zu verbreiten 
ſuchten, infolge des Wahlausfalles; er iſt 70 Jahre 
alt. Sein Nachfolger wurde der bisherige Kultus- 
miniſter Dr. v. Fleiſchhauer, an deſſen Stelle 
der Präfident des evangeliſchen Konfiftoriums Dr. 
Babermaas trat. 


Baden. Es wird niemand behaupten wol- 
len, daß die Kraft der Nationalliberalen unter dem 
Großblock gewachſen iſt, auch die Großblockminiſter 
können ein Liedlein ſingen über dieſe Entwicklung 
und werden manches politiſche Experiment nicht 
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wiederholen. Trotz des noch taufriſchen Reichstags⸗ 
wahlergebniſſes hielt Miniſterpräſident Freiherr 
v. Duſch am 30. Januar bei der Finanzdebatte 
in der zweiten Kammer eine ſcharfe Abrechnung 
mit den Sozialdemokraten. Er habe jede Hoffnung 
auf ein Suſammenarbeiten mit ihnen fallen laſſen; 
wegen ihres Verhaltens in nationalen Fragen ſei 
auch ein Sufammengehen anderer Parteien mit ihnen 
nicht mehr möglich. Wenn die Sozialdemokratie 
den Miniſtern empfehle, dem Monarchen einen 
modus vivendi mit ihr anzuraten, ſo liege darin 
geradezu eine Beleidigung der Regierung. Der 
vielgenannte Miniſter des Innern Frhr. v. Bo d—⸗ 
mann erklärte ſich am anderen Tage vollſtändig 
damit einverſtanden und führte aus, mit ſeiner viel 
mißdeuteten Äußerung über die „großartige Be— 
wegung“ habe er die Arbeiterbewegung und nicht 
die Sozialdemokratie gemeint. Die Sozialdemokraten 
blieben infolgedeſſen dem üblichen Bierabend beim 
Miniſterpräſidenten fern. Bei der Abſtimmung über 
das Kultusbudget ſtimmten die Vationalliberalen 
mit der Rechten, aber der Antrag, die Geſandtſchaft 
in München zu ſtreichen, wurde mit allen Stimmen 
des Großblocks angenommen; dieſer lehnte u. a. 
auch die für die Ausbildung von Dorturnern des 
badiſchen (20.) Turnkreiſes im Budget eingeſtellten 
Mittel ab, weil Kultusminifter Dr. Böhm Lehrern 
verboten hatte, in ſozialdemokratiſchen Vereinen den 
Geſang zu dirigieren. Am 15. Juli ſtimmten die 
Sozialdemokraten, im Gegenſatz zu früheren Jah- 
ren, gegen das Budget, was den beiden anderen 
Blockparteien ſehr unangenehm war. Während der 
Landtagspauſe geriet die Preſſe der drei Groß— 
blockparteien untereinander in heftiges Hanken über 
dieſe Vorgänge, was übrigens der ſeit dem Vor— 
jahre im ſtillen arbeitenden reichsparteilichen Rich- 
tung zu gute kam. — Am 20. Gktober fand in 
Badenweiler die Enthüllung des von Profeſſor 
Möſt geſchaffenen Standbildes des Großherzogs 
Friedrich J. ſtatt. In der Berbſtſeſſion nahm 
die erſte Kammer am 19. und die zweite am 20. Of- 
tober den Geſetzentwurf über die Murgtalſperre 
einſtimmig an, die zur Errichtung eines großen Kraft- 
werkes dienen ſoll. Nach einigen Interpellationen 
über Fleiſchnot und ähnliches wurde der Landtag 
ohne Thronrede und ohne den ſonſt üblichen Dank 
des Landesherrn am 21. geſchloſſen. Die amtliche 
„Karlsruher Seitung“ erklärte den ungewöhnlichen 
Vorgang mit „Sweckmäßigkeitsgründen“. Die libe- 
rale Preſſe war einigermaßen verdutzt und meinte, 
das werde der Sozialdemokratie von Nuten fein. 
Es kann aber auch anders kommen, wenn erſt offen— 
kundiger wird, daß man den Großblock herzlich 
fatt hat. Die vom Block geſtrichenen Geſandtſchafts— 
poſten blieben übrigens beſtehen, weil der Groß— 
herzog die Koften dafür vorläufig ſelbſt übernommen 
hat. Einen bemerkenswerten Erfolg erzielte die 
Regierung mit dem ſogenannten Generalpardon für 
Steuerhinterziehungen, der aber nur für diejenigen 
gilt, die jetzt freiwillig die bisher nicht genügende 
Sinbekennung ihres Vermögens und Einkommens 
ſelbſt anzeigen. Es gab ganz überraſchende Veu— 
anmeldungen. Aufſehen erregte das miniſterielle 
Verbot von Jeſuitenvorträgen, das über die neuen 
Beſtimmungen des Bundesrates hinausging. 
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Eljaß-Kothringen. Die bedenklichen Vor- 
gänge in der zweiten Kammer haben bereits viel- 
fach Außerungen hervorgerufen, daß die Verleihung 
der Verfaſſung verfehlt oder mindeſtens verfrüht 
ſei. Man ſoll aber auch in diefem Falle das Kind 
nicht mit dem Bade ausſchütten, am wenigſten ſollte 
die Milieupreſſe hinterher klüger tun wollen, als 
ſie vorher geweſen iſt, denn ſie hat ſeinerzeit die 
Warnungen von konſervativer Seite lächerlich ge— 
macht. Tatſächlich haben ſich die großen Erwar- 
tungen, die die Anhänger der Verfaſſungsverleihung 
auf dieſe geſetzt hatten: Stärkung des nationalen 
Bewußtſeins der Bevölkerung, politiſche Erziehung 
der Wählerſchaft ꝛc. nicht nur nicht erfüllt, ſondern 
ſind in vielen Punkten in das direkte Gegenteil ver— 
kehrt worden. Die Beſchlüſſe auf Streichung des 
kaiſerlichen Gnadenfonds, auf Berabminderung der 
Repräſentationsgelder des Statthalters und die Ab— 
lehnung der ſogenannten Kaiferjagd bei Gber— 
haslach find weder ein Beweis von politiſcher Ein- 
ficht, noch find fie frei von einer gewiſſen franzö- 
ſelnden Abſicht. Wie weit dies bloß auf die üb- 
lichen Kinderkrankheiten des noch ſehr jungen Par— 
lamentarismus der Reichslande hinausläuft, wird 
ſich erſt in den nächſten Jahren zeigen. Trotz 
allem braucht man die Hoffnung noch nicht aufzu⸗ 
geben, daß die Bevölkerung ſchließlich doch zu der 
Erkenntnis kommt, daß die in der neuen Verfaſſung 
ruhenden Sukunftswerte dem Lande erſt dann zu— 
fallen können, wenn die zweite Kammer und die 
bürgerlichen Parteien das franzöſelnde Gebaren und 
die demokratiſche Selbſtüberſchätzung vollſtändig ab- 
gelegt haben. Sie ſind ſchon ernſthaft gewarnt 
worden. Der Uaiſer hat es ſelbſt getan und damit 
auch im Reiche die Befürchtung behoben, als könne 
in den Reichslanden mit einer verfehlten Methode 
auf unbeſtimmte Seit fortgewurſtelt werden. Der 
Reichskanzler v. Bethmann Hollweg ſagte 
u. a. am l'. Mai im Reichstag: „In feiner ganzen 
Vergangenheit hat ſich das Reichsland keiner Selb- 
ſtändigkeit zu erfreuen gehabt, wie die iſt, die ihm 
jetzt gegeben iſt. . .. Meine Herren, niemand kann 
die Augen davor ſchließen, daß deutſchfeindliche Be— 
ſtrebungen im Lande vorhanden ſind, welche aus 
dem Lande ein der Verbindung mit dem Reiche 
widerſtreitendes Grenzland machen möchten. Gegen 
dieſe Beſtrebungen muß alles, was deutſch iſt, zu- 
ſammenſtehen. Dann werden ſie überwunden wer— 
den. (Sehr richtig.) Das, meine Herren, und die 
Sorge für die Zukunft des Reichslandes iſt Kern 
und Inhalt der ernſten Mahnungen des Uaiſers 
gewefen..... Elſaß-Lothringen ift ein Land, das 
zu uns gehört wie jeder andere Teil des deutſchen 
Vaterlandes. (Cebhaftes Bravo.) Sollten — ich 
glaube es nicht — Treibereien die Oberhand ge— 
winnen, welche dieſe Tatſache auch nur entfernt in 
Zweifel ziehen könnten, dann allerdings würde es 
Pflicht des Bundesrates und des Reichstags ſein, 
nach Mitteln auszuſchauen, um dieſe Treibereien 
zu ſchanden zu machen. Und das bin ich gewiß, 
dieſe Pflicht würde dann erfüllt werden, denn es 
wäre eine Pflicht der deutſchen Ehre.” (Anhaltender 
lebhafter Beifall, Zifchen der Sozialdemokraten.) 


Hoffentlich werden künftig in den Reichslanden dieſe 


ernſten Mahnungen von maßgebender Seite beachtet. 


Heſſen. Infolge der reichen Erträge der 
preußiſch-heſſiſchen Siſenbahngemeinſchaft hat ſich 
die Finanzlage entſchieden gebeſſert. Finanzminiſter 
Braun gab hierüber am 23. Februar in dem 
tags vorher zuſammengetretenen neugewählten 
Landtage erfreuliche Aufſchlüſſe. Auch die Reichs- 
finanzreform hätte, wenn auch der urſprüngliche 
Dorfchlag der Bundesregierungen beſſer geweſen 
wäre, den Bundesſtaaten einen großen Dienſt er— 
wieſen. Eine gedeihliche Finanzpolitik des Landes 
ſei ohne eine geſunde Lage der Reichsfinanzen nicht 
möglich. Bei ſo günſtiger Finanzlage hatten ſich 
die Parteien beeilt, die Anträge auf Übernahme 
aller Volksſchullaſten auf den Staat wieder einzu⸗ 
bringen. Nach den Erhebungen im Jahre 1900 
würde das eine Belaftung von la bis 16 Millionen, 
alſo ungefähr die Verdoppelung der direkten Steu- 
ern, bedeuten. Einftweilen hatten die Kammern 
ihre Not mit der Beamtenbeſoldung, die allein 2½ 
Millionen erforderte, ohne daß die Gehaltsſätze an— 
derer Bundesſtaaten erreicht werden. Die erſte 
Kammer hatte noch Abſtriche gemacht, und es konnte 
erſt nach langen Verhandlungen am 12. Juli eine 
Vereinbarung erzielt werden, nach der die Lehrer— 
gehälter auf der Höhe der Regierungsvorlage ge— 
blieben ſind, während bei den übrigen Beamten 
10% geſtrichen wurden. Die Regelung gilt übrigens 
bloß für das laufende Jahr, und die endgültige 
Feſtſetzung blieb der am 10. Dezember eröffneten 
Winterſeſſion des Landtags vorbehalten. Auch in 
der heſſiſchen zweiten Kammer markierten die Sozial- 
demokraten den Reichstagswahlſieg. Der Abg. 
Dr. Fulda beleidigte den Miniſter des Innern 
v. Hombergf zu Dach fo ſchwer, daß ſämtliche 
Regierungsvertreter das Baus verließen, da der 
Vorſitzende Korell keinen Ordnungsruf erteilte. 
Nach langer Verhandlung mit den bürgerlichen Par- 
teien erſchienen die Regierungsvertreter wieder, wor— 
auf der Präfident nachträglich zwei Ordnungsrufe 
erließ und ebenſo wie die Führer der bürgerlichen 
Parteien den Vorfall ſcharf verurteilten. Der Mi— 
niſter des Innern erklärte trotzdem, daß es ihm 
unmöglich ſei, ferner mit dem Abg. Fulda par— 
lamentariſch zu verkehren. — Erfreulich iſt, daß 
die Regierung jetzt gegen die Güterſchlächterei ener— 
giſch vorgeht. ’ 

Mecklenburg. Die Verfaſſungsfrage iſt in 
dieſem Jahre abermals geſcheitert. Im Gktober 
hatte der Großherzog von Schwerin dem engeren 
Ausſchuß der Ritterſchaft und Landſchaft einen neuen 
Derfaffungsentwurf zugehen laſſen. Er wurde aber 
am I4. November abgelehnt, ohne daß es zu einer 
Beratung gekommen war. Die Ritterſchaft bean- 
tragte eine Verfaſſungsänderung ohne Bruch mit 
der Vergangenheit, was die Candſchaft ablehnte. 
Der Großherzog wies den Antrag der Ritterſchaft, 
als nicht dem Ernſte der Cage entſprechend, zurück 
und erklärte, er halte die Vorlage aufrecht. Ein 
Eingreifen des Reiches, wie es wieder die Ciberalen 
in Roſtock beſchloſſen hatten, ift nach der Reichsver⸗ 
faffung ausgeſchloſſen. — Ende April hatte Prinz 
Ludwig von Bapern als Vertreter ſeines Vaters 
dem großherzoglichen Hofe in Schwerin einen Er— 
widerungsbeſuch gemacht, ebenda weilte, vom 14. 
bis 21. Juni, die Königin Wilhelmine und 
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Prinz Rein rich der Niederlande. Am großherzog— 
lichen Hofe in Strelitz hielt ſich die Königin Mary 
von England mit ihrer Tochter Mary vom 15. 
bis 25. Auguſt zum Beſuche bei ihrer Tante, der 
Großherzoginwitwe, auf. 


Sachſen⸗Weimar. Eine feit Jahren erör- 
terte Gebietsausgleichung mit dem Herzogtum 


Sachſen⸗Meiningen iſt durch Staatsvertrag vom 


8. Januar und Genehmigung des Landtags zu 
ſtande gekommen. Das Großherzogtum tritt ſeinen 
Anteil an Kranichfeld und Stedten ſowie das Dorf 
Köſtitz (zufammen 1577 Einwohner) ab und erhält 
dafür das bekannte Lichtenhain bei Jena, Moſen 
und den meiningiſchen Anteil von Hohenfelden 
(1985 Einwohner). Meiningen erhält zum Aus- 
gleich noch verſchiedene Forſtparzellen. — Am 
27. Juli wurde die Großherzogin Feodora in 
Schloß Wilhelmsthal bei Eifenach von einem Prin— 
zen entbunden, wodurch die direkte Erbfolge ge— 
ſichert wird. Die Taufe des Erbprinzen fand am 
25. Oktober unter großen Feſtlichkeiten ſtatt. Das 
Kaiferpaar, König Friedrich Auguſt, die Groß- 
herzogin und Prinz Johann Albrecht von 
Mecklenburg-Schwerin, die Mitglieder der Fürſten— 
häuſer Sachſen-Meiningen, Lippe und Reuß j. L. 
waren zur Taufe eingetroffen, in der der Prinz 
die Rufnamen Karl Auguſt erhielt. Der Kaifer 
ſagte in ſeiner Rede bei der Galatafel: „Möge der 
junge Herr, der in dem Lande geboren, aus dem 
die Wartburg grüßt, vorbildlich ſein in ritterlicher 
Tugend, wie ſeine Vorfahren und Ahnen, und ſein 
Schwert bereit halten für des Reiches Herrlichkeit. 
Möge er eine Säule unſerer evangeliſchen Kirche 
ſein; möge er, vom Geiſte der großen Dichterzeit 
Weimars umfloſſen, auch einſt ein Schützer und 
Förderer deutſcher Wiſſenſchaft und Dichtung ſein.“ 
Der Großherzog machte eine Wohltätigkeitsſtiftung 
von 100.000 Mark. Das Großherzogtum hat, Dank 
vorzüglicher Finanzwirtſchaft, als erſter deutſcher 
Staat die Grundſteuer aufgehoben. 


Sachſen⸗Koburg⸗Gotha. Der gemeinfchaft- 
liche Candtag hat einſtimmig den Staatsvertrag mit 
dem Großherzogtum Sachſen-Weimar auf Errich- 
tung eines gemeinſamen Gberverſicherungsamtes in 
Gotha und den Beitritt zum Oberverwaltungs- 
gericht in Jena angenommen. Der Landtag 
für Gotha hat die Erhebung von Chauſſee- 
geldern für Automobile beſchloſſen. (In Gotha be— 
zahlen Geſchirre auch noch Chauſſeegeld.) Bei den 


Neuwahlen für den Landtag, wofür keine Einigung 


der rechtsſtehenden Parteien mit der Linken erzielt 
worden war, verloren die Ciberalen drei Man— 
date, von denen eines an die Rechte, zwei an die 
Sozialdemokraten fielen. Der Landtag von Koburg 
beſchloß, die juriſtiſche Fakultät in München als 
Schiedsgericht darüber anzurufen, ob nicht Gotha 
allein zur Unterhaltung der gemeinſamen Univer- 
ſität Jena beizutragen habe. Bei der Landtagswahl 
ergab ſich ein auffälliger Rückgang der Sozial⸗ 
demokraten; ſie verloren nicht nur zahlreiche Stim⸗ 
men, ſondern auch den einzigen beſeſſenen Wahl— 
kreis. 

Sachſen⸗Altenburg. Der Candtag beſchloß 
einſtimmig den Anſchluß an das thüringiſche Ober- 
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verwaltungsgericht in Jena. Su einem ſozialdemo— 
kratiſchen Antrag auf Einführung des Reichstags⸗ 
wahlrechtes erklärte Staatsminiſter v. Borries, 
die Regierung werde ſich unter keinen Umſtänden 
auf eine fo einſchneidende Verfaſſungsänderung ein— 
laffen. Wegen Meinungsverſchiedenheiten über An— 
gelegenheiten der Hausminifterialverwaltung gab er 
feine Entlafjung und erhielt am J. Oktober als 
Nachfolger den bisherigen deutſchen Geſandten in 
Abeſſinien Dr. v. Scheller-Steinwarz. 


Schwarzburg. Der Rudolſtädter Landtag 
beſitzt eine ſozialdemokratiſche Mehrheit. Dieſe 
wählte am 25. Februar zum Präſidenten und zu 
Dizepräfidenten Parteigenoſſen. Eine Reihe von 
Forderungen wurden als Vorbedingung für die Be— 
willigung des Budgets aufgeſtellt. Die Regierung 
brachte eine Abänderung des Wahlgeſetzes ein, die 
für den Großgrundbeſitz eine Mandatvermehrung 
bezweckte. Das lehnten die Sozialdemokraten am 
3. März kurzerhand ab, worauf der Landtag auf— 
gelöft wurde. Die Neuwahlen am 7. Juni er- 
gaben das bisherige Reſultat. Swei bürgerliche 
Abgeordnete legten das Mandat nieder. Der am 
4. September wieder einberufene Landtag wurde am 
17. auf unbeſtimmte Seit vertagt, da weder über 
das Budget noch über die Teuerungszulage eine 
Einigung möglich erſchien. Im Fürſtentum Son⸗ 
dershauſen nahm der Landtag eine Abänderung 
des Wahlgeſetzes an, das für die Wahl der ſechs 
durch allgemeine Wahl zu berufenden Abgeordneten 
die geheime Abſtimmung einführt. 


Kippe. Der Landtag nahm am 13. Juni die 
Domanialvorlage an, nach der das Land aus dem 
fürſtlichen Dominium 140.000 Mark und der Fürſt 
500.000 Mark als feſte Rente bezieht. Der Über— 
ſchuß wird zu gleichen Teilen geteilt. 


Reuß. Am 13. Mai ſtarb auf Schloß Ober— 
ſtein der älteſte Sohn des Erbprinzen und Regenten 
beider Fürſtentümer, Prinz Heinrich XILIII. 
Das Fürſtentum ä. C. iſt noch immer der einzige 
ſchuldenfreie Bundesſtaat. Bei der Landtagswahl 
im März behaupteten ſich die bürgerlichen Parteien 
in den Städten, während aus zwei Landkreiſen die 
erſten Sozialdemokraten in den Landtag kamen. Im 
Candtag j. C. erzielten die fünf Sozialdemokraten 
die Beſchlußunfähigkeit, weil der Fürſt von Neuß 
Möſtritz feinen erblichen Sitz nicht einnehmen konnte, 
da er noch nicht 25 Jahre alt iſt. Die Regierung 
beantragte eine Verfaſſungsänderung, die einen 
Stellvertreter ermöglicht. Da die Sozialdemokraten 
auch dagegen obſtruierten, wurde auf Grund gel— 
tenden Rechts Prinz Heinrich XXXIX. j. L. als 
Vertreter der Reuß-Möſtritzer Herrſchaft berufen. 
Die Regierung hat die Wahl von zwei ſozialdemo— 
kratiſchen Städträten für Gera zum viertenmal nicht 
beſtätigt. 


Hamburg. Am 6. September verſchied der 
Bürgermeiſter und Senatspräſident Dr. Burchard, 
der ſich um die Hauptftadt wie auch um das Reich 
die größten Derdienfte erworben hat. Die Trauer 
und Teilnahme war allgemein. Bekannt iſt ſeine 
Beteiligung an der Huldigung der deutſchen Fürſten 
zum 80. Geburtstag des Kaiſers Franz Joſef. 
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Derjchiedenes. 


Auch im Deutſchen Reiche macht ſich der in allen 
Kulturftaaten auftretende Rückgang der Ge 
burten bemerklich. Don gewiſſen Seiten find be— 
reits Verſuche zu fenfationellen Folgerungen dar 
aus gemacht worden, die der Begründung entbeh- 
ren. Bemerkenswert iſt der ſtatiſtiſch nachgewieſene 
Sufammenhang der Verbreitung der Sozialdemo— 
kratie und des Geburtenrückganges. Übrigens er- 
gab ſich für das Jahr IQ in Preußen allein ein 
Geburtenüberſchuß von 489.648 und für Frankreich 
eine Abnahme von 34.869. 

Das Jahr 1912 brachte für das Deutſche Reich 
drei große induſtrielle Jubelfeiern: 
Krupp, Borſig, Schichau. Bemerkenswert 
iſt, daß alle drei Induſtrieunternehmen aus kleinen 
Anfängen und durch Männer entſtanden ſind, die 
ſich aus dem Handwerkerſtande emporgearbeitet 
haben. Aus dem handwerksmäßigen Betriebe einer 
beſcheidenen Schmiede hat der vor 100 Jahren 
geborene Alfred Krupp die Grundlagen zu dem 
ſchon zu Lebzeiten feines Sohnes Friedrich welt- 
beherrſchenden Unternehmen geſchaffen. 
die Firma Krupp durch ihre Kanonen mit der deut⸗ 
ſchen Armee und ihren Siegen, durch ihre Panzer- 
platten mit der deutſchen Flotte verknüpft iſt, ſteht 
ſchon in den Tafeln der Geſchichte verzeichnet. Es 
lag in der Natur der Sache, daß der Kaifer per- 
ſönlich an dem Bauptjubiläumstag, am 8. Auguſt, 
in Ejjen teilnahm, um jo mehr da die Firma auch 
auf dem Gebiete der Arbeiterfürſorge für alle Welt 
vorbildlich daſteht. Auch der Reichskanzler und die 
Spitzen aller Reichs- und Staatsbehörden waren 
anweſend. Uaiſer Wilhelm betonte in ſeiner 
Rede, „die in Krieg und Frieden dem Vaterlande 
geleiſteten Dienſte haben für dieſes Werk eine be— 
ſondere Stellung in meinem Staate geſchaffen“. 
Alfred Krupp iſt es eigentlich geweſen, der Deutſch⸗ 
land zum erfolgreichen Nebenbuhler Englands ge— 
macht, feinen Landsleuten das Beiſpiel und den 
Mut dazu gegeben hat. Leider wurde das glän— 
zende Feſt des Friedens und der Humanität durch 
die Trauerkunde von der Schlagwetterexploſion auf 
der Zeche „Lothringen“ bei Bochum unterbrochen, 
die über hundert braven Bergleuten das Leben 
koſtete. — Nach Krupp kam Borſig. Die Firma 
A. Borſig, die ihren Weltruf mit der Verdrängung 
der engliſchen Cokomotiven aus Deutſchland durch 
ein beſſeres Erzeugnis begründet hat, feierte ihr 
fünfundfiebzigjähriges Beſtehen am 14. September 
in Berlin und Tegel. Handelsminifter Dr. S y do w 
und Eifenbahnminifter v. Breitenbach nahmen 
an der Feier teil. Das Vorgehen Borſigs hat 
Deutſchlands Metall- und Maſchineninduſtrie vom 
fremden Cehrmeiſter, das deutſche Volk von dem 
Riefentribut an das Ausland befreit. — Am 4. Of- 
tober feierte die Schiffswerft und Maſchinenfabrik 
von Friedrich Schichau in Elbing ebenfalls ihr 
fünfundſiebzigjähriges Beſtehen. Ihre Leiftungen 
im Bau von Torpedobooten, Unterſeebooten, Tur- 
binen ꝛc. haben ihren Weltruf begründet und Deutſch⸗ 
land auch auf dieſem Gebiete neben und vor Eng- 
land geſtellt. Es ſoll hier nicht unterlaſſen werden 
zu erwähnen, daß alle drei Firmen auch bei dieſer 
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Gelegenheit großartige Stiftungen und Wohlfahrts- 
einrichtungen für ihre Angeſtellten und Arbeiter be— 
gründet haben. 

An dieſer Stelle muß auch der deutſchen 
Cuftſchiffahrt ein Wort gewidmet werden. 
Graf Zeppelin iſt natürlich Meiſter geblieben 
und ſein Syſtem hat ſich als das vernünftigſte be⸗ 
hauptet. Auf vielen Hunderten von Fahrten hat 
ſich die unvergleichliche Sicherheit ſeiner Fahrzeuge 
auch in dieſem Jahre wieder bewieſen. Bewährt 
hat ſich auch der verwandte Ballon Schütte-Lanz, 
der eine eigene Holzkonſtruktion ſtatt Aluminium 
für das Gerippe beſitzt. Die Parſevalwerke haben 
mit vortrefflichen Erzeugniſſen mit dazu beigetragen, 
daß Deutſchland mit ſeinen Cenkballons an der Spitze 
ſteht, während England geradezu verſagt und ſich 
vor fremden Ballons fürchtet. Auch das Flugzeug⸗ 
weſen hat erhebliche Fortſchritte gemacht und ſteht 
namentlich beim Militär nicht hinter anderen Län« 
dern zurück. Neulich meldeten freilich die Blätter, 
es habe bereits fünfzig deutſchen Offizieren das 
Ceben gekoſtet. Das iſt ein bißchen viel, wenn 
auch jeder deutſche Offizier im Frieden wie im Kriege 
jederzeit bereit iſt, ſein eben im Dienſte des Dater- 
landes zu opfern. Die überaus zahlreichen Men⸗ 
ſchenopfer haben bereits die Fliegerbegeiſterung 
merklich abgekühlt und in weiteren Kreiſen Bedenken 
über dieſe mörderiſche Pariſer Mode angeregt. Denn 
es iſt eine der franzöſiſchen Moden, erfunden, weil 
man mit den Cenkballons nicht mehr weiter kam 
und ſchließlich von Heppelin gänzlich überholt 
wurde. Nun ſollte die „Aviatik“ die militäriſche 
Überlegenheit über Deutſchland herſtellen und wurde 
mit dem üblichen Tamtam und der ſicheren Rech— 
nung auf die gewohnte Nachahmungsſucht des Aus⸗ 
lands ins Werk geſetzt. Und richtig! Die Flug⸗ 
zeugfabrikanten hatten gut ſpekuliert: alle Welt 
flog, die Franzoſen natürlich voran. Das Flug⸗ 
zeug iſt aber gar keine Cöſung des Flugproblems, 
ſondern bloß eine Nachahmung des Sprunges der 
Fliegefiſche und gewiſſer Inſekten, z. B. der Gras⸗ 
hüpfer. Dieſe ſchnellen ſich in die Höhe und er— 
halten ſich durch Schwebehäute ſo lange in der 
Cuft, als die Kraft reicht; dann fallen fie nieder. 
Aus dem ſchweren Grashüpfer wird aber nie ein 
leichter Schmetterling und aus dem fliegenden Fiſch 
kein Vogel; darum mag auch die Fliegerkunſt ſich 
wohl zu einer feinen, oft geradezu entzückenden 
menſchlichen Ceiſtung — ähnlich dem Seiltanzen — 
ausbilden, aber niemals das Flugproblem löſen 
oder ſich zu einer ſicheren Verkehrseinrichtung für 
Menſchen entwickeln können. Je mehr ſich dieſe 
Auffaſſung Raum verſchafft, um ſo raſcher werden 
die ewigen Halsbrechereien nach der neueſten Pa- 
riſer Mode abnehmen. 

Mitte Juli fand in Frankfurt a. M. das 
le. deutſche Schützenfeſt, zugleich Jubiläum 
des erſten deutſchen Schützenfeſtes in derſelben Stadt 
im Jahre 1862, ſtatt. Welch ein Unterſchied zwi⸗ 
ſchen damals und heute! Der deutſchvaterländiſche 
Sinn war damals gleich echt wie heute, aber da⸗ 
mals umſummte ein unklarer Traum von Kaifer 
und Reich die Köpfe und Herzen, keiner wußte die 
Mittel zur Verwirklichung, nur die Geſinnung brachte 
er mit. An der Spitze des Feſtzuges ritt der 
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„Schützenherzog“, Herzog Ernſt von Sachjen=-Ko- 
burg⸗Gotha, und gar mancher dachte ſich den Klein- 
ftaatfürften als zukünftigen Deutſchen Kaifer, war 
er doch der einzige, der ſich offen zu ihrem Ideal 
bekannte. Und diesmal war als Protektor des Fe— 
ftes Prinz Heinrich anweſend, der Bruder des 
dritten Deutſchen Kaifers des mächtigen Deutſchen 
Reiches. Und darum war das Feſt diesmal noch 
reicher und großartiger, und der vaterländiſche Sinn, 
auch der Deutſchen aus dem Ausland, hatte ein 
beſtimmtes Ziel, auf das er ſich richten konnte. 
Als Prinz Heinrich in feiner Rede in der Feſt— 
halle ſagte: „Wer heutzutage in Deutſchland ſich 
nicht zu Kaifer und Reich bekennen will, der ge— 
hört nicht unter uns,“ erſchallte lebhafter Beifall. 
Die demokratiſche Preſſe mäkelte hinterher daran, 
daß Prinz Heinrich auch vom „Gehorſam“ ge— 
ſprochen hatte. An der Beziehung, in der dieſer 
Ausdruck gebraucht worden war, können nur Ceute 
Anſtoß nehmen, die ſelber niemand gehorchen, ſon— 
dern anderen ihre Herrſchaft auflegen wollen. Zwei 
Wochen ſpäter fand in Nürnberg, ebenfalls als 
fünfzigjähriges Jubiläum des deutſchen Sänger⸗ 
bundes, das 8. deutſche Sängerbundesfeſt 
ſtatt. Prinz Alfons als Vertreter des Prinz- 
regenten und Herzog Karl Eduard von Sachjen- 
Moburg⸗Gotha waren anweſend. Das Feſt verlief 
ebenſo großartig, harmoniſch und vaterländiſcher 
Geſinnung voll wie das Frankfurter. 

Kardinal Fürſtbiſchof Dr. Kopp beging am 
21. Oktober in Breslau die Feier feines fünfzig- 
jährigen Prieſter- und ſeines fünfundzwanzigjährigen 
Bifchofjubiläums. Aus Berlin war der Kultus- 
miniſter v. Trott zu Solz erſchienen, Kaijer 
Franz Jofef hatte mit einem Handfchreiben die 
Brillanten zum Großkreuz des Stephansordens ge⸗ 
fand, die Stadt Breslau ernannte den Kardinal 
zum Ehrenbürger. Der feſtliche Tag rief auch 
außerhalb der Diözeſe Breslau warme Segens- 
wünſche für den bedeutenden Mann wach, der glei- 
cherzeit persona grata in Berlin, Wien und Rom, 
in allen Fällen für den Frieden gewirkt hat. 

Sein jüngerer Amtsbruder, Kardinal und Erz⸗ 
biſchof von Köln Dr. Fiſcher, war am 30. Juli 
in Bad Neuenahr geſtorben. Er hat ſich in allen 
Stellungen, als Gymnaſiallehrer, als Weihbiſchof 
und als Erzbifchof als ein Mann von einfachem, 
ſchlichtem Weſen, gewinnender Liebenswürdigkeit 
im Verkehre, vaterländiſcher Geſinnung und großer 
Rechtlichkeit erwieſen, in kirchlichen Fragen war er 
tolerant, in ſeinem geſamten Wirken vorbildlich. 
Als fein Nachfolger wurde der Bifchof von Mün- 
ſter Dr. v. Bartmann gewählt. 

Die Reihe der bedeutenden Verſtorbenen des 
Jahres eröffnete am 3. Januar Felix Dahn, 
der kernhaft deutſche Mann, deſſen Kraft dem deut- 
ſchen Volkstum, der deutſchen Rechtsentwicklung und 
der deutſchen Dichtkunſt mit alles fortreißender Be— 


geiſterung gewidmet war. Er ſtarb in München 


an den Folgen einer Lungenentzündung im faſt voll- 
endetem 77. Lebensjahre. Seine Werke füllen eine 
ſtattliche Anzahl Bände, und immer hatte er noch 
Seit übrig für alles, was mit der Ehre und Größe 
des deutſchen Namens zuſammenhing. Er war ein 
Führer auf allen Gebieten des deutſchen Volks- 
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tums, für die Jugend und alle, die ihr Berz jugend⸗ 
lich erhalten haben. 

Am 15. Januar verſchied im 75. Cebensjahre 
in Berlin der ehemalige deutſche Botſchafter in 
Konftantinopel und Madrid Joſef v. Radowitz. 
Er war ein Sohn des bekannten Vertrauten des 
Königs Friedrich Wilhelm IV., war noch 
unter dem Fürſten Bismarck Botſchafter gewor- 
den und hat feinem Vaterlande, namentlich im 
Orient, unſchätzbare Dienſte geleiſtet. 

In Berlin ſchied am 8. Februar ein treuer 
Diener des Kaifers, Generalfeldmarſchall Wilhelm 
v. Bahnke im 79. Jahre aus dem Leben. Nach 
einer glänzenden Generalſtabskarriere wurde er von 
1888 bis 1901 Chef des Militärkabinetts und dann 
bis 1909 Oberbefehlshaber in den Marken und 
Gouverneur von Berlin. Kaifer Wilhelm ehrte 
die treuen Dienſte und raſtloſe Arbeit durch Teil— 
nahme am Begräbbniſſe. 

Am 26. März ſtarb in Berlin der vielgenannte 
fortſchrittliche Abg. Albert Träger im 82. Cebens⸗ 
jahre, vor der Gründung des Reiches gefeiert als 
Derfaffer einer Reihe klangſchöner Gedichte. In 
fpäterer Zeit galt er nur noch als Parteibarde. 
Er war eine überaus liebenswürdige und witzige 
Perſönlichkeit und zuletzt Alterspräſident des Reichs- 
tags. 

Der Erzbiſchof von Bamberg, Friedrich Philipp 
v. Abert, verſchied am 23. April im faſt voll⸗ 
endeten 60. Cebensjahre. Er gehörte zu den fried⸗ 
fertigen Dienern der Kirche, deren Intereſſen er 
wohl entſchieden, aber ſtets in der mildeſten Form 
wahrnahm. 

Der Präſident des preußiſchen Abgeordneten— 
haufes, Frhr. Hermann v. Erffa, ſtarb am 10. Juni 
unerwartet auf Schloß Werneburg bei Pößneck an 
den Folgen eines Schlaganfalles. Er war ein fein- 
gebildeter Mann und wegen feiner Verdienſte um 
die Candwirtſchaft zum Ehrendoktor der Univerſität 
Halle ernannt worden. Vor der Öffentlichkeit trat 
er zuletzt hervor, als ihn die Pflicht nötigte, den 
Ausſchreitungen der Sozialdemokraten im Abgeord— 
netenhaufe ein Ende zu machen, ein Vorgang, der 
ſeinem Feingefühl ſicher näher ging als den be— 
treffenden Abgeordneten. 

Eine politiſche Größe der Vergangenheit, der 
frühere liberale Abgeordnete, Gberbürgermeiſter 
von Breslau und Berlin, auch zeitweiliger preußi— 
ſcher Finanzminiſter, Artur Bobrecht, ſchied am 


7. Juli in Berlin-Lichterfelde im Alter von 88 Jah⸗ 


ren aus dem Leben. Er war Ehrenbürger von 
Berlin und Breslau und hatte ſich in der letzten 
Seit vom politiſchen Ceben zurückgezogen. 

Ein ſchwerer Derluft für das Reich war der 
Tod des erſt vor kurzem als Botſchafter von Kon- 
ſtantinopel nach London verſetzten Frhrn. Mar 
ſchall v. Bieberſtein, der unerwartet in Baden⸗ 
weiler am 24. September, 70 Jahre alt, verſchied. 
Er galt als einer der erfolgreichſten deutſchen Staats- 
männer und hatte das beſonders ein halbes Men— 
ſchenalter hindurch in feiner Stellung in Stambul 
bewieſen. Dieſe Anerkennung zollten ihm jetzt auch 
alle, die ihn ſeinerzeit als Nachfolger des Staats- 
ſekretärs Herbert Bismarck nicht genug mit Ber— 
abſetzungen und Schmähungen verfolgen konnten. 
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Graf Friedrich Wilhelm zu Limburg⸗ 
Stirum, früher Geſandter und ſpäter Führer der 
konſervativen Partei, ſtarb am 27. September auf 
Groß-Peterwitz im de. Lebensjahre. Nach fünf⸗ 
zigjähriger Wirkſamkeit im öffentlichen Ceben hatte 
er ſich zurückgezogen. Seinen Standpunkt kenn⸗ 
zeichnen ſeine Worte: „Trotz des Parlamentarismus 
glaube ich an eine großartige Entwicklung des 
Deutſchen Reiches.“ 

Der frühere Staatsſekretär des Reichsjuſtiz⸗ 
amtes Dr. Arnold Nieberding verſchied am 
10. Oktober in Berlin im Alter von 74 Jahren. 
Mit dem Suſtandekommen des bürgerlichen Geſetz— 
buches iſt ſein Name unauflöslich verbunden. Er 
war 1909 wegen Augenleidens zurückgetreten. 

Der Dorſitzende der konſervativen Partei, 
Oberſtleutnant a. D. v. Normann ſtarb am 
17. Oktober auf Schloß Barkow im 68. Lebensjahre. 
Als Offizier war er durch ſeinen erfolgreichen Or— 
donnanzritt vor Königgrätz bekannt geworden, wid— 
mete ſich ſeit 1885 der Bewirtſchaftung feiner Güter 
und gehörte ſeit 1890 dem Reichstage an. 

Wieder an die Bismarckſche Seit mahnte der 
Tod des früheren Miniſters des Innern und Mi⸗ 
nifterpräfidenten Grafen Botho zu Eulenburg, 
der am 5. Wovember, 81 Jahre alt, in Berlin 
ſtarb. Seine Wirkſamkeit hat namentlich in der 


inneren Entwicklung Preußens dauernde Spuren hin- 
terlaſſen, und in kritiſchen Lagen hatte ſowohl Bis 
marck als Caprivi auf ſeine Perſon zurückge⸗ 
griffen. 

Vor der Zeit hat der Tod den Staatsſekretär 
des Auswärtigen Alfred v. Kiderlen-Wächter 
auf ſeiner erfolgreichen Caufbahn abberufen. Er 
war erſt 60 Jahre alt, als er am 30. Dezember 
in Stuttgart unerwartet am Berzichlage verſchied. 
„Sein vorzeitiges Scheiden hinterläßt eine tiefe Cücke 
und bedeutet einen ſchweren Verluſt für Kaifer und 
Reich,“ ſchrieb der „Reichsanzeiger“, und alle ſtimm⸗ 
ten dem zu. Meiſtens war das Bedauern ehrlich, 
aber es waren auch Ceute dabei beteiligt, die bei 
dem erſten Auftreten des Staatsſekretärs in der 
Nähe des Kaifers des Bohnes und Spottes nicht 
genug hatten aufbringen können, und wieder an- 
dere, die ſich im Preiſen des Berrn v. Kiderlen- 
Wächter gerade darum überboten, damit der der 
Milieupreſſe verhaßte Reichskanzler jo recht in den 
Hintergrund gedrückt erſcheinen ſollte. 

Es iſt eine anſehnliche Verluſtziffer an bedeu⸗ 
tenden Männern, die gerade das Jahr 1912 dem 
Deutſchen Reiche gebracht hat. Es bleibt nur der 
Troſt, daß es ihm bisher nie an reichlichem und 
geſundem Nachwuchs gemangelt hat. 
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er aus dem Lärm der Parteien, Na⸗ 

N 1 tionen und wirtſchaftlichen Intereſſen— 
ten das Weſentliche von dem aufdring⸗ 

lichen Aufputz und der auf Irreführung berech- 
neten Übertreibung auszuſcheiden vermag, der wird 
zu der Überzeugung kommen, daß die Doppel- 
monarchie trotz eines anſcheinend unlösbaren Mirr- 
ſals im verfloſſenen Jahre doch wieder einen be— 
deutenden Fortſchritt gemacht und auch auf dem 
Wege der inneren Feſtigung vorwärts gekommen 
if. Man muß freilich ein „gelernter“ Öfterreicher 
ſein, um das herauszufinden. Dem Ausland aber, 
das nur den, Bedeutendes wie Unbedeutendes mit 
gleicher Senſation täglich darſtellenden, Seitungs⸗ 
berichten folgt, mag daraus manches als Anhalt 
dienen, um die alte Fabel vom Zerfall Öfterreichs 
wieder aufzuwärmen. Das iſt purer Unſinn. Nur 
Deutſchland könnte, wenn es durch eine feindſelige 
Politik Gſterreich-Ungarns dazu gezwungen würde, 
mit einigem Nutzen unter Suſtimmung Rußlands 
zur Auflöſung des dualiſtiſchen Staates ſchreiten 
können. Aber dieſe Kombination iſt doch wohl für 
alle Zeiten ausgeſchloſſen. Rußland kann dagegen 
an eine Zerftörung feines Nachbarn im Südoſten 
gar nicht denken, denn dann müßte es doch in erſter 
Linie Galizien nehmen, und es hat bereits ſchon 
viel mehr Polen, als es für ſeinen Bedarf brauchen 
kann. So liegen doch im Ernſt die Sachen, und die 
panſlawiſtiſchen Sympathien hinüber und herüber 
ſamt allen politiſchen Phantaſien un verantwortlicher 
Seitungs- und Gelegenheitspolitiker ändern daran 


nichts, ſondern find daneben nur politiſche Kinder- 
ſtubengeſchichten und Ammenmärchen, wie ſie auf 
dem faulen Boden des unfruchtbaren Deutſchenhaſſes 
aufwuchern. Ob die Volksgenoſſen des Herrn Kra- 
marſch und der ganze buntſcheckige Chor der Süd⸗ 
ſlawen ſich in Schwärmereien für Rußland er- 
gehen, um ihre deutſchen Staatsgenoſſen zu ärgern, 
iſt im Grunde doch herzlich gleichgültig, denn der 
Far iſt weit, und ſie fühlen ſich auch ganz wohl in 
Öfterreich und denken nur daran, ſich da auszudeh⸗ 
nen. Man würde auch wenig Notiz von ihnen 
nehmen, wenn nicht der leidige Parlamentarismus 
dazu drängte, der mit all ſeinen Mängeln und An⸗ 
zeichen von Verfall ſo hingenommen und ertragen 
werden muß, wie er eben iſt. Solange die Völker 
ihr Wahlrecht nicht verſtändiger auszuüben gelernt 
haben, ſolange ſelbſt in jedem deutſchen Wahl- 
programm die oppoſitionelle Note als Grundton 
nicht fehlen darf, wird es auch nicht beſſer werden. 
Die Parlamente find aber nicht zum Gpponieren 
da, ſondern ihre eigentliche Aufgabe iſt, unterein⸗ 


. ander und mit der Regierung zu beraten, zu ver- 


einbaren und zu beſchließen. 

Unter den obwaltenden Verhältniſſen iſt es 
darum unzweifelhaft richtig, daß Gſterreich-Ungarn 
im letzten Jahre im Innern einen Fortſchritt erlebt 
hat. Selbſt das öͥſterreichiſche Abgeordnetenhaus 
hat mit Ach und Urach ſeine Arbeitsfähigkeit be⸗ 
hauptet. Die geſamte innere Politik wurde durch 
die Aufgabe der Regierungen beider Reichshälften 
beſtimmt, das neue Wehrgeſetz, das ein dringendes 
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Bedürfnis der Armee iſt, in den Parlamenten zur 
Annahme zu bringen. Alles, was die letzten Re— 
gierungen wie auch die des Grafen Stürgkh, auf 
dem inneren Gebiete taten und zugeſtanden, diente 
ausſchließlich dem Swecke, dem zerſtückelten Abge⸗ 
ordnetenhauſe eine Mehrheit dafür abzuringen, und 
muß auch danach, nicht mit der nationalen Brille, 
beurteilt werden. Es handelte ſich um die Macht⸗ 
ſtellung und damit zugleich um die Bündnisfähigkeit 
der Monarchie. GÖfterreich-Ungarn kann doch nicht 
verlangen, wie das revancheluſtige Frankreich, daß 
ihm ſeine Verbündeten die fehlenden Bataillone 
ſtellen. In Ungarn iſt zugleich dem Treiben einer 
obſtruktioniſtiſchen Minderheit ein Ende gemacht 
worden. Um die Regierung der Krone gegenüber 
um ihre Stellung zu bringen, hatte die verhältnis⸗ 
mäßig ſchwache Minorität ſich ausgeklügelt, eine 
ihr genehme Wahlreform vor dem Wehrgeſetz zu 
erzwingen. Da alle Verhandlungen fruchtlos blies 
ben, übernahm Graf Tisza das Präſidium des 
Abgeordnetenhauſes, ließ die Geſchäftsordnung än⸗ 
dern und brachte das Wehrgeſetz in einer echt magya⸗ 
riſchen parlamentariſchen Attacke durch. Wenn der 
ungarifche Parlamentarismus dabei ein wenig ge— 
litten haben dürfte, ſo will das neben dem großen 
Vorteil für die Geſamtmonarchie wenig bedeuten. 
Denn nun iſt das Werkzeug der Armee in den 
unbedingt Achtung gebietenden Suſtand verſetzt wor— 
den, der Gſterreich⸗Ungarn befähigt, wieder ſeine 
Stimme gleichberechtigt im Rate der Großmächte 
geltend zu machen und weiter zu wirken zum Schutze 
des Weltfriedens wie bisher, zuſammen mit ſeinen 
Verbündeten, die ihm auch in den letzten politiſch 
bedrängten Jahren treu zur Seite geſtanden und 
das Treubündnis mit ihm erneuert haben, gerade 
als ſich ihm neue politiſche Schwierigkeiten auf⸗ 
taten. 

Denn das ganze Jahr, an deſſen Ende die 
Monarchie vor die ſchwere Frage geſtellt wurde, 
ob ſie ihre Lebensintereſſen an der Südoſtgrenze 
nicht ſchließlich doch mit den Waffen zu ſchützen 
haben werde, ſtand unter dem Zeichen des Kriegs- 
gottes. Die Balkankriſe hat nun eine hoffentlich 
nicht bald wieder vorübergehende Annäherung zwi⸗ 
ſchen Deutſchen und Magyaren zur Folge gehabt. 
Es läßt ſich nicht verkennen, daß ein ehrlicher Frie⸗ 
densſchluß zwiſchen dieſen beiden am meiſten ſtaats⸗ 
bildungsfähigen Nationen für die Feſtigung der in⸗ 
neren Verhältniſſe der Monarchie von der größten 
Tragweite ſein würde. Dann wäre der Dualismus 
ſeines ärgſten Nachteils entkleidet. In die geſpannte 
Cage infolge des Balkankrieges ſpielte auch das 
althergebrachte Verhältnis zu Rußland eine Rolle. 
Wie fchwer es iſt, aus dem Gefühlsleben der Staa- 
ten und Völker Erinnerungen auszumerzen und ver⸗ 
altete Anſchauungen zu berichtigen, zeigte ſich dabei 
wieder in beiden Reichen, und eine geſchäftige Preſſe 
hüben wie drüben war gefliſſentlich bemüht, ver⸗ 
geſſenen Zorn wieder wachzurufen. Nun beſtehen 
aber ſeit Jahren keine Gegenſätze mehr zwiſchen 
beiden Reichen über die Löſung der Balkanfrage, 
Rußland ſucht da nichts mehr und hat bloß noch 
das Intereſſe, Serbien ebenſo als Rückendeckung 
gegen Gſterreich-Ungarn zu erhalten, wie auf der 

anderen Seite Frankreich gegen Deutſchland, ohne 
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aber offenſive Abſichten dieſer Staaten zu begün⸗ 
ſtigen. Gegen eine ſolche Politik Rußlands iſt kaum 
etwas einzuwenden, und das Deutſche Reich hat 
auch darin nichts Arges gefunden und läßt ſich da- 
bei von ſeiner demokratiſchen Preſſe nicht beein— 
fluſſen. Es dürfte doch der öſterreichiſch-ungariſchen 
Politik nicht ſchwer fallen, das offizielle Rußland 
— nicht die Panſlawiſten — davon zu überzeugen, 
daß ihr jede offenſive Abſicht gegen Serbien fern- 
liegt, und dann würde ſich zwiſchen Wien und Pe— 
tersburg ſofort ein ebenſo freundliches Verhältnis 
herſtellen, wie es zwiſchen Berlin und Petersburg 
beſteht. 


Politiſches im erſten Halbjahr. 


Nach Neujahr gab ſich im Innern noch mehr 
als gewöhnlich die übliche Unruhe und Zerfahren- 
heit kund. Die große Parlamentsmühle ſtand zwar 
ſtill, aber ſelbſt in den wenigen Landtagen, die 
überhaupt arbeitsfähig waren, gab es in Lemberg 
Skandal, in Cinz Gbſtruktion. Die kraſſeſte Partei- 
politik überall, nirgends die geringſte Rückſicht auf 
das Ganze und das Gemeinwohl. Selbſt im Deut- 
ſchen Nationalverband trat das deutlich hervor, in- 
dem der Abg. Wolf wieder einmal eine ſeiner 
Attacken gegen die ſchwächliche Haltung der Ver— 
bandsleitung begann, um womöglich bei einer Neu⸗ 
wahl ſeine Gruppe um einige Mandate zu vermeh⸗ 
ren. Nun iſt freilich über die Leiftung des fo ver- 
ſchiedene Richtungen vereinenden Verbandes nicht 
gerade viel Rühmliches zu vermelden, wie dies ja 
in feiner Suſammenſetzung begründet iſt, aber die 
Bauptſache iſt doch eben, daß er beſteht und we— 
nigſtens die „freiheitlichen“ Deutſchen locker ver- 
bindet, weil gerade die „völkiſchen“ Mannen um 
Wolf herum kein Verſtändnis dafür beſitzen, daß 
es auch noch andere Deutſche gibt, die ebenſo gut 
ihre Anſicht und Überzeugung haben dürfen wie 
er ſelbſt. Auch die deutſch⸗tſchechiſchen Verhand⸗ 
lungen rückten trotz der Bemühungen des Fürſten 
Thun nicht vorwärts, und in Ungarn herrſchte 
trotz der ſtarken Arbeitsmehrheit die größte Ders 
wirrung und Ausſicht auf Miniſterveränderungen. 
Am 15. Januar beauftragte Kaifer Franz Jofef 
den Erzherzog Ceopold Salvator, dem italie- 
niſchen Botſchafter die Derficherung zu überbringen, 
daß Gſterreich-Ungarn unverbrüchlich am Bündnis 
mit Italien feſthalte. Da ergab ſich auf einmal 
in dem allgemeinen Schwanken ein feſter Punkt — 
der Dreibund, denn auch Erzherzog Franz Fer⸗ 
dinand begab ſich Ende des Monats nach Berlin, 
um Taufpate beim Kronprinzen zu fein. Dieſe Be- 
tonung des Dreibundes war um ſo zweckmäßiger, 
als ſeit Wochen gegen den Grafen Aehrenthal 
allerhand Angriffe gerichtet wurden, daß er gegen 
Italien zu wenig energiſch ſei, Deutſchland in der 
Marokkofrage nicht kräftig genug unterſtützt habe ꝛc. 
Graf Aehrenthal war erkrankt, klebte aber 
keineswegs an ſeinem Amte und hatte auch ſeine 
Entlaſſung ſchon angeboten, die aber der Kaifer 
entſchieden ablehnte. Die bekannten Alleswiſſer 
tiſchten ihren Leſern bereits die übliche Intrige 
auf, hinter der der Thronfolger ſtecke und den 
Rücktritt des Generalſtabschefs Conrad v. Höt- 
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zendorf rächen wolle. Das ekelhafte Seitungs 
gerede nahm erſt ein Ende, als Graf Aehrenthal 
am 17. Februar feinem Leiden erlag. Die letzten 
Wochen hatte der Botſchafter in Konjtantinopel 
Markgraf Pallavicini in Vertretung die Ge 
ſchäfte des Auswärtigen Amtes geleitet. 

In den letzten Tagen des Januar hatten in 
Wien Beſprechungen der beiden Miniſterpräſidenten 
Graf Stürgkh und Graf Khuen-Heder vary 
mit dem Kriegsminifter v. Auffenberg über 
die Wappen- und Emblemfrage, die ſeit ſieben 
Jahren geruht hatte, und über die Einberufung 
der Delegationen ſtattgefunden. Am 6. Februar 
traf auf der Rückreiſe von Sofia Großfürſt An 
dreas Wladimirowitſch in Wien ein und 
wurde in Schönbrunn vom Kaifer empfangen. 
Abends war ihm zu Ehren Feſttafel, an der alle 
in Wien anweſenden Er eee und Erzherzoginnen 
und die Mitglieder der ruſſiſchen Botſchaft teil- 
nahmen. Den erkrankten Grafen Aehrenthal 
vertrat der erſte Sektionschef Frhr. Müller 
v. Szentyorczy. Am nächſten Tage fand ein 
Frühſtück beim Thronfolger Erzherzog Franz Fer 
dinand ſtatt, und der Gro ßfürſt, dem es in Wien 
wohlgefiel, blieb noch einen Tag, um an einem 
Frühſtück beim Grafen Berchtold, dem früheren 
Botſchafter in Petersburg, teilzunehmen. Mit Rück 
ſicht darauf, daß zwiſchen den Höfen von Wien 
und Petersburg in den letzten Jahren eine unzweifel 
hafte Spannung beſtand und Kaifer Nikolaus 
auf Iswolskis Deranlafjung ſeinerzeit während 
der Reiſe nach Racconigi öſterreichiſchen Boden ver— 
mieden hatte, wurde der Beſuch des Großfürſten 
in Wien ſehr ſympathiſch aufgenommen; er war 
unſtreitig nicht ohne politiſche Bedeutung, was 
auch aus der Verleihung des Stephansordens an 
den Großfürſten hervorging. Am 8. traf ebenfalls 
auf der Rückkehr von Sofia Prinz Friedrich 
Ceopold von Preußen, der unterwegs ſein Re— 
giment in Uronſtadt beſucht hatte, in Wien ein 
und wurde in Schönbrunn vom Uaiſer in Privat— 
audienz empfangen. Am 10. fand daſelbſt die Ver— 
mählung der Erzherzogin Iſabella Maria 
(Tochter des Erzherzogs Friedrich) mit dem Prin- 
zen Georg von Bapern ſtatt. (Die Ehe iſt bereits 
wieder getrennt worden.) Da der Suſtand des Gra— 
fen Aehrenthal hoffnungslos geworden war, 
wurde der ehemalige Botſchafter in Petersburg, 
Graf Leopold Berchtold, am 17. zum Miniſter 
des Außern ernannt und am 19. vereidigt. Beſtim⸗ 
mend für dieſe Wahl iſt unſtreitig außer ſeiner 
perſönlichen Eignung und feinem intimen Verhältnis 
zum Grafen Aehrenthal auch ſeine letzte diplo⸗ 
matiſche Vergangenheit geweſen. Bei der offen— 
kundigen Annäherung Rußlands an die beiden 
Kaifermächte war feine Beliebtheit in Petersburg 
vorzüglich geeignet, beſſere Beziehungen zur ruſſi⸗ 
ſchen Politik herzuftellen, als fie in den letzten Jah— 
ren infolge der Haltung Iswolskis in der bos- 
niſchen Annexionsfrage und namentlich wegen des 
darüber entſtandenen Seitungskrieges zwiſchen den 
leitenden Perſönlichkeiten der beiden Reiche beſtan— 
den hatten. 

Das Quartett Iswolski, Sſaſanow, 
Aehrenthal. Berchtold iſt ein lehrreiches 


chulbeiſpiel für die Nützlichkeit guter perſönlicher 
iehungen unter den Diplomaten. Die durch die 
olge Bismarcks verletzte Eitelkeit Gortſcha— 
kows hat einſt zur Cöſung des engen Derhältnijjes 
zwiſchen Berlin und Petersburg und ſchließlich zum 
Dreibund geführt. Der im letzten Viertel des Jahres 
ausgebrochene Balkankrieg löſte in Rußland plötzlich 
Strömungen aus, die es einem 5 ohne 
die Beziehungen des Grafen Berchtold ſicher 
ſehr ſchwer gemacht haben würden, das noch neue 
beſſere Verhältnis zu Rußland aufrecht zu erhalten. 
Graf Aehrenthal konnte die Befriedigung mit 
ins Grab nehmen, durch Aufopferung ſeiner Kräfte 
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Leopold Graf Berchtold von und zu Ungerſchütz, 
Miniſter des Außern. 


mit Erfolg das Anſehen des Reiches wiederherge- 
ſtellt zu haben, und die im Berbſt erfolgte un— 
veränderte Erneuerung des Dreibundes wirft auch 
ein helles Licht auf den von ihm geführten und 
ihm viel verdachten Mampf gegen einen politiſie— 
renden General. Jetzt, an ſeinem Grabe wich der 
Klatſch und Neid der lauten Anerkennung, die ihm 
Kaiſer Franz Joſef und — das ſei hier aus⸗ 
drücklich betont — 2 Thronfolger ſtets bewieſen 
haben, denn fie ſahen weiter wie die Ulatſchverfer— 
tiger, die trotz der bereitwilligen Unterſtützung der 
Senſationspreſſe auf weitere Ureiſe keinen Eindruck 
hervorzubringen vermocht hatten. Graf Aehren 
thal hatte die Bevölkerung größer und freier über 
den Staat denken und den unfruchtbaren inneren 
Hader geringer ſchätzen gelehrt; die Nachwirkung 
davon iſt noch immer zu merken. Der Kaifer ent 
ſprach durchaus dem allgemeinen Empfinden, als er 
in dem überaus anerkennungsvollen Entlafjungs- 
ſchreiben das ungeſchmälerte Vertrauen in die Per— 
ſon wie in die Politik des Scheidenden ausſprach. 
Die Todesnachricht rief im In- und Ausland die 
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ungekünſteltſten Außerungen tiefſter Teilnahme und 
lauter Anerkennung hervor, namentlich in den Drei 
bundländern, Kaifer Wilhelm ſandte perſönlich 
ein Beileidstelegramm und ließ am Sarge einen 
prachtvollen Kranz niederlegen. An der feierlichen 
Einfegnung am 22. nahm Erzherzog Franz Fer— 
dinand als Vertreter des Kaifers, außerdem alle 
in Wien anweſenden Erzherzoge teil. Die Beiſet 
zung fand am folgenden Tage an der Familiengruft 
in Doran (Böhmen) ſtatt. Graf Berchtold hatte 
unmittelbar nach ſeinem Dienſtantritt an die lei 


Erzherzog Rainer. 


tenden Miniſter Deutſchlands, Italiens und Ruß⸗ 
lands Telegramme gerichtet, aus denen wie aus den 


Antworten hervorging, daß das Bündnis mit 
Deutſchland und Italien in ungeſchwächter Kraft 
forte und im Verhältnis zu Rußland keine Trü- 
bung beſteht. 

Infolge der Ernennung des Grafen Berch— 
told, der ungariſcher Staatsangehöriger iſt, hatte 
nach der beſtehenden Tradition für die gemein- 
ſamen Miniſter der Reichsfinanzminiſter Freiherr 
v. Burian ſeine Demiſſion gegeben, die vom 
Kaifer in wärmſter Anerkennung der namentlich in 
der Verwaltung Bosniens erworbenen Derdienjte 
angenommen wurde. Nachfolger wurde der frühere 
Finanzminiſter Dr. v. Bilinski. Am 21. Februar 
begingen der Erzherzog Rainer und ſeine Ge— 
mahlin Erzherzogin Maria die Feier der dia— 
mantenen Hochzeit und bildeten in dieſen Tagen 
den Gegenſtand der lebhafteſten Kundgebungen aus 
allen Kreiſen. An der Feier nahm auch Uaiſer 
Franz Joſef teil, der dazu ſeit Monaten zum 
erſtenmal Schönbrunn verließ. Zahlreiche Glück⸗ 
wünſche gingen dem Jubelpaare aus dem In- und 
Ausland zu. Inzwiſchen hatte ſich wieder einmal 
die Armeefrage zu einem Konflift mit Ungarn zu⸗ 
geſpitzt. Graf Khuen hatte die Wehrreform— 
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vorlage trotz ſeiner Arbeitsmehrheit nicht gefördert, 
ſeit Monaten ließ er die Minorität dagegen ob 
ſtruieren und hatte ſogar bei der Heeresverwaltung 
die Verſchiebung der Rekruteneinſtellung bis auf 
den Berbſt durchgeſetzt. Wer die Herren Magyaren 
kennt, der wußte, daß ſich dahinter wieder ein neuer 
Verſuch auf Machterweiterung über die „ungariſche 
Armee“ gegenüber der Krone verbarg. Und man 
hatte richtig wieder ein Bintertürchen gefunden. 
Unter dem Vorwande der Verhandlung mit der 
Oppoſition hatte man ſich wieder in die beliebten 
ſtaatsrechtlichen Tüfteleien eingelaſſen, und Graf 
Khuen war — ſagen wir ſo unvorſichtig ge— 
weſen, ſich für die Forderung der Uoſſuthiſten zu 
verpflichten, die das Kronrecht auf Einberufung 
der Reſerviſten in Friedenszeiten beſeitigen ſollte. 
Natürlich fand er damit in Wien kein Gehör, und 
es entwickelte ſich daraus die übliche Miniſterkriſe. 
Graf Khuen ſuchte wohl damit einen Druck aus⸗ 
zuüben und fuhr wiederholt zu Verhandlungen nach 
Wien, ohne jedoch etwas auszurichten. Die Sei— 
tungen brachten darüber allerlei ſenſationell ge— 
färbte, aber der Natur der Sache nach nicht auf 
Tatſachen gegründete Mitteilungen, denn über Ver— 
handlungen mit dem Monarchen erfährt man nur, 
was er zur Veröffentlichung beſtimmt. Ungarn⸗ 
freundliche Blätter miſchten wie üblich auch den 
Thronfolger mit hinein. Am 21. März hatte der 
Kaifer in Schönbrunn den König Friedrich 
Auguſt von Sachſen empfangen und am J. April 
den Fürſten Albert von Monaco, der am folgen- 
den Tage einen Vortrag in der geographiſchen Ge— 
ſellſchaft hielt. 

In den Gſterfeiertagen fand auf Schloß Wall— 
fee in Gegenwart des Kaifers Franz Joſef die 
Verlobung ſeiner Enkelin, der Erzherzogin Ella, 
Tochter des Erzherzogs Franz Salvator und 
der Erzherzogin Valerie, mit dem Oberleutnant 
Grafen Georg Waldburg ſtatt. Am 15. reichte 
endlich Graf Uhuen⸗Bedervary, angeblich 
wegen Meinungsverſchiedenheiten über die Vor— 
lagen für die Delegationen, ſein Entlaſſungsgeſuch 
ein, und der Vertrauensmann des Monarchen, Dr. 
v. Cukacs, wurde ſein Nachfolger, von dem man 
gegenüber der Gppoſition eine feſtere Band er— 
wartete. Am 7. Mai empfing Kaifer Franz Jo— 
ſef den von einer Balkanreiſe zurückkehrenden fran— 
zöſiſchen Abgeordneten Deschanel, der ſamt dem 
mit ihm reiſenden Senator Doumer auch mit dem 
Grafen Berchtold und dem gemeinſamen Finanz⸗ 
miniſter Dr. v. Bilinski Beſprechungen hatten. 
Die Blätter ergingen ſich in den kühnſten Erfin- 
findungen über die politiſchen Zwecke dieſer Ber— 
ren, insbeſondere Deschanels. Aus Paris wurde 
aber gemeldet, es handle ſich wohl bloß um die 
Gewinnung eines gewiſſen Reliefs für die nächſt⸗ 
jährige Präſidentenwahl. Der Uaiſer ſchenkte in 
dieſen Tagen der Armee das ihm gehörige Bade— 
ſchloß in Bad Gaſtein für ein zu errichtendes Militär⸗ 
kurhaus. Am 17. betraute der Kaifer den Miniſter 
des Innern Frhrn. v. Beinold mit der Stell- 
vertretung des an einem Augenleiden erkrankten 
Miniſterpräſidenten Grafen Stürgkh, der am 21. 
auch ſein Rücktrittsgeſuch einreichte, das aber nicht 
genehmigt wurde. Am 29. traf eine Abordnung 
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der Berliner Stadtvertretung mit dem OGberbürger— 
meiſter Kirfchner in Wien ein und wurde auf 
dem Bahnhofe vom Bürgermeifter Dr. Neumayer 
und den Gemeinderäten begrüßt. Die Blätter 
brachten Willkommensartikel. Der Kaifer empfing 
den Oberbürgermeiſter Kirfchner am 30. in 
Schönbrunn. Die Berliner Gäſte nahmen eine grö— 
ßere Anzahl von ſtädtiſchen Einrichtungen in Augen⸗ 
ſchein und an mehreren ihnen zu Ehren veran— 
ſtalteten Feſtlichkeiten und Rundfahrten, ſo u. a. an 
einem Frühſtück in der deutſchen Botſchaft und an 
einem Feſtmahl im Rathauſe teil. Die Reden und 
die geſamte Stimmung war wohl von dem Gedanken 
des deutſchöſterreichiſchen Bündniſſes und der 
Freundſchaft der beiden Reichshauptſtädte auf das 
wärmſte durchdrungen, aber weder Kir ſchner 
noch Dr. Neumayer waren die Männer danach, 
der Begegnung einen größeren Schwung und Zug 
zu verleihen, wie es wohl Dr. Cueger fertig- 
gebracht hätte. Auf ein Begrüßungstelegramm an 
den Kaifer Wilhelm ſprach dieſer in feiner Ant⸗ 
wort an den Bürgermeiſter Dr. Neumayer ſeine 
Freude aus, daß das deutſch⸗öſterreichiſche Bundes— 
und Freundſchaftsverhältnis auch in dem guten Ein- 
vernehmen der kommunalen Körperſchaften jo war— 
men Ausdruck finde. 

Größeren Eindruck machte der Beſuch der neuen 
Balkankönige. König Ferdinand mit der Kö- 
nigin Eleonore und den Prinzen Boris und 
Kyrill trafen am J. Juni in Wien ein und wur- 
den auf dem Bahnhofe vom Kaifer Franz Joſef, 
den Erzherzogen, der Erzherzogin Maria Annun— 
ziata und den Spitzen der Sivil- und Militär- 
behörden empfangen. Die Begrüßung war ſehr 
herzlich, und auf der Fahrt nach der Hofburg drückte 
die Bevölkerung durch lebhafte Zurufe ihre Sym— 
pathien aus. Abends war Familiendiner in Schön- 
brunn. Am folgenden Tage machten die Gäſte 
Beſuche bei den Mitgliedern der kaiſerlichen Familie, 
am Denkmal der Kaiferin Sliſabeth legte das 
Königspaar einen Kranz nieder. Mittags fand in 
der Hofburg ein Frühſtück beim Erzherzog Franz 
Ferdinand ſtatt und am Abend war Galatafel 
in Schönbrunn. In feinem Trinkſpruch hob Kaifer 
Franz Joſef die erfolgreiche Wirkſamkeit des 
Königs für das Gedeihen Bulgariens und für die 
Erhaltung des Friedens hervor. König Ferdi— 
nand ſprach ſeine beſondere ehrfurchtsvolle Be— 
wunderung für die Perſon des Kaifers aus, in der 
er ein Unterpfand für die guten Beziehungen ſeines 
Landes zum Kaiferreiche erblicke. Die bulgarifche 
Königsfamilie verabſchiedete ſich nach dem Cercle 
von den Mitgliedern des Kaiferhaufes und begab 
ſich am nächſten Vormittag nach Schloß Ebenthal. 
Nach zweijähriger Paufe nahm Kaifer Franz Jo— 
ſef bei vorzüglichſter Geſundheit an der Fron— 
leichnamsprozeſſion teil. Er wurde von den vielen 
Tauſenden mit Jubel begrüßt, als er am Altar vor 
der Michaelerkirche erſchien, wo die Prozeſſion mit 
den Erzherzogen an der Spitze vorüberzog und ſpäter 
das Militär defilierte. Der Kaijer befand ſich über 
Erwarten wohl und rüſtig und ritt täglich ſpazieren. 
Am 8. traf König Nikolaus von Montenegro 
in Wien ein, wurde mit großen Ehren empfangen 
und auch vom Publikum ſympathiſch begrüßt. Seine 


Perfönlichkeit iſt ja von größerer Bedeutung wie 
ſein Cand. Von großem Intereſſe für ihn war 
ſicher ſeine Teilnahme an der Parade der freiwil— 
ligen Automobil- und Motorradfahrer und die Aus 
zeichnung durch Verleihung eines Regiments. Bei 
dem Galamahl ihm zu Shren in Schönbrunn waren 
alle Mitglieder des Kaiferhaufes anweſend. In 
feinem Trinkſpruch gedachte Kaifer Franz Jojef 
mit Anerkennung der mehr als fünfzigjährigen Re- 
gierung des Königs, deſſen Anweſenheit in Wien 
die gute Nachbarſchaft und Freundſchaft beider Staa- 
ten noch feſter geſtalten werde. In längerer Rede 
erwiderte König Nikolaus mit lebhaftem Danke 
an den Kaifer und für die guten Beziehungen zum 
Kaiferreiche. „Die Wohlfahrt meines Volkes und 
die Aufrechterhaltung des Friedens bilden das höchſte 
Stel meiner Beſtrebungen.“ (Vier Monate darauf 
erklärte der friedliebende König als Erſter der Tür- 
kei den Krieg.) Er verabſchiedete ſich ſpäter vom 
Kaiſer und den kaiſerlichen Familienmitgliedern und 
verließ am anderen Tage Wien. 

Inzwiſchen hatten ſich auch die parlamentari- 
ſchen Verhältniſſe auf das kläglichſte geſtaltet. Die 
Wehrvorlage rückte nicht vorwärts, und zwar dies- 
mal wegen der Gbſtruktion der Ruthenen, die zwar 
nicht unbegründeter war als alle anderen früheren 
Obſtruktionen, aber wie fie jeden parlamentariſchen 


Schritt hemmte. Als Mittler zwiſchen Polen und 


Ruthenen war es dem ſtellvertretenden Miniſter— 
präſidenten Frhrn. v. Reinold am 15. Juni ge- 
lungen, die Ruthenen zum Nachgeben zu beſtimmen, 
wofür fie aber eine ernſte Fuſicherung verlangten. 
Dieſe ſollte durch zwei kaiſerliche Uundgebungen 
an die Ruthenen und an die Polen geſchehen. Die 
Ruthenen waren damit zufrieden, aber nicht die 
Polen, die behaupteten, ihr Landsmannminiſter 
Dlugosz hätte gefragt werden müſſen. Dieſer 
gab feine Demiſſion, und da ſich der Polenklub 
demonſtrativ für ihn erklärte, ſo reichte am 18. 
auch Frhr. v. Heinold feinen Abſchied ein. Ob 
er mit feinem ſelbſtändigen Vermittlungsverſuch 
recht getan hatte oder nicht, mag dahingeſtellt ſein, 
jedenfalls wollten ihn die Polen deswegen zur Strafe 
aus dem Amte drängen. Der noch kranke Graf 
Stürgkh erklärte aber, er werde feinen Stell— 
vertreter decken und eventuell mit dem ganzen Ka- 
binett demiſſionieren. Das paßte aber den Polen 
mit Rückſicht auf den Kaifer nicht. Dieſer lehnte 
das Demiſſionsgeſuch des galiziſchen Miniſters DI u- 
gosz ab und verlangte einen Verſtändigungsverſuch. 
Der erſte blieb zwar ergebnislos, da aber der Polen- 
klub mit feiner aus galiziſchen Vorkommniſſen ſtam— 
menden Feindſchaft gegen den Miniſter des Innern 
vollſtändig allein ſtand, beſchloß er einzulenken und 
ſtellte ſich furchtbar gerührt über die doch ſelbſt— 
verſtändliche, dem Miniſter Dlugosz gegenüber 
getane Äußerung des Kaifers, daß er an der Kova- 
lität der Polen nicht zweifle und daß die nationalen 
Fragen in Galizien nicht einſeitig entſchieden werden 
ſollten. Damit war die vom Saune gebrochene 
Miniſterkriſe zu Ende. Kaifer Franz Joſef 
empfing am 28. Juni den rumäniſchen Miniſter 
Außern Majorescu und am 29. den Miniſter— 
präſidenten Grafen Stürgkh, der ſich bedankte 
für den Beſuch, den ihm der Monarch vor zwei 
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Tagen gemacht hatte. Nachdem der Kaijer noch 
den Miniſter des Innern Frhrn. v. Heinold mit 
der Leitung des durch Todesfall erledigten Acker- 
bauminiſteriums betraut hatte, begab er ſich am 
4. Juli im beſten Wohlbefinden nach Iſchl zum 
gewohnten Sommeraufenthalte. 


Die Tagung des Reichsrates. 


Es hat ſich wohl wiederholt gezeigt, daß die 
Völker Öfterreichs und auch ihre Vertreter doch 
das Gefühl der Gemeinſamkeit kräftig hervortreten 
laſſen, ſobald es not tut. Wenn fie freilich nach 
und zwiſchen den Gefahren des Reiches nur ein 
wenig wieder Atem ſchöpfen können, ſo kehren ſie 
ſofort zu ihren nationalen Fauſtkämpfen zurück, und 
die Amtsſprache des Nachtwächters von Keitomifch! 
wird wieder zur Staatsfrage erſten Ranges. Davon 
ſind auch die Parlamentsverhandlungen erfüllt, in 
denen Dringlichkeitsanträge und Interpellationen 
obigen Inhalts größeres Intereſſe finden, als die 
eigentlichen Beratungsgegenſtände. Dieſe werden 
meiſtens in den Ausſchüſſen ſehr gründlich durch— 
beraten, ſind infolgedeſſen aber wohlbekannt, und 
darum werden die durchweg ſehr fleißigen Aus- 
ſchußberichte vor leeren Bänken gehalten. Die De— 
batten ſind ebenfalls bloß noch eine leere Form, 
und die Reden werden bloß noch für die Seitungen 
und die Wähler „zum Fenſter hinaus“ gehalten. 
Die Parteien wiſſen ſchon längſt, wie ſie ſtimmen 
oder was ſie von der Regierung für ihre Stimm— 
abgabe erpreſſen wollen. Von einer wirklichen Be— 
ratung im Plenum iſt keine Rede mehr, obgleich der 
äußere Schein beibehalten wird um der Wähler 
und auch des Geſetzes willen. So iſt es heutzutage 
in allen Parlamenten, in Öfterreich iſt das Spiel 
hinter den Kuliffen noch vielſeitiger als anderswo, 
der Kuhhandel mit der Regierung aber die Haupt- 
ſache und die Plenarverhandlung eine Komödie wie 
überall. Abgeſehen von einigen kleinen Entglei— 
ſungen iſt aber der regelmäßige Gang der Ver— 
handlungen in dieſer Tagung niemals unterbrochen 
worden, überhaupt ſchien das Abgeordnetenhaus 
einen Schritt vorwärts gekommen zu ſein. Es hat 
außer einigen wichtigen Geſetzentwürfen die großen 
militäriſchen Reformvorlagen verabſchiedet, von 
denen die eine den Ausbau der Armee auf zwölf 
Jahre ſicherſtellt, während die andere an die Stelle 
des gänzlich veralteten Militärſtrafverfahrens eine 
den modernen Anforderungen entſprechende Militär- 
ſtrafrechtspflege ſetzt. Das meiſte iſt freilich erſt 
in den letzten Wochen geleiſtet worden, auch ſind 
nicht wenige Vorlagen unerledigt geblieben. Doch 
durfte das Miniſterium Stürgkh mit dem Er- 
gebnis der Tagung zufrieden ſein, wenn auch die 
Erkrankung des Miniſterpräſidenten einige Unficher- 
heit hervorgerufen hatte. Das eigentliche Verdienſt 
gebührt indeſſen dem Kaifer, dem keine der bür— 
gerlichen Parteien, allerdings aus ſehr verſchieden⸗ 
artigen Beweggründen, die Wehrvorlage abzufchla- 
gen getraute. 

Das Abgeordnetenhaus trat am 5. März zu⸗ 
fammen und machte am 29. Oſterferien. Die erſten 
Sitzungen wurden mit den vom Vorjahre herüber- 
genommenen Anträgen des Teuerungsausſchuſſes, 


mit Anträgen über Richterernennungen in Böhmen, 
Begünftigung der Waffenfabrik-Aktiengeſellſchaft ꝛc. 
verbracht und erſt am 1% die erſte Leſung der 
Wehrvorlagen begonnen. Miniſterpräſident Graf 
Stürgkh hielt eine längere einleitende Rede, in 
der er die Notwendigkeit und auch die Erleichte— 
rungen der Wehrreform hervorhob. Die ungariſche 
Miniſterkriſis bedeute keine Kriſe der Wehrvorlagen. 
Der Candesverteidigungsminiſter Frhr. v. Georgi 
betonte unter anderem, daß der Entwurf in Anbe— 
tracht von Dienſtpflichterleichterungen von keinem 
Wehrgeſetz der anderen Großmächte übertroffen 
werde. Die neue Militärſtraßprozeßordnung ent— 
ſpreche den neuzeitlichen Grundſätzen. In der De— 
batte ſprachen ſich die Deutſchen entſchieden für 
die Vorlage ohne Rückſichtnahme auf Ungarn aus. 
Graf Barbo bekannte ſich als warmer Anhänger 
des Dreibunds. Abg. Dr. Sommer ließ in ſeiner 
Rede erkennen, wie tief die Erkenntnis in die Deutſch⸗ 
öſterreicher eingedrungen iſt, daß ihre Intereſſen 
eine poſitive Politik verlangen und nicht mehr im 
Gegenſatze zum Staate wahrzunehmen ſind. Es 
wäre freilich ein Wunder geweſen, wenn das Ab— 
geordnetenhaus in den 26 Sitzungen vor Oſtern 
ſeinen Charakter geändert hätte und zu einer raſchen 
geſetzgeberiſchen Tätigkeit übergegangen wäre. Ein 
großer Teil der Seit wurde, wie ſchon erwähnt, 
mit den gänzlich unfruchtbaren Anträgen zur Be— 
kämpfung der Teuerung verbracht, die freilich den 
Sweck erfüllten, den Wählern Sand in die Augen 
zu ſtreuen. Nur einige kleinere Vorlagen und die 
Brüſſeler Huckerkonvention wurden erledigt, außer— 
dem die erſte Leſung der Wehrvorlagen und der 
neuen Waſſerſtraßenvorlage. Die Polen verſprechen 
ſich davon große Vorteile für Galizien, was die 
ihnen feindlichen Ruthenen zu einem Gbſtruktions⸗ 
verſuch veranlaßte. Die Verweiſung dieſer großen 
und einiger kleineren Vorlagen an die Ausſchüſſe 
bedeutete nicht viel mehr als die Verlegung des 
Kampfes aller gegen alle in dieſe. Die Tätigkeit 
der Ausſchüſſe ſtockte aber, weil die Italiener auf 
der Erledigung der italieniſchen Rechtsfakultät be⸗ 
ſtanden, den Deutſchen die Steuervorlagen zu un— 
populär erſchienen, und die Ausgleichsverhandlun⸗ 
gen in Böhmen ohne Reſultat hin und her 
ſchwankten. 

Da wegen der Vorgänge in Ungarn das Wiener 
Abgeordnetenhaus nicht zur raſchen Erledigung der 
Wehr- und Steuervorlagen gedrängt wurde, kamen 
die parlamentariſchen Parteien auf allerlei politiſch 
unfruchtbare Gedanken. Die Ruthenen hatten Ob— 
ſtruktionsgelüſte, Polen und Tſchechen arbeiteten im 
geheimen für ein parlamentariſches Miniſterium, 
was die Deutſchen erbitterte, und im Deutſchen Na⸗ 
tionalverband machte der Abg. Wolf wieder einen 
radikalen Dorftoß, weil ihm die Haltung des Der- 
bandes in der Waſſerſtraßenfrage und nach der 
Beantwortung der Interpellation über die ſogen. 
lex Kolisfo für Niederöſterreich zu ſchwächlich 
dünkte. Er trat am 20. März demonſtrativ aus, 
erklärte aber am folgenden Tage, er habe nur 
den Austritt aus dem Vorſtand gemeint. Am 27. 
trat auch der deutſchradikale Abg. Pacher aus 
dem Dorftand aus. Beide wurden indeſſen am fol— 


genden Tage einſtimmig wieder in den Vorſtand 


121 Öfterreich-(Ungarn. 122 


gewählt. In den beiden letzten Sitzungen kam es 
zwiſchen Sozialdemokraten und Deutſchnationalen 
zu heftigen Auseinanderſetzungen und Cärmſzenen, 
die zur zeitweiligen Unterbrechung der Verhand— 
lungen führten. Die letzte Sitzung am 29. dauerte 
über zwölf Stunden, da die aus acht Punkten be— 
ſtehende Tagesordnung erledigt werden ſollte. Dann 
vertagte ſich das Baus bis zum 18. April. Die 
Polen hatten die erſte Leſung des Waſſerſtraßen— 
geſetzes, das ausſchließlich dem reinpolniſchen Weſt⸗ 
galizien Vorteile bringt, durchgeſetzt. Die Ruthenen 
hatten ſich dabei den Deutſchen genähert. 

Bei Beginn der nachöſterlichen Sitzung hatte ſich 
die Lage in Ungarn geändert. Vom Nachfolger 
des Grafen Uhuen war eine raſche Förderung 
der Wehrvorlagen zu erwarten, und infolgedeſſen 
mußte nun das Miniſterium Stürgkh ernitlich 
an die Sicherung einer Sweidrittelmehrheit dafür 
denken. Zunächſt machten die Kroaten Schwierig- 
keiten, indem ſie lärmend wegen der Aufhebung 
der verfaſſungsmäßigen Zuftände in Kroatien inter- 
pellierten. Graf Stürgkh antwortete ſehr rich- 
tig, daß es ſich wohl eigentlich um eine innere 
Frage Ungarns handle, das öſterreichiſche Intereſſe 
erfordere aber, daß die ſüdſlawiſche Frage nicht 
einſeitig von Budapeſt aus behandelt werde. In 
Ungarn war man darüber wütend und vergaß vor 
verletzter Sitelkeit ganz, welche Intereſſengemein— 
ſchaft zwiſchen Deutſchen und Magyaren in den 
ſüdſlawiſchen Fragen beſteht. Am 23. begann der 
Wehrausſchuß die Beratung der Wehrvorlagen. 
In feiner einleitenden Rede ſagte Graf Stürgkh, 
daß zwar keine äußere Gefahr drohe, daß aber 
die friedliche Entwicklung von außen her nicht be⸗ 
droht werden dürfe und darum eine geſunde Ent— 
wicklung der Wehrkraft notwendig ſei. Der Landes- 
verteidigungsminiſter begründete am 25. die ein- 
zelnen Beſtimmungen überzeugend, häufig mit dem 
Hinweis auf Deutſchland, und ſchloß: „Die Armee 
hat Raum für alle Völker des Reiches.. Üben 
Sie Gegenſeitigkeit und halten auch Sie die Politik 
der Armee fern; ſchalten Sie dieſen trennenden 
Faktor aus bei der Beratung über die Wehrverfaſ— 
fung des Reiches.“ Die Kroaten begannen trotz— 
dem zu obſtruieren, auch die Tſchechen ſchickten ſich 
an, Bedingungen zu ſtellen. Doch lagen die Der- 
hältniſſe im Haufe noch immer fo, daß die Vor— 
lagen in kurzer Zeit durchgebracht werden konnten 
und für den in Ungarn aufgetauchten Vorſchlag 
eines Proviſoriums mit einjähriger Refrutenbewil- 
ligung keine Stimmung vorhanden war. Das Baus 
beſchäftigte ſich inzwiſchen mit den beliebten Dring⸗ 
lichkeitsanträgen u. dgl. Swiſchen den Deutſch⸗ 
nationalen und den Chriſtlichſozialen machte ſich eine 
erfreuliche Annäherung bemerklich. Am 7. Mai 
kam es zu heftigen FHuſammenſtößen zwiſchen So— 
zialdemokraten und Deutſchnationalen, und der Miß— 
billigungsausſchuß hatte Mühe, die Sache beizulegen. 
Zu dem geſchäftigen Nichtstun des Hauſes kam 
leider auch noch die ficher nicht förderliche Er- 
krankung des Miniſterpräſidenten. Und doch hätte 
die Notwendigkeit eines neuen Budgetproviſoriums 
das Haus daran erinnern müſſen, wie fahrläſſig 
es fich feinen Hauptaufgaben gegenüber benimmt. 

Das Abgeordnetenhaus 


hatte ſich ſeit dem 


21. Mai hauptſächlich mit dem Geſetze über die 
Dienſtpragmatik beſchäftigt. Da nun in Ungarn 
das Wehrgeſetz bereits durchgepeitſcht worden war, 
mußte vor den Sommerferien noch das Budget- 
proviſorium, die „kleine“ Finanzreform, das Ne 
krutenproviſorium und die Wehrvorlage durchge- 
bracht werden. Die auf ein parlamentariſches Mi⸗ 
niſterium hinarbeitenden Polen und Tſchechen mach— 
ten jetzt Stimmung für die Verſchiebung der Wehr⸗ 
vorlage bis zum Herbft, aber dagegen traten die 
deutſchen Parteien energiſch auf. Denſelben Stand» 
punkt nahm auch der Miniſter des Innern Frhr. 
v. Beinold im Namen des Miniſterpräſidenten 
am 10. Juni in einer Obmännerkonferenz ein, in 
der die Sozialdemokraten und Ruthenen die Be- 
ratung des Budgetproviſoriums vor der Wehr— 
vorlage verlangten. Die Regierung ſtellte eine Friſt 
für die Annahme der Wehrreform bis zum 25. 
Die Mehrheitsparteien hatten nichts dagegen, ſelbſt 
die Sozialdemokraten erhoben keinen ernſtlichen Ein- 
wand, nur die Ruthenen erklärten, fie würden ob⸗ 
ſtruieren, bevor nicht die rutheniſche Univerſitäts⸗ 
frage in ihrem Sinne entſchieden worden ſei. Die 
Ruthenen wollen die Univerſität nach Lemberg 
haben, wogegen aber die Polen proteſtierten mit 


der hiſtoriſch falſchen Behauptung, daß Cemberg 


eine polniſche Univerſität ſei. Die Ruthenen began⸗ 
nen im Wehr- und Budgetausſchuß zu obſtruieren, 
das Baus hatte kein Mittel dagegen. Vor einigen 
Tagen hatte es über die ernſte Mahnung der Re⸗ 
gierung erhaben gemurrt, jetzt rief es ſie an, ſie 
ſolle gegen die Ruthenen helfen. In welcher Weiſe 
dies geſchah, und wie daraus durch Einmifchung 
der Polen eine Miniſterkriſe wurde, iſt bereits er⸗ 
zählt worden. Am 18. waren endlich alle Hinder- 
niffe für die rechtzeitige Erledigung der Wehr⸗ 
vorlagen und des Budgetproviſoriums — ſowie auch 
für die Weiterzahlung der Diäten, die bei erzwun⸗ 
gener Anwendung des $ IA weggefallen wären — 
beſeitigt. Nun wurde im Galopp gearbeitet, am 
19. das Geſetz über die Dienſtpragmatik endgültig 
angenommen, am 20. die Generaldebatte über die 
Wehrvorlagen beendet und am 21. in namentlicher 
Abſtimmung mit 268 gegen 95 Stimmen das Ein- 
gehen in die Spezialdebatte beſchloſſen. (Der deut- 
ſche Reichstagsabgeordnete Bebel befand ſich auf 
der Tribüne.) Am 27. war die in vier Gruppen 
geteilte zweite und dritte Ceſung beendet, und am 
28. nahm auch das Herrenhaus die Vorlagen an, 
wobei Frhr. v. Georgi die unbedingte Notwen— 
digkeit der deutſchen Dienſtſprache betonte. Dienft- 
ſprache und Kommandoſprache ſeien nicht vonein— 
ander zu trennen. So war die ſeit zwanzig Jahren 
notwendige Armeereform auf zwölf Jahre ge— 
ſichert. 

Das als ſchwächlich und krank hingeſtellte Mi⸗ 
niſterium Stürgkh hatte fich dabei durchaus ge⸗ 
ſchickt benommen. Die Annahme in Ungarn hatte 
die obſtruktionsluſtigen Parteien des Reichsrates in 
eine unbehagliche Cage verſetzt. Die Regierung 
konnte nun andeuten, daß ſie die Wehrvorlagen 
mit Anwendung des $ 14 in Kraft ſetzen werde, wo— 
gegen ſich im Cande keine Hand gerührt hätte. Der 
Notparagraph gilt aber bloß beim Schluſſe des 
Bauſes, und dann wären die Diäten weggefallen. 
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Darum fuchten die davon bedrohten Abgeordneten 
ihren verborgenen Patriotismus hervor, und die 
Sweidrittelmehrheit kam reichlich zufammen. Daß 
dabei durch den Austritt der Radikalen der Tiche- 
chenklub in Brüche ging, war als Nebengewinn auch 
nicht zu verachten. Am 2. Juli war das Budget⸗ 
proviſorium bis zum Jahresſchluß, am folgenden 
Tage auch im Herrenhauſe die Militärſtrafprozeß— 
ordnung, am 4. Juli im Abgeordnetenhauſe die 
Vorlagen über die Ausdehnung der Unfall- und 
Kranfenverficherung angenommen worden. Nach- 
dem die Hauptarbeit, nicht von allen aus eigenem 
Trieb, getan worden war, riß der gewohnte Wirr— 
warr wieder ein, im Deutſchen National verband 
kriſelte es abermals, bei den Chriſtlichſozialen traten 
ſieben Mitglieder aus, die Polen kündigten an, daß 
fie einen Regierungswechſel anſtreben 2. Am 
5. Juli wurden in einer förmlichen Ramſchſitzung 
noch eine Reihe dritter Leſungen und 38 Wahl- 
proteſte erledigt. Selbſtverſtändlich mußte alles mit 
der größten Schnelligkeit durchgepeitſcht werden, und 
die Sozialdemokraten benutzten die ſchöne Gelegen— 
heit, ungehindert die anderen Parteien mit den gröb— 
ſten Beſchimpfungen zu bedenken. Dann vertagte 
ſich das Haus bis zum Herbſt. 


Das Intermezzo der Delegationen. 


Die Delegationen hatten am Ende des Jah— 
res 191 ein viermonatliches Budgetproviſorium be— 
ſchloſſen, das Ende April ablief. Es mußte dem— 
nach bis dahin etwas geſchehen, um die Kontinuität 
der Verwaltung der gemeinſamen Angelegenheiten 
zu ſichern. Die Krone und die öſterreichiſche Re— 
gierung waren für eine ausgiebige Delegations- 
ſeſſion, aber in einem gemeinſamen Miniſterrat am 
14. April erklärte ſich Graf Uhu en -HBeder vary 
dagegen, weil er angeblich Erörterungen über die 
Suspendierung der kroatiſchen Verfaſſung nicht 
wünſchte. Der Hauptgrund dürfte aber wohl die 
Abſicht geweſen ſein, vor der definitiven Delega— 
tionsſitzung den in Ungarn unbeliebten Kriegs- 
miniſter Sehen. v. Auffenberg zu beſeitigen. 
Graf Khuen reichte wegen der Meinungsverſchie⸗ 
denheiten feine Demiſſion ein. Weil die Delega- 
tionen in Wien tagten, mußten die Beratungen des 
ungariſchen Abgeordnetenhaufes unterbrochen wer— 
den. Wegen der in beiden Parlamenten in der 
Schwebe befindlichen Wehrvorlagen wurde vor— 


läufig nur eine kurze Delegationsſitzung in Aus⸗ 


ſicht genommen, bei der das Hauptintereſſe dem 
Auftreten des neuen Miniſters des Außern Grafen 
Berchtold zugewendet ſein mußte. Die beiden 


Delegationen traten am 30. April zuſammen. In 


der öſterreichiſchen widmete der Präſident Dober- 
nig, in der ungariſchen der Vizepräſident Graf 
Sichy dem Grafen Aehrenthal einen tief emp⸗ 
fundenen Nachruf. Graf Berchtold legte ein 
ſechs monatliches Budgetproviſorium vor. Im unga— 
riſchen Viererausſchuß gab er dann fein Erpofe 
über die auswärtige Lage, das, in ſehr warmer 
und überzeugender Tonart gehalten, ein volles Be- 
kenntnis zur Politik feines Vorgängers war. Den- 
noch war die Rede reich an Wendungen, die Auf- 
merkſamkeit verdienten und Beachtung fanden. Hatte 


vor wenigen Tagen Sſaſanow in der Duma 
aufgefordert, den umlaufenden Kriegsgerüchten kei⸗ 
nen Glauben zu ſchenken, da dem Frieden unter 
den Völkern in nächſter Seit keine Gefahr drohe, 
ſo bezeichnete Graf Berchtold die äußere Lage 
zwar auch nicht als ungünſtig, wies aber doch auf 
gewiſſe Reibungsflächen hin, welche infolge der 
neuen Gruppierung der Mächte neue Intereſſen— 
kreiſe und dadurch eine gewiſſe Unruhe erzeugt ha- 
ben. Die übrigen Ausführungen waren indeſſen 
geeignet, das Vertrauen in die Erhaltung des Frie— 
dens zu ſtärken. Man erhielt durchaus den Eindruck, 
daß Graf Berchtold ausſpricht, was iſt, und 
da er zum erſtenmal von dieſer Stelle ſprach, be— 
tonte er manches, was Graf Aehrenthal nicht 
in jeder Rede zu wiederholen brauchte. 

Das gilt beſonders von der Darſtellung des 
Verhältniſſes zu den anderen Dreibundmächten, na⸗ 
mentlich zu Deutſchland. „Innerhalb des Drei— 
bundes ſteht unſer Verhältnis zum Deutſchen Reiche 
unentwegt im Zeichen des innigſten Einvernehmens. 
Im Laufe jahrzehntelangen Sufammengehens zur 
Ausdrucksform eines innigen Solidaritätsbewußt- 
ſeins geworden, beſitzt dasſelbe in dem unverbrüch- 
lichen Freundſchaftsverhältniſſe der beiden Mon— 
archen feine höchſte Weihe. Die kürzliche Anwefen- 
heit Sr. Majeſtät des Kaifer Wilhelms in 
Schönbrunn hat dieſe glückliche Tatſache wiederum 
in Erſcheinung treten laſſen und den verbündeten 
Herrſchern Gelegenheit gegeben, das auf tiefge— 
wurzelten Traditionen und nach übereinſtimmenden 
Endzielen eingeſtellte Wirken der zwei Sentral— 
mächte neuerdings zu beſtätigen und zu bekräftigen.“ 
Mit großer Wärme ſprach er ſich auch über das 
Verhältnis zu Italien aus, indem er beſonders her— 
vorhob, daß die herzliche Beileidskundgebung des 
Marcheſe di San Giuliano beim Ableben des 
Grafen Aehrenthal „Seugnis gab von dem 
hohen Werte, den man in Rom den loyalen Be— 
ſtrebungen des Grafen beilegte, das Verhältnis der 
Alliierten möglichſt vertrauensvoll zu geſtalten“, und 
er verſicherte, daß „mit dem Perſonenwechſel keine 
Anderung unſerer Politik eingetreten ſei“. Das ver- 
dient beſonders hervorgehoben zu werden, weil die 
Stellung Gſterreich-Ungarns zwifchen dem verbün— 
deten Italien und der befreundeten Türkei wegen 
ſeiner großen Balkanintereſſen überaus heikel iſt 
und die Einhaltung eines Weges erfordert, der den 
eigenen Intereſſen dient, ohne den italieniſchen Bun- 
desgenoſſen und den türkiſchen Freund zu verletzen. 
Sehr bemerkenswert iſt der Paſſus, der ſich auf 
Rußland bezieht. Während Sſaſanow wohl mit 
Rückſicht auf die nationaliſtiſche Dumamehrheit nur 
in ſachlicher Weiſe von der Anbahnung freundlicher 
Beziehungen zur Donaumonarchie geſprochen hatte, 
war Graf Berchtold viel wärmer. Er kennt 
die Ruſſen aus eigener Erfahrung und weiß, daß 
man fie durch Entgegenkommen gewinnt. Er er- 
innert an den Depeſchenwechſel mit Sſaſa now 
bei ſeinem Amtsantritt, in dem die Abſicht auf 
beiden Seiten, im Dienſte des Friedens zu wirken, 
ausgeſprochen worden ſei, und verſichert, die letzten 
Erklärungen Sſaſanowss ſeien ein „wertvolles 
Unterpfand für die weitere freundſchaftliche Aus⸗ 
geſtaltung des wechſelſeitigen Verhältniſſes“, das 
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noch im Anfangsſtadium ſtände. Ferner ſprach er 
von den „ausnehmend guten Beziehungen, welche 
wir mit Frankreich unterhalten“, und ſchließlich von 
dem „ehrlichen Streben“ Gſterreich-Ungarns, auch 
„mit England die traditionell guten Beziehungen 
zu pflegen“. 

Die feine Abſtufung in der Färbung der Be— 
ziehung zu den Mächten war ein treffliches Stück 
diplomatiſcher Arbeit. Ebenfo intereſſant wie über- 
zeugend klangen die Ausführungen über die Balfan- 
länder. Gſterreich-Ungarn iſt eben kein Balfan- 
räuber, ſondern mit Rußland darauf bedacht, die 
jetzigen Zuftände dort zu befeſtigen. Hum Schluſſe 
gedachte der Miniſter noch der wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen der Monarchie in Marokko und China und 
endete mit einem warmen Appell an den Patrio- 
tismus der Delegierten, die für die Wehrmacht not— 
wendigen Opfer zu bringen, die der Monarchie wie 
dem Dreibund zu ftatten kommen und die Friedens- 
garantien vergrößern würden. Die Ausführungen 
des Miniſters des Außern fanden in beiden De— 
legationen faſt ungeteilte SHuſtimmung bis tief in 
die tſchechiſchen Reihen hinein. Damit war der 
Höhepunkt der Seſſion erreicht. Nach dem bei- 
fällig aufgenommenen Expoſé des Reichsfinanz⸗ 
minifters Dr. v. Bilinski wurde das Budget- 
proviſorium angenommen. In der öſterreichiſchen 
Delegation wurden von den Südflawen die Vor— 
gänge in Kroatien und Bosnien in ihrem Sinne 
breitgetreten, natürlich ohne praktiſches Ergebnis. 
Dasſelbe war auch der Fall mit der von den Polen 
hereingezogenen Frage der Enteignung und der Be— 
handlung flawiſcher Auswanderer in Preußen. Die 
Delegationen ſchloſſen ihre Verhandlungen nach kon— 
ſtatierter Übereinftimmung der Beſchlüſſe am 3. Mai. 


Politiſche Vorgänge im zweiten Halbjahr. 


Großes Aufſehen erregte der vom Kaifer auf 
wiederholtes, durch ein hartnäckiges Leiden begrün⸗ 
detes Anſuchen genehmigte Rücktritt des beliebten 
Erzherzogs Sugen vom aktiven Dienſte. An ſeine 
Stelle als Armeeinſpektor trat der frühere General- 
ftabschef Frhr. Conrad v. Bötzendorf. An 
die am 9. Juli beendete gemeinſame Minifter- 
konferenz zur Beratung des Reichsbudgets knüpfte 
die Börſenpreſſe allerlei Gerüchte über die Neube— 
waffnung der Artillerie. Es ſollte wohl wieder 
einmal eine Hauffe in den Aktien der Skodawerke 
hervorgerufen werden. Die Feldartillerie entſpricht 
aber, auch in betreff des Rohrmaterials, allen zeit- 
gemäßen Anforderungen. Es kann ſich in Sukunft 
nur um neue Poſitionsgeſchütze und Baubitzen han- 
deln. Die Meutereien türkiſcher Truppen hatten 
das Vertrauen in die Behauptung der Türkei ſtark 
erſchüttert, und es regten ſich Stimmen, die des— 
wegen eine aktivere Politik am Ballplatze in Wien 
verlangten. Das Herrenhausmitglied Graf Nu ef— 
ſtein regte an, Gſterreich-Ungarn müſſe einen di— 
rekten Schienenweg nach Saloniki mit Anſchluß nach 
Griechenland fordern, Frhr. v. Chlumetzky be 
hauptete, Gſterreich-Ungarn könne nicht fo gleich- 
mütig wie Deutſchland der Machtverſchiebung im 
Mittelmeer zu Gunſten Italiens zuſehen und werde 
unter Umſtänden unabhängig vom Dreibund auf 
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Kompenfationen dringen müſſen. Dieſe Forderun— 
gen unverantwortlicher Politiker machten zwar ſelbſt 
im Ausland Aufſehen, das der Monarchie nicht 
günſtig war, hatten aber ſonſt keinen SHweck. Daß 
die Verhältniſſe auf dem Balkan vom Grafen Berch— 
told mit Aufmerkſamkeit verfolgt wurden, ging wohl 
daraus hervor, daß er feinen Kuraufenthalt in 
Karlsbad unterbrach und Ende Juli nach Kalten 
leutgeben ging, um den entſcheidenden Stellen näher 
zu fein. In den erſten Tagen des Auguſt wieder» 
holte ſich das Börſenmanöver wegen der Neube— 
waffnung der Artillerie in einer neuen Faſſung, 
die an eine Audienz des Uriegsminiſters Freiherrn 
v. Auffenberg beim Kaifer in Iſchl geknüpft 
wurde. Es erfolgte ein promptes Dementi. Die 
Börfe, die ſich ſchon ſtark engagiert hatte, ſah ſauer 
zu dem gefcheiterten Geſchäft. Es verdient hervor- 
gehoben zu werden, daß gerade um dieſe Seit die 
erſten Ceitmotive zu dem ſpäteren Teuerungsgeſchrei 
gegeben wurden, daß ſie aber diesmal, anders wie 
im Vorjahre, nicht von der Sozialdemokratie aus- 
gingen. Auch ſonſt gab die Sommerpauſe der Preſſe 
reichlichen Anlaß, Unruhe zu ſäen und Unfrieden 
zu ſtiften. Der Ausgleich in Böhmen, Streitereien 
zwiſchen den Deutfchen der Alpen- und Sudeten- 
länder, das Streben der Polen und Tſchechen nach 
einem parlamentariſchen Kabinett ꝛc. lieferten den 
Stoff. 

Das erfreulichſte Ereignis in der inneren und 
äußeren Politik der Monarchie iſt die anhaltende 
Geſundheit und Geiſtesfriſche, die ungebrochene Ar— 
beitsfreudigkeit und -fähigkeit des Kaiſers Franz 
Joſef. Er verbrachte in Iſchl, wie er zu ſagen 
pflegt, ſeinen Urlaub, doch nimmt auch dort die 
Erledigung der Staatsgeſchäfte den größten Teil 
der Seit in Anſpruch. Sein Befinden, Ausſehen 
und Haltung waren vorzüglich, er machte gelegentlich 
einen Spazierritt und ging zuweilen auf die Jagd. 
Am 16. Auguſt empfing der Monarch den Grafen 
Berchtold zu längerer Audienz. Der Kaifer ge— 
nehmigte deſſen Plan, die Mächte möchten in eine 
Konvention über alle in der Türkei ſchwebenden 
Fragen eintreten, und er verlieh ihm am 17. den 
Orden vom Goldenen Dlies. Am folgenden Tage 
war Kaifers Geburtstag, den alle Völker der Mon— 
archie mit Stolz und Freude begehen. In den 
Garniſonsorten wurden Feldmeſſen abgehalten, und 
in den Gotteshäuſern aller Uonfeſſionen fanden 
überall Gottesdienſte ſtatt. In Bad Iſchl, das 
reichen Feſtſchmuck trug, wohnte der Uaiſer in der 
Kapelle ſeiner Villa einer Meſſe bei und nahm 
dann die Glückwünſche der Mitglieder der kaiſer— 
lichen Familie entgegen. Nachmittags fand Fa⸗ 
miliendiner ſtatt, zu dem u. a. auch der Biſchof 
von Linz Dr. Hittmair zugezogen war. Prinz 
Ceopold von Bayern brachte im Namen der 
Anweſenden den Glückwunſch aus, den der Kaifer 
ſtehend anhörte und dafür in kurzen Worten herz- 
lich dankte. Jeder Tiſchteilnehmer erhielt eine ſil— 
berne Statuette, die den Kaifer als Gberſtinhaber 
ſeines Jägerregiments darſtellt, und eine Photo— 
graphie, die ihn auf der Jagd mit einem erlegten 
Birfch zeigt. Den Feiertag ſchloß wieder eine Volks- 
beluſtigung. Während ſich in Iſchl, wie überall, das 
Nationalfeſt in ungetrübter Freude abſpielte, brachte 
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in Wien der entlaſſene Irrſinnige Hermann Prinz 
vor der Stephanskirche dem Generalvikar Weih— 
biſchof Dr. Pfluger, der ſich zum Bochamt be— 
geben wollte, durch einen Meſſerſtich in die Schulter 
eine ſchwere Verletzung bei. Der Kaifer hatte dem 
Miniſter des Innern Frhrn. v. Reinold und dem 
Sinanzminifter v. Haleski den Eijernen Kronen- 
Orden J. Kl. verliehen. Graf Stürgkh hatte 
die Geſchäfte des Miniſterpräſidiums wieder über— 
nommen. Am 24. Auguſt machte Graf Berchtold 


Dr. Rudolf Schuſter Edler von Bonott, Handelsminifter. 


mit Gemahlin dem rumäniſchen Königspaare in 
Sinaja einen mehrtägigen Beſuch, der zwar als 
Antrittsviſite galt, aber doch wegen der direkten 
Einladung durch den König, der politiſchen Su— 
ſpitzung auf dem Balkan und der neulichen Anre 
gung des Grafen allgemeines Aufſehen erregte und 
unzweifelhaft die enge Freundſchaft der beiden Do 
nauftaaten bekundete. 

Der deutſche Reichskanzler traf am 7. Sep- 
tember in Wien ein, um dem Grafen Berchtold 
in Buchlau ſeinen Beſuch zu machen. Mit demſelben 
Zuge waren auch Erzherzog Franz Ferdinand 
und Gemahlin in Wien angekommen ee zogen 
Herrn v. Bethmann Bollweg auf dem Bahn— 
hofe in ein längeres Geſpräch. Mit dem Reichs- 
kanzler traf zugleich auch der Botſchafter Graf 
S;ögyeni-Marich in Buchlau ein. Der Be— 
ſuch war ein Freundſchafts- und Jagdbeſuch, die 
geladenen Herren hatten ihre Damen mitgebracht, 
Pirſchgänge und Ausflüge trotz des wenig günſtigen 
Wetters mes vor. Indeſſen hatte der zwei- 
tägige Beſuch den Staatsmännern Gelegenheit ge— 
geben zu eingehenden Unterredungen über alle ſchwe— 
benden politiſchen Fragen, namentlich die des Bal— 
kans. Es beſtand i ur volle Überein- 
ſtimmung. Der grüne Tifch des Nonferenzzimmers, 


wo am 16. 2 eptember 19058 Aehrenthal und 
Iswolski das Protokoll aber die beabſichtigte 
Annexion aufgenommen hatten, ſpielte diesmal keine 
Rolle, ſo merkwürdig er immerhin war. Es wurde 
alles zwanglos unter guten Freunden beſprochen. 
Der Reichskanzler kehrte am 8. abends über Trop- 
pau, von wo er den Fürſten CLichnowsky m 
Grätz beſuchte, nach Berlin zurück. An demſelben 
Tage hatte Maiſer Franz Joſef bei beſter Ge— 
ſundheit Iſchl verlaſſen. Trotz ſtrömenden Regens 
riefen ihm Badegäſte und Einheimiſche Abjchieds- 
grüße und jubelnde Rufe: Auf Wiederſehen! zu. 
In den nächſten Tagen ſollte in Wien unter Ent⸗ 
faltung kirchlichen und weltlichen Pompes der 
25. euchariſtiſche Kongreß abgehalten werden, deſſen 
Protektorat der Kaiſer übernommen hatte, und zu 
dem der Papſt einen beſonderen Cegaten, den Kar- 
dinal v. Roſſum, abgeſandt hatte. Die Teilnahme 
war großartig, über 70.000 Anmeldungen aus 14 
Nationen waren eingegangen. Der Kardinallegat 
traf am 10. in Wien ein, wurde vom Vuntius, 
dem Fürſterzbiſchof Wagl und dem Bürgermeiſter 
Dr. Weumapyer empfangen und zur Stephans- 
kirche geleitet. Er begab ſich dann zur Überreichung 
eines päpſtlichen Handſchreibens in die Hofburg. 
Am folgenden Tage wurde der Kongreß in der 
Rotunde feierlich eröffnet. Der unpolitiſche Cha- 
rakter der Verſammlung wurde mehrfach betont. 
Fahlreiche Maſſenveranſtaltungen hat Wien ſchon 
erlebt, keine aber hat das Bild der Stadt in glei- 
chem Maße verändert, wie Freunde und Gegner 
der kirchlichen Demonſtration zugeben mußten; auch 
die Veranſtalter hatten eine jo großartige Kund- 
gebung nicht erwartet, die nicht zum geringſten Teile 
auch dem Kaifer galt. Die große Meſſe im Ste— 
phansdome zur Einholung des Allerheiligſten wurde 
im Beiſein des Kaifers und aller Erzherzoge vom 
bulgariſchen Vikar und Erzbiſchof Manini ge— 
leſen. Am 14. September fand in der Hofburg 
Empfang für die namhaften Teilnehmer des Kon 
greſſes ftatt. 

Am 10. September war Miniſterpräſident Graf 
Stü irgfh durch die Verleihung des ka ham 
des Stephansordens ausgezeichnet worden, der Kane 
desverteidigungsminiſter SINE. v. Georgi erhielt 
den Freiherrntitel, Schr. v. Beinold wurde für 
feine Stellvertretung durch ein kaiſerliches Hand» 
ſchreiben belobt. Am 20. erfolgte die durch den 
Tod des Ackerbauminiſters Braf und den Rück— 
tritt des erkrankten Bandelsminiſters Dr. v. Rö ß⸗ 
ber notwendige Vervollſtändigung des Miniſteriums. 
Der bisherige Gouverneur der Poſtſparkaſſe Dr. 
Schuſter v. Bonott wurde Handelsminiſter und 
Senatspräſident des Derwaltungshofes Henker 
Ackerbauminiſter. Die Ernennungen brachten poli— 
tiſch keine Neuerungen, in landwirtſchaftlichen Krei— 
fen wurden freilich bei dem neuen Reſſortchef alle 
Fachkenntniſſe vermißt. Indeſſen Graf Stürgfh 
hatte ſein Beamtenminiſterium erhalten und neu auf— 
gefriſcht, von dem parlamentariſchen Kabinett der 
Polen und CTſchechen war für die nächſte Seit keine 
Rede mehr, wenn auch der tſchechiſche und pol— 
nifche Einfluß im Miniſterium, in Böhmen und 
Galizien weiter beſtand. Am Namenstag des Uai— 
ſers (4. Oktober) wurde in Wiener Veuſtadt ein 
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von gegenwärtigen und früheren Angehörigen der 
dortigen Militärakademie geftiftetes Denkmal des 
Kaifers Franz Joſef enthüllt. An der Spitze 
des Komitees ſtand General d. J. Frhr. v. Fejer⸗ 
vary, das künſtleriſch gelungene Standbild war 
ein Werk des Bildhauers Fritz Weghaupt. Die 
erſten Tage des Monats hatten die Kriegserklärung 
auf dem Balkan gebracht. Gbgleich ſie den amt⸗ 
lichen Kreiſen nicht mehr unerwartet kam, rief ſie 
unter den Mitgliedern der verſammelten Delega— 
tionen doch große Aufregung hervor, denn nie— 
mand konnte im Sweifel darüber ſein, daß dieſe 
Geſchichte der Monarchie ein gutes Stück Geld koſten 
würde. Die Preſſe ſuchte anfangs zu beſchwich⸗ 
tigen, um den unvermeidlichen Sufammenbruch der 
Börſe hintanzuhalten, an der einzelne Induſtrie— 
werte zu Kurſen hinaufgetrieben worden waren, 
die auch in den friedlichſten Zeiten in keinem Ver- 
hältnis zum wirklichen Ertragswert ſtanden. Aber 
mit der Redensart, &ſterreich- Ungarn und Rußland 
könnten und müßten den Krieg verhindern, waren 
doch die Balkanſtaaten nicht zurückzuhalten, die ſich 
nun einmal in die Kojten der Mobiliſierung ge- 
ſtürzt hatten und gar nicht mehr zurück konnten. 
Sollte man gegen ſie Krieg führend Das wäre 
doch noch ſchlimmer geweſen. Die Börſenpreſſe 
wollte darauf auch aus der Außerung des Grafen 
Berchtold in den Delegationen einen „Schred- 
ſchuß“ machen, weil er geſagt hatte, Gſterreich⸗ 
Ungarn werde ſeine Balkanintereſſen „unter allen 
Umſtänden“ wahren. Das wenigſtens verſtand ſich 
doch wahrlich von ſelbſt. Daneben tauchten aller- 
lei Tatarennachrichten auf, eine gewaltige Baiſſe— 
partei hoffte, ihren Weizen einbringen zu können, 
und aus Budapeſt, Warſchau, London und Paris 
ergoß ſich eine Flut aufregender Meldungen, die 
nur dieſem Zwecke durch Unruheſtiftung dienen ſoll⸗ 
ten. Sine der dümmſten Erfindungen behauptete, 
der Chef des Generalſtabes M. S che mua habe 
geäußert, man werde ſofort in den Sandſchak ein⸗ 
marſchieren. Wenn Gſterreich-Ungarn ein ernſtes 
Wort mit Serbien zu ſprechen hat, ſo liegt doch 
Belgrad vor der Tür, und man wird in aufge- 
regten Seiten nicht einen Teil der Armee in eine 
Mauſefalle ſchicken. Selbſtverſtändlich hat ſich Graf 
Berchtold nicht näher darüber ausgeſprochen, 
was Gſterreich-Ungarn als fein Cebensintereſſe auf 
dem Balkan betrachtet, vorläufig genügte der An⸗ 
ſchluß an den Vorſchlag Poincarés auf Aufrecht- 
erhaltung des status quo. 

Nach Schluß der Delegationen machte Graf 
Berchtold den ſchon lange beabſichtigten Beſuch 
in Italien. Es waren fünfzehn Jahre verfloſſen, 
ſeitdem Graf Goluchows ki dort einen offiziellen 
Beſuch abgeſtattet hatte. Daß Graf Berch⸗ 
told die im Dreibund ſonſt übliche Gepflogenheit 
wieder aufnahm, wurde ihm in Italien hoch an⸗ 
gerechnet. Wenn auch offiziös angekündigt wurde, 
daß der Beſuch keinen beſonderen politiſchen Sweck 
verfolge, ſo lag doch in den plötzlich geänderten 
Derhältniffen Stoff genug für den freundfchaftlichen 
Gedankenaustauſch. Die dreibundfeindliche Preſſe 
hätte gern bei der Gelegenheit herausgebracht, wie 
es mit der Verlängerung des Bündniſſes ſtehe. Sie 
hätte nur zu beobachten brauchen. Während des 
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tripolitaniſchen Krieges hatte Italien von feinen 
Verbündeten wertvolle Dienſte, von Frankreich und 
England dagegen mancherlei Scherereien erfahren; 
nur mit Rußland ſtand es ſich noch gut. Das ita⸗ 
lieniſche Volk hatte daraus ſeine Schlüſſe gezogen 
und wußte, wer ihm das Emporjteigen zur Mittel- 
meermacht nicht gönnte. Inſofern war der Beſuch 
des Grafen Berchtold beim Marcheſe di San 
Giuliano und ſeine Vorſtellung beim König 
Viktor Emanuel doch mehr als eine bloße 
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Höflichkeit. Graf Berchtold reiſte am 20. Ok⸗ 
tober mit ſeiner Gemahlin von Wien ab und traf 
am folgenden Tage mit dem Marcheſe di San 
Giuliano in Piſa zuſammen. Am 22. fuhren 
ſie im Automobil nach San Roſſore, wo Graf 
Berchtold vom König Viktor Emanuel 
empfangen wurde und ihm ein Handſchreiben des 
Kaiſers Franz Joſef überreichte. Später fand 
ein Frühſtück ſtatt, nach dem das Königspaar den 
Grafen Berchtold und feine Gemahlin in län- 
gere Unterhaltung zogen. Der König verlieh dem 
Botſchafter die Kette zum Annunziatenorden und 
übergab ihm ein Handſchreiben an den Kaifer 
Franz Joſef. Am nächſten Tage begaben ſich 
Graf Berchtold und Marcheſe di San Giu- 
liano mit ihren Gemahlinnen nach Florenz. Die 
Pariſer Blätter zerbrachen ſich vergeblich den Kopf 
darüber, ob der Dreibund verlängert worden ſei. 

Die ganze politiſche Lage im Innern wurde 
von nun an, im Guten wie im Schlimmen, aus⸗ 
ſchließlich von den Vorgängen auf der Balkanhalb⸗ 
inſel beherrſcht. Die Entwicklung der Dinge ließ 
bald erkennen, daß ſich der Standpunkt der Mächte 
auf Erhaltung des status quo nicht aufrecht er- 
halten ließ. Damit wuchſen natürlich die Schwie⸗ 
rigkeiten für die Monarchie, die die Rolle des 
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„Gendarmen Europas‘ von fich weiſen mußte, wenn 
auch die Ankündigungen von ſerbiſcher und monte 
negriniſcher Seite nur Neugeſtaltungen in Ausſicht 
ſtellten, die eine unverkennbare Spitze gegen Öfter- 
reich⸗Ungarn haben mußten. Die Formel, daß die 
Monarchie auf der Balkanhalbinſel nur wirtſchaft⸗ 
liche Intereſſen habe, genügte nicht mehr. Wie 
freilich die politiſchen Intereſſen wahrzunehmen 
feien, war nicht fo einfach, denn Öfterreich-Ungarn 
ftand ja nicht allein den Balfanftaaten gegenüber, 
fondern mußte namentlich auf Rußland, aber auch 
auf feine Verbündeten Rückſicht nehmen, die nur 
im äußerſten Notfalle in einen möglichen europäi- 
ſchen Krieg verwickelt werden durften. Nachträg— 
liche Betrachtungen darüber, ob Aehrenthal 
recht getan, als er den Sandſchak aus Gefälligkeit 
für die Pforte aufgegeben hatte, konnten keinen 
Sweck mehr haben, nachdem die Türkei ſich nicht 
als widerſtandsfähig erwies. Der Kaifer hatte ſich 
am 4. November nach Budapeſt begeben, wo er 
bis zum 21. blieb. In Wien und Budapeſt wurde 
viel beraten und verhandelt, am 5. hatte Erzherzog 
Franz Ferdinand eine lange Beratung mit 
dem Grafen Berchtold über die politiſche Cage, 
verſchob auch feine Reiſe nach Berlin um einige 
Tage und begab ſich am II. nach Budapeſt zum 
Kaiſer Franz Joſef. Dort war auch der bul- 
gariſche Kammerpräfident Danew angekommen, 
der vom Kaifer Franz Joſef empfangen wurde 
und mit dem Erzherzog Franz Ferdinand, dem 
Grafen Berchtold und dem deutſchen Botſchafter 
v. Tſchirſchky und Bögendorf verhandelte. 
Die bulgariſche Entwicklung hatte für Öfterreich- 
Ungarn weniger direktes Intereſſe, außer was die 
Entſchädigung Rumäniens betraf, aber in Belgrad 
hatte es angezeigt, daß es auf der Autonomie Al- 
baniens beſtehe und großſerbiſche Agitationen nicht 
dulden werde. Serbien verhielt ſich ablehnend da⸗ 
gegen. In einem Marſchallsrat in Budapeſt war 
am II. die teilweiſe Mobiliſierung der drei an der 
ſerbiſchen Grenze liegenden Armeekorps beſchloſſen, 
die Nachricht darüber aus naheliegenden Gründen 
aber dementiert worden. Aus Anlaß des Friedens- 
ſchluſſes zwiſchen Italien und der Türkei wurden 
in dieſen Tagen ſehr herzliche Telegramme zwiſchen 
dem Kaifer Franz Joſef und dem König 
Viktor Smanuel gewechſelt. 

Die Seitungen begannen unruhig zu werden 
und die großen Tagesfragen mit der üblichen Leit- 
artikelgeſchwindigkeit zu entſcheiden, was natürlich 
auch die Bevölkerung beunruhigte. Dazu trug auch 
der wieder auffriſchende nationale Hader bei. Die 
Slawen, insbeſondere die im Süden, fühlten ſich 
bei den erfolgreichen Kämpfen der Raſſengenoſſen 
auf dem Balkan gehoben, auch der Ausgleich in 
Böhmen war daran geſcheitert. Die Blätter brachten 
viele übertriebene Berichte über ſerbiſche Gewalt- 
taten gegen öſterreichiſch-ungariſche Konſuln und for⸗ 
derten eine kraftvollere Politik. Rußland hatte in- 
zwiſchen ſeine Probemobiliſierung vom Spätſommer 
in feinen an Gſterreich-Ungarn angrenzenden Gou— 
vernements beſtehen laſſen und offenbar wegen der 
militäriſchen Vorkehrungen Gſterreich-Ungarns noch 
erweitert. Es lag nahe, daß es eine Gewaltpolitik 
gegen Serbien verhindern wolle. Indeſſen hatte 
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in einer längeren Audienz beim UMaiſer Nikolaus 
am 26. November der öſterreichiſch-ungariſche Bot⸗ 
ſchafter Graf Thurn-Valſaſſina die Der- 
ſicherung erhalten, Rußland werde nur Friedens- 
politik treiben. Dasſelbe verſicherte auch S ſ a⸗ 
ſanow, aber er wie der Sar waren doch der 
ruſſiſchen Volksſtimmung Rückſichten ſchuldig, die 
gerade jetzt von den ſonſt machtloſen Panflawijten 
ſtark erregt wurde. In die Aufregung dieſer Tage 
fiel auch ein freudiges Ereignis. Auf Schloß Wart⸗ 
holz bei Reichenau wurde dem zukünftigen Thron⸗ 
erben, dem Erzherzog Karl Franz Joſef, am 
21. Vovember ein Sohn geboren, der am 25. in 
der Taufe den Namen Franz Joſef erhielt. 
Vertreter des Kaifers als Pate war der Thron 
folger Erzherzog Franz Ferdinand. Das 
Ereignis fand unter großen Feierlichkeiten ſtatt, den 
Taufakt vollzog der Kardinal Fürſterzbiſchof Dr. 
Nagl von Wien. Vor einiger Seit war von einem 
beabſichtigten Beſuche des Generalſtabschefs FM. 
Schemua in Bukareſt die Rede geweſen. Es 
fiel auf, daß der Armeeinſpektor Frhr. Conrad 
v. Rötzendorf am 28. dieſe Reiſe antrat. Er 
fand in Bukareſt eine großartige, bei der Bevöl- 
kerung geradezu ſtürmiſche Aufnahme. Er über- 
brachte dem König Karol ein Handſchreiben des 
Kaifers Franz Joſef. Bei den intimen Bes 
ziehungen zwiſchen beiden Höfen und Staaten war 
zwar dieſe Reiſe nichts Ungewöhnliches, es ver⸗ 
ſtand ſich aber doch von ſelbſt, daß ſie unter den 
obwaltenden Umſtänden von beſonderer politiſcher 
Bedeutung war. In wenigen Tagen wurde offen— 
kundig, warum gerade Frhr. v. Conrad gereiſt 
war. Am 9. Dezember wurde bekannt, daß der 
Kriegsminiſter v. Auffenberg durch den FSM. 
Krobatin und der Generalſtabschef FMC. S ch e— 
mua durch Frhrn. Conrad v. Bötzendorf er— 
ſetzt worden war. 

Dieſer Perſonenwechſel erregte das größte Auf— 
ſehen, von ſenſationell veranlagten Ceuten wurde 
namentlich die Rückkehr des Frhrn. v. Conrad 
in feine frühere Stellung als Anzeichen einer krie— 
geriſchen Wendung aufgefaßt. Das war ebenſo 
irrig, als daß der Kriegsminifter den Ungarn ge— 
opfert worden ſei. Sie hatten ihn ja bei den De— 
legationen ſchon ziemlich in Ruhe gelaſſen. Unter 
den zahlreichen Lesarten über dieſe Veränderung 
dürfte wohl die eine richtig ſein, daß die beiden 
ausgeſchiedenen Militärs ihre mündlichen Berichte 
an den Kaifer und den Thronfolger dem Tempe— 
rament dieſer hohen Herren angepaßt hatten, was 
ſchließlich zu Unzuträglichkeiten führen mußte. Die 
Beunruhigung machte auch bald einer kühleren Auf- 
faſſung Platz. In ganz Öifterreich, namentlich in 
dem für außenpolitiſche Fragen ſonſt wenig emp— 


fänglichen Wien, hatte ſich eine faſt kriegsbegeiſterte 


Stimmung herausgebildet, das längſt vergeſſene 
Volkslied „Prinz Eugen” wurde wieder lebendig. 
Daran waren hauptſächlich die einfältigen De— 
monſtrationen ſerbiſcher und anderer flawifcher Stu— 
denten und das Gebaren der Sozialdemokraten 
ſchuld. In Wien, Brünn ac. faßten die Stadt⸗ 
vertretungen patriotiſche Entſchließungen, auch der 
Induſtrierat ſprach ſich am II. Dezember in dieſem 
Sinne aus. Die gehobene Stimmung wurde nur 
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vielfach durch die ſenſationellen Übertreibungen und 
die gehäſſige Schreibweiſe eines großen Teiles der 
Preſſe mißleitet, die gar nicht begreifen will, daß 
ſie damit die Aufgabe der eigenen Diplomatie er— 
ſchwert, die doch bei der heutigen politiſchen Kon- 
ſtellation des Weltteiles nur — aber ohne Krieg — 
erreichen wird, was der Dreibund als berechtigt 
anerkennt und mit ſeiner Macht zu verteidigen be— 
reit iſt. Was darüber hinaus die Seitungsphantaſie 
erſinnt, würde Öfterreich-Ungarn auch im opfer- 
vollſten Kampfe nicht erlangen können. Gegen das 
Ende des Jahres ſtellte ſich größere Beruhigung 
ein, Kaifer Franz Joſef konnte ſchon am 16. De- 
zember einer Deputation gegenüber erklären, daß 
ſich die äußeren Verhältniſſe gebeſſert hätten, und 
da an demſelben Tage auch der ruſſiſche Mlinifter- 
präſident Kokowzew geäußert hatte, er halte 
es nicht für erforderlich, die Mächtegruppen gegen- 
einander auszuſpielen, lag kein Grund mehr vor, 
den Ausbruch eines Weltkrieges infolge der Balkan— 
kämpfe zu befürchten. 


Die doppelte Seſſion der Delegation. 


Es hatten zwar fchon vor Neujahr und wieder 
im Frühjahr kurze Delegationsverhandlungen ſtatt— 
gefunden, aber dieſe hatten ſich bloß mit der Be— 
willigung von Budgetproviſorien beſchäftigt. Es 
mußte darum mit dem Budget für 1912 formell 
Ordnung gemacht werden. Das ſollte in der am 
24. Oktober in Wien einberufenen Delegations- 
ſeſſion geſchehen, zugleich waren für die äußere 
Politik Erörterungen über die Verſchiebungen der 
Machtverhältniſſe im Mittelmeer zu erwarten, und 
ſchließlich traten nach der kriegeriſchen Entwicklung 
auf der Balkanhalbinſel auch noch neue Beeres- 
forderungen hinzu und ſtanden in den letzten Wo— 
chen im Vordergrund der Beratung. Der Emp- 
fang der Delegierten in der Hofburg fand in der 
üblichen Weiſe ſtatt. Suerſt erſchien die ungariſche 
Delegation, deren Präſident Cang die Anſprache 
an den Monarchen hielt. Dann ging in gleicher 
Weiſe der Empfang der öſterreichiſchen Delegation 
mit dem Präſidenten Dobernig vor ſich. Der 
Kaiſer antwortete beiden gleichlautend. Beide Prä- 
ſidenten hatten ihre Huſtimmung zu der erfolg— 
reichen Bündnispolitik der Monarchie ausgefpro- 
chen und Cang ausdrücklich den Dreibund dabei 
genannt. Die Thronrede hob den freundlichen Cha- 
rakter der Beziehungen zu allen Mächten hervor. 
„Geſtützt auf unſer enges und durch viele Jahre 
bewährtes Bündnis mit dem Deutſchen Reiche und 
Italien wird unſere auswärtige Politik nach wie 
vor von dem Beſtreben geleitet, bei Wahrung der 
Intereſſen der Monarchie zur Erhaltung des Frie- 
dens beizutragen.“ Die Friedensverhandlungen 
zwiſchen Italien und der Türkei würden mit auf- 
richtiger Sympathie verfolgt, über die ungeklärte 
Lage im nahen Grient habe die Regierung einen 
Gedankenaustauſch der Mächte angeregt, der den 
einmütigen Wunſch ergeben habe, den status quo 
erhalten zu ſehen. Die neue Wehrvorlage habe 
der Armee und Flotte die notwendigen Verbeſſerun— 
gen gebracht, die Forderungen der Beeresverwal— 
tung würden ſich nur auf das unbedingt erfor- 


derliche Maß beſchränken. Der Ausbau der Uriegs⸗ * 
marine werde dem ſteigenden Bedürfnis nach Schutz 
der wirtſchaftlichen Intereſſen entſprechen. Die un⸗ 
gariſche Oppoſition hatte die ungariſche Delegation 
für ungeſetzlich erklärt und Demonſtrationen gegen 
ſie angekündigt. Es waren auch etwa ein Dutzend 
oppoſitioneller Helden erſchienen, denen der Zutritt 
verweigert wurde und die ſich mit einem Proteſtruf 
von der Galerie begnügten, da ſie wohl einſehen 
mochten, daß die Wiener Stimmung energiſch gegen 
die Übertragung der ungariſchen politiſchen Narre— 
teien proteſtieren würde. | 

Das Hauptintereſſe richtete ſich zunächſt auf das N 
Erpofe des Grafen Berchtold, das, wie die 
Thronrede ſelbſt, ſehr kurz gehalten war und auch 
nur auf eine weitere Ausführung derſelben hin- 2 
auslief. Über die Art und Weiſe, wie die Einigkeit N 
der Mächte zum Ausdruck gebracht werden ſollte, 
erfuhr man nichts, bemerkenswert war höchſtens 
der Schluß, daß die gegenwärtige Cage „keineswegs 
beruhigender Natur“ ſei, was wieder mit einer 
Äußerung des Kaifers vor der öſterreichiſchen De- 
legation übereinſtimmte, wo er von „ſchwierigen 
Verhältniſſen“ geſprochen hatte. So viel war ja 
allen Delegierten klar, daß die Monarchie durch 
ihre geographifche Lage dem „heißen Boden des 
Balkans nähergerückt ſei“ und nur dann der Su⸗ 
kunft ruhigen Mutes entgegenſehen könne, wenn 
fie zu Lande und zu Waſſer gerüſtet ſei. Es war 
auch in der Thronrede an zwei Stellen des Aus⸗ 
baues der Flotte Erwähnung getan worden. Als 
beruhigende Umſtände führte Graf Berchtold an, 
daß auch Rußland ernſtlich um die Erhaltung des 
Friedens bemüht ſei, ſowie daß ſeine Beſprechun⸗ 
gen mit den leitenden deutſchen Staatsmännern in 
Berlin und Buchlau, mit den italieniſchen in Piſa 
und den rumäniſchen in Sinaja die erfreulichſte 
Übereinſtimmung ergeben habe. Der ganze Sinn 
der Äußerungen des leitenden Miniſters ließ ſich 
wohl dahin zuſammenfaſſen, daß er entſchloſſen 
war, ſich auf das Außerſte gefaßt zu machen. Der 
Marinefommandant Graf Montecuccoli be 
tonte am 25. in der öſterreichiſchen Delegation, daß 
die jetzt in Ausſicht genommene Erhöhung des Nor» 
malbudgets noch nicht den Zweck erreichen werde, 
die Küfte zu verteidigen. Daß alle Staaten ihre 
Seeſtreitkräfte vermehrten, ſei auch für Öfterreich- 
Ungarn eine Mahnung, den betretenen Weg raſcher 
zu gehen. Die allgemeine Erhöhung der Ualiber 
der Schiffsgeſchütze mache die Vergrößerung der 
Cinienſchiffe von 20.000 auf 24.000 Tonnen nötig. 
Die Ausſchüſſe nahmen nach kurzen Beratungen das 
Budget des Außern und der Marine an. Graf 
Berchtold hatte noch auf verſchiedene Anfragen 
Auskunft erteilt und durfte mit dem ihm von faſt 
allen Rednern ausgeſprochenen Vertrauen zufrie⸗ 
den fein. Der Kriegsminifter v. Auffen berg 
legte ein Normalbudget vor, daß ſich genau dem 
finanziellen Programm anſchließt, das in den Der» 
einbarungen der beiden Regierungen für Heer und 
Flotte auf die Jahre 191-1915 aufgeftellt wurde. 
Es hatte damals von höheren Forderungen ver— 
lautet, die abgelehnt worden ſeien. Jetzt ſchien 
das Expoſé des Kriegsminifters in einem gewiſſen 
Widerſpruch mit den beſorgten Ausführungen des 
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Grafen Berchtold zu ſtehen. Er konnte aber 
aus der Geſchichte der Annexionskriſe wiſſen, daß 
es ſeinem Reſſort unter Umſtänden geſtattet iſt, beim 
Steigen der Gefahr, von der Graf Berchtold 
mit verſtändlicher Andeutung geſprochen hatte, auf 
eigene Rechnung zu handeln. Er hatte das nicht 
einmal nötig, die Ereigniffe kamen ihm zur Hilfe. 

In die Verhandlungen der Wehrausſchüſſe 
fiel die Nachricht von der Mobilifierung der Balkan⸗ 
ſtaaten. Trotz der dadurch hervorgerufenen Beun— 
ruhigung benutzten namentlich die deutſchen und 
ungariſchen Delegierten die Gelegenheit, um der 
Leitung der äußeren Politik und der Armee das 
vollſte Vertrauen auszuſprechen. Der Kriegs 
miniſter betonte ausdrücklich, daß an die Abſchaffung 
der Stahlbronzerohre für die Feldartillerie auf ab- 
ſehbare Seit nicht gedacht werde. Das Heeres 
budget wurde mit lebhaftem Beifall bewilligt. Die 
neuen Militärforderungen ſtanden in den folgenden 
Wochen auch bei den Plenarberatungen im Vor- 
dergrunde. Die Heeresleitung hätte am liebſten 
gleich den ganzen Betrag von 250 Millionen zur 
Beſchaffung ſchwerer Feld- und Feſtungsgeſchütze 
(Baubitzen und Mörſer), Schmellfeuergebirgs- 
geſchütze, eines Flugparkes, eines Automobilparkes 
und anderer techniſcher Neuerungen geſehen, ſowie 
170 Millionen für die Marine (Erſatz der drei Schiffe 
der Monarchklaſſe durch Dreadnoughts und Er- 
neuerung der Donauflotille). Man hatte ſich jedoch 
entſchloſſen, die neuen Marineforderungen ganz zu⸗ 
rückzuſtellen, dafür aber die erſt ſpäter fälligen 54 
Millionen zur Vollendung der im Bau begriffenen 
Dreadnoughts auf die Budgets für 1915 und 1914 
zu verteilen. Auch die Heeresforderungen wurden 
halbiert und zunächſt 125 Millionen auf die drei 
Jahre 1915, 1914 und 1915 verteilt. In dieſer Ge— 
ſtalt wurden die militäriſchen Forderungen glatt be— 
willigt, wofür unſtreitig die ernſte politiſche Cage 
von Einfluß war, obgleich die Neuforderungen nicht 
erſt aus dieſer entſtanden waren. Dieſe Kredit- 
bewilligung, die unter anderen Umſtänden ſicher 
der Gegenſtand längeren Feilſchens geweſen wäre, 
iſt das wichtigſte Ergebnis dieſer Delegationsſeſſion. 
Dieſe Forderungen waren erſt am 9. Gktober als 
Nachtragskredite eingebracht, nun aber bewilligt 
worden, weil die Möglichkeit der Verwendung der 
Armee nahegerückt war, und man ſie doch nicht 
ohne ausreichende techniſche Ausrüſtung ins Feld 
ſenden konnte. In der Begründung dieſer Nach— 
tragskredite erwies ſich der Kriegsminiſter G. d. J. 
v. Auffenberg ſehr geſchickt und fchlagfertig. 
„Wo alles rüſtet, müſſen auch wir es tun..., nur 
find wir immer die Wachgezogenen.... Bei dem 
vehementen und in alles tief eingreifenden Kriege, 
der jetzt am Balkan ausgebrochen iſt, ſind nicht 
die Herrjcher und auch nicht die Regierungen das 
treibende Element, ſondern die Völker.“ Aus der 
Rede des deutſchnationalen Delegierten Dr. Some 
mer für die Nachtragskredite verdient auch fol⸗ 
gender denkwürdige Satz Erwähnung: „Nimmt die 
Sozialdemokratie es wirklich auf ihr Gewiſſen, daß 
eine Armee, bei der auch ihre Brüder kämpfen 
müſſen, wegen unzeitgemäß angebrachter Sparjam- 
keit in Gefahr und in den Tod gehetzt wird d“ 
Der Kaifer ließ in der Schlußſitzung beider De- 


legationen feinen Dank für die Annahme der Wehr- 
forderungen durch den Grafen Berchtold aus 
ſprechen. 

Von den übrigen Verhandlungen der Delega— 
tionen verdient noch die Erörterung der bosniſchen 
Angelegenheiten Beachtung. Der Reichsfinanzmini⸗ 
ſter Dr. v. Bilinski teilte mit, daß es ihm ge⸗ 
lungen ſei, durch ein umfaſſendes Eifenbahnbau- 
programm die drei Völkerſchaften Bosniens für eine 
poſitive parlamentariſche Arbeit zu gewinnen. Aus 
den ſehr ausgedehnten Debatten über die äußere 
Politik wäre die von großen Geſichtspunkten ge= 
leitete Rede des Delegierten Dr. v. Bärnrei⸗ 
ther über die Balkanfrage und die Stellung Öfter- 
reichellngarns zu erwähnen. In der ungariſchen 
Delegation tat am 10. Oktober unter lebhafter Zu⸗ 
ſtimmung Graf Berchtold den denkwürdigen 
Ausſpruch: „Wir haben auf dem Balkan wichtige 
Exiſtenzintereſſen, und wir ſind entſchloſſen, dieſe 
unter allen Umſtänden zu wahren.“ Bei 
der ſelbſt bereits in den Delegationen eingeriſſenen 
Wichtigtuerei und Vielrednerei konnte freilich auch 
der panſlawiſtiſche Tſcheche Dr. Kramarſch nicht 
fehlen. Er bekämpfte natürlich die vom Grafen 
Berchtold vertretene Politik der Monarchie aufs 
ſchärfſte. Nach feiner Auffaſſung hat Öiterreich- 
Ungarn nur die Aufgabe, den Balkanſtaaten bei der 
Vertreibung der Türken aus Europa behilflich zu 
ſein. Darum iſt er auch unbedingt für den Frieden, 
denn er dürfte außerdem durch feine guten Bezie— 
hungen zu Rußland wiſſen, daß man ſich dort zu 
einem Kriege noch keineswegs ſtark genug fühlt. 
Ein Sieg Öiterreich-Ungarns, vielleicht mit Unter- 
ſtützung Deutſchlands, würde die Stellung der Tſche— 
chen kaum verbeſſern. Darum keinen Krieg, aber 
auch keine Wiederholung der törichten tſchechiſchen 
Kundgebungen für die Serben wie bei der An— 
nexionskriſe, denn dieſe haben den Tſchechen die 
Sympathien ſehr maßgebender Kreije gekoſtet. 

Dieſe Oktoberdelegation hatte eigentlich nur 
rückſtändige Aufgaben aufgearbeitet, zu denen in- 
folge der Balkanvorgänge noch die Nachtrags- 
kredite getreten waren. Es wurde den Delegierten 
am Schluſſe demnach auch ſchon mitgeteilt, daß 
die neue Delegationstagung für die Aufgaben der 
Sukunft bereits am 5. November in Budapeſt be- 
ginnen werde. Die ungariſche Gppoſition erklärte 
auch dieſe Tagung für ungeſetzlich und verſuchte 
am 4. abends Straßendemonſtrationen. Der Kaifer 
war kurz vor 5 Uhr in Budapeſt angekommen und 
wurde nach dem feierlichen Empfang auf dem 
Bahnhofe während der Fahrt nach der Ofener Burg 
von der Menge mit ſtürmiſchen Eljenrufen begrüßt. 
Es ertönten nur vereinzelte Rufe nach dem all- 
gemeinen Wahlrecht. Erſt hinterher begingen grö— 
ßere Scharen in der Rakoczyſtraße und vor einigen 
Seitungsredaktionen Ausſchreitungen, die ſcharfes 
Vorgehen der Polizei veranlaßten. Schon am 5. 
gab Graf Berchtold zuerſt im Ausſchuß der 
öſterreichiſchen Delegation fein Expoſé über die aus- 
wärtige Cage. Mittlerweile hatte der Balkankrieg 
eine der großen Mehrzahl unerwartete Wendung 
genommen. Graf Berchtold ſtellte ſich kurz ent- 
ſchloſſen auf den Boden der vollendeten Tatſachen, 
nach denen „der bisherige Verlauf des Krieges 
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den Balkanſtaaten große Erfolge gebracht hat“, und 
zögerte nicht, dazu Stellung zu nehmen. „Wir ſind 
bereit, der durch die Siege der Balkanſtaaten ge— 
ſchaffenen Situation in weitgehender Weiſe Rech— 
nung zu tragen“. Das war ein weites Entgegen— 
kommen gegenüber den Balkanſtaaten, das kaum 
Sſaſanow hätte überbieten können, und noch 
durch die Erklärung, daß die öſterreichiſch— 
ungariſche Politik „von keinen Expanſions⸗ 
tendenzen beeinflußt iſt“, eine Verſtärkung er— 
hielt. Natürlich wurde dieſe Haltung an die Vor— 
ausſetzung geknüpft, „daß die legitimen Intereſſen 
der Monarchie durch die Regelung der Dinge keinen 
Schaden erleiden“. Gſterreich-Ungarn wünſcht alſo 
freundliche Beziehungen zu Serbien und Bulga— 
rien, aber auch, daß „Rumäniens auf der geogra— 
phiſchen Lage beruhende namhafte Intereſſen 
entſprechende Berückſichtigung finden werden“. Das 
iſt wohl ein klares Programm, dem alle Freunde 
der habsburgiſchen Monarchie beipflichten können. 
Die Ausführungen des Miniſters wurden demnach 
auch wiederholt von lebhaftem Beifall unterbrochen 
und im ganzen zuſtimmend aufgenommen. Freilich 
unter „legitimen Intereſſen“ konnte man recht Ver- 
ſchiedenartiges verſtehen. Die Blätter, die den 
Standpunkt Poincarés und Iswolskis ver- 
traten, werden nur wirtſchaftliche Intereſſen gelten 
laſſen, während man in Wien auch politiſche dar— 
unter verſteht. Das öſterreichiſche Protektorat über 
die katholiſchen Albaneſen und das Verlangen 
Öfterreich-Ungarns und Italiens, den bisherigen 
Charakter des Adriatiſchen Meeres zu erhalten, ſind 
aber unſtreitig ſehr legitime Intereſſen. Doch po— 
litiſche Rechtsfragen ſind am letzten Ende immer 
nur Machtfragen; das hatten ſoeben die Vorgänge 
auf der Balkanhalbinſel gelehrt, wo die Rechts- 
fragen ganz anders gelegen hätten, wenn die Türkei 
die Macht beſeſſen hätte, ihre Rechte gegen die 
vier Balkankönige zu behaupten. 

Die feierliche Eröffnung der Delegationen 
durch den Monarchen erfolgte unter dem üblichen 
Seremoniell am 6. in der Hofburg zu Ofen. Die 
öſterreichiſche Delegation hatte zum Präſidenten den 
Grafen Meerveldt, die ungariſche den Grafen 
Auguſt Sichy gewählt. Die ungariſche Gppoſi⸗ 
tion hielt fich von den Beratungen fern. Nach 
den üblichen Anſprachen der Präſidenten erwiderte 
der Kaifer mit einer kurzen Thronrede, in der er 
u. a. fagte: „Seit dem Suſammentritt der letzten 
Delegationen ſind ernſte kriegeriſche Verwicklungen 
auf der Balkanhalbinſel ausgebrochen, welche er— 
höhte Wachſamkeit gebieten. Im Hinblick darauf, 
daß bedeutende Intereſſen der Monarchie durch den 
Konflikt berührt werden können, erſcheint eine bal— 
dige Wiederkehr geordneter politiſcher und kom— 
merzieller Verhältniſſe im nahen Orient dringend 
wünſchenswert. Meine Regierung wird bereit ſein, 
im Einverſtändnis mit den verbündeten Kabinetten 
zu einem geeigneten Seitpunkte an einer auf Wie— 
derherſtellung des Friedens abzielenden Aktion der 
Großmächte teilzunehmen .... Das laufende Er— 
fordernis meiner Mriegsverwaltung bewegt ſich in 
normalen Grenzen, nur zur Cöſung der Unteroffi— 
ziersfrage, die eine notwendige Ergänzung des durch 
das neue Wehrſyſtem bedingten organiſatoriſchen 
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Ausbaues der Armee und der Flotte darſtellt, wurde 
ein Mehrbetrag angeſprochen.“ In den Debatten 
zeigten ſich die ſlawiſchen Delegierten ſehr begei— 
ſtert für die Anſprüche der Balkanſlawen, der Pole 
Stapinski brachte auch die preußiſche Polen- 
politik wieder zur Sprache. Schon am 8. nahmen 
die Ausſchüſſe beider Delegationen im vollen Ver— 


trauen zur Haltung des Grafen Berchtold das. 


Budget des Auswärtigen an. Im Heeresausſchuß 
der öfterreichifchen Delegation betonte der Kriegs- 
miniſter, Gſterreich-Ungarn habe gar keine militä— 
riſchen Vorkehrungen getroffen, denn die Zurüc- 
haltung der im dritten Jahre dienenden Mann— 
ſchaften bis zur ESinrückung der neu ausgebildeten 
Rekruten in ihre bosnifchen und dalmatiniſchen Gar— 
niſonen entſpreche dem Wehrgeſetze. Die Aus— 
ſchüſſe für das Heer und für Bosnien nahmen die 
Regierungsvorlagen am 1%. und 15. November an. 
In den Plenardebatten trat trotz der verſchieden— 
artigen Standpunkte, mit Ausnahme der Sozial- 
demokraten, allgemein die vertrauensvolle Stim— 
mung in die Politik des Grafen Berchtold zu 
Tage. Die Geſamtſtimmung drückte Graf Ca- 
tour mit den Worten aus: „Mit dem Verſchwin⸗ 
den der Türkei iſt die Balkankriſe nicht beendet. 
Gerade Gſterreich wird auf lange Zeit hinaus Non— 
flikten und Aſpirationen rings um ſich herum ent— 
gegenſehen müſſen, weshalb die Ausgeſtaltung des 
Heeres und der Flotte bis zum Böchſtmaß der inten— 
fioften Leiſtungsfähigkeit unbedingt notwendig iſt. 
Das iſt die beſte auswärtige Politik.“ 

Auch Graf Berchtold faßte am 18. in der 
öſterreichiſchen Delegation den Grundton der ver— 
ſchiedenen Auffaſſungen der Redner dahin zuſam— 
men: „Das treue Feſthalten an dem beſtehenden, 
feſt begründeten Bundesverhältniſſen und die konſe— 
quente Verfolgung einer maßvollen, keine Erpan- 
ſion erſtrebenden, aber unſere Intereſſen feſt im 
Auge behaltenden Realpolitik.“ Er teilte dann noch 
weiter mit, daß zwiſchen den Regierungen in Wien 
und Rom Übereinſtimmung über die künftige auto- 
nome Geſtaltung Albaniens beſteht. Über den Vor— 
wurf mangelnder Dorausficht wies er darauf hin, 
daß gerade er beim Beginn der vorigen Seſſion 
auf den bedrohlichen Ernſt der damaligen Lage 
hingewieſen und damit einen unerwartet ſtarken Ein- 
druck hervorgerufen habe. Am 18. und 19. brach- 
ten die polnifchen Delegierten Dr. Ceo, Bial y 
und Nozlowski auch die Enteignungsfrage in 
Preußen wieder zur Sprache, Bialy in Ausdrücken, 
für die ihm der Präſident eine in den Delegationen 
nur ſelten vorkommende Rüge erteilen mußte. Wenn 
man nicht wüßte, daß dieſes dreifache Auftreten 
nur aus dem Wettrennen der polniſchen Parteien 
um die künftigen Mandate hervorgegangen war, 
müßte man die Einmifchungsverfuche in die innere 
Politik eines verbündeten Staates ernſt nehmen. 
Die Polen in Galizien mögen doch erſt die Ruthenen 
mit dem Rechte, das die Polen in Preußen beſitzen, 
behandeln. Den Ausſtreuungen des Delegierten Dr. 
Kramarſch, daß die Monarchie durch das Bünd⸗ 
nis mit Deutſchland in Verwicklungen gerate, diente 
die kräftige Abfertigung durch den Berichterſtatter 
Marquis de Bacquehem, daß Gſterreich-Ungarn 
ſich der kräftigen Unterſtützung Deutſchlands in der 
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Annexionskriſe und auch wieder bei den jetzigen 
Verwicklungen erfreut habe. Die weiteren De— 
batten brachten keine neuen Geſichtspunkte, zeigten 
aber durchweg eine erfreuliche patriotiſche Wärme. 
In der ungariſchen Delegation erklärten ſogar Ser- 
ben und Kroaten, trotz ihrer natürlichen Sympa- 
thien für Serbien hielten ſie treu zur Monarchie. 
Die Delegationen beendeten ihre Sitzungen am 


22. November unter den üblichen Formalitäten. 


Das unheilbar kranke Parlament. 


Während die Delegationen, geringfügige Aus⸗ 
nahmen abgerechnet, zur Zeit der für die Mon 
archie ſo bedenklichen Balkankriſe ſich durchaus ernſt 
und würdig benommen haben, hat das Wiener Ab- 
geordnetenhaus geradezu eine jämmerliche Rolle ge— 
ſpielt, ſo jämmerlich, daß man nicht einmal eine 
Satyre ſchreiben kann, ſondern die Chroniſtenpflicht 
nur mit dem Motto erfüllen darf: „Laß ſchnell 
dein Bild vorüberrücken.“ Dauerreden in Dauer- 
ſitzungen gehalten, die die Abgeordneten zum nächt- 
lichen Dauerdienſt zwangen, das erhebende Schau— 


ſpiel eines ſechstägigen — nicht Radrennens, nein 
— Parlamentsredens, — bei dem die Belden der 


Obſtruktion vor leeren Bänken Lunge und Zunge 
anſtrengen, um Worte und Worte hervorzubringen, 
die noch tauſendmal leerer waren als die Bänke. 
Iſt das überhaupt noch Parlamentarismus? Der 
Wiener hat längſt allen Reſpekt davor verlernt und 
ſpottet über den „Diätenfetzen“, die ſchwarzgelbe 
Fahne, die vor dem Parlamentspalaſt weht, einerlei 
ob die Herren drinnen redend oder draußen im „ver— 
tagten Zuftand‘ Diäten beziehen. Wie ſtark muß 
die Nichtachtung dieſer allzeit loyalen Wiener Bür- 
ger ſein, wenn ſie das ſtets hochgehaltene Seichen 
das Staates in dieſem Huſammenhange mit einem 
ſolchen Spottnamen belegen! — Das öſterreichiſche 
Parlament hat fich ſelbſt ausgeſchaltet, für die Gf— 
fentlichkeit bietet es weder intereſſante noch nütz⸗ 
liche Seiten, ſelbſt das Skandalintereſſe wird nur 
noch ſtellenweiſe befriedigt. 

Die Ferien vom Juli bis Ende Oktober waren 
etwas lang, und es wurden Stimmen laut, das 
Baus möge ohne Rückſicht auf die Delegationen 
doch früher einberufen werden. Warum d möchte 
man fragen. Gearbeitet und ein Budgetproviſo— 
rium beſchloſſen wird ja doch nur in den letzten 
Wochen, wenn die Diätenſperre droht. Dringlicher 
als alle Dringlichkeitsanträge wäre, daß endlich wie— 
der einmal ein Budget rechtzeitig beſchloſſen wird. 
Wozu braucht der Steuerzahler ein Parlament, wenn 
es dem Beamtentum allein Einnahmen und Aus- 
gaben bemeſſen läßt! Langjährige Erfahrungen 
haben erwieſen, daß daran durch früheres Einbe- 
rufen nichts geändert wird. Höchſtens müſſen Mi- 
niſter und höhere Beamte durch unnützes Sitzen 
im Parlamentshauſe auch noch Seit vergeuden. So— 
lange der Ausgleich in Böhmen nicht zu ſtande ge— 
kommen iſt, muß jede Hoffnung auf Be,'erung fallen 
gelaſſen werden, und auch dann iſt es noch nicht 
ſicher, ob das im „Volkshaus“ erſt recht ins Wu⸗ 
chern geratene Übel wieder beſeitigt werden mag. 
Die Fähigeren und Einſichtsvolleren beſitzen nicht 
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mehr die Kraft, ſich durchzuſetzen, und fo verſinkt 
das an Kopfzahl relativ ſtärkſte Parlament Europas 
immer mehr in Bedeutungsloſigkeit und Unpopula⸗ 
rität. 

Als der Reichsrat am 22. Oktober wieder 
zuſammentrat, war die Serfahrenheit der Parteien 
allgemein. Selbſt unter den Deutſchnationalen hatte 
ſich eine jungdeutſche Gruppe mit unklaren Sielen 
abgeſondert, in Wien hatten die Deutſchnationalen 
bei der Stichwahl am 2. Oktober die Chriftlich- 
ſozialen im Stiche gelaſſen und dadurch einen Sozial- 
demokraten in den Reichsrat befördert. Der Aus⸗ 
gleich in Böhmen war ins Stocken geraten, und 
wenn auch die gemäßigten tſchechiſchen Parteien ſich 
hüten würden, in die Gppoſition zu gehen, waren 
doch die Radikalen ſicher dazu bereit. Die Ruthenen 
würden weiter ihren provinzialen Streit mit den 
Polen zum Nachteil des Staates in den Reichsrat 
verlegen, und die untereinander hadernden Par— 
teien des Polenklubs würden eher ein intranfigentes 
nationales Auftreten als ein einträchtiges Vorgehen 
markieren. So war kaum mehr als die Bewilligung 
des unvermeidlichen Budgetproviſoriums zu er—⸗ 
warten, das die Volksvertreter fchon aus Selbft- 
intereſſe nicht vereiteln durften. Der Finanzminiſter 
v. Haleski legte dem Haufe das Budget vor, 
das günſtig abſchloß. Schon am 25. machten die 
Tichechen bei einer Interpellation wegen der Schlie- 
fung der tſchechiſchen Komenskyſchule in Wien einen 
unerhörten Skandal, an dem ſich die tſchechiſchen 
Galeriebeſucher beteiligten. Dizepräfident Dr. 
Lonci ſchloß die Sitzung. Trotz dieſer parlamen— 
tariſchen Cage ſprach ſich am anderen Tage bei der 
Eröffnung der Budgetdebatte Miniſterpräſident 
Graf Stürgkh noch hoffnungsvoll über die Ar- 
beitsfähigkeit des Bauſes aus und wies beſonders 
auf die Notwendigkeit der Finanzreform hin. Bei 
den weiteren Debatten zeigte ſich deutlich die Ein- 
wirkung des Balkankrieges, Tſchechen und Süd- 
ſlawen waren für großſerbiſche Pläne eingenom— 
men, Deutſche und Polen waren dagegen. Am 29. 
gab Graf Stürgkh in der Antwort auf eine 
Interpellation Aufſchlüſſe über den Balkankrieg, die 
ſich vollkommen mit den vom Grafen Berchtold 
in den Delegationen gegebenen Mitteilungen deck— 
ten, und ſtellte jede Mobilmachung in Abrede. Nach 
heftigen nationalen Auseinanderſetzungen über die 
Suſtände in Schlefien und Galizien, bei denen der 
deutſche Abg. Dr. v. Demel und der Ruthene 
Dr. Cewicky den Polen gehörig den Text laſen, 
wurde das Budget am 31. an die Kommiſſion ver- 
wieſen, in der bald die Kroaten zum Swecke der 
Obſtruktion Dauerreden hielten. Wegen der De— 
legationen war die Sahl der Plenarſitzungen be— 
ſchränkt worden. Am II., 12. und 135. November 
wurde den Cſchechen zuliebe über eine Inter— 
pellation wegen eines Erlaſſes des Juſtizminiſters 
Dr. v. Bochenburger verhandelt, der nach 
tſchechiſcher Meinung geſetzwidrig vorgegangen ſei. 
Vorher hatte Graf Stürgkh eine deutſche Inter⸗ 
pellation wegen der geſetzwidrigen tſchechiſchen in— 
neren Amtsſprache in Böhmen beantwortet. Diel- 
leicht deswegen hielten ſich die gemäßigten Tſche— 
chen ziemlich zurück, doch kam es am II. zu einer 
Rauferei zwiſchen Slowenen und Deutſchen und am 
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folgenden Tage, am 12., zu Beſchimpfungen des 
Juſtizminiſter durch den Abg. Dr. Stransky. 

Wegen der unvernünftigen Objtruftion der 
Südſlawen, die die Zuftände in Kroatien zum Vor— 
wand nahmen, um von der Regierung einige Ge— 
fälligkeiten zu ertrotzen, hielt man ſchon Mitte No⸗ 
vember die Vertagung des Haufes für bevorſtehend. 
Doch es wurde fortgewurſtelt, aber am 26. ſchon 
ein Budgetproviſorium bis zum 30. Juni 1913 ein- 
gebracht. Am folgenden Tage wurde als erſte par- 
lamentariſche Ceiſtung die Vorlage wegen Einfüh- 
rung der Klafjenlotterie mit dem Zwecke der Be— 
ſeitigung des Fahlenlottos angenommen. Der Mi⸗ 
niſter des Innern wies in Beantwortung einer Inter- 
pellation mit Entrüſtung zurück, daß böswillig, aus⸗ 
geſtreute Gerüchte die Ceute glauben machen woll— 
ten, die Verwaltung eines geordneten Rechtsſtaates 
könne beabſichtigen, im Falle eines Krieges die Spar- 
faffengelder für feine Swece zu verwenden. Bei 
Beginn der erſten Ceſung des Budgetproviſoriums 
fetten die Südſlawen wieder mit Objtruftionsreden 
ein. Das Budgetproviſorium war indeſſen für die 
Regierung nicht die Hauptfache, denn fie hätte es 
wieder durch den § 14 in Kraft ſetzen können. Wich- 
tiger waren drei neue Geſetze für den Mobiliſie— 
rungsfall über Pferdegeſtellung, über Unterſtützung 
von Familien der Einberufenen und über Leiſtung 
von Unterfunfts- und Transportmitteln durch Ge— 
meinden und Privatperſonen. Derartige Geſetze be— 
ſtehen in anderen Staaten bereits. Unter dem 
Drucke der politiſchen Cage beſchloß auch das Haus 
am 29. unmittelbar nach der Einbringung ihre Der- 
weiſung an den Wehr- und den Juſtizausſchuß ohne 
erſte Ceſung. Neben den traurigen Suſtänden im 
Abgeordnetenhauſe machten die Verhandlungen des 
Herrenhauſes einen geradezu erfriſchenden Eindruck. 
Bei der Beratung des Geſetzes über die Dienſt— 
pragmatik wurden am 28. und 29. u. a. vom Für⸗ 
ſten Schwarzenberg und Frhr. v. Sieghart 
große ſtaatsmänniſche Reden gehalten. Es wurde 
auch auf die übermäßige Vermehrung der Staats- 
beamten (15% der Bevölkerung) und das damit zu— 
ſammenhängende Anſchwellen der Penſionen (von 
53 auf 120 Millionen ſeit dem Jahre 1900) hinge— 
wieſen. Das Abgeordnetenhaus beendete am 3. De— 
zember die erſte Ceſung des Budgetproviſoriums. 
Der deutſche Abg. Dr. Groß gedachte dabei der 
geſtrigen Rede des Reichskanzlers v. Bethmann 
Hollweg im Deutſchen Reichstag unter lebhaftem 
Beifall und Bändeklatſchen der Deutſchen. Im Ge— 
fühle der Dankbarkeit gegen den treuen Bundes- 
genoſſen müſſen auch Treue um Treue die Loſung 
aller Völker Gſterreichs fen. Im Juſtizausſchuß 
erklärte der polniſche Sozialdemokrat Cie ber- 
mann, in einem Uriege gegen Rußland würden 
die polniſchen Genoſſen treu zu Gſterreich ftehen, 
worauf auch der deutſche Sozialdemokrat Dr. Ren⸗ 
ner Ahnliches verſicherte. Unter dieſen Umſtänden 
und bei den eifrigen Spenden der Bevölkerung für 
die an der Grenze ftehenden Truppen ſchien die 
Ausſicht für das Uriegsleiſtungsgeſetz günſtig zu 
ſtehen, aber am 15. ſetzten die radikalen Tſchechen 
mit der Objtruftion dagegen ein, doch konnte ſie 
noch überwunden werden. 

Nun begann die letzte Tragikomödie des Bau- 


ſes. Die Regierung hatte ein Intereſſe daran, um 
des Eindrucks auf das Ausland willen die Mobili⸗ 
ſierungsvorlagen auf parlamentarifchem Wege er— 
ledigt zu ſehen. Am Budgetproviſorium lag ihr 
nichts. Graf Stürgkh lies andeuten, das Par- 
lament werde, wenn es verſagen ſollte, geſchloſſen 
und vor dem Mai nicht wieder berufen werden. 
Nun begann der große Mampf um die Diäten, denn 
die Regierung hatte eine Friſt geſtellt. Im Budget- 
ausſchuß obſtruierten die Südſlawen weiter, die ar— 
beitswilligen Parteien mußten einen Präſenzdienſt 
einrichten, am 17. Dezember begannen die Tſche— 
chiſchradikalen im Haufe zu obſtruieren, wobei ihnen 
die Südſlawen Hilfe leiſteten. Der Tſcheche Fresl 
redete ſechzehn Stunden lang. Das Haus lehnte 
einen Verſchleppungsantrag der Sozialdemokraten 
mit 265 gegen 121 Stimmen ab und ließ die wei- 
teren Obſtruktionsreden über ſich ergehen, ein am 
19. geſtellter Schlußantrag wurde abgelehnt und 
endlich nach Annahme des Uriegsleiſtungsgeſetzes 
die Sitzung geſchloſſen; fie hatte 56 Stunden ge⸗ 
dauert. Unter abermaliger Gbſtruktion der Tſche⸗ 
chiſchradikalen wurde am 20. auch die Derlänge- 
rung der proviſoriſchen Geſchäftsordnung beſchloſ— 
fen. Das Berrenhaus nahm das Uriegsleiſtungs⸗ 
geſetz einſtimmig an. Nach den Weihnachtsferien 
erledigte das Abgeordnetenhaus am 27. in dritter 
Ceſung die Dienſtpragmatik mit den Abänderungen 
des Berrenhauſes und nahm am folgenden Tage 
nach 16½ ſtündiger Sitzung auch das Budgetprovifor 
rium und einige kleinere Vorlagen, darunter die 
Abänderung des Dereinsgefeges, an. Die Dienſt⸗ 
pragmatik wird erſt in Kraft treten, wenn die not- 
wendigen Mittel dafür bewilligt ſein werden. Die 
Diäten waren aber glücklich gerettet, denn der 
Reichsrat wurde auf unbeſtimmte Seit vertagt. Im 
Herrenhauſe gedachte in der Schlußſitzung der Be— 
richterſtatter Dr. v. Bärnreither des aus dem 
Leben geſchiedenen deutſchen Staatsſekretärs v. M i⸗ 
derlen-⸗ Wächter. 


Länder und Vationen. 


Als Folge der Unfähigkeit des Reichsrates zu 
poſitivem Schaffen geſtaltet ſich die Cage der öfter- 
reichiſchen Finanzen immer trüber, und es wird 
infolge der hohen Kojten der unvermeidlichen 
Kriegsbereitſchaft in dieſem Jahre noch ſchlimmer 
werden. Dazu kommt noch, daß nicht nur der Staat 
zum Schuldenmachen gezwungen iſt, ſondern daß 
auch die finanzielle Cage der meiſten Kronländer 
geradezu troſtlos geworden iſt, weil in den letzten 
zehn Jahren eine unglaubliche Schuldenmacherei 
platzgegriffen hat. Ohne Staatshilfe iſt gar nicht 
wieder herauszukommen; und der Staat will auch 
helfen, kann aber keine umfaſſende Steuerreform 
durchſetzen, weil die Mehrzahl der Abgeordneten 
wegen der mit Steuervermehrung verknüpften Un⸗ 
popularität für ihre Mandate ſamt Diäten fürchtet. 
Darin liegt auch die Haupturfache der ſtändigen 
Arbeitsunfähigkeit des Abgeordnetenhauſes. Denn 
die „Auserwählten des Volkes“ ſind ja meiſtens 
ſonſt Ceute ohne weiteres Anſehen, die durch eine 
geſchickte Wahlagitation durchgedrückt worden ſind, 
aber keine Verminderung ihres Anhangs vertragen 
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können, ohne bei der nächſten Wahl durchzufallen. 
Darum treiben fie mit Vorliebe die bekannten par— 
lamentariſchen Allotria, mit denen die Seit ver- 
geudet wird, um nicht an die ſchweren, wenig po- 
pulären Arbeiten herantreten zu müſſen; und ſie 
leiſten in allen Fällen gerade nur ſo viel, daß ſie 
nicht heimgeſchickt werden müſſen und die Diäten 
verlieren. Dieſer unerträgliche Zuftand dürfte wohl, 
nachdem die unbedingt notwendige Heeresvorlage 
endlich parlamentariſch erledigt worden iſt, kaum 
noch lange dauern. Man wird häufiger zu Auf- 
löſungen und Neuwahlen ſchreiten müſſen, und wenn 
ſelbſt dieſe keine Beſſerung ergeben, muß es auch 
noch andere Mittel geben. In dem Kande, in dem 
ein Scheinparlamentarismus nur durch die Aus⸗ 
nahmebeſtimmung des $ 14 fortgepäppelt wird, find 
verſchiedene Wege möglich. Wenn z. B. die Ge— 
ſetzgebung eine Reihe von Jahren dem Herrenhaus 
allein übertragen würde, könnte die Bevölkerung 
dabei lernen, wie ihre Bedürfniſſe und die Staats- 
notwendigkeiten eigentlich parlamentarifch behan⸗ 
delt werden müſſen, und würde dann wahrſcheinlich 
wohl Männer wählen, die auch ſo zu handeln und 
nicht bloß ein politiſches Geſchrei zu erheben wiſſen. 
Das ſei nur beiläufig geſagt. Jedenfalls kann die 
bisherige parlamentariſche Wurſtelei nicht mehr 
lange fortgeſetzt werden, ohne daß die ſtaatlichen 
und endlich auch die wirtſchaftlichen Intereſſen auf 
das ſchwerſte geſchädigt werden. 

Wenn hier bei Betrachtung der einzelnen Kron= 
länder Böhmen an die Spitze geſtellt wird, jo 
ſprechen dafür ausreichende politiſche Gründe. Die 
Stellung der Tſchechen zum Staate und zu den 
Deutſchen iſt überhaupt von ausſchlaggebender Be- 
deutung, außerdem wurden auch die vom Statt⸗ 
halter Fürſten Thun geleiteten Ausgleichsverhand⸗ 
lungen mit mehr oder weniger Ausſicht auf Erfolg 
faſt das ganze Jahr hindurch betrieben. Seit dem 
Kücktritt des Miniſteriums Bienerth hatte ſich 
die Cage für die Deutſchböhmen ungünſtiger geſtal⸗ 
tet und im Vorjahre hatten die Verhandlungen er— 
gebnislos geendet. Von der deutſchen Forderung 
der nationalen Selbſtverwaltung wollten jetzt die 
Tſchechen nichts mehr hören. Die Deutſchen 
halten aber daran feſt, daß ſie den Landtag ſo 
lange nicht zur Arbeit kommen laſſen wollen, als 
nicht ihre gerechten Forderungen zugeſtanden worden 
ſind. Die Finanznot drängte nun zur Fortſetzung 
der Verhandlungen, denn, ganz abgeſehen von der 
ſchwebenden Schuldenlaſt beſaß die Candeskaſſe nur 
bis Mai die für die notwendigen Ausgaben erfor- 
derlichen Barmittel, und die Stadtverwaltung des 
„goldenen Prag“ hatte überhaupt kein Geld mehr. 
Darum nahmen die Ausgleichskommiſſionen nach 
Oſtern ihre Verhandlungen wieder auf. Während 
ſich Mitte April günſtige Ausſichten zu eröffnen 
ſchienen, zogen ſchon Ende des Monats die tſche⸗ 
chiſche Staatsrechtspartei und die nationalſoziale 
Partei ihre Vertreter aus den Ausgleichskommiſ⸗ 
ſionen zurück. Die Stimmung verſchlechterte ſich 
unter dem Eindruck des mit gefliſſentlicher Auf⸗ 
dringlichkeit verbreiteten allflawifchen, ſelbſtver⸗ 
ſtändlich deutſchfeindlichen Sokolfeſtes, zu dem auch 
britiſche Politiker zugezogen werden ſollten. Dr. 
Kramarſch warb auch bei Engländern und Fran⸗ 


zoſen um eine „finanzielle und wirtſchaftliche Ko- 
operation“ mit den Tſchechen. In London und 
Paris war man natürlich zu klug, um auf einen 
ſolchen Geldunterſtützungsverſuch für tſchechiſchnatio⸗ 
nale Swecke hineinzufallen. Trotz allem wurde 
Mitte Juni der Abſchluß des Ausgleichs wieder 
einmal als bevorſtehend gemeldet, mit Sicherheit 
wenigſtens ein Teilabſchluß in bezug auf die Can⸗ 
desordnung. Das Suſammenwirken der gemäßigten 
Deutſchen und Tſchechen bei der Wehrreform im 
Abgeordnetenhauſe ſchien einen verſöhnlichen Ein- 
fluß auszuüben. Das war den Polen höchſt un⸗ 
angenehm, denn fie wiſſen, daß Deutſche und Tiche- 
chen, wenn fie zuſammenhalten, ihren Ländern die 
großen Budgetjummen zuwenden könnten, die bisher 
ganz unberechtigterweiſe nach Galizien fließen, um 
die Polen bei guter parlamentariſcher Caune zu er- 
halten. Der Pole Dunajewski hat ſchon 1890 
den erſten Ausgleich in Böhmen hintertrieben. Am 
27. Juni begannen in Prag die Sokolfeſte, mit 
denen auch die Enthüllung eines Palacky-Denkmals 
verbunden war. An der letzteren nahm ſogar der 
Unterrichtsminiſter Dr. Buſſarek teil, was in deut⸗ 
ſchen Kreiſen verſtimmte. Er beſuchte ſpäter auch die 
deutſchen Paffionsfpiele in Höritz und hatte dem Schau⸗ 
turnen der Sokols nur als Zufchauer beigewohnt, 
während der Stellvertreter des ruſſiſchen Unterrichts⸗ 
miniſters als „offizieller“ Gaſt anweſend war. Der 
Zudrang jlawifcher Gäſte aus der ganzen Welt war 
ungeheuer, die Staatsbahnverwaltung hatte ſogar 
fremde Wagen leihen müſſen. Es wurden ſelbſt⸗ 
verſtändlich panſlawiſtiſche Reden über flawiſche 
Gebiete, ſlawiſche Kultur u. dgl. gehalten und zum 
Beweiſe dafür, wie üblich, deutſche Studenten über- 
fallen und geprügelt. 

In dieſen Tagen wurden die Ausgleichsver⸗ 
handlungen ſelbſtverſtändlich nicht gefördert, die 
Sokolſtimmung war ihnen nicht günſtig, obgleich 
ſie nach dem Schluſſe des Reichsrates vom Fürſten 
Thun eifrig gefördert wurden. Wohl unter dem 
Einfluß der Polen, die die Tſchechen mit ihrem 
Plane eines parlamentariſchen Kabinetts zu ködern 
verſtanden, mit Hilfe deſſen die Deutſchen an die 
Wand gedrückt werden könnten, hörte Mitte Juli 
die Ausgleichsſtimmung auf. Die Tfchechen ver- 
langten für die doch ſelbſtverſtändliche Doppel- 
fprachigfeit der Verwaltung in Prag Kompenfa- 
tionen außerhalb Böhmens, alſo wohl Vergünſti⸗ 
gungen für die Tſchechen in Wien. Auf dieſe jen⸗ 
ſeit des Verhandlungsgebietes liegende Forderung 
gingen die Deutſchen nicht ein, und darum wurden 
die Verhandlungen am 26. Juli auf den Berbſt 
verſchoben. Im Lande hatte man auf das Gelingen 
des Ausgleichs gehofft, von beiden Seiten wurde 
darum die Lage für den Herbſt als ausſichtsvoll 
hingeſtellt. Dem Candesausſchuß wurde abermals 
die kaiſerliche Sanktion einer Erhöhung der Lan- 
desumlagen um 100% verſagt. Der Statthalter 
mußte ſich bei der Regierung bemühen, um für 
die letzten drei Monate des Jahres die Voraus- 
bezahlung der Überweifungen aus den Staatsſteuern 
zu erzielen, damit wenigſtens die laufenden Aus- 
gaben gedeckt werden konnten. Die Schulden des 
Candes betragen viele hundert Millionen, die Schul⸗ 
den der Stadt Prag find unter jungtſchechiſcher Der- 
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waltung jeit 1908 auf 160 Millionen geſtiegen. Der 
Candesvoranſchlag für das Jahr 1915 weiſt wieder 
ein unbedecktes Defizit von 35 Millionen auf. Troß- 
dem iſt auch im Herbſt aus dem Ausgleich nichts 
geworden, denn man regte ſich auf radikaler Seite 
gefliſſentlich über einen Erlaß des Juſtizminiſters 
Dr. v. Hochenburger auf, der bloß bezweckte, daß 
an einſprachigen Bezirksgerichten nicht einmal deutſch 
und dann wieder tſchechiſch amtiert würde. Mitte 
Dezember fanden in mehreren Städten, z. B. in 
Pilſen und Königgrätz, wieder, wie bei der An— 
nexionskriſe, tſchechiſche Kundgebungen gegen die 
militäriſchen Vorbereitungen ſtatt. Die gemäßigten 
tſchechiſchen Blätter mißbilligten aber dieſen Unfug. 

In Mähren find die Suſtände erträglicher, 
die deutſche Objtruftion iſt vorläufig durch ein 
Kompromiß beendet worden. Der Landtag arbei- 
tete im Januar und Februar ruhig, obgleich An— 
fang Februar die Lage wieder zum Bruche reif war. 
Das Defizit für das laufende Jahr betrug freilich 
wieder Je Millionen, und die ſorgloſe Verwaltung 
der tſchechiſchen Mehrheit der Landesverwaltung 
beſteht weiter. Als Ende des Jahres die ſechs— 
jährige Legislaturperiode des erſten Landtags mit 
tſchechiſcher Majorität abgelaufen war, ſtellte ſich 
das Reſultat überaus kläglich. Ein erfreuliches 
Gegenſtück dazu bietet Schleſien mit multer- 
hafter Verwaltung der deutſchen LCandtagsmehrheit, 
die keineswegs die polniſchen und tſchechiſchen Ein- 
wohner vernachläſſigt, obwohl ſie von ihnen keinen 
Dank dafür erntet. Dabei liegen ſich die Polen 
und Tijchechen im Lande fortwährend in den Baa— 
ren, beſchuldigen ſich gegenſeitig der Bedrückung 
der anderen flawijchen Candesgenoſſen und halten 
nur gegen die Deutſchen zuſammen. Ein recht er— 
heblicher Teil der Polen nennt ſich grundſätzlich 
Schleſier, will von der tſchechiſchen und gar von 
der galiziſchen Propaganda nichts wiſſen und ſteht 
der deutſchen Sprache und Kultur freundlich gegen— 
über. Der polniſche Nationalrat in Galizien wen— 
det ſeine Aufmerkſamkeit vorwiegend der Galizi— 
ſierung Oftfchlefiens zu und findet bei dem be— 
kannten parlamentarifchen Schwergewicht des Polen— 
Hubs auch vielfach Unterſtützung bei der Regie— 
rung, die namentlich durch Übernahme und Sub» 
vention polniſcher Schulanſtalten den polniſchen 
Schulverein entlaſtet, der ſich weit über ſeine Mittel 
engagiert hat. 

In Viederöſterreich dauert das zwie- 
ſpältige Verhältnis der deutſchen Parteien fort, 
denen die Parteiverbitterung über die nationale Zus 
ſammengehörigkeit geht. Als es Anfang Februar 
im Candtag zu heftigen Huſammenſtößen zwiſchen 
Chriſtlichſozialen und Sozialdemokraten kam, er— 
hielten letztere ſogar Unterſtützung von den aus 
der chriftlichfozialen Partei Ausgeſchiedenen. Im 
Mai fanden für den Wiener Gemeinderat Neu- 
wahlen im vierten und zweiten Wahlkörper ſtatt. 
Derjenige Teil der liberalen Bürgerſchaft, der noch 
ſeine politiſche Nahrung aus der freiſinnigen Wiener 
Preſſe zieht, war entſchloſſen, mit den Sozialdemo- 
kraten den Kampf zum Sturze der Chriſtlichſozialen 
gemeinſam zu führen. Für die Wahlagitation wurde 
auch die ſogenannte lex Volisko ausgeſchlachtet, 
die in der letzten Sitzung des Landtags am 4. März 
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in Form eines Antrags erneuert wurde, nach dem 
die Unterrichtsſprache an den öffentlichen Volks- 
und Bürgerſchulen nur die deutſche fein darf. Da= 
durch wäre dem Landtag die alleinige Entſcheidung 
über dieſe Frage zugefallen, wogegen Statthalter 
Dr. v. Bienerth einwandte, nach $ 6 des Volks- 
geſetzes ſtehe dies dem LCandesſchulrat zu. In Wirk⸗ 
lichkeit iſt die Sache eigentlich erledigt, ſeitdem das 
Reichsgericht die deutſche Sprache als einzige landes- 
übliche Sprache in Niederöſterreich erklärt hat. Die 
lex Kolisfo wäre für dieſes Kronland gewiß ganz 
am Platze; es hat aber gerade für die deutſche 
Sprache eine ſehr bedenkliche Seite, wenn dem Land— 
tag dieſe Machtbefugnis übertragen würde. In 
Böhmen würde man dann ſofort das gleiche Recht 
beanſpruchen, und es mußte unter dieſen Umſtänden 
befremden, daß deutſchböhmiſche Abgeordnete am 
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12. März die Angelegenheit in das Abgeordneten— 
haus trugen. Da die Regierung auf ihrem Stand— 
punkt beharren würde, konnte es ſich bloß um die 
Wirkung einer ſcheinbar deutſchnationalen Haltung 
auf die Wähler handeln. Wenn dieſe Politik der 
Erweiterung des CLandtagsrechtes einmal Erfolg 
haben ſollte, würden es gerade die Deutſchböhmen 
bald bitter empfinden. Die Wahlagitation in Wien 
führte zu allerhand Demonſtrationen, Krawallen 
innerhalb und außerhalb des Rathauſes, auch Prü⸗ 
geleien ꝛc. Die Gegner der chriſtlichſozialen Partei 
taten, als wenn fie gar nichts von den Verdienſten 
Dr. Cuegers um das Aufblühen Wiens wüßten, 
und kreideten alle Mängel einzelner Perſonen, die 
ſich nicht ſo unantaſtbar gehalten hatten wie jener, 
der ganzen Partei an. Von den 78 neuzuwählen— 
den Mandaten hätten die Gegner 47 erobern müſſen, 
wenn fie den Chriſtlichſozialen die Zweidrittelmehr— 
heit nehmen wollten, nach dem Ausfall der letzten 
Reichsratswahlen konnten fie ſich auch Hoffnung 
darauf machen. Die Rechnung trog aber, die 
Chriſtlichſozialen verloren nur acht Sitze und be— 
hielten eine Dreiviertelmehrheit. Im neuen Ge— 
meinderat kam es nicht ſelten zu Reibereien und 
auch Lärmſzenen. Gegen den Bürgermeiſter Dr. 
Neumayer wurde von Sozialdemokraten und 
einem Teil der Chriſtlichſozialen Angriffe wegen 
Nepotismus ꝛc. gerichtet, die ihn am 19. Dezember 
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zum Rücktritt veranlaßten. An feine Stelle wurde 
Dr. Weiskirchner gewählt, den ſchon Cueger 
ſelbſt zum Nachfolger beſtimmt hatte, und der ſich 
bereits als Präſident des Abgeordnetenhaujes und 
als Handelsminiſter Geltung zu verſchaffen ge— 
wußt hat. 

Der oberöſterreichiſche Landtag mußte 
nach wochenlanger Gbſtruktion der freiſinnigen Cin⸗ 
ken am 27. Januar geſchloſſen werden. In 
Steiermark ſchien es einige Seit, als wollten 
die Slowenen im Landtag, den fie ſeit zwei Jahren 
lahmgelegt hatten, von der Gbſtruktion ablaſſen, 
die Hoffnung hat indeſſen getrogen und der Land» 
tag wurde am 4. Februar vertagt. Auch im Ge— 
meinderat von Graz kam es zur Gbſtruktion. Die 
Sozialdemokraten obſtruierten gegen das Gemeinde- 
budget wegen einer Gemeindeumlage, wie ſie die 
Genoſſen im benachbarten Sggenberg ganz ruhig 
bewilligt hatten. Am 25. April wurde der Ge— 
meinderat aufgelöſt und ein Regierungskommiſſär 
eingeſetzt. Der Tiroler Landtag mußte am 8. Fe⸗ 
bruar auch vertagt werden, weil die Italiener wegen 
nationaler und wirtſchaftlicher Fragen obſtruierten. 

In den Uronländern mit ſüdſlawiſcher 
Bevölkerung hat der Balkankrieg eine ſehr ſtarke 
Bewegung hervorgerufen, die auch auf die innere 
Politik nicht ohne Einfluß geblieben iſt. Unzweifel⸗ 
haft iſt die ſpäte Einberufung des Neichsrates auch 
aus dem Grunde mit veranlaßt worden, um nicht 
redneriſchen Ausſchreitungen ſüdſlawiſcher Abge— 
ordneter eine offizielle Tribüne zu ſchaffen. Die 
eigenartige öſterreichiſche Geſinnung des Südſlawen⸗ 
tums ließ ſich deutlich daran erkennen, daß für die 
Grenztruppen wohl kaum eine füdflawifche Ge— 
meinde eine Spende übrig gehabt hat, während ſich 
Privatperſonen wie Kommunen gar nicht genug 
daran tun konnten, ſehr bedeutende Beträge an die 
kriegführenden Balkanſtaaten zu ſenden. Slawiſchen 
politiſchen Demonſtrationen gegenüber iſt man ja 
in Öfterreich immer nachſichtig geweſen, aber ge— 
wiſſe direkt gegen die Monarchie gerichtete Aus- 
ſchreitungen führten am 17. November doch zur 
Auflöſung der Gemeindevertretungen von Spalato 
und Sebenico, weil fich ſelbſt Bürgermeiſter und Ge- 
meindevertreter öffentlich an Demonſtrationen für 
die Balkanbrüder beteiligt hatten. 

So weit haben es eben die Südſlawen noch 
nicht gebracht wie Galizien, das ungeſtört und 
ungeſtraft eine ſtaatsfeindliche Agitation betreiben 
durfte. Daß das Streben nach einem ſelbſtändigen 
Polenreich am letzten Ende auch gegen die habs- 
burgiſche Monarchie gerichtet iſt, liegt auf der Band, 
man hat es aber bisher aus verſchiedenen Gründen 
geduldet. Daß es wegen der parlamentariſchen Cage 
geſchieht, die durch die törichte, von blindem Deut- 
ſchenhaß diktierte Haltung der Tſchechen geſchaffen 
wird, iſt ſchon wiederholt hervorgehoben worden. 
Es gibt aber auch einen Grund der äußeren Politik, 
denn die heutigen Polen ſind der beſte Schutz gegen 
einen ruſſiſchen Angriffskrieg. Das in Gebietserwer- 
bungen ſonſt gar nicht ſchüchterne Rußland will um 
keinen Preis die Polen und Magpyaren haben, die 
es gern bei Gſterreich beläßt, und hat ſchon im 
vorigen Jahrhundert alle ſeine im vermeintlich ruj- 
ſiſchen oder ſüdſlawiſchen Intereſſe unternommenen 
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Kriege gegen die Türkei fein ſäuberlich um Öjter- 
reich herum über Rumänien geführt. Auch das 
kommt dem ſonſt ſo befremdlichen Treiben der Polen 
in Galizien zu gute. Dem heutigen Rußland könnte 
gar nichts Unangenehmeres geſchehen, als wenn 
es nach einem ſiegreichen Kriege gegen Öiterreich- 
Ungarn wohl oder übel Galizien nehmen müßte. 
Es hat an Kongrefpolen und Finnland geradezu ge- 
nug. Was in hundert Jahren geſchehen würde, 
wenn dort die Ruſſifizierung vollendet iſt, ſteht auf 
einem anderen Blatte. Daß im übrigen der Kaifer- 
ſtaat die Macht beſitzt, dem galiziſchen Treiben ſo— 
fort ein Ende zu machen, wenn er es nicht mehr 
dulden will, verſteht ſich von ſelbſt. Man darf 
ſolche Geſichtspunkte nicht außer acht laſſen, wenn 
man die polniſche Frage richtig beurteilen will. In 
Berlin wird es gewiß zuweilen mit Unbehagen emp⸗ 
funden, daß die nach OGberſchleſien eingeſchleppte 
polniſche Agitation in Krakau eine Hauptitüge fin⸗ 
det, es hat aber dem Bündnis mit Gſterreich-Ungarn 
an Innigkeit noch nichts genommen, daneben iſt 
der ganze polniſche Lärm nur eine Kleinigkeit. Die 
Aufgeblafenheit der polniſchen Agitatoren wird frei- 
lich nie begreifen, daß ſie in jedem Falle nur Mittel 
für die Swecke anderer ſind. 

Ohne Verſtändnis für die wahre Sachlage 
ſetzen die Agitatoren ihr Werk fort, für nicht wenige 
dient es zur Befriedigung der perſönlichen Eitelkeit 
und ſelbſt des Cebensunterhaltes. Schon zu Beginn 
des Jahres wurde die Agitation für die Erinnerungs- 
feier des Aufſtandes von 1865 eingeleitet, aus der 
deutlich hervorging, daß der Gedanke an eine ge— 
waltſame Erhebung nach wie vor die großpolniſche 
Agitation beherrſcht, wenn es auch namentlich von 
den preußiſchen Polen ſtets mit Nachdruck abge⸗ 
leugnet wird. In Galizien ſpricht man offener, 
alle Parteien bis zu den Sozialdemokraten find da— 
bei beteiligt: In Sakopane wurde Ende Auguſt 
u. a. beſchloſſen: „Die Erringung der Unabhän⸗ 
gigkeit Polens iſt zur Exiſtenz und Entwicklung des 
ganzen Volkes und aller ſeiner Schichten, doch in 
erſter Cinie und in größtem Maße des polnifchen 
Arbeitervolkes, unumgänglich notwendig.“ Die Be⸗ 
ſchlüſſe ſprachen weiter von der Vorbereitung des 
„bewaffneten Kampfes“ im Falle einer „Revolu— 
tionsbewegung in Polen“. Die Verſammlung war 
geheim, doch ihre Beſchlüſſe wurden veröffentlicht. 
Polniſche Blätter kündigten den Aufſtand gewiſſer⸗ 
maßen als Jubiläumsakt für den Beginn des Jah⸗ 
res 1915 an. In Rußland äußerte man ſich ziemlich 
kühl darüber, man wird aber kaum fehl gehen, 
wenn man die ruſſiſche „Probemobiliſierung“, von 
der bekanntlich Gſterreich-Ungarn verſtändigt wurde, 
damit in Verbindung bringt und ſie auch ferner 
unter dieſem Geſichtspunkte beurteilt. Rußland hatte 
keine Cuſt ſich wieder wie 1851 und 1865 von einem 
polniſchen Putſch überraſchen zu laſſen, der auch 
alle unbotmäßigen Elemente im Reiche von neuem 
entfeſſelt hätte. Geſchickt hat beim Ausbruch des 
Balkankrieges dann die internationale Revolutions⸗ 
preſſe die Sache auf den geringfügigen Gegenſatz 
zwiſchen der öſterreichiſch-ungariſchen und der ruſ⸗ 
ſiſchen Balkanpolitik abzulenken verſtanden und da= 
mit namentlich in Öfterreich eine übermäßige Kriegs- 
furcht erregt. Den Polen hätte es gepaßt, wenn 
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die öſterreichiſch-ungariſche Armee ihren Aufftands- 
gelüften zu Hilfe gekommen wäre, denn fie wiſſen 
ſehr wohl, daß es mit ihrer Sache trotz aller Groß— 
ſprecherei ohne eine wirkliche Armee ſehr windig 
ausſieht. Dabei wird der Zuſammenhalt in ihren 
eigenen Reihen — ausgenommen bei den drohen— 
den Prahlereien gegen Rußland und Preußen — 
immer geringer, die Spaltung in Parteien, die Eifer- 
ſucht der Führer immer größer — ganz ſo, wie es 
immer in Polen war. Die Grunewaldſammlung 
hat auch nicht die gewünſchte Höhe erreicht, und 
zu den neuen „Cholmerfonds“ ꝛc. fließen die Ga— 
ben ſehr ſpärlich. 

Der am Il. Januar vom Candmarſchall Grafen 
Badeni eröffnete galiziſche Landtag wurde nicht 
arbeitsfähig, weil die Ruthenen obſtruierten, da man 
ihre Ausgleichsforderungen nicht zugeſtehen wollte. 
Am 14. Februar erfolgte nach der Bewilligung eines 
Budgetproviſoriums die Vertagung. Die Ernen— 
nung Dr. v. Bilinskis zum gemeinſamen $inanz- 
miniſter machte die Wahl eines neuen Obmannes 
des Polenklubs nötig, die Allpolen unterlagen und 
Dr. eo wurde gewählt. Am 29. Mai beging die 
Cemberger Univerſität das 250jährige Jubiläum. 
Die Polen behaupteten den polniſchen Charakter 
der Univerſität, die Ruthenen demonſtrierten da— 
gegen, der Rektor Dr. Finkel gedachte aber der 
Seit, wo ſie noch deutſch geweſen war. Zahlreiche 
Univerſitäten, aber keine ſlawiſchen, hatten die üb- 
lichen Begrüßungsadreſſen geſandt. Die Ruthenen 
agitierten für die Errichtung einer beſonderen ruthe— 
niſchen Univerſität in Lemberg, worüber die Polen 
wütend waren. Hatte aber ſchon der Thronfolger 
Erzherzog Franz Ferdinand die Copalität der 
Ruthenen anerkannt, fo wurden die Polen noch 
mehr erbittert, als auch Kaifer Franz Joſef 
in dem bereits erwähnten Bandſchreiben der glei— 
chen Überzeugung Ausdruck verlieh. Die Folge war 
die polniſche Abſage an den ſtellvertretenden Mi— 
niſterpräſidenten Frhrn. v. Beinold, den man 
beſeitigen wollte, weil er geduldet hatte, daß das 
Derwaltungsgericht 55 allpolnifche Wahlen in den 
Cemberger Gemeinderat kaſſierte, und in Kolomea 
eine Demonſtration für den Erzherzog Narl Franz 
Joſef verbot, da ſie gegen den Thronfolger ge— 
richtet war. Der Verlauf zeigte aber, daß der 
Polenklub keineswegs mehr die frühere Gunſt des 
Monarchen für feine politiſchen Experimente in An- 
ſpruch nehmen durfte. Er beſchloß darum einzu- 
lenken und die vom Monarchen gewünſchte Ver- 
ſtändigung mit den Ruthenen ernſthafter zu betrei- 
ben. Schon Anfang Auguſt begannen in Marien— 
bad vertrauliche Verhandlungen polniſcher und 
ruthenifcher Führer. Im Polenklub wurde inzwi- 
ſchen ein Kampf der Allpolen, die ſich dem jlawi- 
ſchen Rußland nähern und wegen des Enteignungs- 
geſetzes den nationalen Kampf ausſchließlich gegen 


Preußen führen wollten, und dem linksdemokra⸗ 
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tiſchen Flügel ausgetragen, der den hergebrachten 
Haß gegen Rußland nicht fahren laſſen wollte. Die 
Folge davon war eine Reſolution des Polenklubs, 
die ſich gegen die revolutionäre Propaganda, aber 
auch für eine Stellungnahme zur preußiſchen Polen- 
politik ausſprach. Darum erfolgten die bekannten, 
wenig nachdrucksvollen Ausfälle gegen Preußen in 
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den Delegationen und im Abgeordnetenhauſe, ob— 
gleich die Stellung zur Regierung dadurch nicht 
gebeſſert wurde. 

Infolge Balkankrieges wuchs die Auf- 
regung im Lande, die demokratiſche Richtung ar- 
rangierte am 26. Vovember in Lemberg eine 
nationale Demonſtration mit ruſſenfeindlicher Spitze, 
auch die ukrainiſche Richtung der Ruthenen de— 
monſtrierte wiederholt in Lemberg und in Czerno— 
witz gegen die ruſſenfreundlichen Altruthenen. Statt» 
halter Bobrzynski erklärte in einer Derfamm- 
lung des erweiterten Polenklubs am 8. Dezember 
in Cemberg alle Kriegsgerüchte für unglaubwürdig, 
da die Beziehungen zu Rußland normal ſeien. Die 
Ausgleichsverhandlungen hatten ſich gegen Ende des 
Jahres dem vollkommenen Abſchluſſe genähert, die 
Ruthenen hatten freilich noch einmal im Abgeord— 
netenhauſe obſtruieren müſſen. Es erſcheint freilich 
ausgeſchloſſen, daß dieſer Ausgleich einen dau— 
ernden Frieden zwiſchen Polen und Ruthenen be- 
gründen wird, aber er iſt ein Beweis für die ab- 
nehmende Macht des Polentums in Gſterreich. Die 
Polen ſollten wahrlich, ſtatt großpolniſche Agita- 
tionen zu betreiben, ſich lieber um die kulturelle 
Hebung des Volkes kümmern. Wenn die galiziſchen 
Polen auf der Kulturhöhe der preußiſchen ſtänden, 
dann würden ſie ſelbſt in der Polenfrage ein ganz 
anderes Gewicht in die Wagſchale werfen wie jetzt. 
In Galizien gibt es aber noch 465 Gemeinden, die 
überhaupt keine Schule haben, der ſechſte Teil der 
ſchulpflichtigen Kinder nimmt an keinem Unterricht 
teil. Da follte der Polenklub ſeine Wirkſamkeit er- 
proben, ſtatt die Deutſchen und Ruthenen zu unter- 
drücken, und ſelbſt die galiziſchen Saiſonarbeiter, 
die nach Deutſchland um Brot gehen, mit Scheel⸗ 
ſucht anzuſehen. Dieſe kommen doch nach wenigen 
Jahren zu einem gewiſſen Wohlſtand, haben aber 
auch gelernt, daß man ſich die in Galizien übliche 
Behandlung nicht gefallen zu laſſen braucht. 


des 


Ungarn. 


Das Jahr 1912 war für das politiſche Ceben 
Ungarns fo recht charakteriſtiſch. Don dem Irrtum 
ſeit dem Jahre 1848, daß die Magparen politiſch 
beſonders befähigt wären, iſt die Welt wohl längſt 
zurückgekommen, nachdem ſich die demokratiſche An⸗ 
ſicht der Dreißiger- und Dierzigerjahre des vorigen 
Jahrhunderts, die eine revolutionäre Tätigkeit für 
die einzig richtige politiſche hielt, als haltlos 
erwieſen hat. Heutzutage hört man kaum noch in 
ſozialdemokratiſchen Verſammlungen von der Re⸗ 
volution raſſeln. Später erhielt ſich der politiſche 
Ruf der Magyaren noch infolge des unglaublich 
ungeſchickten Verhaltens des Wiener Parlaments, 
neben dem die ſimple Klugheit des ungariſchen Ab⸗ 
geordnetenhaufes allerdings als große politiſche 
Weisheit erſcheinen konnte, da ſie Ungarn in die 
maßgebende Stelle der Monarchie erhob. Dadurch 
wohl über die eigene Macht getäuſcht, verſuchte 
ſich das Magyarentum ſchließlich ſogar in einem 
Konflikt mit der Krone. Das war politiſch höchſt 
unklug, denn ſeit dem Armeebefehl von Chlopp iſt 
es mit der ausſchlaggebenden Stellung der Magya⸗ 
ren reißend ſchnell bergab gegangen. Die herr- 
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ſchende Schicht in Ungarn hat, trotz verſchieden— 
artiger Derfuche, wider den Stachel zu löcken, ein— 
ſehen gelernt, daß ſie im Kampfe gegen die Krone 
niemand hinter ſich hat, weil auch der einfachſte 
Mann begreift, daß eine großmagpariſche Politik 
keinen Sinn hat. Das Reſultat dieſer Volksüber— 
zeugung iſt die zuletzt gewählte große Arbeitsmehr- 
heit des Abgeordnetenhauſes, mit der ein geſchickter 
Staatsmann wohl e etwas anfangen können. 
Graf Khuen-Hedervary hatte freilich den 
Beweis dafür noch — erbracht. Das unglaub 
liche Ungeſchick am Ende ſeiner früheren Miniſter— 
präſidentſchaft, feine Demiſſion wegen eines Mon— 
flikts mit dem Abgeordnetenhaufe gerade in dem 
Augenblick einreichen zu müſſen, als Kaifer Ni 


(Hofphot. Erélyi, Budapeſt.) 
Baron Samuel Jöôſika, Präfident des Magnatenhanſes. 


kolaus zum Beſuche in Wien eintreffen ſollte, 
läßt nicht darauf ſchließen, daß er mit dem parla— 
mentariſchen Winde zu fahren verſteht. Im Vor— 
jahre hatte freilich feine Arbeitsmehrheit im Hand- 
umdrehen alles bewilligt; das war aber weniger 
ſein Verdienſt, ſondern die einfache Folge des ver— 
blüffenden Wahlausfalles, über den ſich die aus 
allen Wolken gefallene Gppoſition noch nicht zu 
faffen vermocht hatte. Seitdem hatten aber Juſth 
und Koffuth ihre Haltung wiedergewonnen und 
ließen mit überlegener parlamentariſcher Technik alle 
Regifter ſpielen. So hatte man zu Beginn des 
Jahres das ſeltſame Schauſpiel, daß unter einem 
Kabinett mit der größten Parlamentsmehrheit ſeit 
einem halben Jahre die Wehrreform beraten wurde 
und kein Menſch wußte, ob ſie überhaupt Geſetz 
werden, oder ob nicht in den nächſten Wochen das 
Miniſterium Tisza-Andraffy oder gar Cu 
kacs-Juſth heißen würde. 

Als in der zweiten Hälfte des Januar endlich 
das Budget erledigt war und nun die Wehrvorlage 
ernſthaft in Angriff genommen werden ſollte, war 
auch die Gbſtruktion der Kofjuth- und Juſthpartei 
wieder da. Graf Khuen, der ſich von feinem 
Augenleiden erholt hatte, fand nicht die nötige 
Energie dagegen. Er veranlaßte ſogar die Heeres- 
verwaltung, auf die Frühjahrsaushebung zu ver⸗ 
zichten, weil das Wehrgeſetz ſicher im Sommer durch— 
gebracht werden würde. Die Juſthpartei verlangte 
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ie Wahlreform vor dem Wehrgeſetz. Graf Khue 

— dem Kaifer darüber und begann die Br 
handlungen mit der Koffuthpartei. Die ſattſam be» 
kannten nationalen Forderungen tauchten auf, wo 
bei der Erfinder der beſonderen ungariſchen Armee, 
Graf Appon vi, wieder figurierte. Mit der Der- 
tretung ſolcher Anſichten fand aber der ungariſche 
Miniſterpräſident in Wien weder bei der Krone 
noch bei dem öjterreichifchen Miniſterium Anklang. 
Er hatte bloß ſeine Stellung hüben wie drüben 
erſchüttert. Die Krone war entſchieden gegen jede 
Beſtimmung, die auch nur die geringſte Einfchrän- 
kung ihres Derfügungsrechtes über die Armee, auch 
Reſerve und Erſatzreſerve, bezwecken würde. Die 
Oppoſition begann die Gbſtruktion, ſtellte fie aber 
am 24. Februar wieder ein, weil von neuem ver 
handelt wurde. Es verdient hier hervorgehoben 
zu werden, daß die beiden verbreitetſten Wiener 
Zeitungen auch diesmal die ungariſchen Anſprüche 
unterſtützten. Ende des Monats ſtellten ſich wei— 
tere Unſtimmigkeiten e Wien und Budapeſt 
heraus wegen des Entgegenkommens des Grafen 
Khuen gegen das Verlangen der ungariſchen Op— 
poſition, daß das Recht des Monarchen auf Ein- 
berufung der Reſerven in Jahren, wo kein Re— 
krutenkontingent bewilligt worden ſei, nicht gehand— 
habt werden dürfe. Die Ungarn begehrten alſo 
ein Recht, das ſie in den Stand ſetzte, die Armee 
dienſtunfähig zu machen. Um ihrem allgemeinen 
Ingrimm Luft zu verſchaffen, rief die Juſthpartei 
am 2. März einen furchtbaren Tumult gegen die 
Geſchäftsführung des Präſidenten Navapy hervor. 
In Ungarn ſuchte man mit offenbarer Hinterliſt 
dem Kriegsminifter v. Auffenberg die Schuld 
für die Ablehnung der ungariſchen Forderungen 
zuzuſchieben. Als wenn in nicht abſichtlich irrege- 
führten Kreiſen jemals ein Zweifel darüber beſtände, 
daß ſich Kaifer Franz Joſef gegen jeden Ein— 
griff in feine Rechte als oberſter Kriegsherr ab- 
lehnend verhält! 

Am 7. März reichte das Miniſterium wegen 
der gänzlich verfahrenen Lage feine Entlaſſung ein. 
Die Darſtellung der Blätter, daß er dabei die Be— 
dingung der Annahme der oben erwähnten For— 
derungen geſtellt habe, leidet an innerer Unwahr— 
ſcheinlichkeit, denn davon war längſt nicht mehr 
die Rede. Kaifer, Kriegsminifter und öſterreichiſche 
Regierung hatten ſich entſchieden dagegen erklärt, 
alles übrige war bloß Mache der bekannten ungar— 
freundlichen Preſſe in Wien und Budapeſt, die von 
jeher allen magpariſchen Beſtrebungen auf parla— 
mentarifche Machterweiterung gegenüber der Krone 
das Wort geredet hat. Sie wollte jetzt ſogar mit 
der möglichen Demiſſion des öſterreichiſchen Mini— 
ſteriums die Ceute gruſeln machen. Auch die Aus⸗ 
ſtreuung, die Demiſſion erfolge im Einverſtändnis 
mit dem Thronfolger, dem die Wehrvorlage nicht 
genüge und dem darum ein Proviſorium lieber ſei, 
war ebenſo unwahrſcheinlich. Der Kaifer nahm 
die Demiſſion zunächſt an, an dem Verhalten der 
ungariſchen Parteien konnte man aber erſehen, daß 
es allen wieder einmal um eine der beliebten Er— 
preſſungen von Rechten zu tun geweſen war, und 
daß auch Graf Khuen-Hedervary die Hand 
dazu geboten hatte. Ob ſelbſt als Schieber oder 


155 Öfterreich-Ungarn. 154 


bloß als Geſchobener, mag dahingeſtellt bleiben. 
In ſolchen Fragen handelt die in Ungarn herrſchende 
Schicht immer einmütig, einerlei in welche Par— 
teien fie ſich gerade gruppiert. Auch die Arbeits- 
partei ſah ſich um eine ſchöne Hoffnung betrogen, 
wollte nicht mehr mittun und das nächſte Miniſterium 
nicht unterſtützen. Darum zog ſich die Miniſterkriſe 
in die Länge, und die Blätter taten ſich in bunten 
Kombinationen gütlich. Die Sozialdemokratie und 
Unabhängigen benutzten die politiſche Pauſe am 
24. März zu einer ausgiebigen Straßendemonſtra— 
tion in Budapeſt, wie ſie ſagten, für das allgemeine 
Wahlrecht. Da die Mehrheit des Abgeordneten- 
hauſes noch behauptete, ſie werde am Grafen 
Khuen feſthalten, fo wurde dieſer vom Monarchen 
erſucht, einen Ausweg zu finden und am 30. März 
das Miniſterium neu ernannt. Das Handſchreiben 
des Monarchen betonte aber ausdrücklich, daß er 
an dem Rechte, Reſerviſten und Erſatzreſerviſten 
einzuberufen oder zurückzubehalten, feſthalte. „So 
wie es mein entſchiedener Wille ift, die verfaffungs- 
mäßigen Rechte der Nation unverſehrt zu erhalten, 
mit eben ſolcher Entſchiedenheit muß ich meine fon- 
ſtitutionellen Herrfcherrechte unverletzt bewahren, 
und vermag ich meinen Berrſcherpflichten nur dann 
nachzukommen, wenn ich dieſen meinen zweifachen 
Beruf gleichzeitig erfüllen kann.“ Dieſe glatte Ab- 
fage erregte das größte Aufſehen in allen Kreifen, 
die die Sachlage bisher anders geſchildert oder auf— 
gefaßt hatten. Die Arbeitspartei lenkte ſchleunigſt 
ein, und Graf Khuen erklärte am I. April im Ab⸗ 
geordnetenhauſe, die „Rechtsauffaſſung“ über die 
Einberufung der Reſerviſten ſei fallen gelaſſen wor— 
den. Die Erklärung des Miniſterpräſidenten wurde 
mit ſtürmiſchem Beifall und den Rufen: „Es lebe 
der König!“ aufgenommen. Graf Andraſſy e be 
merkte, Graf Khuen habe ſich einer Stimmung 
(des Monarchen) gegenüber befunden, die nicht zu 
berückſichtigen geradezu ein Verbrechen geweſen 
wäre. Das ſtimmte ganz zu der Ausſtreuung der 
Blätter, aus dem kaiſerlichen Handfchreiben ſei her— 
auszulefen, daß der Kaifer zur Abdankung ent- 
ſchloſſen geweſen ſei, und das wollten die edlen 
Magparen doch nicht haben. O die Guten! Um 
vor dem feſten Willen des Monarchen am Ruder 
zu bleiben, und aus Furcht vor einem neuen Mini⸗ 
ſterium Fejervary hatten ſie einfach wieder einmal 
ihre Forderungen fallen laſſen müſſen. Das iſt 
die Wahrheit. 

Nach den üblichen theatraliſchen Reden der 
Parteigrößen und ungehörigen Swiſchenrufen der 
Unabhängigen wurde am 3. April das kaiſerliche 
Handfchreiben zur Kenntnis genommen und das 
Haus bis zum 12. vertagt. Graf Uhuen hatte 
erklärt, wenn binnen einem Monat nicht die Ord— 
nung im Hauſe wieder hergeſtellt worden ſei, werde 
es aufgelöft werden. Nach den bisherigen Vor- 
kommniſſen war freilich die Stellung des Mini⸗ 
ſteriums Khuen weder gegenüber der Krone noch 
dem Hauſe feſt genug, um die Weiſungen des Mon— 
archen zur Ausführung zu bringen. Nachdem am 
12. die Gbſtruktion wieder rückſichtslos einſetzte, 
reichte ſchon am 16. das Miniſterium ſeine Demiſſion 
ein, angeblich wegen des Derhältnifjes des Mini⸗ 
ſterpräſidenten zum Kriegsminifter v. Auffen- 


berg. In dem kaiſerlichen Entlaſſungsſchreiben 
wurde dem Grafen Khuen befonders warmer 
Dank für ſeine Leiſtungen in der erſten Seit ſeiner 
Amtsführung ausgeſprochen. Sein Nachfolger 
wurde der bewährte Vertrauensmann des Uaiſers, 
der bisherige Finanzminiſter Dr. Ladislaus v. Cu⸗ 
kacs. Er fand eine ſchwierige Lage vor, hatte 
aber hinter ſich die ſoeben erſt betätigte Macht der 
Krone. Im Abgeordnetenhauſe hätte er die Jufth- 
partei durch ein Entgegenkommen bei der Wahl- 
reform gewinnen können, dann aber den energiſchen 
Grafen Tisza mit deſſen ſtarkem Anhang gegen 
ſich gehabt. Das Programm der neuen Regierung 
wurde am 29. April von der Mehrheit mit großem 
Beifall aufgenommen, die ſich daran anſchließenden 
Debatten drehten ſich hauptſächlich um Kroatien, 
aber nicht um die dort geſchaffenen Ausnahme⸗ 
zuſtände, ſondern um die Bemerkungen, die Graf 
Stürgkh dazu gemacht hatte und als Einmiſchung 
in ungariſche Derhältnifje zurückgewieſen wurden. 
Die Verhandlungen mit Juſth blieben ohne Er— 
gebnis. Am 18. Mai begann infolgedeſſen die Be— 
ratung der Wehrvorlage mit einem Gbſtruktions⸗ 
tumult. Es machte ſich eine ſchärfere Geſchäfts⸗ 
ordnung nötig, und deswegen trat der bisherige 
Präfident Navay zurück. Die Tumulte dauerten 
fort, die Sozialdemokraten demonſtrierten auf der 
Straße für das allgemeine Wahlrecht. Sie wußten 
wohl warum, denn die Arbeitspartei hatte einſtimmig 
beſchloſſen, den Grafen Tisza zum Präſidenten 
zu wählen, der ein abgeſagter Gegner dieſes Wahl- 
rechtes iſt. Sein Eintreten für die Aufgabe des 
Miniſteriums, unter allen Umſtänden die Wehr— 
reform durchzuſetzen, bedeutete zugleich, daß Dr. 
v. Cukacs fein beabſichtigtes weiteres Eingehen 
auf ein wirklich allgemeines Wahlrecht aufgegeben 
hatte. Am 22. wurde nach einem ungeheuren Ura— 
wall und Handgemenge Tisza gewählt, wobei die 
Oppoſition fich ſchließlich der Stimmabgabe enthielt. 
Er verſprach, die normale Tätigkeit des Bauſes 
wiederherzuſtellen. Die Sozialdemokraten kündigten 
den allgemeinen Ausſtand an, gegen den militä— 
riſche Vorkehrungen getroffen wurden. 

Der Ausſtand war nicht allgemein, doch betei— 
ligten ſich immerhin 50.000 Arbeiter am 25. Mai 
an den Straßendemonſtrationen. Es kam zu wieder- 
holten Sufammenftößen mit Polizei und dem Mi— 
litär, von beiden Seiten wurde geſchoſſen, und man 
zählte ſieben Tote und 200 Verwundete. Die Ar- 
beiterführer, die die Maſſen gewiſſenlos in einen 
ausſichtsloſen Kampf gehetzt hatten, weil fie ver- 
meinten, der herrſchenden Klaſſe ihre Macht fühlen 
laſſen zu können, mußten ſchon am Abend zur Ein- 
ſtellung des Streiks und der Demonſtration auf— 
fordern, die Unruhen erloſchen aber erſt am nächſten 
Nachmittag. Die Gppoſition verſuchte, dieſe Vor— 
gänge in das Parlament zu ziehen, Graf Tisza 
erklärte aber am 23., das Baus ſei kein Wohl⸗ 
fahrtsausſchuß, und Miniſterpräſident Dr. v. Cu⸗ 
kacs am folgenden Tage, Militär und Polizei 
hätten nirgends provoziert. Das war durchaus 
richtig, und die Sozialdemokraten mußten einſehen, 
daß der revolutionäre Verſuch dem allgemeinen 
Wahlrecht mehr geſchadet hatte als die Unzuverläſ⸗ 
ſigkeit der oppoſitionellen Parteien, über die ſie 
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mit Becht erbittert waren, da ſie von ihnen nur 
benutzt worden waren. Gegenüber der feſten Band 
des Präſidenten Tisza hatten ſich während der 
Pfingſtpauſe die Gppoſitionsparteien über ein Pro— 
gramm für Wehr- und Wahlreform geeint, für 
erſtere wollten ſie durch Bewilligung eines einjäh— 
rigen Proviſoriums ihre Wünſche auf gelegenere 
Seit verſchieben, inzwiſchen ſollte die Wahlreform 
vorgenommen werden. Miniſterpräſident Dr. v. Cu- 
kacs lehnte am 2. Juni jede Anderung der Wehr— 
vorlage ab und ſtellte dagegen ein Programm der 
Regierung über das Vorgehen in beiden Fragen 
auf, was die Gppoſition rundweg verwarf. Dar— 
auf ließ Graf Tisza am 4. Juni ohne Rückſicht 
auf das Toben der Gppoſition über die Wehr— 
vorlagen in allen drei Leſungen abſtimmen. Bei 
der großen Überlegenheit der Regierungsmehrheit 
ging die Abſtimmung glatt vor ſich, und damit war 
der ſeit Jahren währende Mampf der Regierung 
mit der Gppoſition über dieſen wichtigen Gegen— 
ſtand entſchieden. Graf Tisza hatte dadurch gut- 
gemacht, was er als Miniſterpräſident vor ſieben 
Jahren durch fein Doppelſpiel mit den Vereinbarun— 
gen der ſogenannten Veunerkommiſſion in der Ar— 
meefrage verdorben hatte. Er und Cukacs wuß— 
ten freilich auch ganz genau, wie es um die Stim— 
mung des Monarchen ſtand, der ſchon dem Grafen 
Khuen eine Friſt von einem Monat geſetzt hatte 
und bei der günſtigen parlamentariſchen Lage in 
Wien ſicher nicht gezögert haben würde, ein außer— 
parlamentariſches Miniſterium in Ungarn einzuſetzen. 
Das wäre dann aber ſicher auch mit einem wirk— 
lichen allgemeinen Wahlrecht gekommen, und da— 
vor wollte Graf Tisza ſich und die in Ungarn 
herrſchende Schicht bewahren. 

Das ſahen die oppoſitionellen Abgeordneten, ob— 
wohl ſie derſelben Schicht angehören, noch nicht 
ein, oder wollten es nicht einſehen, weil ſie ſich 
zu ſehr blamiert fühlten. In der Nachmittags- 
ſitzung tobten ſie weiter, und Graf Tisza ließ 36 
von ihnen durch Polizei hinausführen, worauf die 
übrigen unter Proteſt den Saal verließen. Als am 
folgenden Tage der Lärm wieder begann, wurden 
wieder 30 Abgeordnete polizeilich entfernt und meh— 
rere für eine Reihe von Sitzungen ausgeſchloſſen. 
Als dieſe in der Nachmittagsſitzung trotzdem er— 
ſchienen, wurden fie entfernt, worauf die Gppoſi⸗ 
tion wieder den Saal verließ. In der nächſten Sit» 
zung am 7. wiederholten ſich die Ausweiſungen, 
und danach ſchoß der auf 30 Sitzungen ausgefchlof- 
ſene Abg. No vass zweimal auf den Präſidenten, 
ohne ihn zu treffen, und verletzte ſich dann ſelbſt 
ſchwer durch Schüſſe. Graf Tisza blieb ſehr 
ruhig und fette nach kurzer Unterbrechung die Sit- 
zung fort. In der Nachmittagsſitzung wurden die 
ausgewieſenen Abgeordneten nochmals entfernt. Von 
nun an wurden ſie von der Polizei nicht mehr in 
das Haus zugelaſſen, worauf die geſamte Gppoſi— 
tion wegblieb. Nachdem das Abgeordnetenhaus die 
übrigen Vorlagen und außerdem eine verſchärfte 
Geſchäftsordnung angenommen hatte, wurde es am 
I. vertagt, um die zuſtimmenden Beſchlüſſe des 
Magnatenhauſes abzuwarten, und als dieſe erfolgt 
waren, wurde die Seſſion am 27. geſchloſſen. Die 
Leiter des Präſidiums hatten am 12. in Schönbrunn 
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den üblichen Vorſtellungsbeſuch gemacht, wobei 
Kaifer Franz Joſef feine Anerkennung ihrer 
Aufopferung und ihres Mutes bei der Wiederher— 
ſtellung der Arbeitsfähigkeit des Abgeordnetenhaufes 
ausſprach. Die Gppoſition hatte ſich ihr Schickſal 
ſelbſt zugezogen und vor aller Welt lächerlich ge— 
macht. Ihre bis zum letzten Tage wiederholten 
Derfuche, durch den Polizeikordon in das Baus zu 
dringen, intereſſierte bald keinen Menſchen mehr, 
und in der ganzen Bevölkerung, die den parlamen— 
tariſchen Unfug ſatt hatte, erhob ſich kaum eine 
Stimme für fie. Vereinzelte Krawalle in einigen 
Städten gingen von den Sozialdemokraten aus und 
galten dem allgemeinen Wahlrecht. Sinigen An- 
hängern der angeſtrebten magyariſchen Adelsrepublik 
war das in den Verhältniſſen liegende Überwiegen 
der Krone nicht recht, aber nur 35 ſtimmten im 
Magnatenhauſe gegen die Wehrreform. Daß Graf 
Tisza den rohen Gewalttätigkeiten des einen Fünf— 
tels des Abgeordnetenhauſes eine überlegene Ge— 
walt anwandte, war ganz in der Ordnung, und ver— 
einzelte Klagen der internationalen demokratiſchen 
Preſſe über „Berabwürdigung des Parlaments“ 
waren gegenſtandlos, denn ein Parlament iſt nur 
unwürdig, wenn es die ihm obliegenden verfaſſungs— 
mäßigen Pflichten nicht zu erfüllen vermag. 

Mit feinem durch die parlamentariſche Cage er— 
zwungenen Huſarenſtreich hat Graf Tisza die ſeit 
dreizehn Jahren unterbrochene Politik De aks und 
Andraſſys wieder hergeſtellt, die das Heil Un— 
garns im Sufammengehen mit der Krone ſahen. 
Ungarn war dabei gut gefahren, war zum entfchei- 
denden Faktor in der Monarchie geworden, aber 
jetzt ſo weit geſunken geweſen, daß ſelbſt das wegen 
feiner chroniſchen Zerfahrenheit einzig daſtehende 
Wiener Abgeordnetenhaus überlegen erſchien. Abg. 
Juſth hatte die Naivität, dem Kaifer in einem 
Schreiben um eine Entſcheidung darüber zu erſuchen, 
ob er die Geheimratswürde behalten dürfe, nach- 
dem er aus dem Abgeordnetenhauſe in entwürdi— 
gender Weiſe ausgewieſen worden ſei. Über eine 
Antwort verlautete nichts. Nun trat die Wahl⸗ 
reform in den Vordergrund. Über die Pläne der 
Regierung erfuhr man wenig, Dr. v. £ufacs 
hatte am 15. Auguſt von einer Bevorzugung der 
„Intelligenz“ geſprochen, was Kenner mit magya⸗ 
riſcher Sprachkenntnis überſetzten. Die Gppoſition 
ſchnaubte Rache gegen Tis za und Eufacs, war 
aber verblüfft, als letzterer Anfang September den 
Stephansorden erhielt. Nun follte nur noch Tisza 
fort, ein Friedensangebot des Miniſterpräſidenten 
wurde abgelehnt. Die erſte Sitzung im Abgeord— 
netenhauſe am 17. September begann darum mit 
Höllenlärm und verlief ergebnislos, ſchließlich wur= 
den die ſpektakulierenden Oppofitionsmitglieder rück- 
ſichtslos aus dem Saale entfernt. Am nächſten 
Tage kam es ſogar zum Bandgemenge. Die Wahl 
in die Delegation konnte aber vollzogen werden, 
und das Haus wurde vertagt. Abends demon— 
ſtrierten Studenten und Arbeiter; die Polizei ſchritt 
kräftig ein, da auf ſie geſchoſſen wurde, und es gab 
über 20 Schwerverwundete. Die Demonſtration war 
zwar gegen die Regierung gerichtet, aber nicht für 
die Gppoſition, deren Würdeloſigkeit niemand be— 
geiſtern konnte. Die gleiche beſchämende Erfahrung 
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mußte fie auch in Wien erleben, wo fie am 23. 
auf ihrer Demonſtrationsfahrt gegen die ungarische 
Delegation kaum bei den Sozialdemokraten Beach- 
tung fand. Es darf ſchließlich nicht unerwähnt blei- 
ben, daß bei den Skandalſzenen im Abgeordneten— 
haufe auch der Ruf: Es lebe die Republik! ver- 
nommen wurde. Als nach Schluß der Delegationen 
in Wien das Abgeordnetenhaus am 30. Oktober 
wieder verſammelt wurde, verhinderte die Polizei 
den Ausgewieſenen den Zutritt. Es kamen nur 
geringfügige Demonſtrationen vor, die die Oppo— 
ſitionspreſſe vergeblich aufzubauſchen ſuchte. Auch 
die Delegationsſitzungen in Budapeſt wurden wirk- 
ſam gegen das Eindringen der Gppoſition geſchützt, 
die in Verſammlungen großtönende Beſchlüſſe gegen 
die äußere und innere Politik faßte. Das erſt am 
25. November ſeine eigentliche Tätigkeit aufneh— 
mende Abgeordnetenhaus erledigte in raſcher Be— 
ratung das Budget und die drei auch im Wiener 
Reichsrate angenommenen Uriegsleiſtungsgeſetze für 
den Mobiliſierungsfall. Die Gppoſition nahm nicht 
teil, da mehrere Derfuche der Ausgewieſenen, in 
das Haus einzudringen, verhindert worden waren. 
Am Jahresſchluſſe veröffentlichte die Regierung 
ihren Wahlgeſetzentwurf, der wohl die Sahl der 
Wähler erheblich vermehrte, aber nichts weniger 
als das allgemeine Wahlrecht bringt, dagegen eine 
magyarifche Mehrheit für alle Zukunft ſichert. Der 
Balkankrieg und die Kriegsgefahr übten nur einen 
geringen Einfluß auf die Tätigkeit des Haufes aus. 

In Kroatien hatte ſich der Banus Dr. 
v. Tomatſchitſch zwei Jahre vergeblich bemüht, 
verfaſſungsmäßige Suſtände herzuſtellen. Aber 
weder fein anfängliches Kompromiß mit der ſerbiſch⸗ 
kroatiſchen Koalition noch zweimalige Landtags- 
wahlen hatten ihm einen Erfolg gebracht. Er er⸗ 
hielt am 19. Januar den Sektionschef Cu vay 
v. Ivansky als Nachfolger, was durchaus keinen 
Syſtemwechſel bedeutete. Der Konflikt war 1908 
entſtanden, weil das ungariſche „große“ Miniſterium 
die Magpariſierung der kroatiſchen Eifenbahnbeam- 
ten durchſetzte. Seitdem hatte im Landtag die Op⸗ 
poſition die Oberhand und kämpfte ganz nach dem 
Muſter der ungariſchen Oppofition. Sie war nach 
und nach ganz in den Strudel der füdflawijchen 
Selbſtändigkeitsbewegung geraten. Die Regierung 
des Grafen Khuen hatte zu viel mit der eigenen 
Oppoſition zu tun, als daß fie ſich hätte viel mit 
verſöhnenden Schritten in Kroatien beſchäftigen kön— 
nen. Dadurch hatte ſich die Lage verſchlimmert, 
und die Kroaten glichen jetzt vollkommen den Polen 
und ſtrebten, natürlich auch unter patriotiſcher Maske, 
ein großes kroatiſch-ſerbiſches Reich an, einerlei wo 
Öfterreich-Ungarn dabei bleibe. Es war hohe Seit, 
daß etwas geſchah, und unter den kroatiſchen Wün⸗ 
ſchen befand ſich manches, was ein wohlbegründeter 
Anſpruch des Landes war, ohne das verfafjungs- 
mäßige Verhältnis zu Ungarn oder zur Geſamt— 
monarchie zu berühren. Die Magyaren kennen aber 
bloß Freiheit für ſich, für andere den Swang. 
Cuvay begann mit Schließung der Univerſität, 
Maßregelung der Zeitungen ꝛc., wodurch die Der- 
hältniffe noch unhaltbarer wurden. Einen Tag vor 
dem verfaſſungsmäßigen Termin der Wahlaus- 
ſchreibung für den Landtag, wurde am 3. April 


Cuvapy zum königlichen Mommiſſär ernannt, die 
Verfaſſung aufgehoben und die Derjanmlungs- 
freiheit aufs äußerſte beſchränkt. Die Maßregel 
richtete ſich gegen die ſüdſlawiſche (angeblich tria- 
liſtiſche) Agitation, ihre Sweckmäßigkeit wurde aber 
außerhalb Ungarns bezweifelt, u. a. auch vom Gra— 
fen Stürgkh am 18. im Wiener Abgeordneten— 
hauſe. Die Erbitterung nahm zu, ein Gymnaſiaſt 
Jufics ſchoß am 7. Juni auf Cuvapy, ver⸗ 
wundete aber nur den neben ihm fahrenden Sek— 
tionschef Hervoics tödlich. Der königliche Kom- 
miſſär v. Cu vapy erſtattete Anfang September dem 
Kaifer in Iſchl Bericht, wurde aber der Tradition 
entgegen nicht zur Tafel gezogen. Der Balkankrieg 
belebte die ſüdſlawiſche Agitation aufs neue, aber 
auch die in den Hintergrund gedrängten loyalen 
Serbo-Kroaten. Sie brachten durch Deputationen 
aus dem ganzen Lande am 21. November Herrn 
v. Tuvapy eine großartige Dertrauenserflärung, 
die zugleich dem Kaifer galt. Einige Tage vorher 
hatte Dr. v. Cukacs in Budapeſt erklärt, der 
kroatiſche Candtag werde ſofort einberufen werden, 
wenn ſeine Mehrheit nicht mehr die Lostrennung 
von Ungarn verlange. 


Bosnien. 


Im Vorjahre war das jüngſte parlamentariſche 
Kind der Monarchie, der bosniſche Candtag, etwas 
unſanft nach Haufe geſchickt worden, weil er wohl 
ſchon obſtruieren, aber noch nicht parlamentariſch 
verhandeln gelernt hatte. Die großkroatiſche Agi- 
tation machte ſich breit, wollte die deutſche innere 
Amtsſprache abſchaffen und veranſtaltete am 18. Fe⸗ 
bruar in Serajewo eine Demonſtration gegen Un— 
garn. Schüſſe fielen, durch die ein Gymnaſiaſt töd⸗ 
lich verwundet wurde, Polizei und Militär mußten 
Ordnung machen. Der Landtag, nach des Barons 
Burian Anſicht auf Grund des religiöfen Kata- 
ſters gewählt, hat ſich nicht bewährt. Die ortho⸗ 
doren Serben ſtehen den verbündeten katholiſchen 
Kroaten und Muſelmanen gegenüber, beide Grup— 
pen ſtark genug, die Abſichten der anderen zu ver— 
eiteln, aber jede unfähig zum eigenen Schaffen. 
Der neue Miniſter Dr. v. Bilinski wollte es 
mit einer ſogenannten Arbeitsmehrheit verſuchen, 
indem er ein an ſich viel begehrtes Eiſenbahnbau— 
programm entwickelte, aber die Beſchränktheit der 
Abgeordneten ſchrak vor der Höhe des Candes⸗ 
beitrags zurück, das gegenſeitige Mißtrauen tat das 
Übrige. Ja, wenn die Regierung ihnen die Bahn 
ſchenkte! Als höchſte Weisheit erſchien ihnen, der 
Regierung gar nichts zu bewilligen, und ſie lehnten 
das Budget ab. Anfang April trat in der Leitung 
der Landesregierung eine wichtige Veränderung ein: 
Der militäriſche Landeschef wurde auch tatſächlich 
Leiter der Fivilverwaltung. Der Landeschef, Armee⸗ 
inſpektor Potiorek, gilt als ein beſonders be— 
fähigter Mann nicht bloß auf militäriſchem Gebiete, 
von dem man viel erwartet. Von Vorteil iſt auch, 
daß er direkt dem Monarchen und nicht dem ge— 
meinſamen Miniſterium unterſtellt iſt. Der Land- 
tag hatte aus irgend welchen Gründen einen Zivil» 
chef gewünſcht. Ende Juni war es Dr. v. Bi⸗ 
linski doch gelungen, feine Arbeitsmehrheit zu 
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bilden, aber bloß auf ein paar Tage, dann wurd 
die Verhandlungen abgebrochen und der 3 
der ſchon ſeit zwei Monaten nichts gearbeitet hatte, 
vertagt. Der Balkankrieg griff tief in das Partei— 
leben des Landes ein 45 Serben nahmen in 
dem am 2. Oktober wieder ammelten Landtage 
offen für die Forderungen ei önigreiches Serbien 
und gegen Öfterreich Partei. Das veranlaßte am 
19. November die Muſelmanen, die ſich bisher mit 
der öſterreichiſchen Berrſchaft noch wenig ausge- 
ſöhnt hatten, zu einer großartigen Kundgebung für 
Öfterreich-Ungarn und den Kaifer Franz Joſef. 


erſa 
Kö 


General Conrad von Hötzendorf, 
Chef des Generalſtabes der öſterr.- ungar. Armee. 


Der Landtag nahm ein Geſetz an, nach dem binnen 
16 Jahren 600 neue Volksſchulen und eine Reihe 
von Mittelſchulen gebaut werden ſollen. Auch die 
Eifenbahnvorlage wurde mit großer Mehrheit an— 
genommen. Da aber die Jungſerben, wohl beein— 
flußt durch den Balkankrieg, zu obſtruieren be— 
gannen und bei den gemäßigten Serben, die bisher 
zur Arbeitsmehrheit gehört hatten, Unterſtützung 
fanden, wurde der Landtag am 18. Dezember un— 
erwartet durch kaiſerlichen Erlaß vertagt, bevor er 
das Budget durchberaten hatte. Die Urſache lag 
wohl vorwiegend in der Sunahme der ſerbiſchen 
Agitation. Die Abgeordneten bedauerten beſonders 
den Derluft der Taggelder von 15 Kronen, die 
ſie ſeit November vorigen Jahres bezogen hatten, 
obſchon der Landtag meiſt vertagt war und vor 
Oktober nichts geleiſtet hatte. 


Die Reichsverteidigung. 
„Neues wird eingeführt, erhalten aber bleibt 
der treue herrliche Geiſt, der ſtets unſere Armee 


in hervorragendem Maße ausgezeichnet hat.“ Die— 
fen bemerkenswerten Ausſpruch tat am 27. Juni 
bei der Beratung der Wehrreform im Berrenhaufe 
der Fürſt v. Fürſtenberg und kennzeichnete da⸗ 
mit treffend die gegenwärtige Cage. 0 Mon⸗ 
archie erhält durch die Reform endlich eine MWehr- 
macht, die fie wieder auf die Höhe des gegen— 
wärtigen allgemeinen Rüftungsftandes erhebt und 
ihrer FOR nach außen und als Bundesmacht 
wieder die volle Wucht verleiht. Zwanzig Jahre 
betrug der Friedensſtand rund 18.000 Gagiiten, 
270.000 Mann und 54.000 Pferde, die inner- 
politiſchen Verhältniſſe ermöglichten nicht, die 
Refrutenziffer auch nur um einen Mann zu er 
höhen. Weitgehende techniſche und wiſſenſchaft⸗ 
liche Fortſchritte hatten in dieſem Zeitraum auch 
für Weuformationen in den Dienſt der Armee 
geſtellt werden müſſen, die aber nur durch Ab— 
kommandierungen aus den beſtehenden Trup— 
penkörpern gedeckt werden konnten. Das Reſul- 
tat war eine weitgehende Schwächung, vor allem 
der erſten taktiſchen Einheit, der Mompagnie. 
Das Heer begann zu „verdorren“. Der Re— 
krutenſtand für Beer und Flotte wird nun von 
1914 ab 159.500 Mann betragen, für die Land- 
wehr (ſamt den eine Sonderſtellung einnehmen— 
den Kontingenten für Tirol und Vorarlberg) 
von I9I7T ab 28.000 Mann, und ungefähr eben— 
fo viel für die Honved. Die Geſamtſtärke wird 
dann alſo rund 450.000 Mann betragen, etwa 
1% der Bevölkerung, etwas weniger wie in 
Deutſchland nach der neuen Wehrreform, be— 
deutend weniger wie in Frankreich. Von den 
bedeutenden Erhöhungen wird eine Reihe von 
organiſatoriſchen Veränderungen bedingt, u. a. 
die Heranziehung eines Berufsunteroffiziers- 
forps, die Derfchärfung des Einjährigenprivi- 
legiums und der teilweiſe Wegfall der Erſatz— 
reſerve. Von großer Bedeutung iſt auch die 
neue Militärſtrafprozeßordnung, die ein moder— 
nes Verfahren mit Öffentlichkeit, Mündlichkeit, 
freier Beweiswürdigung und ſelbſt Verteidigung 
durch Siviladvokaten bringt. Der unparlamen- 
tariſchen und unpolitiſchen Haltung der une 
garifchen Gppoſition iſt es zu danken, daß beim 
Durchſetzen der Vorlage als Verhandlungsſprache 
die Dienſtſprache — alſo die deutſche chging, 
wogegen dieſe Gppoſition ein Jahrzehnt wütend 
gekämpft hat. Das iſt übrigens weniger für die 
deutſche Sprache als für die Einheitlichkeit der Ar— 
mee von Belang. Die Heeresverwaltung hat be— 
reits für die Arbeiten, die zur Durchführung der 
heiß erſehnten Wehrreform nötig ſind, den größten 
Eifer entwickelt, den der Erzherzog-Thronfolger 
beſeelte. 

Am 1. Oktober beſtand die Friedensſtärke der 
Armee aus 28.570 Offizieren, 385.000 Unteroffi— 
zieren und Mannſchaften ſowie 76.480 Pferden. Der 
neue Uriegsminiſter FHM. v. Krobatin iſt der 
genauefte Kenner des Heeresorganismus, der Ge— 
neralſtabschef G. d. J. Conrad v. Bötzendorf 
iſt wieder auf ſeinem Platze. Von Neuorganiſa— 
tionen verdient Erwähnung die Errichtung von Rads 
fahrerfompagnien bei vier Jägerbataillonen, bei 
denen zu dieſem Zwecke die vierte Kompagnie pro— 
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viſoriſch aufgelöſt wurde. Jede Radfahrerkompagnie 
hat drei Züge Fahrer und einen Maſchinengewehr— 
zug. Bei der Infanterie- und Jägertruppe wur- 
den 21 Maſchinengewehrabteilungen neu aufgeſtellt. 
Die Trainbataillone der Gebirgsformationen in 
Bosnien und Dalmatien beſchaffen in Sukunft bei 
Mobiliſierungen alle Truppentrains ſelbſt und 
erhalten hiezu ein ſchwaches Bataillonstrainkader. 
Die Gebirgsartillerieabteilungen in Bosnien wur— 
den unter einem Brigadekommando vereinigt. In 
Budapeſt und in Lemberg wurde je ein Kavallerie- 
diviſionskommando errichtet. An Stelle der bis- 
herigen neun ſchweren Baubitzdiviſionen wurden 
1% ſchwere Haubitzdiviſionen, zunächſt zu zwei Bat⸗ 
terien, als erſte Etappe der beabſichtigten Umge— 
ſtaltung der ſchweren Feldartillerie, gebildet. Für 
Tirol wurden zwei neue Feſtungsartilleriebataillone 
(Nr. 6 und 7) errichtet. Die 15 Pionierbataillone 
wurden (zunächſt) in acht Pionier- und I4 Sappeur⸗ 
bataillone, erſtere für den Waſſer-, letztere für den 
Canddienſt, umgebildet. Das Eifenbahn- und Tele- 
graphenregiment wurde in ein Eiſenbahnregiment 
und ein Telegraphenregiment (vorläufig en cadre) 
getrennt, das Flugfeld für Luftſchiffer bei Fiſchamend 
wurde erweitert, bei Görz ein zweites errichtet. 
Außerdem wurden verſchiedene, nicht unweſentliche 
Umänderungen im Automobil-, Train- und Sani⸗ 
tätsweſen durchgeführt und eine Neugruppierung 
der Landwehrgebirgstruppen vorgenommen. Der 
Entwurf eines neuen Felddienſtreglements wurde 
zunächſt zur Erprobung eingeführt. Es iſt erſicht⸗ 
lich, daß die Mehrzahl dieſer an ſich kleinen Der- 
änderungen die Vorſtufe für größere Organifationen 
bei Durchführung der Wehrreform bildet. 

Die großen Manöver fanden vom 9. bis 
14. September in dem ausgeſprochenen Flachlande 
öſtlich der Theiß in einem infolge der hohen Mais- 
beſtände wenig überſichtlichem Terrain ſtatt. Die 
Oberleitung führte wieder der Thronfolger Erz— 
herzog Franz Ferdinand. Die Leiſtungen der 
Führer und Truppen befriedigten durchaus voll» 
kommen, und manche neue Erfahrungen in bezug 
auf die Ausnützung der modernen Technik für die 
Swecke des Heeres wurden geſammelt. Trotz' der 
ungünſtigen Witterung vollbrachten die Slieger- 
offiziere Leiſtungen, die des höchſten Lobes wert 
ſind und auch im Armeebefehl des Erzherzog-Thron⸗ 
folgers beſonders warm anerkannt wurden. Ein 
großes Seitungsgeſchreibſel entſtand wegen des an— 
geblich vorzeitigen Abſchluſſes des Manövers, den 
man auf innerpolitiſche Gründe, auf die beabſichtigte 
Anweſenheit des Erzherzogs beim euchariſtiſchen 
Kongreß ꝛc. zurückzuführen ſuchte. Von offiziöſer 
Seite wurden überzeugende militäriſche Gründe da— 
für angeführt, warum für den vierten Manöver— 
tag nur der Abtransport der Truppen vorgeſehen 
war. Für einen etwaigen vorzeitigen Abbruch dürf— 
ten übrigens weniger die angeführten Gründe, als 
das herannahende Balkangewitter in Frage kom— 
men, für das das Fernhalten der Truppen von 
ihrem Mobiliſierungsort nicht zweckmäßig ſein konnte. 
Don großer Bedeutung war wieder die Tatſache, 
daß die Bonvedoffiziere nicht deutſch konnten, wor— 
aus ſich Unzulänglichkeiten entwickelten. 

Das Jahr 1912 war für die Flotte von denk— 
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würdiger Bedeutung. Es brachte ihr nicht nur die 
erſten der Neuzeit entſprechenden Schiffe, ſondern 
der Ausgang des italieniſch-türkiſchen Krieges um 
Lybien ließ auch den einfachſten Mann nicht dar⸗ 
über in Zweifel, daß die Erwerbung eines fo an— 
ſehnlichen Kolonialgebietes nur möglich geweſen 
war, weil Italien die See beherrſchte. Die Nutz⸗ 
anwendung lag auf der Hand, alle größeren Fragen 
der Gegenwart und Sukunft werden nur für den 
günſtig entſchieden werden, der die Herrſchaft zur 
See allein oder durch Bündniſſe behauptet. Für 
letztere muß man natürlich einen erheblichen Macht- 
beitrag beiſtellen, ſonſt bleibt man bündnisunfähig 


(Phot. J. Harfäny, Wien.) 
Vizeadmiral Anton Haus. 


und iſt keine Großmacht. Auch Griechenland hätte 
ſich nicht am Balkankriege beteiligen können, wenn 
die Türkei eine angemeſſene Flotte beſeſſen hätte. 
Obgleich in den letzten Jahren für die öfterreichifch- 
ungariſche Marine viel geſchehen iſt, ſo darf doch 
nicht verſchwiegen werden, daß ſie den Anforde— 
rungen der politiſchen Cage noch keineswegs ent- 
ſpricht; genug, daß ſie aus dem Stadium langjähri⸗ 
ger Vernachläſſigung heraus iſt. Sie hat, wie die 
deutſche in Kaifer Wilhelm, im Erzherzog⸗ 
Thronfolger einen Förderer gebraucht. Und es iſt 
raſch vorwärts gegangen. 

Ein weſentlicher Fortſchritt des Jahres iſt die 
Errichtung eines Flotteninſpektorats, das die Ein⸗ 
heitlichkeit der Ausbildung, aber auch der Führung 
in eine Hand bringt, ein in unſerer Seit plötzlicher 
Kriegsausbrüche höchſt wertvoller Vorteil. Vize— 
admiral Haus wurde am 10. Juni zum Flotten⸗ 
inſpektor ernannt. Die Schaffung der neuen Stel- 
lung war auch darum nötig, weil der Marinekom⸗ 
mandant als Chef der Marineſektion dauernd an 
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Wien gefeſſelt iſt und höchſtens kurze Inſpektions⸗ 
reiſen vornehmen, ja ſelbſt bei der Mobiliſierung 
nicht ſofort die Führung der Flotte übernehmen 
kann. Ende September trat der erſte Dreadnought 
„Viribus unitis“ nach ausgezeichnet beſtandenen 
Probefahrten in die Front, der zweite, „Teget— 
thoff“, verließ die Werft am 21. März und 
befindet ſich in der Ausrüſtung, der dritte lief am 
30. November in Trieſt vom Stapel und wurde 
von der Erzherzogin Marie Chriſtine „Prinz 
Eugen” getauft, der vierte wird im Juli nächſten 
Jahres folgen. Gewiſſe in der Preſſe behauptete 
Mängel beim Bau dieſer Schiffsklaſſe ſind unweſent— 
lich und pflegen in anderen Marinen bei neuen 
Schiffstypen in viel höherem Maße vorzukommen. 
Die Aufbauſchung dieſes ganz nebenſächlichen Um- 
ſtandes leitete ihren Urſprung wohl nur aus gewiſſen 
induſtriellen Konkurrenzverhältniſſen her. Außer 
den genannten Dreadnoughts ſind im Kaufe des 
Jahres noch die kleinen (3540 Tonnen) Rapid— 
kreuzer „Saida“ und „Helgoland“, ſowie drei Tor- 
pedobootjäger vom Stapel gelaufen. Nach der Er- 
klärung des Marinechefs Grafen Montecuc coli 
in den Delegationen ſind die dringenden Erſatzbauten 
für die Schiffe der Monarchklaſſe auf das Jahr 
1915 verſchoben worden, was für die Flotte bedauer— 
lich, wenn auch wohl in den Umſtänden begründet 
iſt. Sine dringende Erneuerung bedarf auch die 
Donauflotille, deren ſechs Monitore Anfang Dezem— 
ber mobiliſiert wurden und auch ihre Schuldigkeit 
taten, aber leider gänzlich veraltet ſind. Trotz allem 
leiſten alle Teile der Flotte Tüchtiges, was Erz⸗ 
herzog Franz Ferdinand nach den Manövern 
wiederholt anerkannte. Als eigenartige Anerkennung 
darf auch das plötzliche lebhafte Intereſſe der Eng— 
länder für die öſterreichiſch-ungariſche Flotte ange— 
ſehen werden, denn der Stolz der Briten beachtet 
nur das, wovor er Achtung empfindet. 


Handel und Verkehr. 


Öfterreich-Ungarn bildet ein fo eigenartiges, 
in ſich abgeſchloſſenes Wirtſchaftsgebiet, daß es von 
den guten und ſchlimmen Vorgängen auf dem Welt— 
markte nur wenig, und dann meiſt erſt ſpät, berührt 
wird und ſeine Perioden des Aufſchwungs oder der 
Krifen für ſich hat. Die einſeitige Entwicklung des 
Exports faſt ausſchließlich nach den Balkanländern 
und der Levante wirkte infolge der dortigen poli— 
tiſchen Ereigniſſe viel verderblicher als im übrigen 
Europa. Von der Wirtſchaftskriſe vor vier Jahren 
hatten ſich jene europäiſchen Länder, Deutſchland 
voran, ſowie die Vereinigten Staaten erholt, auch 
Oſterreich-Ungarn wurde davon beeinflußt, ſtählte 
ſeine Kräfte und ſchickte ſich zu neuer großer 
Arbeit an. Der italieniſch-türkiſche Krieg und die 
unſichere Lage in der Türkei hatten wohl Verluſte 
gebracht, aber nur einzelne Gewerbszweige heim— 
geſucht. Noch im Zeichen der aufſteigenden Kon 
junktur der letzten Jahre, wo Geld- und Waren 
kredit ſo leicht gegeben und genommen wurde, 
brach ſchon in der Mitte des Jahres der Rückſchlag 
herein, der indeſſen nicht gefährlich erſchien. Erſt 
der Ausbruch des Balkankrieges hat im Wirtſchafts⸗ 
leben ſchwere Verheerungen angerichtet. Das Mo— 


ratorium der Balkanſtaaten hat in erſter Linie die 
Textilinduſtrie hart getroffen, aber auch alle anderen 
Kreife der Induſtrie, die am Export nach den Balkan— 
ländern beteiligt ſind, wurden berührt. Der Export 
riß plötzlich ab, und durch das Moratorium der 
Balkankönigreiche wurden dort alle Außenſtände un— 
ſicher und für längere Seit uneinbringlich. Va— 
mentlich in der Tertilinduftrie mußten Betriebs- 
beſchränkungen durchgeführt werden, und alle 
Neben- und Hilfsinduftrien wurden in Mitleiden- 
ſchaft gezogen. Die Unſicherheit infolge des Balkan⸗ 
krieges hatte auch eine plötzliche Sinſchränkung des 
Inlandkonſums zur Folge, worunter ſchließlich faſt 
alle Induſtrien zu leiden hatten. Dazu kam noch 
der — wie in der ganzen Welt — ſehr hochſtehende 
Sinsfuß, und ſelbſt zu den höchſten Zinfen war 
Geld kaum zu erlangen. In beſonders kritiſcher 
Cage befanden ſich am Jahresende mehrere tſche— 
chiſche Bank- und Fabrikunternehmungen, denn man 
war in den letzten Jahren wenig ſorgfältig bei 
nationalen Neugründungen vorgegangen, und auch 
die ſtaatlichen Auffichtsbehörden hatten bei Spar— 
kaſſen, Genoſſenſchaften ꝛc. ihre Pflicht zu milde 
geübt. Eine große wirtſchaftliche Gefahr bildete 
die plötzliche und an manchen Orten geradezu ſtür— 
miſche Furückziehung der Sparkaſſeneinlagen. Das 
kleine Geldſpekulantentum hatte den Ceuten nament- 
lich in Galizien die törichtſten Kriegsgerüchte beige- 
bracht, u. a. auch, daß der Staat im Kriege dieſe 
Gelder einziehen würde. Die Spekulanten ſorgten 
natürlich dafür, daß die abgehobenen Gelder nicht 
in den Strumpf geſteckt, ſondern ihnen zum Auf— 
heben gegeben wurden. Bei den hohen Sinsſätzen 
war ja damit viel zu verdienen. 

In Galizien und in der Bukowina waren unter 
dem Eindruck der von der Preſſe noch geſteigerten 
Kriegsfurcht dieſe Zuftände fo arg geworden, daß 
die Regierung und die öſterreichiſch-ungariſche Bank 
eingreifen mußten, um auch die beſſer ſituierten 
kaufmänniſchen und induſtriellen Unternehmungen 
vor Krifen zu bewahren. Unter dieſen Verhältniſſen 
wurde der Lärm, mit dem der Viederbruch einer 
beſchränkten Anzahl von ſchlecht fundierten Firmen 
in der Gffentlichkeit behandelt wurde, in ſelbſt maß— 
gebenden franzöfifchen und ruſſiſchen Zeitungen zu 
einer Krife der geſamten öſterreichiſchen Dolkswirt- 
ſchaft aufgebauſcht. Das konnte wohl ſogar die 
energiſche Haltung der äußeren Politik der Mon— 
archie beeinträchtigen, war aber durchaus nicht in 
den Derhältniffen begründet. Im allgemeinen hat— 
ten ſich Handel und Induſtrie während der gün— 
ſtigen Konjunktur der letzten Jahre hinreichend ge— 
ſtärkt, um die jetzige, hauptſächlich durch die äußere 
politiſche Cage hervorgerufene verluſtreiche Epiſode 
aushalten zu können. Denn im Kerne iſt die Volks- 
wirtſchaft Gſterreich-Ungarns geſund. Als gegen 
Jahresſchluß die politiſchen Wolken eine klarere 
Geſtalt annahmen, wurde auch die Auffaſſung ruhi- 
ger. Die induſtriellen Vereinigungen wehrten ſich 
energiſch gegen die Flaumacherei gewiſſer Kreife. 
Dabei ſtellte es ſich auch heraus, daß der größere 
Teil der Induſtrie reichliche Beſtellungen habe, daß 
die abflauende Konjunktur ſich beſſere und daß die 
Abſatzſtockung infolge des Krieges durch vermehrte 
militäriſche Lieferungen Erſatz gefunden habe. Ein- 
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zelne Induſtriezweige find freilich notleidend ge— 
blieben, und die noch unſichere politiſche Cage hat 
keine gefeſtete Beſſerung aufkommen laſſen. Der— 
gleichen muß eben ertragen werden und wird durch 
die übliche „Raunzerei“ nicht beſſer. So ſteht es 
auch mit der Teuerung, die einen noch nicht genügend 
in ihren Urſachen erklärten internationalen Charakter 
hat, was freilich die raunzende Preſſe und die ebenſo 
raunzenden Volksfreunde innerhalb wie außerhalb 
des Parlaments entweder nicht wiſſen oder als ihnen 
nicht zweckdienlich verſchweigen. Ein ganzes Jahr 
hindurch hat man darüber in den Blättern und im 
Abgeordnetenhauſe geſchrieben und geredet, Partei— 
und Regierungshetze getrieben, ohne der Bevölke— 
rung die geringſte Erleichterung zu bringen. Als 
ganzes Ergebnis hat man ſchließlich unter dem 
Motto „Was kein Verſtand der Verſtändigen ſieht“ 
die Löfung der Regierung zugeſchoben: in Reſolu— 
tionen, von denen jeder einzelne weiß, daß ſie nicht 
durchzuführen find. Beſſer wie alle Raunzerei wäre 
die ernſte Mahnung zum Suſammenhalten, zum ge— 
meinſamen Ertragen der ohne nachweisliche Schuld 
eingetretenen Cage geweſen. Auf dieſem Wege 
wäre wohl auch eher manches Mittel zur Kinde- 
rung und Befriedigung gefunden worden. Aber 
die Volksfreunde griffen lieber zu der bequemeren 
Methode, die ſchon der Theaterdirektor im „Fauſt“ 
kannte: „Sucht nur die Menſchen zu verwirren, 


ſie zu befriedigen, iſt ſchwer.“ 


Verſchiedenes. 


Im Juli wurde das Nefultat der Volks- 
zählung für Öfterreich von 1910 veröffentlicht. 
Die Geſamtbevölkerung der öſterreichiſchen Reichs— 
hälfte iſt ſeit 1000 von 25,652.805 auf 27,963.872 
(um 909%) geſtiegen, im vorhergehenden Jahr— 
zehnt hatte die Hunahme 92% betragen. Es ge— 
hörten 9,950.266 der deutſchen, 6,435.983 der tſche— 
chiſchen, 4,967.98 4 der polniſchen, 3,518.854 der 
rutheniſchen, 1,252.940 der ſerbokratiſchen, 785.534 
der italieniſchen, 275.115 der rumäniſchen und 10.974 
der magyariſchen Umgangsſprache an, die fich fo 
ziemlich mit der Nationalität deckt. Die Deutſchen 
haben ſich von 970.950 auf 9,950.266 (8:5 0%), 
die Tſchechen um 807%, die Polen um Jeg, 
die Ruthenen nur um 435%, die Italiener um 
568%, die Slowenen um 504% vermehrt. Der 
Fortſchritt der Deutſchen würde erheblich größer 
fein, wenn nicht in Galizien die Fahl der Deutſch⸗ 
ſprechenden von 211.752 auf 90.114 zurückgegangen 
wäre, was ſich in der Hauptjache aus dem auf die 
Juden ausgeübten polniſchen Druck erklären läßt. 
Damit hängt auch die auffällig große Zunahme 
der Polen und die geringe der Ruthenen zuſammen. 
Stark iſt das Anwachſen der alpenländiſchen Deut- 
ſchen, in den Sudetenländern zeigt ſich ein geringer 
Rückgang der prozentuellen Zunahme, der in Schle- 
ſien durch den Suſtrom polniſcher und tſchechiſcher 
Bergarbeiter bedingt iſt. Die Minoritäten ſind faſt 
überall zurückgegangen, ſo die Tſchechen in Wien 
von 6˙69 auf 557 0%. 

Infolge eines Unglücksfalles verſchied in Mün⸗ 
chen am 3. Januar der ehemalige langjährige 
Oberſthofmeiſter der Kaiferin Sliſabeth, Graf 


Franz Bellegarde, im 80. Lebensjahre. Er 
war von 1889 bis 1894 Gberſthofmeiſter der Kron- 
prinzeſſinwitwe Erzherzogin Stephanie und dann 
Oberſthofmeiſter der Kaiferin Sliſabeth. 

Nach längerer Urankheit ſtarb am 30. Januar 
in Wien der einſt vielgenannte Politiker, zuletzt 
Ackerbauminiſter im Kabinett Beck, Dr. Alfred 
Sbenhoch. Er war ein ausgeſprochener Kon- 
ſervativer, gründete 1895 die katholiſche Volkspartei 
und war zuletzt ein Führer der Chriſtlichſozialen. 
Wegen ſeines ehrenhaften Charakters wurde er auch 
von den politiſchen Gegnern geſchätzt. 

Am 8. März wurde in Prag im Alter von 
kaum 52 Jahren das Berrenhausmitglied Dr. Wen— 
zel Skarda aus dem Leben abberufen. Er ge— 
hörte ſeit 189% dem böhmiſchen Landtag an, war 
Mitglied des Candesausſchuſſes und Vorſitzender des 
tſchechiſchen Landtagklubs. Um die Ausgleichsver— 
handlungen hat er ſich mit ernſtem Wollen bemüht. 

In feinem Jagdhaus bei Trieben in Steier- 
mark verſchied unerwartet am I. Mai das Berren- 
hausmitglied Dr. Karl Frhr. v. Chiari, 65 Jahre 
alt. Er war Gutsbeſitzer und Induſtrieller und 
gehörte dem Induſtrierate, dem Eifenbahnrate und 
dem Kuratorium des Handelsmuſeums an. Von 
1897 bis 191 Mitglied des Abgeordnetenhaufes, 
lehnte er dann jede Wiederwahl ab und wurde 
ins Herrenhaus berufen. Auch von da aus blieb 
er die leitende Seele des Deutſchen Nationalverban— 
des und war aus guten Gründen Gegner parla— 
mentariſcher Miniſterien, im übrigen ein bewährter 
Vermittler der leidigen Gegenſätze und ein eifriger 
Förderer der praktiſchen nationalen Arbeit. 

Der Ackerbauminiſter Dr. Albin Braf ver— 
ſchied am J. Juli gerade während des Sokolfeſtes 
in Roſtok bei Prag infolge eines längeren Leidens 
im 62. Lebensjahre. Er war ein namhafter Na⸗ 
tionalökonom und ſchon im Miniſterium Bienerth 
einmal Ackerbauminiſter geweſen. Seiner Partei- 
ſtellung nach gehörte er wie ſein verſtorbener 
Schwiegervater Rieger den Alttſchechen an und 
war dem Ausgleich mit den Deutſchen zugeneigt. 

Im Alter von 81 Jahren iſt auf feinem Tus- 
kulum bei Görz am 31. Auguſt ein hochverdienter 
Diplomat, der ehemalige Botſchafter Öfterreich- 
Ungarns in Konftantinopel, Graf Calice, ge 
ſtorben. Schon der Umſtand, daß er dieſen Bot- 
ſchafterpoſten über ein Viertel jahrhundert beflei- 
dete, iſt ein Beweis für die Verdienſte, die er ſich 
um das Reich erworben hat. 

Am 20. Auguſt ſchied der Kardinal Erzbiſchof 
von Erlau Dr. Jofef Samaſſa aus dem Leben. 
Er war einer der bedeutendſten Kirchenfürften Un— 
garns, der anerkannte Führer der ungariſchen Ka= 
tholiken, politiſch ein Vertreter der Politik Deaks 
und ein treuer Anhänger des Gemeinſamkeitsver— 
hältniffes mit Öfterreich, Sein Nachfolger wurde 
Erzbiſchof Csernoch von Kalocsa. 

Der 1857 geborene frühere Handelsminiſter 
Dr. Frhr. v. Rößler ſtarb am 12. Dezember in 
Wien nach langem Leiden, wegen deſſen er ſchon 
im September von ſeinem Amte zurückgetreten war. 
Er hatte während feiner ganzen Dienſtzeit dem Han- 
delsminiſterium angehört und als Sektionschef bei 
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dem Abſchluß der neuen Handelsverträge und noch 
mehr bei dem wirtſchaftlichen Ausgleich mit Ungarn 
große Erfolge erzielt. 

Der frühere ungariſche Unterrichtsminiſter 
Graf Albin Cſaky v. NMöröſſzegh verſchied 
am 15. Dezember in Budapeſt, 7I Jahre alt. Er 
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war ein tüchtiger Verwaltungsbeamter, nahm an 
der Reform der Verwaltung und des Magnaten⸗ 
hauſes tätigen Anteil und führte als Kultusminifter 
die Reform der kirchenpolitiſchen Geſetzgebung und 
die Einführung der Sivilehe durch. Suletzt war er 
Präſident des Magnatenhauſes. 


Italien. 


ie für kein anderes Land hat das Jahr 
N AN 1912 für Italien einen in jeder Be— 
ziehung glücklichen Verlauf genommen. 


Der Friede von Lauſanne hat das langjährige Seh- 
nen nach einer nutzbaren Kolonie in Afrika geſtillt 
und dem Lande in aller Form rechtens die Berrſchaft 
über Tripolis gebracht. 
hergebrachtes Glück ſich bewährt, denn wieder hat 
auswärtige Mitwirkung feinen Beſtrebungen den Er- 
folg geſichert, indem der Überfall der Balkanſtaaten 
die Pforte nötigte, das kleinere Übel zu wählen und 
ihre Hoheitsrechte auf Tripolis aufzugeben. Der 
nur wenige ins Auge fallende Erfolge bringende 
und ſich unerwünſcht in die Länge ziehende Krieg 
beeinflußte das geſamte innere und äußere politiſche 
Leben, denn die Bevölkerung war faſt ohne Aus- 
nahme mit ganzer Seele dabei. Der zwar nicht 
eingeſtandene, aber doch auf allen laſtende Druck, 
daß Italien nicht ſo recht für voll angeſehen werde, 
weil fein Emporſteigen auffällig durch die Ceiſtun⸗ 
gen anderer gefördert worden war, drängte nach 
dem Beweiſe, daß es nicht ſo ſei, daß Italien auch 
aus eigener Kraft Großes vollbringen könne. Und 
weil es in Lybien nicht in der gehofften Weiſe 
vorwärts ging, wurde man nervös. Eine faſt feind- 
ſelige Stimmung gegen das Ausland, namentlich 
auch gegen die Verbündeten Deutſchland und Gſter— 
reich⸗Ungarn, machte ſich in der öffentlichen Meinung 
geltend, denn das einmütige Nationalgefühl war 
ungemein empfindlich gegen die ausländiſche Aritik 
der Leiſtungen des Heeres. Man überſah dabei in 
Italien, daß wie in Deutſchland ſo auch in Öfter- 
reich⸗Ungarn die großen und verbreitetſten Blätter 
gar nicht das wirkliche Volksempfinden vertreten, 
ihm ſogar vollſtändig fremd und bloß Geſchäfts⸗ 
blätter find, die die Vorgänge des In- und Aus- 
lands ausſchließlich vom Standpunkt der Senſation 
aus behandeln und zurechtſchneiden. 

Übrigens haben auch ſchon früher in Italien 
häufig genug die Preſſe und ſelbſt das Parlament 
gegen den deutſchen und den öſterreichiſchen Bundes- 
genoſſen genörgelt. Man hat in den betroffenen 
Staaten ſolchen Stimmen niemals viel Gewicht bei— 
gelegt, und der Swang der wirklichen Intereſſen 
hat ſich auch immer ſtärker gezeigt als der in den 
Seitungen ſich breitmachende Dilettantismus un⸗ 
kontrollierbarer Stimmungen. So war es auch 
diesmal. Ein diplomatiſcher Streit mit Frankreich 
wegen der Durchſuchung einiger franzöſiſcher Schiffe 
durch italieniſche Kriegsdampfer wurde von Paris 
aus in recht ſpitzigen Formen und mit der nament- 
lich in früherer Zeit üblichen Geringſchätzung Ita— 
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liens geführt. Die Folge davon war, daß die Be— 
gegnung des Königs mit dem Deutſchen Kaifer in 
Venedig ſchon wieder mit großer Freude begrüßt 
wurde. Daß Frankreich und England den Erwerb 
von Tripolis nicht gern ſahen, war ohnehin erficht- 
lich, und als im September das franzöſiſche Ge— 
ſchwader aus dem Kanal nach dem Mittelmeer ver— 
legt wurde und dazu verlautete, daß dort England 
und Frankreich eine Vormachtſtellung beanſpruchten, 
da ſah doch in Italien jedermann ein, wo ſeine 
wahren Freunde ſitzen, daß es in dieſer Lage zu 
Öfterreich-Ungarn gehöre und zum Dreibrund halten 
müſſe. Die Verlängerung desſelben wurde darum 
auch mit allgemeiner Suſtimmung aufgenommen, und 
der innige SHuſammenhalt mit Gſterreich-Ungarn in 
der Balkankriſe war die Folge davon. Mit kräftiger 
und geſchickter Hand verſtand Giolitti den na— 
tionalen Aufſchwung auch zur Durchführung ſeines 
Reformprogramms zu benutzen. Die Erweiterung 
des Wahlrechtes, das Staatsmonopol für die Ce⸗ 
bensverſicherung, eine Reform der Strafprozeßord— 
nung, Schiffahrtsſubventionen ꝛc. wurden faſt ohne 
Widerſpruch durchgeführt, denn ein in der äußeren 
Politik befriedigtes Volk pflegt einig und raſch zu 
handeln. 


Der tripolitaniſche Krieg. 


Der Beginn des Jahres ſah das Cand ſeit 
Monaten in den Krieg gegen die Türkei um Tri- 
polis verwickelt, der nicht, wie viele geglaubt hatten, 
ein einfacher militäriſcher Spaziergang, ſondern ein 
opfervolles und langwieriges Unternehmen gewor— 
den war. Man war trotz Flotte, Kanonen, Regi— 
mentern und Flugdrachen nach einem halben Jahre 
nicht erheblich weitergekommen als am Anfang, ſaß 
am Küftenfaume und verteidigte ſich gegen Türken 
und Araber, die über Tunis und Agypten reichlich 
mit Munition verſorgt wurden. Militäriſch war 
man nicht weiter gelangt als bis zur Beſetzung der 
lybiſchen Häfen von Tripolis bis Tabruk, und die 
über 100.000 Mann ſtarke Okkupationsarmee hielt 
ſich gegen die vereinzelten, aber oft wiederholten 
Angriffe hinter einem Wall von Feldbefeſtigungen, 
die nur eine ſchmale Küftenzone gegen das Binter- 
land abſchloß und noch im Bereiche der Geſchütze 
der Flotte lag. Dieſer Suſtand dauerte bis in den 
Auguſt hinein ziemlich unverändert fort. Italien 
hatte im Bewußtſein feiner europäiſchen Verantwort- 
lichkeit und getreu ſeinem Verſprechen vermieden, 
den Krieg nach der Küfte des Balkans hinüber- 
zuſpielen. Unterdeſſen wußte die Flotte durch die 
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Beherrſchung des Mittelmeeres und weiter durch 
die Beſetzung von 15 Inſeln im Agäiſchen Meere 
jeden türkiſchen Zuzug von Menſchen, Waffen und 
Munition nach den afrikaniſchen Küſten vollkommen 
fernzuhalten. Die Inſel Rhodus war ſchon am 
4. April beſetzt worden. Sine kühne Fahrt der 
Torpedoboote am 19. Juli in die Dardanellen war 
lediglich ein verwegener Streich. Als militäriſche 
Erfolge verdient bloß die Beſetzung von Maſurata 
am 9. Juli und die Eroberung von Suara am 
5. Auguſt Erwähnung. Mehr wurde durch diploma⸗ 
tiſche Vorſtellungen in Paris und Condon erreicht. 
Der Kontrebandenfchmuggel über die tuneſiſche und 
ägyptiſche Grenze ging infolgedeſſen zurück, und die 
Lage der muſelmaniſchen Verteidiger wurde ſchließ— 
lich trotz aller Tapferkeit unhaltbar. Enver Bey 
gab ſich zwar große Mühe und ließ auch in der 
ihm zugänglichen Preſſe noch mehr davon reden, 
aber ein Widerſtand im großen Stile war doch 
nicht mehr ins Werk zu ſetzen. In Italien war 
man von dem langſamen Fortgang der Gperationen 
wenig erbaut, der OGberkommandierende General 
Caneva kehrte am 28. Auguſt nach Rom zurück, 
die Generäle Pecori-Giraldo und Geſtal— 
dello wurden abberufen, und auch dem tapferen 
Admiral Aubry, der Anfang März mitten in ſeiner 
Tätigkeit einem alten Leiden erlag, wurde unver— 
dientermaßen Unentſchloſſenheit nachgeſagt. Was 
hätte er bei der diplomatiſchen Beſchränkung des 
Kriegsſchauplatzes zur See mehr leiſten ſollen d 
Die zunehmende Erkenntnis in der Türkei, daß 
an ein erfolgreiches FHurückwerfen der Italiener doch 
nicht mehr zu denken ſei, und auf der anderen Seite 
die wachſende Kriegsmüdigkeit der Italiener ſowie 
die Unmöglichkeit, das Land tatſächlich ſchneller zu 
erorbern, führte auf beiden Seiten zur Geneigtheit 
zum Frieden. Die Verhandlungen darüber wurden 
zu Muchy am Genfer See zunächſt ſehr geheim, 
dann aber öffentlich geführt und gediehen nach dem 
Ausbruch des Balkankrieges am 18. Oktober zum 
raſchen Abſchluß. Die Unterzeichnung erfolgte in 
Saufanne. Der Frieden brachte eigentlich alles, was 
Italien in der Souveränitätserklärung vom 5. Vov. 
ion als Sweck feines Tripoliskrieges angekündigt 
hatte. Die für einen Kriegshafen ſehr brauchbare 
Solumbai hatte fich freilich England zum Mißbeha⸗ 
gen Italiens fchon von der Pforte für Agypten 
abtreten laſſen, auch hatten die Franzoſen die Der- 
wirrung benutzt, um auf einige ihnen gelegene Gaſen 
im Binterlande die Band zu legen. Die Türkei er- 
hielt Sugeftändniffe in religiöfer und nationaler Be- 
ziehung, die nur im italienischen Intereſſe lagen, 
außerdem eine Entſchädigung von 50 Millionen Cire. 
Daß infolge des Vorgehens der Balkanſtaaten die 
Feindſchaft zwiſchen Italien und der Türkei gar nicht 
mehr fo groß war, bewies deſſen Gefälligkeit, zu— 
nächſt die beſetzten ägäiſchen Inſeln nicht zu räu⸗ 
men, die die Türkei gegen Griechenland nicht hätte 
verteidigen können. Als ausreichender Vorwand 
diente, daß die Türkei einen Punkt der Sriedens- 
beſtimmungen, die Beimführung der türkiſchen Trup- 
pen aus Tripolis, nicht vollzogen habe. Da das 
während des Krieges überhaupt nicht zu bewerf- 
ſtelligen iſt, ſo bleiben einſtweilen die Inſeln in der 
Hand Italiens. Das geſchieht unzweifelhaft auch 
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im Sinne der Mächte, die ſich die ſchließliche Ord— 
nung der Balkangebietsfragen nicht von den vier 
Balkankönigen vorſchreiben laſſen wollen. Der 
Friedensvertrag wurde am 4. Dezember von der 
italieniſchen Kammer mit 355 gegen 24 Stimmen 
angenommen. Die Gppoſition beſtand lediglich aus 
Schwärmern für die Balkanſtaaten und ſuchte für 
dieſe auch in der Preſſe Stimmung zu machen. Ende 
Oktober wurde mit Frankreich ein Übereinkommen 
über Lybien und Marokko abgeſchloſſen, das gegen— 
ſeitige Rechtsgleichheit und Meiſtbegünſtigung aus- 
ſpricht. Es handelt ſich dabei lediglich um die 
Ausführung des Mittelmeervertrages von 1908 zwi- 
ſchen Frankreich und Italien über die nun tatſächlich 
erworbenen Gebiete. Die Gefliſſentlichkeit der 
franzöſiſchen Blätter, daraus eine intime Freund- 
ſchaft zwiſchen beiden Mächten herleiten zu wollen, 
iſt keineswegs in den Tatſachen begründet. Italien 
hat bei der weiteren Beſetzung Lybiens nach dem 
Frieden keine beſonderen Schwierigkeiten mehr ge— 
funden und wird nun zeigen müſſen, was es als 
Kolonialftaat zu leiſten vermag. An Menſchen⸗ 
material dafür fehlt es ihm nicht. 


Das politiſche Jahr. 


Nach mehr als halbjähriger Pauſe wurden die 
Kammern erſt am 22. Februar wieder eröffnet. 
Bei feiner ſicheren Parlamentsmehrheit hätte Gi o— 
litti, der überhaupt kein großer Freund der 
Kammerreden iſt, wohl noch länger gewartet, aber 
nicht nur Sozialdemokraten und Republikaner, fon» 
dern auch Mitglieder der Mehrheit hatten Reden 
auf dem Herzen und drängten auf die Eröffnung 
des Parlaments, obgleich die Regierung gern eine 
günſtige Wendung in Tripolis abgewartet hätte. 
Sehr zu ſtatten kam ihr die günſtige Finanzlage. 
Der Schatzminiſter Tedesco hatte am 7. Januar 
die üblichen Mitteilungen gemacht, aus denen her- 
vorging, daß die Kriegskoſten aus den Überſchüſſen 
gedeckt werden könnten und im neuen Budget reich- 
liche Aufwendungen für alle Sweige der Derwal- 
tung neu eingeſtellt werden würden. Unerfreulich 
war dagegen die diplomatiſche Schlappe, die ſich 
die Regierung in Paris wegen der Beſchlagnahme 
der franzöſiſchen Dampfer „Carthage“ und „Ma— 
nouba“ geholt hatte. Trotz alles Sträubens hatte 
ſie Frankreich in allen Punkten nachgeben müſſen. 
Die nicht franzöfelnde Preſſe war darüber empört 
und wollte von Frankophilie und Gefühlspolitik 
nichts mehr wiſſen, um ſo mehr da Gſterreich-Ungarn 
wegen der Beſchlagnahme des Cloyddampfers „Bre— 
genz“ viel rückſichtsvoller aufgetreten war. Der 
Regierung hatte auch das wenig geſchadet, und 
ſelbſt der nicht ſehr ausſichtsvolle Stand der Dinge 
in Tripolis erſchien kaum bedenklich, da die Regie- 
rung nur getan hatte, was in den letzten Sitzungen 
der vorigen Sommertagung als allgemeiner Wunſch 
ausgeſprochen worden war. Mehrfach war auf 
Tripolitanien direkt hingewieſen worden, und Graf 
Foscari hatte ausgerufen: „Das neue Italien 
möge ſeine ruhmreichen Überlieferungen nicht ver— 
geſſen und daran denken, daß das Mittelmeer einjt- 
mals unſer Meer geweſen iſt.“ Unter dieſen Um— 
ſtänden war es natürlich, daß die nicht der Re 
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gierungsmehrheit angehörenden Deputierten Sons 
nino, Cuzatti, Salandro und Martini er⸗ 
klärten, während der Dauer des Krieges Gottes- 
frieden halten zu wollen, und ſelbſt Biſſolati, 
der Führer des einen ſozialdemokratiſchen Flügels, 
ſtand auf demſelben Standpunkte. Für das weitere 
forgte das Regiſſeurtalent Giolittis. Die Er- 
öffnung erfolgte bei überfülltem Haufe, und daran 
ſchloß ſich unter lautem Beifall und Hochrufen eine 
feierliche Kundgebung für Heer und Flotte. Der 
Präſident Marcora, das älteſte Mitglied Ca- 
cava, der Kriegsminifter Springardi und der 
Marineminiſter Cattolico hielten begeiſterte Re— 
den. Als ſich Giolitti zum Reden erhob, wurde 
ihm eine großartige, langdauernde Kundgebung zu 
teil. In ganz gleicher Weiſe verlief der Vorgang 
im Senat, nur hatte er noch einen deutlicheren mon— 
archiſchen Anſtrich. 

Giolitti hatte unter ſtürmiſchem Beifall 
einen Geſetzentwurf über die Gültigkeitserklärung 
der Souveränitätserklärung über Tripolis vom 
5. November eingebracht. Damit war der Re⸗ 
gierung ein großer parlamentarifcher Erfolg ſicher, 
wurde die gehobene nationale Stimmung erhalten 
und der Regierung ein neuer Rechtstitel in die Hand 
gegeben, den die militärifche und diplomatiſche Lage 
noch nicht vollkommen rechtfertigte. Die Annexion 
wurde in der Kammer faſt ohne Gppoſition mit 
440 gegen 36 Stimmen, im Senat einſtimmig gut⸗ 
geheißen. Nun begann die Beratung des Lebens- 
verſicherungs⸗-Monopolgeſetzes, das in der Sommer— 
ſeſſion unter mancherlei Schwierigkeiten nur über 


die erſte Ceſung gebracht worden war, jetzt aber 
unter der verſchärften nationalen Stimmung gegen 


das Ausland günſtigere Ausſichten hatte. Es wurde 
ſchon am 2. März in der Kammer mit 266 gegen 
79 Stimmen angenommen. Dann begann die 
Budgetberatung. Die italieniſche Kammer pflegt 
ebenſo wie viele andere Parlamente die Seit mit 
überflüſſigen Reden zu vergeuden, dafür aber, wenn 
die Seit drängt, fleißig bis übereilt zu arbeiten. 
Umfangreiche Budgettitel ſind ſchon wiederholt bin— 
nen wenigen Stunden erledigt worden. Diesmal 
wurde unter dem Drucke Giolittis im Galopp- 
tempo gearbeitet. Auf den Wortlaut der Geſchäfts⸗ 
ordnung wurde dabei gar nicht geachtet, auch nicht 
darauf, ob bereits die Beſchlüſſe der Budgetkommiſ— 
ſion vorlagen. So wurde u. a. das Heeresbudget 
erledigt, ohne den Referenten Pais abzuwarten, 
der nach Tripolis gereiſt war, um ſich für ſeinen 
Bericht erſt zu informieren. Inzwiſchen verfehlte 
der Kriegsminifter Springardi nicht, die na⸗ 
tionale Stimmung aufzufriſchen, indem er am 
15. März die Kammer zu einer Dankkundgebung für 
die Armee wegen der ſiegreichen Gefechte bei Homs 
am 27. Februar und bei Derna am 5. und 6. März 
entflammte. Als am 14. März, dem Geburtstage 
feines Vaters, König Viktor Emanuel mit der 
Königin zur Seelenmeſſe im Pantheon fuhr, ſchoß 
ein verkommenes Individuum, der Anarchiſt Dalba, 
mehrere Revolverſchüſſe auf ihn ab, ohne ihn zu 
treffen, verwundete aber den Major Cang der 
Küraſſiereskorte ſchwer. Das Volk wollte den Meu— 
chelmörder totſchlagen und bereitete dem Königs- 
paar auf der Rückfahrt zum Muirinal begeiſterte 
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Ovationen. Nachmittags wurden die Läden ge— 
ſchloſſen, die Bevölkerung vereinigte ſich zu einem 
großartigen Huldigungszug nach dem Quirinal, und 
das Königspaar mußte unter überſchwänglichen 
Hochrufen dreimal auf dem Balkon erſcheinen. Die 
Kammer vertagte ihre Sitzung und begab ſich mit 
den Miniſtern in feierlichem Zuge zur Beglückwün⸗ 
ſchung ins Königsſchloß. Die Volkskundgebungen 
dauerten ununterbrochen fort bis in die ſpäte Nacht. 

Der glücklich verlaufene Vorfall erhöhte noch 
die nationale Erregung, die in der Begegnung des 
Königs mit dem Kaifer Wilhelm in Venedig eine 
neue Befriedigung fand. Die Preſſe wandte ſich 
ſtolz gegen die ausländiſchen Blätter, die den Ita— 
lienern Hoffnungen auf eine Friedensvermittlung 
des Deutſchen Kaifers angedichtet hatten. Marcheſe 
di San Giuliano konnte am 28. März bei 
der Beratung feines Reſſorts jede Außerung über 
die politiſche Lage als dermalen unangebracht ab- 
lehnen, und die Kammer vertagte ſich am 30. bis 
zum 30. April. Am 31. März eröffnete der König 
mit der Königin in Rom die ausländiſchen Abtei- 
lungen der Hygieneausſtellung, der Herzog von 
Genua am 25. April die internationale Kunft- 
ausſtellung in Venedig und vertrat auch dort den 
König am 25. bei der Sinweihung des wiedererbau— 
ten Campanile di San Marco. Nach den Oſter⸗ 
ferien begann nach Erledigung des Budgets die 
Kammer die Beratung der Wahlreform, die auch 
Analphabeten das Wahlrecht gibt und die Sahl 
der Wähler auf acht Millionen erhöht. Giolitti 
hofft dadurch, die Cliquenwirtſchaft bei den Wahlen 
und in der Kammer zu brechen, und die Abgeord— 
neten, von denen die Hälfte nicht ſicher war, ob 
ſie danach wiedergewählt werden würden, fügten 
ſich auch hier dem Drucke der Regierung und nah⸗ 
men das Geſetz am 25. Mai mit 284 gegen 62 
Stimmen an; die zahlreichen Abänderungsanträge 
und Gegenentwürfe waren abgelehnt worden. Gio— 
litti beantragte nun die Errichtung eines Kolo- 
nialminiſteriums. Darin lag wieder eine nationale 
Demonſtration gegen die Gerüchtefabrikation der 
ausländiſchen Preſſe, die von einer Friedensvermitt⸗ 
lung mit Aufrechterhaltung der Souveränität des 
Sultans in Tripolis u. dgl. fabelte. Ein beſonderes 
Kolonialminiſterium ließ keinen Sweifel darüber, 
daß Italien feine urſprünglichen Abſichten auf Tri- 
polis nicht aufgeben wolle. Die Kammer bewil— 
ligte das Kolonialminiſterium am 21. Juni mit 209 
gegen 22 Stimmen, genehmigte am 24. auch den 
ſeit 1909 in der Schwebe gelaſſenen Vertrag mit 
Deutſchland und der Schweiz über den Rückkauf der 
Gotthardtbahn mit 161 gegen 45 Stimmen und ging 
am folgenden Tage in die Ferien. Der Senat nahm 
nach eingehender Beratung, in die Giolitti mehr- 
fach eingriff, am 29. mit 151 gegen 49 Stimmen 
die Wahlreform in der Faſſung der Kammer an, 
ebenſo am J. Juli das Volonialminiſterium ein— 
ſtimmig, und vertagte ſich ebenfalls. Mitte Juli 
gab es lebhafte Erörterungen in den Zeitungen 
wegen eines neuen Mittelmeerabkommens zwiſchen 
Italien, Frankreich und England. Londoner Blät- 
ter hatten von der Beteiligung Italiens an den 
Verhandlungen geſprochen, was aber von italie— 
niſcher Seite beſtritten wurde. Da der ganzen Sache 
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nur das Streben Englands zu Grunde lag, freie 
Band im Vorden gegen Deutſchland zu bekommen, 
ſo konnte Italien kein Intereſſe dafür haben. 

Trotz der zunehmenden Neigung für den Dreibund 
begleitete die italieniſche Preſſe die Reiſe des franzö— 
ſiſchen Miniſterpräſidenten Poincaré nach Peters- 
burg im Auguſt mit auffallender Sympathie. Sie hoffte 
nämlich davon eine Bekehrung Frankreichs zur ruf- 
ſiſchen Balkanpolitik, die den Italienern günſtig war. 
Rußland allein war geneigt, mit der Pforte ein 
ernſtes Wort wegen des Friedens zu reden, außer— 
dem war ſeine Stellungnahme zu den Wirren auf 
der Balkanhalbinſel der italieniſchen ungefähr gleich. 
Um ſo unangenehmer war man vier Wochen dar— 
auf berührt von der Vereinigung der franzöſiſchen 
Flotte im Mittelmeer, die offenbar im Einverftändnis 
mit England und Rußland erfolgt war und die 
Anbahnung einer fränzöſiſchen Vorherrſchaft im 
Mittelmeer bedeutete. Die Maßregel ſah während 
des noch fortdauernden Krieges mit der Türkei be— 
ſonders unfreundlich aus, gegen die Berechtigung 
Frankreichs ließ ſich aber nichts einwenden. Das 
lange Saudern mit der Anerkennung des Friedens 
von Kaufanne in Paris war in Italien auch nicht ohne 
Befremden aufgenommen worden. Um ſo größeren 
Eindruck machte der in dieſe Zeit fallende Beſuch des 
Grafen Berchtold in Italien, um ſo mehr, da 
die Ereigniffe auf dem Balkan eine ganz unerwartete 
Wendung nahmen. Darüber hatte man mit Öfter- 
reich⸗-Ungarn ein feſtes Übereinkommen, hinter dem 
auch Deutſchland ſtand. Trotz der im Volke infolge 
des Krieges um Tripolis noch beſtehenden Sym— 
pathien für die Balkankönigreiche beſchloß die Re— 
gierung, ihre Stellung als Großmacht wahrzuneh— 
men, ſich nicht vom Konzert der Mächte auszu⸗ 
ſchließen und vor allem die ſichere Stütze des Drei— 
bunds noch ſtärker zu machen. So kam nach dem 
Beſuche des Miniſters des Außern in Berlin die 
unveränderte Verlängerung dieſes Bündniſſes lange 
vor dem Ablauf zu ſtande. Inzwiſchen war mit 
Frankreich das bereits erwähnte, rein formelle Ab— 
kommen über Marokko und Tripolis vereinbart 
worden. 

Am 21. November war zum Kolonialminifter 
der Abgeordnete Pietro Bertolini, der ſich um 
den Friedensſchluß von Cauſanne ſehr verdient ge— 
macht hatte, ernannt worden. Die am 26. wieder 
eröffnete Kammer nahm zunächſt die Mitteilung 
der Dokumente über den Friedensſchluß mit lang— 
anhaltendem Beifall und lebhaften Kundgebungen 
für Beer, Flotte und Diplomatie auf, ebenſo der 
Senat. Die Abgeordneten zeigten nicht die geringſte 
Neigung, die ſeit Wochen betriebene Agitation der 
Sozialdemokraten und Irredentiſten ſowie der im 
Sinne der die öſterreichiſche Konkurrenz fürchtenden 
Geſchäftsleute ſchreibenden Preſſe gegen Öfterreich- 
Ungarn und die Dreibundpolitik der Regierung mit- 
zumachen. Die angekündigte große parlamenta- 
riſche Demonſtration fiel aus, und die ganze Agita⸗ 
tion verrann im Sande. Giolitti ließ gegen 
die Straßenunruhen von Studenten, Gymnaſiaſten ꝛc. 
in einigen Städten energiſch einſchreiten, der Re— 
publikaner Barzilai, der einſt als öſterreichiſcher 
Militärflüchtling nach Italien gekommen iſt, ſah 
ſich als hervorragender Anſtifter der Agitation ge— 


zwungen, aus der Partei auszutreten und ſein Man— 
dat niederzulegen. Auch die Agitation der in Ita⸗ 
lien wohnenden Albaneſen für ein unabhängiges 
Albanien war von guter Wirkung gegen die künſtlich 
erzeugte Begeiſterung für die Balkanſlawen. Troß- 
dem hielt es der wiedergewählte Barzilai am 
18. Dezember für angebracht, wegen der Erneuerung 
des Dreibunds zu interpellieren. Er deutete an, 
Deutſchland habe nur Öfterreich-Ungarn als Vor- 
mund gedient, aber Italien in Cybien im Stiche 
gelaſſen. Dem Marcheſe di San Giuliano fiel 
es nicht ſchwer, in einer kurzen, aber entſchiedenen 
Erklärung der Politik der Regierung zu rechtfertigen. 
Mit Ausnahme der alleräußerſten Cinken zollte ihm 
das Baus lebhaften Beifall. Im übrigen arbeitete 
die Kammer ebenſo ruhig wie in der vorigen Seſ— 
ſion. Schatzminiſter Tedesco war in der Cage, 
am 7. Dezember wieder ein ungemein günſtiges 
Budget vorzulegen. Von den 547 Millionen Kriegs- 
koſten konnten 205 aus den Erſparniſſen, der Reſt 
ſoll durch Schatzſcheine, die in ſechs Jahren ein- 
zulöſen find, gedeckt werden. Nach dem Friedens- 
ſchluß hatte König Viktor Emanuel dem Mi⸗ 
niſterpräſidenten Giolitti für ſeine erfolgreiche 
Politik in einem ungemein anerfennenden Hand- 
ſchreiben gedankt und die Friedensunterhändler Ber- 
tolini, Fuſinato und Volpi zu bevollmächtig⸗ 
ten Miniſtern ernannt. 


Armee und Marine. 


In Italien war man ſtolz auf die Leiſtungen 
der Armee in Vordafrika und mit Recht erbittert 
über die abfälligen Kritifen der ausländiſchen Sei⸗ 
tungen von meiſt wenig ſachverſtändiger Seite. Im 
ganzen waren doch die Erfolge unter Führern wie 
Mannſchaften gänzlich unbekannten Verhältniſſen 
ſehr anerkennenswert. Der Krieg hatte alle Re— 
organiſationsarbeiten ins Stocken gebracht, und ſie 
mußten nun unter weſentlich veränderter Sachlage 
neu begonnen werden. Die Bauptſache war dabei 
die endgültige Beſetzung des erworbenen nordafri- 
kaniſchen Gebietes. Die Seitungen wußten darüber 
allerlei zu berichten, aber wenig Suverläſſiges. Die 
phantafievollen Berichterſtatter waren ſich meiſt nicht 
einmal über den Unterſchied zwiſchen Diviſion und 
Armeekorps klar. Was in Sukunft die Geſtaltung 
der Lage in Tripolis dauernd erfordern wird, läßt 
ſich noch gar nicht überſehen. Vorläufig nimmt 
man die Errichtung je einer Diviſion für Tripolis 
und für die Cyrenaika in Ausſicht. Außerdem wird 
die Aufſtellung eines neuen (15.) Armeekorps unter 
Teilung des weitläufigen Militärbezirkes von Bo= 
logna in Ausſicht genommen. Für die funkentelegra— 
phiſche Verbindung mit Tripolis iſt bereits geſorgt 
worden. Obgleich die Flugzeuge im Kriege nicht 
allen überſchwänglichen Erwartungen entſprochen 
haben, wendet ſich doch der Flugtechnik das leb⸗ 
hafteſte Intereſſe zu. Eine Vereinigung zu Gunſten 
einer Luftflotte hatte ſich gebildet, und König Vik— 
tor Smanuel hat ſich mit einem Beitrag von 
100.000 £ire beteiligt. Obgleich Italien leiftungs- 
fähige Militärluftſchiffe eigener Konftruftion beſitzt, 
hat man doch mit dem für den Krieg erworbenen 
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Parſevalballon ſo gute Erfahrungen gemacht, daß 
ſchon im Sommer ein zweiter beſtellt worden iſt. 

Für die Flotte gelten als leitende Gefichts- 
punkte die neu entſtandene Rivalität mit Frankreich 
um die Stellung im Mittelmeer und die Notwen— 
digkeit, ſamt den ausgedehnten Küſten des Mutter- 
landes auch das neu erworbene tripolitaniſche Ge— 
biet zu ſchützen. Dadurch greift Italien auch in 
die engliſchen Intereſſenſphäre in bezug auf den 
Suezkanal ein, und es begreift ſich aus dieſer Sach⸗ 
lage von ſelbſt, daß es von dem Dreierverbande, 
dem es vorher bedenklich zuneigte, abrückt und ſich 
ernſthaft dem Dreibunde zuwendet. Im Bunde mit 
Öfterreich-Ungarn vermag Italien feine Ziele im 
Mittelmeer wohl zu erreichen. Von den Neubauten 
wurde im Sommer das Linienſchiff „Dante Alighieri“ 
fertig, ihm folgten die Dreadnoughts „Conte di 
Cavour“, „Giulio Ceſare“ und „Leonardo da Vinci“. 
Sie haben eine Waſſerverdrängung von 22.000 
Tonnen und eine Schwerarmierung von dreizehn 
505 Sentim.⸗Geſchützen. Im Sommer 191% werden 
„Duilio“ und „Doria“ folgen, die ſich durch eine 
etwas ſtärkere Panzerung und ſtärkere Mittelartil⸗ 
lerie (ſechzehn 15 Sentimeter-Geſchütze) unterſchei⸗ 
den. Für die ſpäteren CLinienſchiffsneubauten hatte 
die Admiralität Schiffe zu 35.000 Tonnen geplant, 
doch ſcheint man der hohen Koſten wegen auf 28.000 
Tonnen bei Ausrüſtung mit zehn 335 Sentimeter⸗ 
Geſchützen zurückgegangen zu ſein. Die Abſicht, eine 
Linienſchiffsflotte zu ſchaffen, der Frankreich mit 
feinem veralteten, wenn auch neuerdings aufge- 
friſchten Flottenmaterial und ſeinem langſamen 
Schiffsbau im Nachteil bleiben muß, liegt auf der 
Hand, ebenſo daß Italien mit der Aufſtellung eines 
neuen Flottenplanes vorgehen wird, nach dem es 
1920 mit Gſterreich⸗-Ungarn zuſammen ebenſo viel 
Dreadnoughts beſitzen wird, als Frankreich bis da⸗ 
hin bauen will und kann. Große Panzerkreuzer 
will man nicht bauen, dagegen ſoll zu den im Bau 
begriffenen drei geſchützten kleinen Kreuzern (Scouts) 
noch ein vierter auf Kiel gelegt werden, der gegen 
7000 Tonnen halten ſoll. Für die Auffriſchung 
der im Kriege ſtark mitgenommenen Torpedoboote 
ſind zwölf Millionen ausgeworfen, wofür Serſtörer 
von 900 Tonnen mit Motorbetrieb und 32 Knoten 
Geſchwindigkeit gebaut werden ſollen. Außerdem 
ſind zehn kleinere Serſtörer und 40 Torpedoboote 
im Bau begriffen. Die zwölf vorhandenen Unter- 
feeboote werden um acht vermehrt werden. Die Er- 
werbung von Tripolis hat zur Folge gehabt, daß 
nun Tarent zu einer großen Seefeſtung und Flotten— 
baſis ausgebaut wird. Die Befeſtigungen von De- 
nedig ſind vollendet, die älteren Fahrzeuge ſind 
dort durch Küftentorpedoboote erſetzt worden. Der 
Kriegshafen Ancona wird verſtärkt und moderni— 
ſiert, Brindiſi ſoll dagegen nicht als großer Kriegs- 
hafen, ſondern als Flottenſtützpunkt zweiter Ulaſſe 
ausgebaut werden. 


Verſchiedenes. 


Italien ſteht wie Deutſchland, Öfterreich-Ungarn 
und die Schweiz vor der Erneuerung feiner 1917 
ablaufenden wichtigſten Handelsverträge und hat 
unbeſtreitbar die Abſicht, ſich bei den Neuabſchlüſſen 


vorzuſehen, um vor allen Dingen nicht wieder ſo 
hereinzufallen wie 1908 bei dem von dem Franzoſen— 
freunde Cuzzatti mit Barrère abgeſchloſſenen 
Handelsvertrag mit Frankreich, bei dem die Re— 
publik den dreifachen Vorteil gehabt hat. Das po⸗ 
litiſche Selbſt⸗ und wirtſchaftliche Kraftgefühl hat 
ſich in Italien in auffälligem Grade entwickelt, und 
es iſt ja auch unzweifelhaft eine bemerkenswerte 
Erſcheinung, daß der einjährige Krieg dem wirt- 
ſchaftlichen Gedeihen kaum einen merklichen Scha— 
den zugefügt hat. Nur zeitweilig überſtieg die Sahl 
der Arbeitsloſen die der früheren Jahre. Es iſt 
unter dieſen Umſtänden mit Beſtimmtheit zu er—⸗ 
warten, daß die auswärtigen Unterhändler bei den 
bevorſtehenden Handelsvertragsverhandlungen auf 
ungewöhnliche Schwierigkeiten ſtoßen werden. Die 
Sorge um die zukünftige Handelspolitik ſteht im 
Dordergrunde, und die Handelswelt ſetzte es durch, 
daß die Kammer die Subventionen für die Ban⸗ 
delsſchiffahrt nicht bis 1955 bewilligen ſollte, da⸗ 
mit das Ergebnis der neuen Handelsverträge mit 
den Konventionen in Einklang gebracht werden 
könne. Die Regierung, die die zwanzigjährige 
Dauer der Konventionen durchſetzen wollte, mußte 
ſich ſchließlich mit zehn Jahren zufrieden geben. 
Die Frage der ſubventionierten Poſtſchiffahrt hat 
ſeit 1008 wegen des zwei Jahre ſpäter ablaufenden 
Vertrages mit der „Navigazione generale ita- 
liana“ eine verhängnisvolle Rolle geſpielt, zwei 
Miniſterien ſind darüber geſtürzt, eines vermochte 
nur ein dürftiges Proviſorium durchzuſetzen, und 
ſelbſt dem parlamentsgewaltigen Giolitti gelang 
es nur unter dem Drucke des Tripoliskrieges mit 
aller Anſtrengung ein Geſetz durchzubringen. Es 
erwies ſich aber ſchon nach wenigen Monaten als 
undurchführbar, weil die in Frage kommenden Schiff- 
fahrtsgeſellſchaften auf höheren Beträgen beſtanden. 
Die Kammer mußte im Dezember der Regierung 
eine erhöhte Summe für die Verhandlungen mit 
den Geſellſchaften zur Verfügung ſtellen. Das Ge— 
ſetz verfolgt ausſchließlich den weck, aus den ita- 
lieniſchen Häfen möglichſt allen fremden Wett— 
bewerb durch Begünſtigung der heimiſchen Schiff- 
fahrt zu verdrängen. Sehr unangenehm für Eng⸗ 
land iſt die neue Beſtimmung, daß der Bedarf an 
Kohlen für die Flotte und die Eifenbahnen von 
Mitte 1915 ab nur auf italieniſchen Schiffen einge- 
führt werden darf. Bisher beſorgten engliſche 
Dampfer das einträgliche Geſchäft. Der Grundſatz: 
„Italien für die Italiener“ wird überall zur Gel⸗ 
tung gebracht und war auch die Triebfeder beim 
Monopol für die Lebensverſicherung. 

Als volkswirtſchaftliches Ereignis von weit⸗ 
tragender Bedeutung iſt zu erwähnen, daß die große 
Waſſerleitung für Apulien vollendet worden iſt. 
Ein ausgedehntes Bewäſſerungsſyſtem ſoll der dar— 
niederliegenden Candwirtſchaft die Möglichkeit zum 
nutzbaren Betriebe verſchaffen, wie es ſchon in längſt 
vergangenen Seiten der Fall war, und ſoll der 
unendlichen Verarmung der Bevölkerung ſteuern. 

Das Jahresende ſah das merkwürdige Schau- 
ſpiel eines Börſenſtreiks. Es iſt ſchon in den frühe— 
ren Jahren auf das ſchamloſe Treiben der italie— 
niſchen Börſenſpekulation hingewieſen worden, die 
ſich niemals ſcheute, für ihre Zwecke auch die dem 
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Sande nachteiligiten Gerüchte auszuſtreuen. Aber 
nach dem erſten gefcheiterten Geſetze unter dem Mi— 
niſterium Minghetti im Jahre 157% hat es die 
Börſe durch ihren Einfluß ſtets dahin gebracht, 
jede Reform zu vereiteln. Erſt Giolitti unter- 


nahm es 1908, durch Erhöhung der Kaution der 


Börſenmakler von 25.000 auf 100.000 £ire dem 
Publikum größere Garantien zu verſchaffen. Der 
Geſetzentwurf war damals im Senat ſtecken geblie— 
ben, und Giolitti brachte ihn jetzt wieder ein. 
Da diesmal am Suſtandekommen niemand zweifeln 
konnte, benutzte die Börſe eine abfällige Außerung 
Giolittis, um am 18. Dezember den Streik zu 
erklären. Da aber Giolitti die Kammer bis 
zum 6. Februar 1915 vertagte, wurde es den Börſen— 
maklern unmöglich gemacht, den Streik ſolange 
durchzuhalten. 

Auf ihrem Schloſſe Streſa am Lago Maggiore 
ſtarb am 14. Auguſt die Herzogin Elifabeth 
von Genua im Alter von 82 Jahren. Sie war 
eine geborene Prinzeſſin von Sachſen, vermählte 
ſich 1850 mit dem Herzog Ferdinand von Ge 
nua, der 1855 ſtarb, und dann morganatiſch mit 
dem Marcheſe Rapallo. Sie war ſeit 1882 
Witwe; ihre Tochter erſter She iſt die Königin- 
witwe Margherita. Die Verſtorbene war in 
der königlichen Familie ſehr beliebt und beim Volke 
populär. 

Der vollendete Typus des italieniſchen Par- 
lamentariers, der ehemalige Miniſter Pietro La- 
cava, ſchied am 26. Dezember im 78. Jahre in 
Rom aus dem Leben. Als Derfolgter der ehe— 


maligen Regierung von Neapel wurde er ſchon 
mit 50 Jahren in die Kammer gewählt, der er 


47 Jahre angehörte. Eigentlich niemals bedeutend, 
nahm er doch als Abgeordneter wie zeitweiliger 
Miniſter wegen feiner Ehrenhaftigfeit, Vielſeitigkeit 
und politiſchen Gewandtheit immer eine ſehr ange 
fehene Stellung ein, ohne daß ſich irgend eine dau— 
ernde Einrichtung im Lande an ſeinen Namen 
knüpft. 


Vatikaniſches. 


Bei Beurteilung päpftlicher Srläſſe und Kund- 
gebungen der letzten Jahre iſt auf vielen Seiten 
die Meinung zu Tage getreten, Papſt Pius X. re⸗ 
giere die Kirche nicht ſelbſtändig, ſondern befinde 
ſich gewiſſermaßen in den Händen intranſigenter 
Kardinäle, wie Merry del Val u. a., die wieder 
die Werkzeuge von Jeſuiten und kirchlichen Stre⸗ 
bern ſeien. Dem iſt aber nicht ſo, und der Papſt 
hat ſich in einem Schreiben vom J. November und 
ſpäteren öffentlichen Ausſprachen ſelbſt entſchieden 
dagegen ausgeſprochen und ſeine Selbſtändigkeit be— 
hauptet. Das iſt auch vollkommen richtig, und doch 
hat die obige Anſicht eine gewiſſe Berechtigung. 
Pius X. will bei allen feinen Handlungen das 
Wohl der Kirche und der geſamten Menſchheit, 
aber er kennt aus eigener Erfahrung nur die Der» 
hältniffe in Italien. In allen anderen Dingen 
iſt er auf das Urteil und die Berichterſtattung ſeiner 
Umgebung angewieſen. Aber dieſe Herren kennen 
ſelbſt höchſtens die romaniſchen Länder, bemeſſen 
danach auch die Verhältniſſe der Uatholiken nörd— 


lich der Alpen und verſtehen am wenigſten die 
ziemlich ſchwierige Lage ihrer Glaubensgenoſſen in 
Deutſchland, das ihnen aus nationalen Gründen 
unſympathiſch iſt und als Sitz des Proteſtantismus 
geradezu verdächtig erſcheint. Daraus erklären ſich 
die ſtets Aufſehen erregenden Erläſſe der letzten 
Jahre, die ja für Italien und auch die übrigen 
romaniſchen Länder paſſen mögen, den deutſchen 
Katholiken aber in der Regel nur Schwierigkeiten 
bereiten und fie in Swieſpalt zwiſchen ihren natid— 
nalen Pflichten und ihrer treuen Anhänglichkeit an 
Papſt und Kirche bringen. Die Herren in Rom 
haben keinen rechten Begriff von der tiefinnerlichen 
Religiofität der deutſchen Katholiken, die ſich nicht 
wie die Romanen an der bloßen Förmlichkeit genügen 
laffen, oder wie die Polen Religion und Kirche 
als Vorſpann für ihre nationalen Zwecke verwen— 
den. In faſt allen Fällen haben die deutſchen Kir- 
chenfürſten dann die größten Anſtrengungen machen 
müſſen, um Milderungen oder die Erklärung durch- 
zuſetzen, daß der betreffende Erlaß für Deutſchland 
nicht gelte. Das kann doch dem Anſehen der Kurie 
nicht förderlich ſein und könnte vermieden werden, 
wenn die betreffenden Prälaten in Rom ihre natio- 
nale Abneigung und ihren geiſtlichen Bochmut fo 
weit zu überwinden verſtänden, um rechtzeitig mit 
dem Vertreter Preußens bei der Kurie Fühlung 
zu nehmen, der doch für ſolche Swecke auch da iſt. 
Selbſt der aufrichtigſte Freund der katholiſchen 
Kirche wird nicht darüber hinwegkommen, daß die 
Kirchenpolitik nach Ceo XIII. eine Reihe von Feh— 
lern beging und in der Bauptſache Mißerfolge er— 
zielt hat. 

Anfang Vovember wurde eine neue Enzyklika 
über die chriſtlichen Gewerkſchaften veröffentlicht, 
die im allgemeinen auf ein tolerari posse hinaus- 
lief, nachdem monatelang aus vatikaniſchen Blättern 
für und wider berichtet worden war. Obgleich 
wiederholt angerufen, handelte die Kurie auch nicht 
gerade klug, in dieſen eigentlich nur zwiſchen der 
Berliner und der Kölner Richtung ſchwebenden Han- 
del einzugreifen. Das hätte ſie ganz ruhig den 
deutſchen Biſchöfen überlaſſen können, die Autorität 
genug beſitzen, um ſolche Streitereien nicht zu arg 
werden zu laſſen und auch den nötigen Einblick in 
die Verhältniſſe haben. So zog fie ſich abermals 
den Vorwurf der SEinmiſchung in deutſche Ange— 
legenheiten zu, was bis in die höchſten Kreiſe emp- 
funden wurde und auch mehrfach in die Parlamente 
gezogen wurde. — Am 2. Dezember wurden die 
Erzbiſchöfe Dr. Wagl in Wien, Dr. Bauer in 
Olmütz, Cos y Macho in Valladolid, Al ma— 
rez in Sevilla und v. Bornig in Veszprim zu 
Kardinälen ernannt. Im Derlaufe des Jahres hat» 
ten ſich die Beziehungen der Kurie zu Spanien und 
Portugal wieder freundlicher geſtaltet, aber mit 
Frankreich und Rußland war noch alles beim alten 
geblieben. Größeren Einfluß bewahrte die Kurie 
in Italien, wo das Papſttum gewiſſermaßen als 
nationale Überlieferung gilt, wenn auch die Einheit 
des Staates noch darüber geſtellt wird. Allerdings 
hatte die Kurie Schwierigkeiten infolge der Ernen— 
nung der Biſchöfe für Genug und die Abruzzen, 
denen die Regierung das Exequatur nicht erteilen 
wollte mit Rückſicht auf die bevorſtehenden Wahlen, 
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für die ſie intranſigente Biſchöfe nicht haben wollte. 
Die Kurie war zum Nachgeben geneigt. Dagegen 
blieb aber der Papſt dabei, die Teilnahme der 
Klerifalen an den Wahlen zu verhindern, um die 
Bildung einer ſtarken katholiſchen Partei unmöglich 
zu machen, da deren Beteiligung am Staatsleben 
der Auffaſſung vom gefangenen und beraubten Papſt 
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widerſprechen würde. Darum wurden auch anfangs 
Dezember fünf katholiſche Blätter durch einen päpft- 
lichen Erlaß desavouiert, weil ſie für eine freiere 
politiſche Tätigkeit der Katholiken waren. Dagegen 
hat der Papſt in Einzelfällen die Beteiligung der 
Katholiken immer geſtattet, wenn es galt, eine ultra= 
radikale Wahl zu verhindern. 


Frankreich. 


ie wetterwendiſche Republik hat ausnahms⸗ 
10 weiſe einmal das ganze Jahr hindurch bei 
einem Miniſterium ausgehalten. Das 
könnte eine Beſſerung bedeuten, wenn es ſo bliebe, 
wenn die anderen nicht immer auch heranwollten. 
Man hatte ſich diesmal aber auch keinen theatra- 
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liſchen Südfranzöſen ausgeſucht, denen regelmäßig 
der ſonſt ſprühende politiſche „esprit“ dann aus- 
geht, wenn es gilt, etwas Poſitives zu ſchaffen. 
Nein, man hat den Lothringer Poincaré ge 
wählt, dem infolge germanifcher Blutmiſchung eine 
Veranlagung zur organiſatoriſchen Arbeit eigen zu 
ſein ſcheint ſamt Tatkraft und Folgerichtigkeit. Er 
hat auch in der Behandlung ſeiner Landsleute, aljo 
in der inneren Politik, im allgemeinen eine glück— 
liche Hand bewieſen, in der äußeren gelang ihm 
gerade nicht alles nach Wunſch, aber der Vertrag 
mit Spanien über Marokko iſt doch zu ſtande ge— 
kommen. Poincaré wird wohl wiſſen warum, 
denn er iſt ein guter Kenner ſeiner demokratiſchen 
Republik und hat ſelbſt eine draſtiſche Skizze dar⸗ 
über unter dem Titel „Der Tag eines Miniſters“ 
geſchrieben. Er legt u. a. dar, daß nicht die Re⸗ 
gierung die Berrſchaft ausübt, ſondern wegen ihrer 
Abhängigkeit vom Parlament nur deſſen ausfüh⸗ 
rendes Organ und von den Launen und Willens⸗ 
meinungen der Abgeordneten abhängig iſt. An ans 
derer Stelle ſchildert er, wie ſehr der Miniſter 
den perſönlichen Wünſchen der Abgeordneten nach— 
geben muß, um fie bei Sufriedenheit zu erhalten. 
„Es gibt in keinem Ureiſe Frankreichs einen Be— 
amten, Präfekt, Richter, Ingenieur oder Profeſſor 


irgend welcher Art, der feine Erijtenz nicht dem 
Abgeordneten verdankt. Die Revolution hatte ver— 
kündet, daß weder ein Teil des Volkes, noch ein 
Individuum ſich die Ausübung der Souveränität 
aneignen dürfte. Sinige hundert Individuen haben 
ſie ſich indeſſen ohne jede falſche Beſcheidenheit 
angeeignet, und jeder glaubt, wenn er ſich in ſeinem 
Spiegel ſieht, das Bild der Nation darin zu er- 
blicken.“ Poincaré hat recht, er muß es ja 
auch wiſſen. So ſieht das Bild einer demokratiſchen 
Republik aus. 

Die Franzoſen ſind ſtolz darauf, denn ſie haben 
nichts beſſeres, auch keine Ausſicht darauf. Sie 
ahnen auch nicht, daß man im Ausland die Unzu⸗ 
länglichkeit ſolcher Vielmännerwirtſchaft durchſchaut, 
die Republik danach einſchätzt und ihre Bündnis⸗ 
bedürftigkeit nach Kräften ausnützt. Die Begeiſte⸗ 
rung für den britiſchen Freund hat ſich freilich 
ſchon etwas abgekühlt, man fühlt, daß man nur 
ein Werkzeug britiſcher Politik geweſen iſt und ge— 
ſchoben wurde, wann und wohin es ihr paßte. 
Das Verhalten Englands bei den Verhandlungen 
über Marokko kam einer Unterſtützung Spaniens 
gleich und entſprach durchaus der britiſchen Politik. 
Der ruſſiſche Freund hat in Potsdam jeder Der- 
ſchwörungspolitik gegen Deutſchland entſagt, und 
das entſpricht wieder der ruſſiſchen Politik, an der 
Iswolski und ſein hetzender panſlawiſtiſcher An- 
hang nichts ändern werden. Sollte man das in 
Frankreich nicht ahnend O jawohl, man weiß es 
ſogar, ohne es offen zuzugeſtehen, man empfindet 
es ſogar ſehr tief, ohne es zu verraten, man fühlt 
ſich plötzlich allein, ohne zuverläſſigen Freund in 
Europa, ſelbſt die eingebildete Überlegenheit im 
Flugweſen iſt nicht mehr wahr, und die Furcht vor 
den „Prussiens“ beherrſcht wieder einmal die Ge— 
müter. Wer ſich aber fürchtet, der pfeift, ſingt oder 
ſchreit, um es anderen nicht merken zu laſſen. Dar⸗ 
um iſt das neue Revanchegeſchrei wieder ausge- 
brochen, alle Franzoſen und Französlinge machen 
wieder in ſich ſteigerndem Deutſchenhaß, um ſich 
gegenſeitig Mut einzuflößen. Das iſt des Pudels 
Kern bei dem neuerlichen Revancherauſch, der nur 
Frankreich ſchaden kann, denn Deutſchland hat ſich 
bisher trotz aller Gehäſſigkeit auf franzöſiſcher Seite 
recht wohl befunden und in ſeiner fortſchreitenden 
Entwicklung den Erbfeind im Weſten in allen Be- 
ziehungen überholt. Hoffentlich hat das neue Re⸗ 
vanchefieber ſamt der zugehörigen funkelnagelneuen 
Militärſchwärmerei wenigſtens die gute Folge, daß 
der antimilitariſtiſche Geiſt im Heere wieder erſtickt 
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wird, denn fonft verfällt die Vielmännerherrſchaft 
binnen wenigen Jahren der Anarchie. 


Das politiſche Jahr. 


Gleich der Anfang des Jahres brachte die 
Bildung eines neuen Miniſteriums. Überraſchend 
ſchnell kam der Sturz des Kabinetts Caillaux, 
doppelt überraſchend, weil nicht wieder als gewerbs⸗ 
mäßige Stürzerin der Miniſterien das Abgeordneten— 
haus, ſondern ausnahmsweiſe der Senat auftrat. 
Es war längſt bekannt, daß das Miniſterium wegen 
des Marokkovertrages mit Deutſchland geopfert wer- 
den ſollte. Frankreich hatte ja wohl oder übel ab— 
ſchließen müſſen, weil ſonſt der „Fall von Agadir“ 
ernſte Maßregeln nach ſich gezogen hätte, bei denen 
von den guten Freunden keine Unterſtützung zu hof- 
fen war. Aber es wurmte, daß man überhaupt 
mit Deutſchland hatte abſchließen müſſen, und weil 
man keinen äußeren Erfolg in dieſer Angelegenheit 
erzielen konnte, wollte man wenigſtens eine innere 
Befriedigung haben. Das Miniſterium, das ſolche 
Freveltat — hatte tun müſſen, ſollte fallen, damit 
die „Pruſſiens“ ſähen, wie die Republik eine Fauſt 
in der Taſche machen könne. Die Kammer hatte 
den Vertrag ſchon vor Neujahr gutheißen müſſen, 
der Senat konnte auch nicht anders. Alſo Gefahr 
war nicht mehr dabei, da konnte die Demonſtration 
losgelaſſen werden. Laillaur wußte das und 
benutzte den Umſtand, daß ſein Miniſter des Außern 
de Selves wegen eines gar nicht bedeutenden 
Konflikts mit der Senatskommiſſion am 9. Januar 
ſeine Demiſſion gegeben hatte, um mit dem gan— 
zen Kabinett zu gehen, weil auch Delcaffe nicht 
Miniſter des Außern werden wollte, da das Mi— 
niſterium doch einmal geſtürzt werden ſollte. Cail— 
laux ſagte ſelbſt, es ſei ein Streik um ihn aus⸗ 
gebrochen. Faillières mußte nun feine prä⸗ 
ſidentliche Beſchaulichkeit unterbrechen und ein neues 
Kabinett gründen. Er tat einen glücklichen Griff 
mit Poincaré, der ſchon am 13. eine Reihe tüch- 
tiger Männer für ſein „großes“ Miniſterium zu 
gewinnen wußte und die Hoffnungen der Herren 
Combes, Clémenceau u. a. enttäuſchte. Daß 
er jetzt wieder in den Vordergrund trat, wurde 
offen mit feiner Hoffnung in Verbindung gebracht, 
im nächſten Jahre zum Präſidenten der Republik 
gewählt zu werden. Er mußte nur vermeiden, ſich 
nicht durch die oben Genannten in der parlamen— 
tariſchen Verſenkung verſchwinden zu laſſen. Tat- 
ſächlich hat das Kabinett, das Delcaſſé aus 
dem vorigen als Marineminiſter übernommen, in 
Millerand den Uriegsminiſter und in Briand 
als Neuerung einen Dizepräfidenten bekommen hatte, 
das Jahr überdauert und ſelbſt durch die gefähr— 
lichen Klippen der Wahlreform glücklich geſteuert. 
Die Kammer beantwortete die Mitteilung des Pro— 
gramms der Regierung zunächſt durch ein Ver— 
trauensvotum mit 440 gegen 6 Stimmen. 

Das Miniſterium ſetzte ſich ſofort in Reſpekt 
durch ſein ſchroffes Verhalten wegen der Beſchlag— 
nahme der Dampfer „Carthage“ und „Manouba“ 
durch die Italiener und ließ es ſich wenig anfechten, 
daß die guten Freunde am Tiber dadurch arg ver— 
ſchnupft wurden. Miniſterium, Kammer und Preſſe 
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traten mit der größten Einmütigfeit für „die na» 
tionale Würde und Shre“ ein, obwohl eigentlich 
der franzöſiſche Geſchäftsträger in Rom Cegrand 
die Sache verpfufcht hatte. Am 6. Februar begann 
der Senat die Beratung des deutſch-franzöſiſchen 
Marokkoabkommens. Es wurden große Reden da— 
gegen gehalten und an die Adreſſe des „Verräters“ 
TCaillaux mancher Angriff gerichtet, der eigent- 
lich Deutſchland galt. Der bisher vielfach für 
deutſchfreundlich gehaltene Pichon erklärte empha⸗ 
tiſch, er würde nie einen ſolchen Vertrag (der Deutſch— 
land etwas Reelles bietet) unterzeichnet haben. Das 
iſt ihm aufs Wort zu glauben, denn der von ihm 
1909 abgeſchloſſene Vertrag hat ſich als Schein— 
vertrag erwieſen und ſchließlich zum Pantherſprung 
nach Agadir geführt. Poincare hielt eine große 
Rede voll Geſchick und Rückſichtnahme auf die herr— 
ſchende Stimmung, wies aber nachdrücklich darauf 
hin, was die Verbündeten von der Vertragstreue 
Frankreichs denken müßten, wenn der Vertrag ab- 
gelehnt würde. Er wurde ſchließlich auch mit 222 
gegen 48 Stimmen, bei 59 Enthaltungen, angenom- 
men. Der Vorgang iſt bezeichnend. Man jubelte 
auf dieſen von Greiſen beſetzten Bänken den deutſch— 
feindlichen Spitzen in den Reden Pichons und 
Clemenceaus zu, aber man nahm den Vertrag 
mit einer noch größeren Mehrheit an wie die Kam- 
mer. Auch die dagegen ſtimmten, taten es bei der 
Gewißheit der Annahme nur, um vor den Augen 
der Urteilsloſen als die „wahren Patrioten“ zu 
glänzen. Davon, daß Frankreich Deutſchland hat 
nachgeben müſſen, werden die Chauviniſten noch 
lange Jahre zehren. 

Die Kammer hatte ſich inzwiſchen vorwiegend 
mit der ſogenannten Wahlreform beſchäftigt. Wahl- 
reformen ſind unter allen Umſtänden Verſuche, unter 
tönenden Worten von Freiheit, Gleichheit, Recht 
und Wohlfahrt den herrſchenden Parteien günſtigere 
Wahlausſichten zu fichern. Die Völker haben da⸗ 
von gar nichts, das beſte für ſie iſt eine gerechte 
Regierung, die die Parteiherrſchaft im FHaume zu 
halten vermag. Die von einer Wahlreform Be— 
drohten pflegen ebenfalls im Namen von Freiheit, 
Gleichheit, Recht und Wohlfahrt heftige Oppofition 
dagegen zu machen, wovon die Bevölkerung auch 
nichts hat. In der Pariſer Kammer hatte ſich gegen 
die Wahlreform der Regierung eine ſtarke Oppo— 
ſition von Radikalen und Radikalſozialiſten gebildet. 
Da ſich Wahlbeſtimmungen nicht überall in gleicher 
Weiſe wirkſam zeigen, ſo pflegt die Anhänger- und 
Gegnerſchaft ſich nicht immer genau mit den be— 
ſtehenden Parteien zu decken. Denn wer von einer 
durch die Partei gebilligten Beſtimmung Befürch— 
tung für ſein Mandat hegt, der hat natürlich alle 
Urſache, „aus Prinzip“ dagegen zu ſein. Solche 
„prinzipielle“ Gegnerſchaft wechſelt auch häufig 
während der Beratungen, je nachdem eine der fürch— 
terlichen Beſtimmungen durchgeht oder fällt. Es 
pflegen ſich da Parteiaustritte einzuſtellen, die zu— 
weilen zu förmlichen Derfchiebungen werden. Wegen 
dieſer Außerungen des parlamentariſchen Erhal— 
tungstriebes ſind Wahlrechtsdebatten immer trüge— 
riſch, beſonders in Paris, wo die große Mehrzahl 
der Deputierten aus Berufsparlamentariern beſteht, 
für die das Mandat nicht immer eine Berzensfache, 
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aber häufig eine Magen- und Eriſtenzfrage bildet. 
Unter dieſen Umſtänden war die ſeit langem be— 
triebene Wahlreform auch eine Eriftenzfrage für 
das Kabinett, an der es bei unkluger Behandlung 
ſcheitern konnte. Drei Miniſterien waren ſchon dar⸗ 
über geſtürzt, die Flitterwochen des Kabinetts 
Poincaré waren aber nun vorüber. Der Haupt- 
ſtreitpunkt bildete die Verhältniswahl, von der die 
Hälfte der Radikalen aus den oben angedeuteten, 
aber politiſch anders vorgetragenen Gründen eben 
nichts wiſſen wollte. Es mußte alſo eine Formel 
ausgeklügelt werden, die ihre Mandatsſorgen zer— 
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Denkmal König Eduards VII. von England in Canne. 


ſtreute. Bevor die Beratung des Budgets begann, 
hatte die Regierung ſchon einige Erfolge ihrer Auf- 
faſſung hinter ſich, freilich nicht ohne bemerkens⸗ 
werte Drehungen und Wendungen ihres Stand— 
punktes. Dazu kamen Schwierigkeiten der äußeren 
Politik, Italien flirtete mit Rußland, Spanien mit 
England zum Nachteil Frankreichs, Jaurès bohrte 
hartnäckig in den Widerſprüchen der Marokkopolitik 
der verſchiedenen Kabinette. Poincaré ſuchte fie 
zu decken und verſicherte, ſie ſeien doch alle gute 
Franzoſen geweſen. Die Bevölkerung vertrieb ſich 
inzwifchen die Zeit mit Chauvinismus. 

Sum Troſte erſchien in Ermangelung mäch- 
tigerer Potentaten am 19. März das belgiſche 
Königspaar zu zweitägigem Beſuche in Paris 
und nahm auch an einem Frühſtück beim Präſidenten 
Fallières teil. Die Preſſe regte inzwiſchen ſich 
und andere Leute über die unbedeutende deutſche 


Wehrvorlage auf, man überbot ſich an Begeiſterung 
über die Überlegenheit des franzöſiſchen Flugweſen 


und forderte zu einer Nationalſpende dafür auf, 


die aber in zwei Wochen noch keine Million ergab. 
Die Franzoſen ſind ſparſam, auch wußten ſachkundige 
Leute, daß hinter der Agitation die zahlreichen Flug⸗ 
zeugfabrikanten ſtanden, die Abſatz für ihre Über— 
produktion ſuchten. Die Kammer hatte inzwiſchen 
die Koften für die militäriſchen Expeditionen in 
Marokko, die Forderung für Militärautomobile und 
Flugzeuge, ſowie für die Vermehrung der Polizei 
bewilligt. Letzteres war ſehr nötig, denn bei den 
autoritätsloſen Fuſtänden machten die Revolver— 
banditen ganz Paris und halb Frankreich unſicher. 
Es wurde mehrfach darauf hingewieſen, daß die 
ſeit Jahren in der Pariſer Preſſe betriebene Glori— 
fizierung des Galgenholzes zur Nachahmung von 
Verbrechen geradezu angereist habe. Die Haupt⸗ 
urſache lag aber daran, daß die Polizei verachtet 
und läſſig war, weil fie bei den unzähligen De— 
monſtrationen und Unfugen den Unholden, die Pro— 
tektion in den Miniſterien beſaßen, nichts Ernſtliches 
tun durfte, regelmäßig die meiſten Prügel und Der- 
wundeten bekam und nicht einmal bei den Gerichten 
Genugtuung fand, die aus politiſchen Gründen flei— 
ßig freifprachen. Jetzt war freilich Holland in Not, 
denn die Banditen bedienten ſich ſchon des Auto- 
mobils. Die britiſche Freundſchaft durchbrach die 
düſteren Wolken wieder mit einem Sonnenblick. Am 
12. April wurde in Nizza ein Denkmal der Königin 
Viktoria und auch des Königs Eduard VII. 
enthüllt, der Frankreich doch ſo viele politiſche Ver— 
legenheiten beſchert hat. Aber die Republik hatte zu 
Ehren der britiſchen Freundſchaft für dreitägige Sejt- 
lichkeiten geſorgt. Poincaré begab ſich mit den 
Miniſtern Delcaſſé und Millerand nach 
Nizza, wo auch ein engliſches Geſchwader lag. 
Slotten-, Matroſen- und Flugparaden unter Teil- 
nahme der Rivieragäſte ſamt dem König von 
Schweden, die Denkmalsenthüllungen und Feſt— 
mähler mit Freundſchafts- und Bündnisreden, Be- 
ſuche auf den Flotten folgten aufeinander, nicht 
immer vom Wetter begünſtigt. Sine Bauptſtelle 
aus Poincarés Reden lautete: „Frankreich, voll 
Aufmerkſamkeit für ſeine innere Politik, denkt nicht 
daran, feine Nachbarn anzugreifen oder zu provo— 
zieren; doch es iſt ſich klar bewußt, daß, um nicht 
ſelbſt angegriffen oder provoziert zu werden, es 
nötig hat, zu Cande und zu Waſſer Kräfte bereit 
zu halten, die fähig ſind, ſeine Ehre geachtet zu 
halten und ſeine Intereſſen zu verteidigen.“ Es 
ging alſo alles friedlich, freundſchaftlich und feſt— 
lich zu. 

Wie in der Republik Politik und Juſtiz be⸗ 
handelt werden, zeigt folgender Vorfall. Der Juſtiz⸗ 
miniſter Briand hatte die Parlamentsferien be- 
nutzt, um feinen Freund, den wegen vielfacher Sitt- 
lichkeitsverbrechen zu mehrjähriger Gefängnisſtrafe 
verurteilten Journaliſten Flachen, zu begnadigen, 
nachdem er noch nicht ein Drittel der Strafe ver⸗ 
büßt hatte. Die monarchifchen Camelots du Roi 
beuteten dieſen Skandal durch einen demonſtrativen 
Umzug aus und machten ſich den Scherz, telephoniſch 
im Namen des Miniſters die Freilaſſung eines der 
Ihrigen anzuordnen, was auch prompt befolgt 


wurde, weil man darin eine „Uompenſation“ für 
jene Begnadigung geſehen hatte. Die Folgen ſol— 
cher Juſtizhandhabung zeigten ſich eben in den Pa— 
riſer Huſtänden. Am Tage nach jener Begnadigung 
erſchoß der Hauptautomobilräuber Bonnot den 
zweiten Chef der Geheimpolizei Jouin und ent- 
kam. Die erbitterte Polizei verfolgte ihn aber fünf 
Tage lang von Schlupfwinkel zu Schlupfwinkel 
und erſchoß den ſich hartnäckig Widerſetzenden. 
Die Verfolgung ſeiner Spießgeſellen dauerte unter 
förmlichen Gefechten bis weit in den Mai hinein. 
während der Ferien war der greiſe Kammerpräſident 
Briſſon geſtorben, einer von der Garde der Be— 
rufsparlamentarier. Als Nachfolger wurde am 
25. Mai in der Stichwahl Deschanel mit 292 
gegen 208 Stimmen, als Anhänger der Derhältnis- 
wahl, gewählt. Delcaſſé hatte Präſident wer- 
den wollen und war darum aus dem Miniſterium 
ausgeſchieden. Da ihn aber die eigenen Partei— 
freunde nicht haben wollten, gab er die Kandidatur 
auf und war vorläufig nichts als Abgeordneter. 
Inzwiſchen ſickerten bedenkliche Nachrichten aus Pe- 
tersburg durch, wo ſich der Botſchafter Conis 
durch Formloſigkeit unmöglich machte, doch unter— 
blieb vorläufig die Abberufung. 

Dom J. bis 3. Juni machte die Königin Wil— 
helmina von Bolland mit ihrem Gemahl in 
Paris einen offiziellen Beſuch. Die Preſſe hob in 
ihren Begrüßungsartikeln im Vergleiche mit einer 
„anderen“ Nationalität die uneigennützige Politik 
Frankreichs gegenüber Bolland hervor. Als vor 
einigen Jahren die Befeſtigung Pliſſingens beab— 
ſichtigt wurde, ſchrieb fie freilich anders. Die Kö- 
nigin wurde auf dem Bahnhöfe vom Präſidenten 
Fallières mit großer Feierlichkeit empfangen und 
auf der Fahrt durch die Stadt von der Bevölkerung 
lebhaft begrüßt. Sie revanchierte ſich dafür abends 
beim Galadiner im Elyſee durch den hiſtoriſch un— 
richtigen Ausſpruch: Sie ſei ſtolz darauf, daß in 
ihren Adern franzöſiſches Blut fließe und auch der 
Name ihres Bauſes aus Frankreich ſtamme. Biſto⸗ 
riſch iſt, daß fie Blut (von Coligny her) und 
Titel (mittels Übertragung Friedrich Wil⸗ 
helms I.) nur auf dem Umweg über Preußen 
bezogen hat. Königinnen ſollten eigentlich der— 
gleichen wiſſen. An ſich iſt die Sache bedeutungs- 
los, aber den Franzoſen machte ſie Freude. Die 
Königin legte auch am Denkmal Colignys einen 
Kranz nieder. Feſtmähler in der niederländiſchen 
Geſandtſchaft und beim Miniſterpräſidenten, Beſuch 
der Oper und im Rathaus ſowie eine Parade in 
Derfailles bildeten das Programm der Feſtlichkeiten, 
die nur unter ſchlechtem Wetter litten. Sonſt ver- 
lief alles in der herzlichſten Weiſe. In der Kam- 
mer trieb die Wahlreform der Entſcheidung zu. 
Poincaré kündete am 4. einen neuen Entwurf 
an, für den er die Vertrauensfrage ſtellte und der 
am 7. der Kommiffion zuging, die ihn auch an- 
nahm, obgleich 21 Mandate wegfielen. Tatſache iſt, 
daß auch dieſer Dorfchlag mit feiner Berückſichtigung 
der Minderheiten derartig kompliziert iſt, daß er 
vorderhand von niemand ganz verſtanden wurde. 
Am 18. ſtellte Poincaré die Vertrauensfrage, 
und die Kammer lehnte unter ſtürmiſchem Beifall 
mit 346 gegen 197 Stimmen den Gegenentwurf der 
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Radikalen ab. Am folgenden Tage wurde das Ver— 
trauenspotum mit 366 gegen 7 Stimmen erteilt. 
Da man mit dem Geſetz vor dem Nationalfeiertag 
fertig werden wollte, wurde die Beratung beſchleu— 
nigt. Obgleich die Radikalen am 10. Juli noch 
eine große Cärmſzene hervorriefen, war am fol— 
genden Tage die Annahme vollendet, natürlich mit 
der üblichen Reihe von Unklarheiten und Wider- 
ſprüchen, deren Beſeitigung dann dem Senat zus 
fällt. Am 12. wurden zur Erhöhung des Volks- 
wohles auf Drängen der Sozialiſten 37 Millionen 
für die Erhöhung der Gehälter der Poſtbeamten 
bewilligt, weil dieſe durch ein durchaus wider— 
rechtliches Syndikat Lärm zu machen verſtanden hat- 
ten. Damit trat die Kammer ihre Ferien an. 
Seit der erſten Juliwoche weilten die ruſſiſchen 
Generalſtabschefs der Armee und Marine, General 
Shilinski und Admiral Fürſt Cieven, in Frank- 
reich, beſichtigten in Rheims, Chalons und Paris 
militäriſche Anſtalten und übungen und nahmen am 
6. auch an einem Frühſtück beim Uriegsminiſter 
Millerand teil. Dieſer Umſtand, ſowie der in 
Ausſicht ſtehende Beſuch Poincarés in Rußland, 
wo er nach Verſicherung des „Scho de Paris“ mit 
ſchmeichelhafter Ungeduld erwartet wurde, ließen 
die Franzoſen wieder einmal über den „Synchronis⸗ 
mus“ der politiſchen Uhren in Paris und Peters- 
burg ſchwelgen, neben dem die Kaiferzufammentunft 
in Baltiſchport nur ein unbedeutendes Ereignis ſei. 
So konnte die Feier des Nationalfeſtes am 1%. Juli 
in ungetrübter Stimmung vor ſich gehen. Das 
Bauptſtück bildete wie gewöhnlich die große Parade, 
die diesmal beſonders tendenziös hergerichtet war. 
Auf der Tribüne ſaßen der ruſſiſche Generalftabs- 
chef Shilinski, die frühere Königin Ravona— 
vola von Madagaskar und zwei Söhne des marok— 
kaniſchen Großweſirs Sl Mokri, der Präſident 
Fallières kam unter großem Jubel der Be— 
völkerung mit dem Bey von Tunis Sidi Mahom- 
med angefahren. Die Truppen trugen die neue 
Uniform, die Infanterie mit braunen Feuerwehr— 
helmen. Präſident Falliè res übergab dem Luft- 
ſchifferregiment eine neue Fahne, mehrere Flugzeuge 
und zwei Lenkballons manövrierten über dem Pa— 
radefelde als Zeugen für das „Genie der Nation“, 
wie der Präſident bemerkte. Über das ganze Pa— 
radefeld wehte ein faſt kriegeriſcher Bauch. Etwas 
Ahnliches ging auch bald durch das ganze Land, 
denn Clémenceau hatte ſchon im Senat den 
Kampf gegen die Wahlreform angekündigt, den er 
fortführen werde bis nach der Wahl des neuen 
Präſidenten, den er ſelbſtverſtändlich auch beſorgen 
wollte. Er hielt Wort, doch Poincaré erklärte 
am 21. in Gerardmer, „wir werden nicht die trau— 
rige Figur einer Regierung machen, die ſich regieren 
läßt“. Er reiſte am 5. Auguſt von Dünkirchen 
an Bord der „Condé“ nach Petersburg ab, allerlei 
Seitungsgerüchte begleiteten ihn. Wie hergebracht, 
hatte auch Poincaré auf feiner Reife Deutſch⸗ 
land vermieden und den Seeweg gewählt. Am 
8. begegnete er bei dem däniſchen Hafen Gjedſer 
dem deutſchen Geſchwader und erhielt vom Slagg- 
ſchiff „Deutſchland“ den nach der internationalen 
Höflichkeit üblichen Salut — aus Kruppfchen Mano⸗ 


nen. In den Zeitungen konnte man allerlei Unzu- 
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treffendes über den einfachen Vorfall leſen. Am 9. 
nachmittags traf der Kreuzer „Condé“ in Kron- 
ftadt ein, Poincaré wurde vom Admiral Gr e- 
gorowitſch empfangen und nahm am Diner auf 
der „Newa“ teil. 

Bei der Ankunft der „Newa“ in Petersburg 
am folgenden Dormittag wurde Poincare auf 
dem Candungsplatze von den Miniſtern Kofow- 
ze w und Sſaſanow, dem Chef des Marinejtabes 
Fürſt Cieven und anderen Würdenträgern emp- 
fangen, die Begrüßung der Miniſter war ſehr herz⸗ 
lich. Die hauptſtädtiſchen Blätter hatten über⸗ 
ſchwängliche Artikel gebracht, nur die „Rjetſch“ 
meinte nüchtern, der Beſuch ſtehe nicht im Gegen— 
ſatz zur Begegnung von Baltiſchport. Poincaré 
legte am Grabe des Kaifers Alexander III. 
einen Kranz nieder, beſuchte franzöſiſche Wohltätig⸗ 
keitsanſtalten und nahm das Frühſtück auf der Bot⸗ 
ſchaft ein. Dann konferierte er eine Stunde mit 
Sſaſanow, eine halbe Stunde mit Koko wzew, 
machte Beſuche bei den Botſchaftern und empfing 
die Vertreter der franzöſiſchen Kolonie. Abends fand 
Diner im Miniſterium des Äußern ſtatt. Am fol⸗ 
genden Vormittag wurde Poincaré in Peterhof 
vom Kaifer Nikolaus und der Kaiferin Ale- 
randra empfangen. Er erhielt den Alexander 
Newski⸗Orden. An dem ſich an den Empfang an- 
ſchließenden Frühſtück nahm die Kaiferin nicht mehr 
teil. Nachmittags hielt Kaifer Nikolaus in 
Sarskoje Selo eine Truppenrevue ab, der Poin- 
care mit Begleitung vom Kaiferhügel aus zuſah. 
Anweſend waren auch die neuernannten Komman— 
danten der preußiſchen Regimenter des Kaiſers N i- 
kolaus. Abends war großer Sapfenſtreich, nach 
dem Poincaré am Diner beim Großfürſten Wi⸗ 
kolaus Nifolajewitjch teilnahm. Am 13. 
empfing Poincaré in Petersburg den Beſuch des 
japaniſchen Botſchafters, und nahm an einem Früh⸗ 
ſtück der Akademie der Wiſſenſchaften teil. Nach⸗ 
mittags ſtattete er der Großfürſtin Maria 
Pawlowna in Sarskoje Selo einen Beſuch ab, 
wohnte abends dem Diner in der franzöſiſchen Bot⸗ 
ſchaft bei und reiſte dann nach Moskau ab. Von 
den Seitungsgerüchten über Ergebniſſe des Be— 
ſuches hat ſich hinterher keines beſtätigt; weder 
die Dardanellenfrage, noch eine ruſſiſche Anleihe iſt 


erörtert worden, auch nicht die Flottenkonvention, 


an die ſich die Parifer Preſſe am längſten klammerte. 
Es ſoll aber ein Abkommen über die chineſiſche 
Anleihe abgeſchloſſen worden ſein. Das ebenſo wie 
nach der Kaiferbegegnung in Baltiſchport veröffent- 
lichte Kommuniqué war ſehr allgemein gehalten, 
hebt zwar das zwiſchen Rußland und Frankreich 
beſtehende Bündnis hervor, vermeidet aber jedes 
Eingehen auf einzelne Fragen und ſagt am Schluſſe, 
daß es ſich um eine „wertvolle Garantie des Frie- 
dens“ gehandelt habe. Dieſes magere Ergebnis 
entſprach kaum den Erwartungen der Franzoſen, 
die engliſche Preſſe hatte von vornherein ein ſolches 
Reſultat vorausgeſagt. Poincaré verweilte am 
14. und 15. in Moskau, das er eingehend beſichtigte. 
Der Gouverneur und der Stadthauptmann veran— 
ſtalteten ihm zu Shren ein Feſteſſen. Er kehrte nach 
Petersburg zurück und trat am 16. auf der „Condé“ 
die Rückreiſe nach Frankreich an. 


Dort verſuchte man die Täuſchung großer diplo⸗ 
matiſcher Erfolge aufrecht zu erhalten. Beim Emp⸗ 
fang in Dünkirchen ſprach der Bürgermeiſter von 
einer Triumphreiſe, aber Poincaré verriet in 
feiner Rede auf dem Rathauſe abſolut nichts Neues, 
ſondern bewegte ſich in ſehr allgemeinen, wenn auch 
ſchwungvollen Phraſen über die Stellung Frankreichs 
und ſeiner Verbündeten. Als Magenwärmer für 
die Chauviniſten unterſtrich er, daß er „ohne die 
franzöſiſche Erde zu verlaſſen“, die ruſſiſchen Freunde 
beſucht habe. Die unzufriedenen Stimmen ver- 
mehrten ſich, und darum wurde offiziös angefün- 
digt, daß Großfürſt Nikolaus Nikolajewitſch 
an den franzöſiſchen Manövern teilnehmen werde. 
Aus dem erſten Miniſterrat nach Poincarés 
Rückkehr beim Präſidenten Fallières in Ram⸗ 
bouillet vernahm man, daß auch ein direkter ſchrift⸗ 
licher Verkehr zwiſchen den Miniſtern des Außern 
in Paris und Petersburg vereinbart worden war 
(wie er im Dreibund längſt üblich iſt). Das konnte 
Frankreich wenig helfen. Gerade nach dem Der- 
trage mit Deutſchland in Marokko dauernd feſtge— 
halten, von England im Falle von Agadir im Stiche 
gelaſſen, wünſchte man, daß die ruſſiſchen Armee- 
forps, die ſeit Potsdam nach dem Innern zurück- 
gezogen worden waren, wieder nahe an die deutſche 
Grenze verlegt würden. Dafür hatte man aber 
in Petersburg taube Ohren gehabt, wie auch für 
ein gemeinſames Vorgehen der beiden „Verbün⸗ 
deten“ in den Balkanfragen. Es blieb Frankreich 
gar nichts übrig, als im Schlepptau Rußlands zu 
fahren, wenn es ſich nicht noch weiter von dem 
Bundesgenoſſen entfernen wollte. So lag die Sache 
nach außen, aber auch im Innern ſtanden der Re— 
gierung ernſte Schwierigkeiten bevor, in erſter Cine 
der Mampf um die Wahlreform. Der Miniſter⸗ 
präſident war freilich nicht der Mann, der ſich ohne 
weiteres vom Parteitreiben und Cliquenweſen im- 
ponieren ließ. Er löſte am 10. September die 
Lehrerſyndikate auf, die ſich den antimilitariſtiſchen 
Gewerkſchaften angeſchloſſen hatten, weil ſie „zu 
Brutſtätten politiſcher Agitation geworden ſind“. 
Die Lehrer fügten ſich zunächſt, ſie ſeien Opfer eines 
Mißverſtändniſſes geworden, nur die im Seine- 
departement wollten Widerſtand leiſten. Inzwiſchen 
war Clémenceau gekräftigt aus Karlsbad zu⸗ 
rückgekehrt, und nun mußte das Duell zwiſchen ihm 
und Poincaré, das im Grunde der künftigen 
Präſidentſchaft galt, beginnen, die Wahlreform 
diente bloß zum Vorwand. Bourgeois ſollte 
nicht Präſident werden, weil er ſeinerzeit beim 
Panamaſkandal dem Gerichte freien Cauf gelaſſen 
hatte. Dazu war nötig, zuerſt das Miniſterium zu 
ſtürzen. Unter dem Einfluß der von ihm betrie— 
benen Agitation entſtanden auch die Cehrerſyndikate 
wieder. f 

Eine freundliche Abwechſlung in dieſe noch 
unberechenbare Entwicklung brachte die Ankunft des 
Großfürſten Nikolaus Nikolajewitſch, der 
mit Gemahlin und ſechs Generälen am 15. September 
in Paris eintraf. Die fanatiſche Ruſſenfreundſchaft 
der Achtzigerjahre iſt zwar dort nicht mehr anzu⸗ 
treffen, aber doch wurde der Großfürſt nicht nur 
mit allen Ehren, ſondern auch mit der größten Berz⸗ 
lichkeit empfangen. Miniſterpräſident Poincaré 
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holte ihn vom Oſtbahnhofe ab und geleitete ihn 
unter Küraffieresforte nach der ruſſiſchen Botſchaft. 
Der Empfang beim Präſidenten Fallières ge 
ſchah mit großen militäriſchen Ehren. Hinterher 
ſpottete man freilich über den Geiz des Präſidenten, 
der Generäle und das Gefolge in gewöhnlichen 
Mietkutſchen hatte fahren laſſen. Die ruſſiſchen 
Gäſte dürften ſich eher darüber beluſtigt als ge— 
ärgert haben, denn in ruſſiſchen höheren Kreifen 
wird der Perſonalſtatus der franzöſiſchen Republik 
nicht gerade hoch genug angeſchlagen. Selbſt J s- 
wolski läßt oft genug ſeine Geringſchätzung der 
demokratiſchen Würdenträger erkennen. Indes, 
diesmal hatten der Großfürſt und ſeine Generäle 
eine militäriſche Aufgabe, nämlich dem Saren ihre 
Erfahrungen darüber zu berichten, wie es mit den 
Leiſtungen der franzöſiſchen Armee in Wirklichkeit 
beſchaffen ſei. Wie General Kaulbars einem 
Ausfrager gejagt hat, iſt der Bericht überaus gün- 
ſtig ausgefallen, was auch richtig ſein dürfte. Wäh⸗ 
rend des Ruhetages machte das großfürſtliche Paar 
einen Abſtecher nach Nancy, wo man ihm u. a. 
auch von einem Ausſichtspunkte aus das ſchöne 
Cand im Oſten wies, das man gern wieder haben 
möchte. Der Großfürſt ſoll den Wunſch begreiflich 
gefunden haben. Am 25. September kehrte er wie— 
der nach Petersburg zurück. Waren die gewollten 
Erfolge des Minifterpräfidenten in der äußeren Po- 
litik nur recht ſpärlich, ſo wurde es ihm im In⸗ 
nern erſt recht ſchwer gemacht. Die Beſchlüſſe des 
Miniſteriums gegen die rückfälligen Lehrer fielen 
ſehr ſchwächlich aus, denn die Freimaurerlogen er- 
klärten ſich gegen das Kabinett. Es iſt unbillig, 
von einem Miniſterium große Uraftleiſtungen zu 
verlangen, weil es durch die Sufallslaune einer 
Kammermehrheit immer geſtürzt werden kann und 
damit alle Kraft einbüßt. Wenn es etwas erreichen 
will, muß es zu lavieren verſtehen, um ſich zu er- 
halten. Und der große Kampf mit dem profefjio- 
nellen Miniſterſtürzer Clemencean ſtand noch 
in Ausſicht, die Radikalen hatten ſich in zwei feind⸗ 
liche Gruppen getrennt. Auf dem Kongrefje in 
Tours wurde beſchloſſen, das Miniſterium, neben 
dem Wahlreformkampfe im Senat, im Abgeordneten— 
haufe mit der Lehrerſyndikatsfrage zu bekämpfen. 

Und abermals kam ein freundlicher Sonnen⸗ 
ſtrahl aus Oſten. Gerade als ſich die Kriegsgefahr 
auf dem Balkan zufammenballte, traf am 2. Ok⸗ 
tober Sſaſanow in Paris ein, aber über Con⸗ 
don, wo er fchon das Nötige mit Grey verein- 
bart hatte. Poincaré holte ihn vom Bahnhofe 
ab und konferierte mit ihm bis gegen Mitternacht. 
Am folgenden Tage wurde Sſaſanow vom Prä— 
ſidenten Fallières in Rambouillet empfangen 
und blieb bis zum 7. in Paris, wo er vielfach 
mit den Botfchaftern und mit Poincaré Beſpre⸗ 
chungen hatte, bevor er nach Berlin abreiſte. An 
der Börſe war inzwiſchen ein großer Krach ausge- 
brochen, der dem Nationalvermögen größere Der- 
luſte brachte als ein Krieg. Das bewog Poin— 
car é, die Dorfchläge des Grafen Berchtold auf- 
zunehmen und dadurch längere Seit ſcheinbar als 
der Führer des geeinten Europa aufzutreten, bis 
er von Grey auf die Seite geſchoben wurde. Aber 
ſein Anſehen im Lande war durch den Schein ge— 


waltig gewachſen, und er verſtand das in einer 
programmatiſchen Rede, wie ſie franzöſiſche Mini— 
ſterpräſidenten vor dem Wiederbeginn der Kammer- 
debatte immer zu halten pflegen, am 27. Oktober in 
Nantes auszunützen. Er behandelte vorwiegend die 
auswärtige Cage und nahm ganz Frankreich ge— 
fangen mit der Verſicherung, in den Beziehungen 
zu England und Rußland habe ſich nichts geändert. 
Das tat nach dem Börſenkrach ſehr wohl, Poin- 
car é erſchien als Mann der Gegenwart und Fu- 
kunft, und man nahm ihm das ſcharfe Betonen der 
Haltung der Regierung in den Fragen der Lehrer 
und der Wahlreform gar nicht mehr ſo übel. Die 
Führer des Lehrerſyndikats waren übrigens einige 
Tage vorher in Paris zu je 50 Franken Strafe 
verurteilt worden. In einer zweiten politiſchen Rede 
am 15. November im Komitee Mascurand ver- 
ſtärkte Poincaré noch den Eindruck der erſten, 
namentlich bei den Radikalen. Der Senat wählte 
freilich an demſelben Tage in die Wahlrefor- 
kommiſſion 15 Gegner und nur drei Anhänger der 
Regierung. Im übrigen blieb die günſtige Stim⸗ 
mung für Poincaré beſtehen, obgleich aus der 
von ihm gewollten Konferenz in Paris nichts wurde, 
und dafür eine einfache Botſchafterreunion — aber 
in Condon — zu ſtande kam. 

In der Kammer ſchleppte ſich indeſſen die 
Budgetdebatte hin, das Intereſſe der inneren Po— 
litik wurde ſchon vollſtändig von der am 17. Januar 
bevorſtehenden Präfidentenwahl in Anſpruch ge⸗ 
nommen. Leon Bourgeois war der ausfichts- 
vollſte Kandidat, der ebenfalls genannte De sch a⸗ 
nel ſtand etwas weiter rechts und war des Chau- 
vinismus' nicht unverdächtig. Das Miniſterium trat 
lebhaft für Bourgeois ein, der aber am 18. 
Dezember entſchieden ablehnte, weil ihn ſein Augen- 
leiden an der Ausübung der repräſentativen Pflich- 
ten des Präſidenten hindere. Nun trat Poincaré 
gegenüber Deschanel in den Vordergrund. Er 
hatte aber nicht nur ſeine alten Gegner von der 
Wahlreform gegen ſich, ſondern auch alle richtigen 
Berufsparlamentarier, die keinen tatkräftigen Prä- 
ſidenten mögen, weil er in ihre parlamentariſchen 
Intrigen eingreifen könnte, und die einen harm- 
loſen Biedermann vorziehen, der wie Falliè res 
ſich repräſentativ gut ausnimmt, aber politiſch un⸗ 
bedeutend iſt. Als ſolcher wurde der ſchwer reiche 
Ackerbauminiſter Pams genannt, der für radikale 
Swecke und Männer eine offene Hand beſaß. Nach 
Weihnachten erklärte ſich Poincaré zur Kandi- 
datur bereit, worauf der bisher wenig genannte 
Ribot die ſeinige auch anmeldete mit unzweifel- 
hafter Ranfüne gegen Poincaré. Dieſen jo 
intereſſanten Kämpfen gegenüber hatte die Nam— 
mer — wie heutzutage ſo viele andere Parlamente 
auch — wieder einmal ihre Budgetpflicht vergeſſen 
und nahm darum am 21. Dezember ein zweimona— 
tiges Budgetproviſorium an. 


Marokko. 


In den letzten Tagen des November iſt endlich 
in Madrid der Marokkovertrag mit Spanien unter- 
zeichnet worden, durch den Frankreich auch mit 
feinem ſüdlichen Nachbarn über das Proteftions- 
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gebiet handelseinig geworden iſt. Spanien hatte 
an dem Grundſatz feſtgehalten, in feiner marof- 
kaniſchen Zone Frankreich durchaus gleichgeſtellt zu 
werden und hatte dabei die Unterſtützung Englands 
gefunden. Frankreich vertrat dagegen den Stand— 
punkt der Unteilbarkeit Marokkos, ſo daß demnach 
der unter franzöſiſcher Vormundſchaft ſtehende Sul- 
tan auch im ſpaniſchen Anteil das entſcheidende 
Wort zu ſprechen gehabt hätte. Es war eigentlich 
beſchämend für Frankreich, daß ein Vertreter Eng— 
lands unter dem Vorwand der Vermittlung an den 
Verhandlungen teilnahm. Aber die Franzoſen, die 
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(Phot. €. Seebald, Wien.) 
Muley Juſſuf, Sultan von Marokko. 


Deutſchland gegenüber ein krankhaftes Ehrgefühl 
entwickeln, haben in ihrer Bündnisſucht gegen 
Deutſchland dafür gar kein Verſtändnis mehr. Nur 
ganz vereinzelt kam in der franzöſiſchen Preſſe eine 
Außerung des Unwillens über die Einmiſchung und 
Haltung Englands vor. Der ganze Sorn richtete 
ſich unverwandt gegen Deutſchland, weil man mit 
ihm den Vertrag vom 4. November 1911 hatte ab- 
ſchließen müſſen. Spanien ging ziemlich ungeniert 
vor und beſetzte Ende Februar zum Ärger der Fran— 
zoſen Arzila. Der kurz darauf ernannte ſpaniſche 
Miniſter des Außern Villanueva war ein be- 
kannter Gegner Frankreichs. Dieſes arbeitete unter- 
deſſen auf das Protektorat über Marokko hin. Der 
Geſandte Regnault wurde nach Fez geſchickt, um 
Muley Hafid dazu zu nötigen. Er hielt einen 
großartigen Einzug und ſpielte den Herrn. Der 
Protektoratsvertrag wurde am 30. März unter⸗ 
zeichnet, obgleich ſich der machtloſe Sultan lange 


widerſetzte, aber der im Solde Frankreichs ſtehende 
El Mokri half. Spanien ſollte nun den Fran— 
zoſen noch dafür dankbar ſein, daß ſie den auch 
den ſpaniſchen Anſprüchen widerſtrebenden Sultan 
beſeitigt hätten. So naiv waren die Spanier na» 
türlich nicht, denn ſie durchſchauten wohl, was die 
Franzoſen mit der Wahrung der „Rechte des Sul- 
tans“ bezweckten, und waren ſehr harthörig gegen⸗ 
über der Andeutung aus Paris, dieſe Wahrung 
der ſpaniſchen Rechte ſei einer Gegenleiſtung wert. 
Übrigens hatten fie ſchon wieder einen neuen Mini⸗ 
ſter des Außern Garcia Prieto, der minder 
franzoſenfeindlich war. Frankreich war nun tatſäch⸗ 
lich im Beſitze des Preiſes, der ihm nach dem 
diplomatiſchen Mißerfolg wegen Faſchoda die Ein- 
kreiſungspolitik König Eduards VII. für feine 
Freundſchaft geboten hatte. Regnault hatte klug 
gehandelt, als er das Champagnerbankett beim 
Protektoratsvertrag auf den engſten Kreis beſchränkt 
und Salutſchießen und Sapfenſtreich unausgeführt 
gelaſſen hatte, denn die Marokkaner wollten weder 
von der Fremdherrſchaft noch von dem ihr unter⸗ 
worfenen Muley Hafid mehr etwas wiſſen. 
Am 18. April verſuchten die Sultanstruppen 
und ein Teil der Bevölkerung in Se; einen Auf- 
ruhr, der noch eine Reihe von Stämmen erfaßte. 
Auch die Spanier in Arzila wurden angegriffen. 
Regnault verſchob ſeine beabſichtigte Abreiſe 
„wegen ſchlechten Wetters“, und die franzöſiſchen 
Truppen, die Verſtärkung aus Mekines heranziehen 
mußten, konnten nur nach mehrtägigen blutigen 
Kämpfen das geplünderte Fez wieder in Beſitz neh— 
men, den Sultan und die Europäer befreien ſo— 
wie die Aufrührer vertreiben. Am 29. ſandte die 
Parifer Regierung den General Cyautey als 
Generalreſidenten nach Marokko, einen energiſchen 
Mann, der ſich fchon in Algier bewährt hatte. In 
Fez wurde die ſcherifiſche Armee entlaſſen, Mule y 
Hafid wollte abdanken, was aber den Franzoſen 
nicht paßte, und ſie ließen ſeine Abreiſe nach Rabat 
nicht zu. Dagegen begannen ſie unter dem Namen 
der Reorganiſierung der ſcherifiſchen Armee ſich 
eine marokkaniſche Truppe zu ſchaffen. Die Frem⸗ 
denlegion mußte die verurteilten Führer der Meu⸗ 
terer erſchießen. Im Süden tat ſich EI Biba 
als Gegenſultan auf, zu einer vereinten Aktion der 
zerſplitterten Stämme kam es indeſſen nicht, nur 
ein Teil bedrängte die Franzoſen in Fez. 
Als General Cyautey eingetroffen war, 
ſchaffte er mit Energie Cuft. Die Marok⸗ 
kaner verließen die Umgebung von Fez, und Mus 
ley Rafid konnte mit Regnault am 6. Juni 
nach Rabat abreiſen, wo er — als Gefangener der 
Franzoſen — mit königlichen Shren einzog. In 
Paris intereſſierten die Vorgänge in Marokko wenig, 
die Kammer wollte gerade das Miniſterium ſtürzen, 
im übrigen verließ man ſich auf Cyautey, der 
aber fünf neue Bataillone für Marokko verlangte. 
Fünf Bataillone, die man doch gegen „Preußen“ 
brauchte d Es mußte aber fein. In Marokko wurde 
inzwifchen der Krieg gegen die aufrühreriſchen 
Stämme mit der bekannten Humanität geführt: man 
brannte ihnen einfach die Ernten nieder. Anfang 
Auguſt dankte Muley Hafid ab, und fein jün⸗ 
gerer Bruder Muley Juſſuf wurde am 13. 


von den Franzoſen zum Sultan ausgerufen; die 
Bevölkerung kümmerte ſich kaum darum. Am 
7. September beſetzte Oberſt Mang in Mar a⸗ 
keſch und befreite die von El Biba gefangen 
gehaltenen Franzoſen. Der Gegenſultan ſuchte 
ſchleunigſt das Weite. Die Regierung war von 
dieſem Erfolg ſehr überraſcht, das hatte nicht in 
£yauteys Plänen geſtanden. Die „Wiſſenden“ 
in Maroffoangelegenheiten waren aber gar nicht 
im Zweifel darüber, daß er ebenſo den Einwirkungen 
der Marokkoſpekulanten nachgegeben hatte wie im 
Vorjahre Oberſt Brémond bei der Beſetzung von 
Fez. Da übrigens bisher alles gut abgelaufen, 
verzieh man Cyautepy auch alles, als er Anfang 
Dezember dem Kammerausfchuffe in Paris berich- 
tete. Er verſtand unzweifelhaft, die Ceute an der 
Seine ebenſo gut zu nehmen, wie die Mauren in 
Fez. Wenn auch von einer Unterwerfung Marok— 
kos noch nicht die Rede ſein kann, da noch immer 
vereinzelte Aufſtände vorkommen, ſo ſind doch die 
von den Franzoſen beſetzten Striche, ſelbſt um 
Fez und Mekines, bereits vollkommen beruhigt. 
LCyautey wurde zum Mitglied der Akademie ge— 
wählt. Wie wenig zuverläſſig aber die Verhältniſſe 
in Marokko doch noch ſind, zeigt das Mißgeſchick 
des Majors Maſſoutier, der Ende Dezember 
mit 500 Mann 35 Kilometer ſüdlich von Mogador 
umzingelt wurde und nur mit Mühe befreit werden 
konnte. 


Armee und Flotte. 


Seit vierzig Jahren ſpitzt ſich alles in Frank— 
reich auf die Gegnerſchaft zu Deutſchland zu, jede 
politiſche Tätigkeit wird nicht nach dem Vorteil des 
eigenen Landes, ſondern nach dem Nutzen oder 
Schaden für Deutſchland eingeſchätzt, und dieſe Stim— 
mung ſteigert ſich zeitweiſe zum chauviniſtiſchen Re- 
vanchegeſchrei, das gelegentlich von Gegnern 
Deutſchlands ohne Nutzen für Frankreich ausge— 
beutet wird, aber bisher gänzlich ſeinen Zweck ver— 
fehlt hat, weil es eigentlich keinen Hweck hat. Die 
Armee wird dadurch um kein Baar beſſer, im Ge— 
genteil können ihr dadurch ebenſo große Selbſt— 
täuſchungen eingepflanzt werden, wie ſie 1870 be— 
ſtanden, wo man ſich auch für unbeſiegbar hielt 
und deswegen einen leichtſinnigen Krieg begann. 
Nun muß wohl jedes Heer an feinen Sieg glauben, 
denn ſonſt hat es überhaupt keinen Sweck, aber 
dieſer Glaube allein tut es nicht. An der kriege— 
riſchen Veranlagung wie an der Tapferkeit der 
Franzoſen zweifelt auch kein Menſch, ſie werden 
immer ein gefährlicher Gegner ſein, ob aber dieſe 
Tugenden die organiſche Geſchloſſenheit erzeugen 
können, die ein Beer mit einem ſachverſtändigen 
oberſten Kriegsherrn an der Spitze durchdringt, das 
muß doch erſt abgewartet werden. Der nationa- 
liſtiſche Abgeordnete und Major a. D. Driant, 
ein Schwiegerſohn Boulangers, hat ſchon vor 
Jahren feinen Eindruck von einem deutſchen Kaifer- 
manöver dahin wiedergegeben, daß die Perſönlich— 
keit des Maiſers Wilhelm für die deutſche Ar- 
mee ein ganzes Armeekorps bedeute. Von zivilen 
Kriegsminiftern, wie Berteaur, Meſſimy u.a, 
fowie vom Präſidenten Fallières oder feinem 
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Nachfolger wird niemand Ähnliches behaupten wol- 
len, jo ausgezeichnete Leute fie ſonſt fein mögen. 
Aber hier kommt es auf die Armee, auf ihren 
Geiſt, ihre unbedingte Anhänglichkeit in Not und 
Tod an die oberſte Spitze des Heeres an. Dieſe 
kann in einer republifanifchen Armee erſt nach Sie- 
gen auf dem Schlachtfelde erworben werden. Wer 
ſorgt aber dafür, daß im entſcheidenden Moment 
die unzweifelhaft vorhandenen tüchtigen Männer an 
den richtigen Stellen ſtehen werden? Auf dem 
Papier der Verfaſſung iſt dergleichen ſcheinbar vor— 
trefflich geordnet, aber in Wirklichkeit iſt die Ent⸗ 
ſcheidung darüber wie überhaupt das geſamte Em- 
porſteigen in die oberen Stellen auf maßgebender 
Seite doch von Männern abhängig, die nicht eigent- 
lich ſachverſtändig ſind und, obwohl mit beſtem 
Wollen, doch nicht unbeeinflußt von Parteimeinun⸗ 
gen die Entſcheidungen treffen. Menſchliche Irr⸗ 
tümer ſind unter allen Umſtänden möglich, aber 
hier iſt ein Irrtum ſogar Staatseinrichtung. Auf 
den franzöſiſchen Soldaten ſetzt die ganze Welt Ver— 
trauen, weniger auf die angedeuteten Mängel. Darin 
liegt für den Weltteil eine gute Friedensbürgſchaft, 
denn wäre dem nicht ſo, dann hätte der franzöſiſche 
Revanchetraum bei einer der politiſchen Spannungen 
der letzten Jahrzehnte wohl Unterſtützung gefunden. 

Seit einem Jahre ſind wieder einmal viele 
Franzoſen überzeugt, daß ſie es auch ohne ruſſiſche 
und britiſche Hilfe ſchon mit Deutſchland aufnehmen 
könnten. Man hat zuſammengezählt, wieviel man 
hat, und da ſtimmte es, die ſichere Überlegenheit 
ergab die Aviatik. Die Franzoſen haben auch ſeiner— 
zeit von Chaſſepot und Mitreuilleuſe Wunder er- 
hofft. Unſtreitig iſt die kriegeriſche Stimmung im 
Sande geſtiegen, und die antimilitariſtiſche Agitation 
wie die Milizſchwärmerei Jaur&s (10. Dezember 
in der Kammer) haben Fiasko gemacht. Um dem 
um 26 Millionen Einwohner ſtärkeren Deutſchland 
gleichzukommen, hat man jeden nur einigermaßen 
für etwas Tauglichen in das Heer eingeſtellt, und 
als Folge davon einen hohen UMrankenſtand und 
den verderblichen Einfluß von Verbrechernaturen 
(Apachen) mit in den Kauf genommen. In Deutſch⸗ 
land weiß man ſehr wohl, warum man alle ehr- 
loſen Elemente vom Volk in Waffen fernhält. Die 
Folgen davon find nicht ausgeblieben. Ein fran- 
zöſiſcher Diviſionär berichtete Anfang September, 
daß die Soldaten den Unteroffizieren überhaupt keine 
Ehrenbezeigungen mehr erwieſen, und daß es ſchon 
ganz allgemein in ganz Frankreich fo ſei. Am 29. De⸗ 
zember teilte der frühere Uriegsminiſter Meſſim y 
in der Kammer mit, daß ſich jo überhaupt 80.000 
und im laufenden Jahre faſt 90.000 Rekruten aus 
verſchiedenen Gründen, meiſt aber ohne Grund, nicht 
geſtellt haben. Dazu kommt die Sahl der De— 
ſerteure aus der Front, die im Jahre 1911 nicht 
weniger als 6% (in Deutſchland 015%) betrug. 
Man erſieht daraus, daß die Angabe über die Prä— 
ſenzziffer einer erheblichen Reduktion fähig und die 
Klagen über geringen Mannſchaftsſtand zahlreicher 
Einheiten wohlbegründet ſind. Aber trotz alldem 
iſt man ſich der opferwilligen Arbeit in den letzten 
Jahrzehnten für die Stärkung des Heeres und über- 
haupt für die Bebung der nationalen Wehrkraft 
bewußt und ſchließt daraus, ſich mit Deutſchland 
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meſſen zu können. Der Defenfivfrieg gegen einen 
neuen „Einfall der Barbaren“ iſt aus dem Kriegs- 
lexikon geſtrichen, für die dreifache Befeftigungs- 
linie an der Gſtgrenze geſchieht nichts mehr, weil 
man ſie bei einem Siege nicht braucht, und die 
Offiziere lernen eifriger als je deutſch. Um der 
deutſchen Überlegenheit (25 gegen 20 Armeekorps) 
das Gleichgewicht zu bieten, hat man ſchon ſeit 
Jahren ſtändige Reſerveformationen geſchaffen, die 
ſofort mit der Linie ausrücken ſollen. Reſerve— 
übungen (meiſt fälſchlich Probemobiliſierungen ge— 
nannt) finden in großem Umfang ſtatt, und man 
glaubt, auch auf dieſem Gebiete Deutſchland weit 
voraus zu ſein, wohl weil da nicht ſoviel Gerede 
davon gemacht wird. 

Das Heeresbudget für 1915 beträgt 957,57. 900 
Franken, rund 6 Millionen mehr als im Vorjahr, 
davon 19 Millionen mehr für die Luftſchiffahrt. 
Das neue Infanteriekadergeſetzt hebt die letzten vier— 
ten Bataillone auf und erhöht die Zahl der Re— 
gimenter auf 175 (Deutſchland 218), alle zu drei Ba⸗ 
taillonen mit 460 Friedens- und 1000 Kriegsſtand; 
es bringt alſo keinen einzigen Infanteriſten mehr. 
Im Oktober wurden zum Dienſt mit der Waffe 
218.000 Mann ausgehoben, davon für die Infan⸗ 
terie 150.800, für die Kavallerie 20.800, für die 
Artillerie 32.000. Für die beiden letzten Waffen 
fehlt es an Pferden, weil die Pferdezüchterei für 
Halbblut infolge ſchlechter Preiſe zurückgegangen iſt. 
Sur Ergänzung der Batterien der an den großen 
Manövern teilnehmenden vier Armeekorps mußten 
von vier anderen Armeekorps Pferde herangezogen 
werden, um kriegsmäßig operieren zu können. We— 
gen des gleichen Umſtandes waren im Vorjahre 
die Batterien bei vielen Armeekorps nur mit zwei 
(ſtatt vier) Geſchützen ausgerückt und zum großen 
Manöver zählten die beiden Armeekorps nur 12 
ſtatt 30 Batterien. Dabei iſt unter dem Miniſterium 
Poincaré noch viel zur Beſeitigung früherer Der- 
ſäumniſſe geſchehen. Das Uadergeſetz für die In— 
fanterie bringt ferner 26 ©berjten, 125 Gberſt— 
leutnants, 250 Majore und 802 Hauptleute haupt⸗ 
ſächlich zu dem Swecke, um im Mobiliſierungsfalle 
neben jedem Regiment und Jägerbataillon eine 
gleich ſtarke Reſerveformation zu bilden. Das neue 
Uavalleriekadergeſetz bringt auch keine Mannfchafts- 
vermehrung, dagegen die Bildung von zwei neuen 
ſtändigen Diviſionen. Für die Kavalleriedivifionen iſt 
ein leichteres Geſchütz eingeführt worden, da das 
frühere dem der Feldartillerie gleich war und wegen 
feiner Schwere der Kavallerie nicht überallhin fol— 
gen konnte. 

Zu den großen Manövern zwiſchen dem Vier— 
eck Tours⸗Saumur-Breſſaire-Chauvigny vom II. bis 
18. September waren vier Armeekorps, eine Ko- 
lonialinfanteriediviſion und zwei Kavalleriedivifionen 
(90.000 Mann) und 50 Flugzeuge zuſammengezogen. 
Die Oberleitung hatte der Generalſtabschef (im 
Kriegsfalle Kommandeur der Armee gegen Deutfch- 
land) Joffre, die beiden Parteien führten die 
Generäle Gallieni und Moiron. Die friegs- 
mäßige Durchführung war beſſer wie im Vorjahre, 
weil die Oberleitung ſich jedes Eingriffs enthielt, 
doch wurden in beiden Abſchnitten des Manövers 
die Operationen nicht bis zur Entſcheidung durch- 


geführt, da fie am 15. und 17. wegen des vorher 
feſtgeſtellten Abtransports der Truppen frühzeitig 
unterbrochen werden mußten. Die frühere „Pa— 
radeſchlacht“ vor dem Präſidenten fiel weg. Das 
Suſammenwirken der Kavallerie mit den anderen 
Waffen war beſſer wie früher, ſie entlaſtete die 
Infanterie und eroberte ſelbſt Geſchütze. Die blaue 
Divifion nahm am 15. ſogar den feindlichen Füh⸗ 
rer General Moiron famt feinem Generalſtabe 
gefangen. Er ſoll ſich der Flieger nicht richtig 
zu bedienen verſtanden haben, während bei dem 
ſchneidigen Führer der blauen Kavalleriedivifion, 
General Dubois, das Gegenteil der Fall war. 
General Joffre ließ fofort abblaſen, peinlich bei 
dem tragikomiſchen Vorfall war es jedenfalls, daß 
der eben erſt angekommene Großfürſt Nikolaus 
Nikola jewitſch unmittelbar Zeuge war. Die 
Truppen bewieſen wieder große Ausdauer, die aus 
Reſerviſten gebildete Diviſion bewährte ſich vor— 
züglich. Die Manöver ergaben wiederholt, daß die 
franzöſiſche Armee auf einer zeitgemäßen Höhe 
ſteht. Daß die Kavallerie nach Einführung der 
zweijährigen Dienſtzeit nicht beſſer geworden iſt, 
wird allgemein beklagt. Dazu kommen die häu- 
figen Anderungen in der Organiſation der oberen 
Leitung. Die Suſammenſetzung des Generalſtabes 
hat 191 eine und 1912 zwei organiſatoriſche Der- 
änderungen erfahren. Vicht vergeſſen darf werden, 
daß die Manöver einen ſtark politiſchen Anſtrich 
hatten. Es waren zahlreiche Mitglieder der Budget- 
und Heereskommiſſionen von Senat und Kammer 
zugezogen, außerdem bereitete man der ruſſiſchen 
und engliſchen Militärabordnung glänzende Feiern, 
während die übrigen fremdherrlichen Militärs erſt 
bei der zweiten Abteilung des Manövers anweſend 
waren und in der herkömmlichen Form begrüßt 
wurden. Bei dem Bankett am 14. September ver- 
ſicherte der Kriegsminifter Millerand dem Groß— 
fürſten Nikolaus Nikolajewitſch, daß fich 
Franzoſen und Ruſſen ſchon vor hundert Jahren 
(bei Borodino, Moskau und an der Bereſina d) hät- 
ten achten und lieben lernen. Es iſt nicht bekannt 
geworden, was ſich der ruſſiſche Großfürſt bei dieſer 
redneriſchen Leiſtung des früheren Sozialdemokraten 
gedacht hat. 5 

Über den jetzigen Stand der Flotte iſt gerade 
noch nicht viel zu ſagen, als daß man befliſſen iſt, 
die Schäden unter der grauenhaften Mißwirtſchaft 
früherer Sivilminiſter zu beſeitigen, namentlich der 
Mißgriffe Pelletans, der ſogar den Dienſt de— 
mofratifieren wollte. Aus dieſen Seiten ſchreibt 
ſich der Wuſt an kleinen und trotzdem bereits ver— 
alteten Fahrzeugen, die Unluſt der Mannſchaften, 
die noch durch das auch aus jenen Seiten ſtam— 
mende ſelbſtentzündliche Pulver geſteigert wird, und 
zahlreichere Unglücksfälle wie auf anderen Flotten. 
Tatſächlich beſitzt Frankreich gegenwärtig noch 
kein fertiges modernes großes Linienſchiff, keinen 
Dreadnought. Die Schiffe der „Danton“klaſſe und 
andere haben einen viel geringeren Gefechtswert 
als die bereits fahrenden öſterreichiſch-ungariſchen 
und italieniſchen Dreadnoughts und Kreuzer. Die 
politiſchen Ereigniſſe haben auf die Flottenrüſtung 
entſcheidend eingewirkt, die Bewilligung des Slotten- 
geſetzes nach deutſchem Muſter, die Bewilligung des 
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Geſichtspunktes der Seeherrſchaft im Mittelmeer, 
durchgreifende Organifationsänderungen: alles 
zeigt, daß Frankreich wieder in die Reihe der großen 
Seemächte einziehen will. Man braucht ſich dar— 
über nicht zu beruhigen, ſtarke Mächte ſind immer 
friedlicher, als ſolche, die hinter einem aufreizenden 
Weſen eine Schwäche zu verbergen haben. Su— 
nächſt iſt noch nichts fertig, eine Flotte kann wohl 
an einem Tage beſchloſſen, aber erſt in Jahren 
gebaut und neu organifiert werden. Für Schulung, 


Artillerie und Munition iſt noch viel, ſehr viel zu 
tun. Und es iſt nur Frankreich zu wünſchen, daß 
eine gewiſſe Beſtändigkeit in die Sache kommt, da— 
mit nicht wieder ein unfähiger Miniſter die Flotte 
binnen kurzer Seit nach ſeinen politiſchen „Prin— 
zipien“ in Grund und Boden hinein reformiert. 


Verſchiedenes. 


Der Rückgang der Bevölkerung hält 
zum Kummer aller Einfichtigen, aber auch der Chau— 
viniſten, an. Was ſoll aus der Revanche werden, 
wenn die Bevölkerung ſich nur noch durch Ein— 
wanderung erhält oder hebt, die Siffer der wirklich 
Eingeborenen ſich aber tatſächlich vermindert? In 
den allernächſten Jahren wird man die Rekruten⸗ 
ziffer nicht mehr aufbringen können. Im Jahre 
19 find 776.985 Perſonen geſtorben und nur 742.14 
geboren worden, weniger als in allen Vorjahren. 
Die Sheſchließungen haben um ein Geringes zuge- 
nommen, aber auch die Scheidungen um einen höhe— 
ren Prozentſatz. Die Zahl der Todesfälle iſt eben- 
falls geſtiegen. Leider iſt gerade im Norden und 
Oſten mit den beſten Dolfselementen des Landes 
der Bevölkerungsrückgang am ſtärkſten. Die Kam- 
mer beſchäftigte ſich im November vorübergehend 
mit geſetzlichen Maßnahmen zur Abwendung wei- 
teren Rückganges. Auch andere bedenkliche Erfchei- 
nungen zeigen ſich. Vor gar nicht langer Seit 
galten die Franzoſen für ein mäßiges Volk. Im 
Oktober wies der Abgeordnete Joſef Reinach 
nach, daß heute das Gegenteil richtig iſt, daß Frank— 
reich 500.000 Schankſtätten beſitzt, mehr wie jedes 
andere Volk; dazu kommen noch zahlreiche privile- 
gierte Eigenbrenner, die ihr Erzeugnis verſchänken 
dürfen oder im geheimen verkaufen. Auf 25 Er- 
wachſene kommt eine Schankſtelle. Reinach ſagte 
freilich nicht, woher die ungeheure Zunahme der 
Schänken kommt. Jeder Schänker iſt nämlich ein 
einflußreicher Wahlagitator, und darum wird kein 
Abgeordneter verſäumen, ſeinen ganzen Einfluß für 
jeden neuen Wunſch nach einer Schankkonzeſſion ein 
zuſetzen. Sehr richtig brachte er dagegen die Zu- 
nahme der Trunkſucht mit der erſchrecklich um ſich 
greifenden Tuberkuloſe in Verbindung. Dieſen Zus 
fammenhang hat man auch in anderen Cändern 
feſtgeſtellt. Im Jahre 1910 ſind mehr als 85.000 
Franzoſen (über 22%) der Tuberkuloſe erlegen. 

Frankreich beſitzt ein natürliches und glückliches 
Arbeitsfeld nationaler Entwicklung, abgetrennt von 
allen europäifchen Händeln, in feinem überſee— 
ifchen Kolonialgebiet, namentlich in Vord— 
afrika. Bier wäre ſelbſt Deutſchland nicht fein Geg— 
ner unter der einzigen Bedingung des allein nützlichen 
wirtſchaftlichen Vernunftgeſetzes, der Handelsfreiheit. 


Schon zu Bismarcks Seiten hat Deutſchland 
Frankreich gegenüber in dieſem Sinne gehandelt. 
Wie aber die immer kraftloſer werdende Republik 
die Sache auffaßt, hat man ja bei den verſchiedenen 
Phaſen der Marokkofrage geſehen. Und Frankreich 
wird nicht einmal den Vorteil davon haben, denn 
es hat für die koloniale Beſiedlung kein Menſchen⸗ 
material. Wie fchon in Tunis und Algier wird 
die übergroße Mehrzahl der Einwanderer aus Ita⸗ 
lienern beſtehen, und die politiſchen Folgen davon 
dürfte ſchon das laufende Jahrhundert ſehen. 

Der ſittliche Rückgang der Republik würde nicht 
jo groß fein, wenn nicht der Sinfluß des Sü⸗ 
dens ſo ziemlich alles beherrſchte. Dort iſt die 
Korruption, wie in Sizilien, in ein förmliches Sy— 
ſtem gebracht worden, dort gärt es jeden Augen— 
blick, von dort gehen die wirtſchaftlich vernichtenden 
Seemannsſtreike aus, dort meuterten 1907 die gegen 
die revoltierenden Winzer geſchickten Truppen, aber 
von dort kommen auch die meiſten Männer, die in 
der Kammer und den leitenden Beamtenſtellen ſit— 
zen, und alle auf „Gedeih und Verderb“ unter- 
einander im FHuſammenhang ſtehen. Im Sommer 
wurden die beiden verſchwägerten Bürgermeiſter 
Roncani in Nizza und Escartefigue in 
Toulon wegen Betrug und Urkundenfälſchung ein- 
geſperrt, weil ſie verſtanden hatten, ſtädtiſche Gel— 
der in ihre Taſchen zu „kanaliſieren“. Geſchehen 
wird ihnen nicht viel. Die Südländer Monis und 
Caillaux haben ſich gehütet, in das ſüdliche 
Weſpenneſt zu ſtechen, und Poincaré würde for 
fort die Kammermehrheit gegen ſich haben, ſobald 
er es wagt. 

Das große Vorruptionsſtück beim Verkauf 
der Kirchengüter iſt ſchon in früheren Jahren 
beſprochen werden. Der ehemalige Miniſterpräſi⸗ 
dent Combes gab ſich im März im Senatsaus- 
ſchuſſe vergeblich Mühe zu erklären, warum die 
von Waldeck-Rouſſeau einſt auf eine Mil- 
liarde geſchätzten Kloftergüter nur 60 Millionen 
abgeworfen haben. Er ſchrieb die Bauptſchuld dem 
„Credit Foncier“ zu, der den Kongregationen hohe 
Hypotheken gewährt habe, die ins Ausland gegan⸗ 
gen ſeien. Viele hunderte Millionen kann doch die 
Bank dafür gar nicht gehabt haben; wo ſind denn 
nun die anderen hingefommen? Jedenfalls ver- 
ſchwieg Herr Combes die Riefenfummen, die von 
den Liquidatoren unterſchlagen und durchgebracht 
worden ſind, wie viele Prozeſſe bewieſen haben, 
die man aber auch nur ſolchen machte, die keine 
Beſchützer in der Kammer haben, oder es zu dick 
getrieben haben, wie der leichtſinnige Due z, der 
nun zwei Jahre in Cayenne verbüßt. Die vom 
Papſt verbotenen katholiſchen Uultgenoſſenſchaften, 
die einen Teil des Kirchengutes hätten retten Föne 
nen, beginnen ſich jetzt, zum Teil auf Veranlaſſung 
der Biſchöfe, als freiwillige Kirchenräte zu bilden, 
es zeigt ſich überhaupt vielfach in gebildeten Kreis» 
fen ein Wiederaufleben des Katholizismus. 

Wer rein objektiv den inneren und äußeren 
Verfall der Republik, der trotz aller Schönfärbe— 
reien der internationalen Demokratenpreſſe Tat- 
ſache iſt, im Auge behält, wird zuweilen die Frage 
prüfen müſſen, wie die Ausſichten für die Rück 
kehr zur Monarchie ſtehen. Daß das auf die 
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Prätendentenfrage hinausläuft, leuchtet ohne wei- 
teres ein. Die Republik ſelbſt wird keinen Prä- 
tendenten ſtellen, denn ihr mittelſchlächtiges Weſen 
bringt keinen hervor oder wird ihn wenigſtens nicht 
aufkommen laſſen. Bleibt alſo der Ber zog von 
Orleans oder Prinz Viktor Bonoparte. 
Das Königtum hat in alten Familien wohl noch 
einige legitimiſtiſche Anhänger, aber keine Tradi- 
tion im Volke. Die Zeit Cudwigs XIV. liegt 
zu weit zurück und iſt durch die Geſtalt Wapo- 
leons I. verdrängt worden. Das traurige Ende 
feines Neffen hat dieſe Erinnerung zeitweilig zu— 
rückgedrängt, aber die unverkennbaren Mißſtände 
der Republik, ihre Unzulänglichkeit nach außen und 
innen laſſen ſie wieder aufleben und die Jahr— 
hunderterinnerungen wirken fördernd darauf ein, 
nicht minder die jetzt unklugerweiſe von der Re— 
publik betriebene Revancheidee. Die beiden Prä- 
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tendenten ſcheinen eine gute Witterung für alles 
zu haben und beginnen ſich zu regen. Der Ber zog 
von Orleans hat ſeinen Wohnſitz in England 
aufgegeben und iſt nach Brüſſel gezogen. Seine 
Ausſichten ſind gering. Der ebenfalls in Brüſſel 
lebende Prinz Viktor Napoleon hat augen- 
blicklich noch gar keine, ſolange er bloß eine Toch⸗ 
ter beſitzt. Sollte ihm ein Sohn geboren werden, 
dann bekommt ſeine Sache ſofort Schwung, und 
die Bewegung zu ſeiner Rückberufung nach Frank⸗ 
reich wird unmittelbar beginnen und der Republik 
ſchwere Sorgen machen. Denn die Revanche ver- 
langt einen Napoleon, nachdem die Republik vierzig 
Jahre lang nichts dafür geleiſtet hat. Seinerzeit 
hatte Gambetta die junge Republik reichlich da⸗ 
mit garniert, und die jetzt alternde verſucht nun, 
ſich damit den Schein der Geſundheit und Kraft 
anzuſchminken. 


Großbritannien. 


rotz der unheilbaren Parteizerſplitterung 
2 hat ſich die liberale Regierung nun das 
ſechſte Jahr hindurch erhalten. Nicht ge- 


rade aus eigener Kraft, denn in der inneren Politik 
iſt ſie über mancherlei Schwierigkeiten nur mit Mühe 
hinweggekommen und nur am Staatsruder geblieben, 
weil es die Gppoſition unter den obwaltenden 
Parteiverhältniſſen weder ergreifen will noch kann. 
Das alte hiſtoriſche Spiel der zwei Parteien, der 
Tories und Wighs, das die Welt länger als ein 
Jahrhundert mit unhaltbaren Theorien über den 
Parlamentarismus verſorgt hat, iſt aus und läßt 
ſich nicht wiederherftellen. Die zwei Parteien waren 
eben eine Ausnahme, eine engliſche Spezialität, die 
ſich nur in einem fo konſervativ veranlagten Lande 
wie Großbritannien ſolange erhalten konnte. Die 
darauf aufgebauten Theorien waren falſch, denn 
bloß zwei Parteien gibt es nirgends und laſſen 
ſich auch höchſtens vorübergehend für einen be— 
ſtimmten Sweck, aber niemals auf die Dauer wie- 
derherſtellen. Will alſo England nicht einer Theo— 
rie und alter Gewohnheit zuliebe dauernd den jetzt 
ſchon eingeriſſenen Voalitionsminiſterien und wie 
Frankreich der damit folgerichtig verbundenen par— 
lamentariſchen Korruption verfallen, jo wird es zu 
Geſchäftsminiſterien greifen müſſen, die nicht an 
eine feſte Mehrheit gebunden ſind, als Vertreter der 
allgemeinen Staatsintereſſen handeln und die Mehr- 
heiten nehmen wie fie. gerade ſind. Ohne Ein- 
greifen des Königstums wird ſich das, wenn über⸗ 
haupt, nicht bewerkſtelligen laſſen. Ob der praf- 
tiſche Sinn der Engländer den Entſchluß dazu brin⸗ 
gen, ob König Georg dafür die Initiative be- 
fit, muß abgewartet werden. Die Aufrechterhaltung 
der britiſchen Weltſtellung erfordert aber, bevor 
es zu ſpät wird, daß mit einem aus verſchiedenen 
Urſachen hervorgegangenen Suſtand gebrochen wird, 
in dem, wie eben jetzt, zwei Minderheitsgruppen, 
die Iren und die Arbeiterpartei, die die eigenen 
Intereſſen über die des Reiches ſtellen, die eigent- 


lichen Berrſcher im Lande find, indem fie der ge— 
ſchäftsführenden Regierung vorſchreiben, was ſie 
zu tun und zu laſſen hat. 

Nach außen hin war die britiſche Politik glück⸗ 
licher als in den Vorjahren, wo fie mit ihren krie— 
geriſchen Allüren in der bosniſchen wie in der ma⸗ 
rokkaniſchen Frage empfindliche Niederlagen erlitt, 
weil ſich der Dreibund der Dreierentente an Macht 
und Einigkeit unzweifelhaft überlegen erwies. Der 
Grund für dieſe erfolgloſe Politik lag bei England 
in der Feindſchaft gegen Deutſchland. Darin hat 
ſich im abgelaufenen Jahre ein erfreulicher Wandel 
vollzogen, und die guten Folgen davon ſind nicht 
ausgeblieben. Nachdem Graf Berchtold im 
Sommer den Gedanken des vereinten Vorgehens 
der Großmächte aufgeworfen hatte, der von Poi n— 
care ſelbſtgefällig aufgenommen und weiterge— 
ſponnen worden war, erſchien in den letzten Mo— 
naten tatſächlich Sir Edward Grey als diploma⸗ 
tiſcher Führer des geſamten Europa. Das ſah 
anders aus wie bei der bosniſchen Kriſe und wäre 
gar nicht möglich geweſen, wenn ſich England wie⸗ 
der der Idee Berchtolds — die ſelbſtverſtändlich 
auch die Deutſchlands iſt — entgegengeſtellt hätte. 
Es ſei hier beiläufig bemerkt, daß die „Einigkeit 
der Großmächte“, der „status quo“ ꝛc. dem Witz 
der Preſſe verfallen iſt. Die Eintagsfliegenpolitif 


der Seitungen iſt eben grundverſchieden von der 


Politik der Diplomatie, die nicht vorübergehende 
Leiftungen ſchaffen darf wie einen Leitartikel, der 
in drei Tagen wieder umgeſchrieben werden kann, 
ohne daß es ſogar die Mehrzahl der Leſer merkt. 
Die Diplomatie iſt auch nicht dazu da, jeden Tag 
ein Stück zu leiſten, das mit einer fetten Überſchrift 
als Senſation für Seitungen zu verwenden wäre. 
Dieſem Seitungsbedürfnis entſprechen ja auch der 
Mörder Sternickel, die Automobilapachen ꝛc. beſſer. 
Es iſt der Diplomatie gelungen, an die Stelle der 
beiden Mächtegruppen, die ſchon zweimal nahe vor 
einem Weltkrieg untereinander ſtanden, in einer den 
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ganzen Erdteil berührenden Angelegenheit zum ge— 
meinſamen Vorgehen zu vereinen und dadurch mit 
aller Wahrſcheinlichkeit den großen europäiſchen 
Krieg aus der Welt zu ſchaffen. Das iſt eine dan⸗ 
kenswerte und große Leiſtung, ſelbſt wenn ſie ſchließ— 
lich nicht ganz glücken ſollte. Sie iſt auch nur bei 
Diplomaten möglich, die die ſchwere Verantwortung 
auf ſich laſten haben, daß ſie nur im äußerſten 
Notfall Ceben und Glieder der Söhne des eigenen 
Landes und anderer Leute opfern dürfen, nicht aber 
um einen Seitungseffekt zu erzielen. Wenn es nach 
dem Gehetze der Seitungen gegangen wäre, dann 
hätten ſich Dreibund und Tripelentente längſt bei 
den Haaren. 

Wenn auch nicht nützlicher wie dieſe notwendige 
Richtigftellung eines gefliſſentlich gepflegten Irr— 
tums, ſo doch erfreulicher iſt es, den Gründen der 
Annäherung Englands an Deutſchland nachzugehen. 
Der Brite iſt am meiſten durchdrungen von Na— 
tionalſtolz und Nationalgefühl, an Handhabung und 
praktiſcher Ausnützung desſelben übertrifft er ſicher 
auch Franzoſen und Italiener und es iſt ihm ſchwer 
möglich, eine andere Nation neben ſich als gleich— 
berechtigt anzuerkennen. Sie müſſen ihm dienen 
wie die revancheſuchenden Franzoſen; er iſt entrüſtet 
über Rußland, das in Perſien und ſonſtwo nicht 
immer zu Willen ſein mag, und darum ſteht die 
Tripelentente auf keinem tragfähigen Boden; er iſt 
ſchließlich empört über Deutſchland, das ſich auch 
eine anſtändige Flotte baut, während doch Britannia 
rules the waves. Er ſieht nicht ein, daß er den 
anderen geradezu beleidigt, wenn er ihm übelnimmt, 
was er doch ſelbſt tut. Bundertmal hat man in 
Deutſchland gefragt: Ihr baut doch auch eine Flotte, 
warum nehmt ihr es uns übel? Ja, jagt Cord 
Churchill, ihr baut eine Luxusflotte. Das iſt echt 
engliſch, wenn auch gar nicht diplomatiſch. Warum 
kommt trotzdem England zu Deutſchland? Aus po- 
litiſchen und wirtſchaftlichen Gründen. Von der 
ſtrammen Tripelententepolitik hat es keinen Vorteil 
gehabt, im Gegenteil Rußland und Frankreich häu- 
fige und unbequeme Sugeſtändniſſe machen müſſen. 
Frankreich hat zwar bisher ruhig Folge geleiſtet, 
aber ſchon Roupier und ſpäter Caillaur hat- 
ten während der Marokkoverhandlungen doch mit 
Deutſchland wirtſchaftliche Vereinbarungen ange— 
bahnt. Die Chauviniſten haben das zwar hinter- 
trieben, aber da die mächtigſten Banken hinter Cail- 
laux ſtanden, kann die an ſich ſo vernünftige Sache 
wiederkommen. Nach einem Ausgleich zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich ſtände dann England, 
das nicht mehr gebraucht würde, wieder allein in 
Europa. Dem kommt man am beſten durch recht- 
zeitige Annäherung an Deutſchland zuvor. Ruß- 
land hatte ſich Gſterreich-Ungarn auch bereits ge— 
nähert, und aus dem gewünſchten Anſchluß Ita⸗ 
liens an die Tripelentente war nichts geworden. 
Mit dieſer war alſo nicht mehr viel los. Dazu 
kamen die Verhältniſſe in Oftajien. 
mit Japan, das allerdings England ſelbſt im Vor- 
jahre ſeines Inhalts entkleidet hat, indem es an 
einem Kriege gegen die Vereinigten Staaten nicht 
teilnehmen will, wurde vom Grafen OMkuma ſchon 
öffentlich als wertlos erklärt und geht dem Ende zu. 
Bei Verwicklungen in Oftafien oder Indien iſt auf 
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Japans Hilfe kaum, vielleicht eher ſogar mit ſeiner 
Gegnerſchaft zu rechnen. In ſolchem Falle iſt minde- 
ſtens eine gute Rückendeckung in Europa nötig, beſſer 
weil ſtärker als Frankreich iſt dafür Deutſchland, 
das übrigens während des japaniſchen Krieges auch 
Rußland ehrlich den Rücken gedeckt hat. Zudem 
beſitzt es eine ſehr leiſtungsfähige Flotte, die im 
Kampfe um „Europas heiligſte Güter“ vortreff- 
liche Dienſte leiſten würde. Dieſe Geſichtspunkte 
dürften genügen, um die Abwendung Englands von 
der Einkreiſungspolitik Eduards VII. zu erklären. 
Die ganze Flottenfeindſchaft war übrigens nur Bluff, 
wie fchon in früheren Jahrgängen ausführlich nach⸗ 
gewieſen worden iſt. 


Sir Edward Grey, Minifter des Außeren. 


Die politiſchen Vorgänge. 


Su Beginn des Jahres befand ſich das Königs- 
paar noch auf feiner Krönungsfahrt in Indien. 
Am 16. Januar traf es in Bombay ein, wurde von 
der Bevölkerung jubelnd begrüßt und ſchiffte ſich 
nachmittags auf der „Medina“ zur Heimfahrt ein. 
Don Port Sudan aus beſichtigten fie die 15 Meilen 
landeinwärts lagernden ſudaneſiſchen Truppen, ſetz⸗ 
ten dann die Rückreiſe über Malta fort und wur⸗ 
den am 30. in Gibraltar vom Vertreter des Sul- 
tans von Marokko, El Gebbas, begrüßt, der 
auf einem engliſchen — nicht franzöſiſchen — Damp⸗ 
fer herübergekommen war, worüber man ſich in 
Paris ärgerte. Die Ankunft in Portsmouth erfolgte 
am 5. Februar. Die engliſchen Prinzen begaben 
ſich zur Begrüßung an Bord der „Medina“. Mit⸗ 
tags traf das Königspaar in London ein und fuhr 
trotz der Winterkälte im offenen Wagen unter den 
Hochrufen der Menge nach dem Buckinghampalaſt, 
wo die Miniſter, der Erzbiſchof und das diploma⸗ 
tiſche Korps zum Empfang erſchienen waren. In 
England war man ſehr froh, daß alles jo gut ab⸗ 
gelaufen war; denn daß man ernſtlich beſorgt ge— 
weſen war, beweiſt die in England unverfängliche 
Tatſache, daß zahlreiche Wetten auf das Leben des 
Königs abgeſchloſſen worden waren. Das Mini⸗ 
ſterium Asquith war inzwiſchen weiter durch 
glückliche innere und äußere Ereigniſſe begünſtigt 
worden, ſeine innerpolitiſchen Umwandlungen, die 
vor ihm kaum ein Miniſter mit der ſtärkſten Mehr⸗ 
heit gewagt hätte, blieben wegen der Spannung 
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in der äußeren politiſchen Cage faſt unbemerkt, und 
die Oppoſition bot wegen der Spaltung in der 
Schutzzollfrage durchaus nicht das Bild eines an— 
griffsfähigen Gegners. Auch eine Rede des wild— 
liberalen Cord Roſebery am 13. Januar über 
die zu unbeſtimmbaren Verpflichtungen Englands 
führende Ententepolitik erregte nur mäßiges Auf— 
ſehen. Bedrohlicher war der am 12. beſchloſſene 
allgemeine Streik der Kohlengrubenarbeiter für den 
J. März. Bedenklich erſchien auch die Haltung der 
Proteſtanten der iriſchen Grafſchaft Ulſter, die zur 
Abwehr der bevorſtehenden Bomerulebill für den 
8. Februar in Belfaſt eine Verſammlung ausgeſchrie— 
ben hatten, weil ſie „bleiben wollen, was fie find“, 


Lord Haldane, der engliſche Lord-Großkanzler. 


freie Bürger des vereinigten Königreiches von Groß— 
britannien und Irland. Sie ließen auch gar keinen 
Sweifel darüber, daß ihr Vorgehen im Sinne Cord 
Randolph Churchills gemeint war, der 1886 
gegen die Bomerule Gladſtones den Ausruf tat: 
„Ulſter wird zu den Waffen greifen, und Ulſter wird 
recht daran tun.“ Sein Sohn Winſton Churchill 
ſaß jetzt im liberalen Miniſterium, das wieder mit 
Homerule kam oder vielmehr kommen mußte, weil 
ſonſt keine liberale Mehrheit mehr vorhanden ge— 
weſen wäre. Die Bewegung in Ulſter entpuppte 
ſich als Strohfeuer. Churchill konnte, allerdings 
unter dem Schutze von fünf Bataillonen, in einer 
Gegenverſammlung in Belfaſt feine Rede für Ho- 
merule ungeſtört halten. 

Die regelmäßige Parlamentstagung 
Mittwoch den 14. Februar eröffnet, nicht am üb- 
lichen Dienstag, weil dieſer der 15. — ein Un— 
glückstag — war. König und Königin begaben 
ſich mit dem hergebrachten mittelalterlichen Prunk 
zum Parlamentsgebäude, wo König Georg vom 
Thronſeſſel im Oberhausfaale aus die Thronrede 
verlas. Das Arbeitsprogramm derſelben war keine 
zwanzig Seilen lang, enthielt aber die verfänglichen 
Punkte: Homerule, Abſchaffung der Staatskirche 
in Wales und Ausdehnung des Wahlrechtes, wohl 
auch auf Frauen. Der größte Teil war der äußeren 
Politik gewidmet. „Unſere Beziehungen mit den 
fremden Mächten ſind andauernd freundlich.“ Der 
italieniſch⸗türkiſche Krieg wurde bedauernd erwähnt, 
Ausführlicheres nur über die Cage in Perſien und 
China mitgeteilt und „mit ſchwerer Sorge“ den 


wurde 


Streikausſichten entgegengeſehen. Nach der Trag— 
weite der Vorlagen war auf keine friedliche Seſſion 
zu hoffen. Um Seit zu gewinnen, beabſichtigte die 
Regierung, die Budgetdebatte mit allen parlamen- 
tariſchen Mitteln abzukürzen. Auf eine offenbar er— 
wartete Anfrage des Mppoſitionsführers Bonar 
Ca w über die Reife Cord Haldanes nach Berlin, 
verlas der Premierminiſter Asquith eine län- 
gere Erklärung, in der u. a. ſagte: „Es iſt eine 
unbezweifelte, höchſt beklagenswerte Erſcheinung, 
daß die traditionellen Gefühle der Freundſchaft und 
des guten Willens zwiſchen Deutſchland und un⸗ 
ſerem Lande während der letzten Monate getrübt 
waren.“ In dieſer Stimmung hätten in Deutſchland 
im Sommer und Berbſt viele Leute an einen eng— 
liſchen Angriff geglaubt. Dieſe ganze Geſchichte 
ſei eine Erfindung. Die beiden Regierungen hät- 
ten auf eine beſſere Verſtändigung hingearbeitet, 
und der in Berlin willkommene Beſuch Cord Bal— 
danes habe dieſen Sweck verfolgt... „Ich 
darf jagen, daß im Laufe des Beſuches Haldanes 
beiderſeits der aufrichtige und entſchloſſene Wunſch 
zu Tage trat, eine beſſere gegenſeitige Stellung 
zu begründen, ohne — und das laſſen Sie mich 
vollkommen klarmachen — ohne die beſonderen Be— 
ziehungen, in denen Deutſchland oder England zu 
anderen Mächten ſtehen, in irgend einer Weiſe zu 
opfern oder zu verſchlechtern.“ (Beifall der Oppo⸗ 
ſition.) Daß die feindſeligen Pläne Englands nur 
eine „Erfindung“ geweſen wären, fand natürlich 
nicht überall Glauben. Am 16. beſtätigte Sir Grey 
in einer Rede in Mancheſter die Ausführungen des 
Miniſterpräſidenten. Auch Lord Crewe ſprach ſich 
im Gberhauſe in gleichem Sinne aus. Es hatte 
Aufſehen erregt, daß Grey vor kurzem den Hoſen— 
bandorden erhalten hatte, worin man eine Aner— 
kennung ſeiner antideutſchen Politik erblicken konnte. 
Es war darum von nicht geringer Bedeutung, daß 
er in Mancheſter noch mit größerer Wärme über 
Deutſchland geſprochen hatte, wie die beiden anderen 
Genannten im Parlament. 

Die Kohlengrubenarbeiter hatten es eilig mit 
ihrem Streik und kündigten meiſt ſchon für den 
1. März. Sie beſtanden auf einem Mindeſtlohn, 
der aber überall, wo er beſtand, eine geringere 
Förderung zur Folge gehabt hat. Die Gruben- 
beſitzer wollten darum nur einen Mindeſtlohn für 
den einzelnen Arbeiter, aber keinen allgemeinen zu— 
geſtehen. Die Grubenarbeiter beſaßen nur geringe 
Geldmittel für den Streik und rechneten auf Sym— 
pathieſtreiks und andere Unterſtützungen des Aus- 
lands, die Regierung durfte es ebenſo nicht mit 
der Arbeiterpartei verderben wie mit den Iren, 
hielt aber gegen Ausſchreitungen in Südwales Trup- 
pen bereit. Sie drängte ſelbſt auf den Minimal— 
lohn hin, aber nur 600% der Grubenbeſitzer war 
dazu geneigt, und der Streik begann fchon Ende 
Februar. Die Arbeiter lehnten auch den von der 
Regierung vorgefchlagenen Mindeſtlohn ab, die Zahl 
der Streikenden betrug ſchon am J. März eine Mil- 
lion und ſtieg noch. Transportarbeiter ſchloſſen 
ſich an, Fabriken mußten geſchloſſen werden, und 
die Bahnen verminderten den Betrieb. Die Erbit— 
terung der Arbeiter war am größten in Südwales, 
wo die Grubenbeſitzer allerdings nichts für ſoziale 
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Fürſorge getan und dadurch die Arbeiter geradezu 
in die Arme der Sozialdemokratie getrieben hatten. 
Die verſchiedenen Regierungen hatten ſich nie dar- 
um gekümmert. Die Ausgleichsverhandlungen der 
Regierung blieben bei den Arbeitern fruchtlos. Die 
Wahlweiber benutzten den Wirrwarr, um durch Ein- 
ſchlagen von Schaufenſtern die Aufmerkſamkeit auf 
ſich zu lenken. Die anfangs den Arbeitern günſtige 
öffentliche Meinung ſchlug aber ſchon nach den 
erſten Tagen um, auch im Parlament. Die Arbeiter 
zeigten durch ihr ſchroffes Verhalten, daß ſie ſich 
als die eigentlichen Herren der Regierung fühlten. 
Die Sahl der infolge des Streiks beſchäftigungslos 
gewordenen anderen Arbeiter belief ſich ſchon in 
der erſten Woche auf eine Viertelmillion. Cloyd 
George hatte im Vorjahre in feinen Agitations- 
reden im Lande erklärt, daß Herzöge und Groß— 
grundbeſitzer, überhaupt die „faulen Reichen“, ge- 
eignete Objekte zur Beraubung ſeien, die Arbeiter 
ſetzten das nur in ihre Denkart um, und Sozial- 
demokraten und Anarchiſten halfen ihnen bei ſolcher 
„Aufklärung“. Die Arbeiterführer waren zu keiner 
Verſtändigung geneigt, bevor fie nicht wüßten, was 
die von der Regierung angekündigte Mindeſtlohn⸗ 
bill bringen werde; König Georg gab bei der 
bedenklichen inneren Cage die beabſichtigten Reifen 
an die europäiſchen Höfe auf; Asquith erklärte, 
die Homerulebill vor Oſtern nicht einbringen zu 
können, was die Iren erbitterte, aber ſie durften 
das Miniſterium, deſſen liberale Partei ſchon zwölf 
Stimmen ſchwächer war als die Unioniſten, aus 
begreiflichen Gründen nicht ſtürzen. 

Bis das Parlament in die OGſterferien ging, 
führte die ſchwache Arbeiterpartei tatſächlich die 
Herrfchaft über das Miniſterium, alſo über Eng⸗ 
land. Nicht gearbeitet wurde von mehr als andert⸗ 
halb Millionen. Am 18. März wurde die Mindeſt⸗ 
lohnbill im Unterhauſe eingebracht, für die As 
quith die Suſtimmung der Streikführer ſogar ein⸗ 
geholt hatte. Die Debatte darüber war lebhaft, 
doch ließ Balfour, der am 21. zum erſtenmal 
in der Kammer wieder anweſend war, in feiner 
Rede merken, daß die Unioniſten die Bill nicht zu 
Fall bringen würden. Das wäre nämlich möglich 
geweſen, wenn die Arbeiterpartei in die Oppofition 
gegangen wäre. Damit wäre aber auch das Mi⸗ 
niſterium geſtürzt, und dazu wollten die Unioniſten 
nicht mit dieſer Partei zuſammenarbeiten. So wurde 
die Bill am 22. in zweiter Leſung beraten ohne 
Gewißheit über den Ausgang. Sonntags fanden 
im Sande zahlreiche Arbeiterverſammlungen ſtatt, 
die ſich meiſt energiſch für die Aufrechterhaltung 
aller Arbeiterforderungen ausſprachen, und As- 
quith, ſchon vorher über die Stimmung unter⸗ 
richtet, begann nochmals Verhandlungen, die aber 
auch zu nichts führten, und fo wurde am 27. die 
Bill mit faſt allen Stimmen gegen die der Ar- 
beiterpartei angenommen. Da bereits drei Mil⸗ 
lionen brotlos waren und das Elend wuchs, konnte 
man die Taktik der Arbeiterführer nur dahin aus⸗ 
legen, daß ſie die Ceute zur Verzweiflung und Re⸗ 
volte bringen wollten. Die Verluſte an Arbeits- 
löhnen betrugen bereits über 200 Millionen Mark, 
Unterſtützungen wurden nicht mehr bezahlt, Not und 
Hunger mußten ein Ende bringen. Die Führer 


arrangierten aber erſt noch eine langwierige Ab⸗ 
ſtimmungskomödie, hetzten jedoch ununterbrochen 
weiter, ſo daß Truppen nach den bedrohten 
Orten abgehen mußten. Richtiger wäre es ge 
weſen, von vornherein die Arbeitswilligen kräftig 
in Schutz zu nehmen, dann wäre es gar nicht ſo 
weit gekommen, ſelbſt in Südwales hätten die Ter- 
roriſten das Heft nicht in die Band bekommen. 
Aus Furcht vor der Arbeiterpartei hat die Re— 
gierung nicht gewagt, die Unverletzbarkeit der Ar- 
beitsverträge in eine geſetzliche Form zu bringen, 
ja, die Hälfte des Miniſteriums war von vornherein 
entſchloſſen, den unentbehrlichen Wahlgenoſſen alles 
zuzugeſtehen. Nur Asquith konnte ſchließlich 
durchſetzen, daß Maßregeln zum Schutze der Allge- 
meinheit getroffen wurden und daß das Wohl des 
Staates vor dem Vorteil der Partei galt. Am 
4. April wurde das Abſtimmungsergebnis bekannt, 
die Mehrheit war gegen die Wiederaufnahme der 
Arbeit, doch beſchloß der Bergarbeiterverband am 
6. mit 440 gegen 125 Stimmen die Beendigung 
des Streiks. 

Auch die am meiſten verhetzten Arbeiter lenk⸗ 
ten nun ein, in Kancafhire aber erſt nach dem Er- 
ſcheinen von Militär. Die Mehrzahl hatte das 
Ende der Hunger- und Kummerzeit mit Freude be⸗ 
grüßt, und groß war die Unzufriedenheit mit den 
Führern, die mit allem nichts erreicht hatten, als 
ein Geſetz, das auf dem Papiere ſtehen bleiben 
wird, da es keine Swangsmittel enthält. Von den 
Verhandlungen im Unterhauſe iſt zu erwähnen, daß 
am 28. März der Geſetzentwurf über das Frauen⸗ 
ſtimmrecht, das einer Million ſteuerzahlender Frauen 
das Wahlrecht gewähren ſollte, mit 222 gegen 
208 Stimmen abgelehnt wurde. Die Gegner bes 
grüßten die Ablehnung mit Jubel. Das Geſetz 
war keine Parteiſache, u. a. hatten Asquith, 
Barcourt, Chamberlain, Churchill du 
gegen, Grey, Lloyd George, Balfour, Bo- 
nar Law dafür geſtimmt. Das Haus ging am 
3. April bis 10. in die Oſterferien. Am II. brachte 
Asquith im dichtbeſetzten Haufe die vielberufene 
Homerulebill ein, die er als erſten Schritt zur Be» 
ſchäftigung mit rein örtlichen Angelegenheiten be» 
zeichnete. Zu Oſtern hatte in Belfaſt eine groß⸗ 
artige Demonſtration dagegen, an der eine Viertel- 
million Menſchen beteiligt war, in würdiger und 
feierlicher Weiſe ſtattgefunden. Der Führer der 
Unioniſten Bonar Caw war zugegen, und der 
Führer der iriſchen Unioniſten Edward Carſon 
erklärte: „Nie und unter keinen Umſtänden wollen 
wir uns der Homerule in Irland unterworfen“, 
was von der Verſammlung mit Enthufiasmus wie⸗ 
derholt wurde. Gladſtone war ſeinerzeit mit 
Homerule geſcheitert, weil er damit für die Iren 
ein Sondergeſetz ſchaffen wollte. As quith faßt 
die Sache geſchickter an, indem er ſagt, er mache 
bloß mit Irland den Anfang zu einer gewiſſen 
provinziellen Selbſtverwaltung, für Schottland und 
Wales werde Ähnliches folgen, und alles ſolle zur 
Entlaſtung des Parlaments dienen. Das klang ja 
ganz ſchön, ähnliche durchaus nützliche Gedanken 
waren auch ſchon früher aufgetaucht, aber es lag 
jetzt auf der Hand, daß Asquith nur die den 
Iren gegebenen Wahlverſprechungen einlöſen mußte 
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und weit über die Grundlinien einer vernünftigen 
Selbſtverwaltung hinausging. Die Iren wieder 
ſtreben, gleich den Polen, ein nationales Reich an 
und betrachten Homerule nur als erſte Vorſtufe 
zur Coslöſung von Großbritannien. Dagegen weh— 
ren ſich die Unioniſten, ein beſonderes iriſches Par— 
lament mit Senat und Unterhaus, denen die iriſchen 
Miniſter verantwortlich ſind, geht ihnen viel zu 
weit. Da das Oberhaus das Geſetz ſchließlich ab- 
gelehnt hat und es darum erſt nach zwei Jahren 
und nach wiederholter Annahme im Unterhauſe in 
Kraft treten könnte, ſo verlohnt es hier nicht, auf 
die ausführlichen Debatten einzugehen. 

Am 9. Mai wurde Homerule mit 372 gegen 
271 Stimmen in zweiter und am 3. Juli mit 315 
gegen 224 Stimmen in dritter Leſung angenommen. 
Am 23. April hatte der Miniſter des Innern Mac 
Kenna den Geſetzentwurf über Entſtaatlichung der 
Hochkirche in Wales eingebracht, mit der Begrün— 
dung, daß in Wales nur der vierte Teil der Be— 
völkerung der Hochkirche angehört. Das bisherige 
Einkommen der Hochkirche in Wales wird um 
80.000 Pfund vermindert, die für anderweitige 
Swecke verwendet werden ſollen. Die Jurisdiktion 
der Kirche wird aufgehoben und durch eine Sy— 
nodalverfaſſung erſetzt. Ein ſolches Geſetz war von 
der Bevölkerung gewünſcht worden. Da ſich aber 
von 34 waliſiſchen Abgeordneten 51 für das Geſetz 
erklärten, ſo lag nahe, daß nicht ausſchließlich das 
Gerechtigkeitsgefühl zu dem Geſetz geführt hatte, 
fondern daß es zugleich den Ausgleich für die Un⸗ 
terſtützung von Homerule für Irland ſein ſollte 
und ſomit Parteizwecken diente. Eine gleichartige 
Vorlage hatte vor ſiebzehn Jahren zum Sturze des 
liberalen Miniſteriums Gladſtone beigetragen, 
die Anhänger der Hochkirche in der liberalen Partei 
begeiſterten ſich auch diesmal nicht dafür, fie muß— 
ten aber im Intereſſe der Partei für die „Berau— 
bung“ ihrer Kirche ſtimmen, doch ſank dabei am 
19. Mai die Mehrheit der Regierung auf 81 Stim- 
men herab. Das enfant terrible des Minifte- 
riums, der Schatzkanzler Cloyd George, be— 
einträchtigte auch hier die kluge Verſöhnlichkeit des 
Premierminiſters, indem er in Carnarvon eine auf— 
reizende Rede gegen den „Druck“ der Hofkirche hielt, 
die in Wales eine „beſtändige Bedrohung der Volks⸗ 
ſeele“ ſei. In dieſen Tagen ſchloſſen ſich die bis- 
herigen Konfervativen und Unioniſten, die ſchon ein 
Dierteljahrhundert miteinander gegen die Ciberalen 
zufammengehalten hatten und darum kaum noch 
unterfchieden wurden, auch äußerlich zu einer Par- 
tei zuſammen, ohne aber dadurch an innerer Stärke 
zu gewinnen. Miniſterpräſident Asquith und 
Marineminiſter Churchill benutzten die parla— 
mentariſchen Pfingſtferien zu einer Beſichtigung der 
engliſchen Mittelmeerbefeſtigungen. Sie trafen am 
1. Juni auf Malta mit Lord Kitchener zuſammen. 
Die Seitungen redeten viel über die dort abge— 
haltenen Konferenzen, und Asquith ließ offiziell 
erklären, daß die Sicherheit Maltas eingehend be— 
ſprochen worden ſei. Am 3. beſuchten beide Mi⸗ 
niſter auch den franzöſiſchen Kriegshafen Biſerta 
in Tuneſien. Es war bekannt, daß Cord Kitche- 
ner mit der Surückziehung der britiſchen Flotte aus 
dem Mittelmeer nicht einverſtanden war und auch 


eine Derftärfung der Truppen in Agypten für nötig 
hielt. Da die Hälfte der Nahrungsmittelverſorgung 
Englands das Mittelmeer paſſiert, ſo handelt es 
ſich dabei um die Sicherung einer wichtigen Brot- 
ſtraße. 

Trotz des geſcheiterten Grubenarbeiterſtreiks 
war die Kampfluft in der Arbeiterwelt keineswegs 
erloſchen, auch die Verurteilung des Arbeiterführers 
Tom Mann zu ſechs Monaten Gefängnis wegen 
Aufreizung des Militärs zum Ungehorſam war ohne 
merklichen Eindruck geblieben. Am 25. Mai be— 
gannen etwa 100.000 Hafen- und Transportarbeiter 
in London zu ſtreiken, in den nächſten Tagen nahm 
die Beteiligung noch zu, Hunderte von Schiffen, 
davon über 200 mit Nahrungsmitteln, lagen un⸗ 
gelöſcht im Hafen. Als aber am 4. Juni das 
Unterhaus wieder zuſammentrat, war der Streik 
bereits dem Erlöſchen nahe, weil die Arbeiter kein 
Geld hatten, zahlreiche Arbeitswillige eintraten und 
die drohenden Anmaßungen der Führer keinem 
Menſchen imponierten. Sie kündeten zwar noch 
einen allgemeinen Streik für den 15. an, aber daraus 
wurde erſt recht nichts, weil die Arbeiter mit dem 
ungeſchickten Vorgehen der Führer ſchon im höch- 
ſten Grade unzufrieden waren. Viele Streikende 
hatten ihre Stellungen eingebüßt. Im Unterhauſe 
hatte der ganze Streik ſo wenig Eindruck hervor- 
gerufen, daß in der erſten Sitzung nach Pfingſten 
am 4. Juni der ſonſt ſo ernſte Miniſter des Außern 
Grey feinen erſten parlamentariſchen Witz machte. 
Größeres Aufſehen erregte ein Miniſterwechſel. An- 
geblich aus Geſundheitsrückſichten trat der Lord— 
kanzler Cord Coreburn zurück und wurde durch 
den bisherigen Kriegsminiſter Cord Baldane er- 
ſetzt, deſſen Nachfolger der ehemalige Milizoberſt 
aus dem Burenkriege John Seely wurde, von dem 
anzunehmen war, daß er eine flott marſchierende 
Bürgerſchützenkompagnie und eine wirkliche Truppe 
zu unterſcheiden wiſſen werde. Die Radikalen im 
liberalen Lager waren mit der Ernennung dieſer 
„Imperialiſten“ gar nicht zufrieden, am wenigſten 
mit der des „exkonſervativen Rekruten“ Seely. 
Am 17. wurde das Wahlreformgeſetz eingebracht, 
das u. a. das Mehrſtimmenrecht beſeitigt. 

Am 19. Juni wurde Schatzkanzler Cloyd 
George von Wahlrechtlerinnen (suffragettes) 
überfallen und weidlich — nun ſagen wir — ge⸗ 
ſtoßen. Am 26. beleidigte ein ſolches Wahlweib 
in Clandoff in Wales ſogar das Königspaar und 
wurde unter Johlen und Pfeifen der Menge ver— 
haftet. Am 25. mußte der Sozialiſt Can sbury, 
der wegen der Einfperrung von krawallierenden 
Wahlweibern Asquith beſchimpfte, aus dem 
Unterhauſe verwieſen werden. Asquith ſelbſt 
wurde am folgenden Tage in einer vornehmen Ge— 
ſellſchaft auch von einem Wahlweib tätlich ange- 
griffen. Am 24. war der neue deutſche Bot- 
ſchafter Frhr. v. Marſchall offiziell empfan- 
gen worden. Die Ernennung des bedeutenden 
Staatsmannes wurde in England als eine Aus- 
zeichnung empfunden und förderte die zunehmende 
günſtige Stimmung für Deutſchland. Die Wahl- 
rechtsreformvorlage war am 15. Juli auch mit 290 
gegen 218 Stimmen angenommen worden. As- 
quith kündigte an, das Parlament werde Anfang 
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Auguſt — früher wie ſonſt — vertagt werden. 
Die Teilnahme war ſchon während der Beratung 
der Wahlreform, die doch das allgemeine Stimm— 
recht brachte, ſehr gering geweſen, zudem war die 
Arbeiterpartei wieder ſchwierig geworden wegen der 
Haltung der Regierung während der großen und 
kleinen Streiks. Ein Lichtpunkt in der parlamen— 
tariſchen Erfchlaffung war die Rede Greys am 
12. Juli, in der er nach der Kaiferbegegnung in 
Baltiſchport in warmen Worten ſeine Freude über 
die Freundſchaft zwiſchen Deutſchland und Rußland 
ausſprach; das ſei um ſo erfreulicher, als auch 
zwiſchen Deutſchland und England keine ſtörende 
Frage die beiderſeitigen Intereſſen berührte. Die 
Stimme Sir Edward Greys iſt ſehr modulations- 
fähig, diesmal klang ſie wie die Flöte, genau vor 
einem Jahre nach Agadir hatte ſie wie die Fanfare 
der Trompete geſchmettert. Man nahm in Deutfch- 
land die Wandlung mit Befriedigung wahr, um 
ſo mehr als das Trompetengeſchmetter ſeinerzeit 
wenig Beachtung gefunden hatte, weil man weiß, 
daß England aus eigenſtem Intereſſe dem Deutſchen 
Reiche nichts tun wird, ſelbſt wenn es könnte. Ob⸗ 
gleich es hüben wie drüben Leute gab, die Wunder— 
dinge von der Tätigkeit des neuen deutſchen Bot— 
ſchafters erwarteten und ſogar unklugerweiſe durch 
ihn eine neue Ara und völlige Umwandlung der 
Weltlage ankündigten, ſo war doch überhaupt nur 
auf die Beſeitigung der gegenſeitigen Gereiztheit, 
aber nie auf die Anderung der einſeitig ſelbſt— 
ſüchtigen Grundlagen der britiſchen Politik zu hof— 
fen, die gegenwärtig das Feſthalten an der Entente 
für Rußland und Frankreich für nützlich hält. 
Die Beſtätigung dieſer Anſicht bildete das Er- 
gänzungsflottenprogramm, das Churchill am 
22. mit einer längeren Rede und dem Hinweis auf 
Deutfchland einbrachte. In den nächſten fünf Jah⸗ 
ren ſollen ſtatt 17 jetzt 21 Dreadnoughts gebaut 
werden und ein weiteres Geſchwader ſoll auf den 
vollen Mannſchaftsſtand gebracht werden, wozu zu= 
ſammen 5000 Mann mehr eingeſtellt werden müſſen. 
Die Vorlage war übrigens ſchon im März ange— 
kündigt worden und ſoll in ſpäteren Jahren ent— 
ſprechend der Flottenpolitik Öfterreich-Ungarns und 
Italiens noch erweitert werden. Abgeſehen von 
dem nicht begründeten Hinweis auf die deutſche 
Flotte waren übrigens die Reden Churchills 
und Asquiths ohne die früher üblichen Spitzen 
gegen Deutſchland. Um die Stimmung für die Vor— 
lage zu erhöhen, war vorher ein Flottenmanöver 
arrangiert worden, bei dem dem Feinde die Lan— 
dung von 28.000 Mann gelungen fein ſollte, wor— 
über die Zeitungen berichten mußten. Die An— 
nahme erfolgte dann auch mit 288 gegen 52 Stim- 
men. In Dublin war am 19. auf Asquith ein 
Attentat von Wahlweibern verübt worden, die ſich 
dort auch bereits mit Anfertigen von Bomben be— 
ſchäftigten. Vor der Vertagung des Parlaments war 
der Maſter of Slibank, der ſogenannte „Ein— 
peitſcher“ der liberalen Partei, zurückgetreten, weil 
ihm als Altliberalen die demokratiſche Haltung 
Lloyd Georges nicht zuſagte. Anfang Auguſt 
war der kanadiſche Premierminiſter Borden in 
Condon und verſicherte in überſchwänglichen Reden, 
was die Dominions nicht alles für die engliſche 


Flotte leiſten wollten: Weiterbezahlung des bis- 
herigen Beitrags, eine Anleihe mit einem Pfund 
pro Kopf der Bevölkerung ꝛc. Die Imperialiſten 
waren entzückt und vergaßen, daß Borden gar 
nicht in der Lage iſt, ſolche Verſprechungen zu hal- 
ten. Er iſt ja nur in einer Augenblicksſtimmung 
gewählt worden und hat in der Kammer eine ihm 
geiſtig überlegene ſtarke Minorität wie im Senat 
die große Mehrheit gegen ſich, die noch vielleicht 
eher dem Mutterlande, aber gerade ihm nicht, die 
Flotte bewilligen würde. Viel intereſſanter war in 
der zweiten Hälfte des Septembers die Anweſenheit 
des ruſſiſchen Miniſters des Außern Sſaſan ow 
in England, der auch vom 24. bis 29. Gaſt des 
Mönigs in Balmoral war. Angeblich auf ruſſiſchen 
Wunſch ſollte über die Beſprechungen nichts ver- 
lauten, doch wünſchten alle Blätter Vorteile für 
England in Perſien; beſonders warm war der 
Empfangston nicht, und die radikale Preſſe machte 
gar kein Behl aus ihrer Erbitterung über die 
engliſch-ruſſiſche Politik in Perſien. Sſaſan ow 
wurde in Balmoral vom Königspaar mit großer 
Auszeichnung empfangen und hatte auch mehrfache 
Beſprechungen mit Grey, worüber die Blätter 
allerlei vermuteten. Das „Bureau Reuter“ mel⸗ 
dete am J. Oktober offiziös, daß über Indien und 
Tibet volle Übereinſtimmung herrſche, an die Teilung 
Perſiens nicht gedacht, dafür aber alles geſchehen 
werde, um den Frieden auf dem Balkan und die 
Türkei zu erhalten. 

Die Regierung hatte ſich der Täuſchung hin- 
gegeben, daß die Proteſtanten in Ulſter nach einigem 
Theaterlärm ihren Widerſtand gegen Bomerule auf— 
geben würden. Dem war aber nicht ſo, er wuchs 
vielmehr, und am 21. September war feierlich ein 
„Kovenant“ unterzeichnet worden, mit der Ver— 
pflichtung, in keiner Beziehung das iriſche Parla- 
ment anzuerkennen. Die Gppoſition ging aus tiefem 
religiöſen Empfinden hervor und war ernſt zu neh- 
men, am 28. erfolgte in Belfaſt unter ungeheurer 
Beteiligung die feierliche Unterzeichnung des Der- 
trages gegen Homerule. Unter den Unterzeichnern 
befanden ſich Lord Londonderry, Lord Be 
resford u. a. Bevor das Parlament am 7. Of- 
tober wieder zuſammentrat, wurde Cloyd George 
mit Zuftimmung des Kabinetts in das Land geſandt, 
um durch einen Redefeldzug gegen Großgrundbeſitz, 
Kapital u. dgl. die lockere Parteikoalition des Mi- 
niſteriums wieder ein wenig anzufeuern. Die Ar- 
beiterpartei war höchſt unzufrieden mit den Libe— 
ralen und dem Miniſterium, ſie ſtellten ſchon eigene 
Kandidaten auf; die Radikalen führten einen er— 
bitterten Kampf gegen Greys Politik, nur die 
Irländer waren zufrieden. Das einzige Band, was 


die miniſterielle Mehrheit noch zuſammenhielt, war 


die Furcht, aus ihrer Machtſtellung ſcheiden zu 
müſſen, innerlich hatten ſie nichts mehr miteinander 
gemein. Und doch galt es noch ſchwere Arbeit: 
der Schluß der Homerulevorlagen, das Uirchengeſetz 
für Wales, die Wahlreform und noch ein Gewerk— 
ſchaftsgeſetz (Trade-Unions-Bill) follten endgültig 


gegen eine ſtarke Gppoſition durchgeſetzt werden. 


Am 10. brachte Asquith den Schlußantrag für 
die Debatte über Bomerule ein, der 56 Tage ge— 
währte und am 15. in einer bis 3 Uhr früh dau⸗ 


ne u rn 
* 
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ernden Sitzung mit 205 gegen 100 Stimmen durch- 
drang. Dafür paſſierte es der Regierung am II. Wo= 
vember, ſich bei einem finanziellen Nebenantrag 
dazu unerwartet mit 206 gegen 228 Stimmen in der 
Minorität zu befinden. Die Gppoſition jubelte über 
die gelungene Überrumplung. Asquith vertagte 
fofort das Haus, die Regierung beſchloß aber, nicht 
zurückzutreten, ſondern durch eine allgemeine De— 
batte über die Ungültigkeit des Amendements ein 
Vertrauensvotum zu erzielen. Darüber kam es am 
13. zu erregten Szenen, fo daß die Sitzung unter— 
brochen und ſchließlich vertagt werden mußte. In 
dem furchtbaren Lärm nach Schluß der Sitzung flog 
Asquith ein Buch an den Kopf, nachdem ſchon 
vorher die Miniſter mit Papierballen von ihren 
Sitzen vertrieben worden waren. Der Sprecher ver— 
tagte das Haus am 14. bis zum 18. und die Re— 
gierung erhielt ihr Vertrauensvotum am folgenden 
Tage mit 318 gegen 206 Stimmen, aber ſie hatte 
für ihre wichtigen Schlußberatungen eine Woche 
Seit verloren. Dazu kam dann noch, daß allerlei 
Nebendinge, wie z. B. die geheimnisvoll über 
Britannien ſchwebenden „Seppeline“, ins Baus ge- 
zogen wurden, und ſchließlich die ſehr ernſthaften 
Balkanvorgänge. Grey hielt darüber am II. De- 
zember eine größere Rede, in der er nicht verſäumte 
herauszuſtreichen, daß London zum Sitze der Dor- 
verhandlungen für den Frieden auserſehen ſei, im 
übrigen aber ſo gut wie nichts ſagte, da immer 
ein Nachſatz den Vorderſatz einſchränkte oder auf— 
hob. Als ſich das Unterhaus am 30. Dezember 
vertagte, hatte es feine Hauptaufgaben noch nicht 
gelöſt, was aber bei dem Vorwiegen der außer— 
politiſchen Fragen ziemlich unbeachtet blieb. 


Vom größeren Britannien. 


In der Entwicklung Größer-Britanniens ſtand 
in dieſem Jahre die Frage des Ausbaues der Flotten⸗ 
kolonien voran. Die Erfahrungen des ruſſiſch-japa⸗ 
niſchen Krieges hatten gelehrt, daß die alte Kauf- 
fahrertaftif der engliſchen Flotte, mit der man hilf— 
loſen Klein- und Raubftaaten imponieren und ge— 
legentlich wehrloſe Städte bombardieren konnte, nicht 
mehr genügt. Will England ſeine Seeherrſchaft 
aufrecht erhalten, ſo muß ſeine Flotte nicht bloß 
ſtark, ſondern auch fähig ſein, den Gegner in offener 
Seeſchlacht niederzukämpfen. Das konnte ſie nicht, 
und darum wurde ſie in den heimiſchen Häfen ge— 
ſammelt, um es durch Ererzieren, Manöprieren und 
Schießübungen zu lernen. Dem großen Haufen 
wurde geſagt, das geſchähe wegen der Gefahr eines 
Überfalles durch Deutſchland. Etwas Richtiges war 
daran: die kleine deutſche Flotte war der großen 
britiſchen in allen Gefechtskünſten weit überlegen 
und hatte den Japanern als Muſter gedient. Das 
offen einzugeſtehen, ließ der britiſche Stolz nicht zu, 
und darum wurde zum Nachteil des eigenen Lan— 
des und zur gegenſeitigen politiſchen Verhetzung die 
Fabel vom angriffsluſtigen Deutſchland aufrechter- 
halten. Die Sammlung der engliſchen Geſchwader 
in der Heimat hatte aber in der ganzen Welt dem 
Glauben an die britiſche Seeherrſchaft bedenklichen 
Abbruch getan, weil das Herumfahren großer bri- 
tiſcher Geſchwader aufgehört hatte. Dieſem Übel— 
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ſtand ſollen nun die Kolonialflotten abhelfen 
Rühmte John Bull ſich noch vor kurzer Zeit, der 
großmütigſte Beſchützer ſeiner Kolonien zu ſein, in— 
dem er vermöge ſeiner überlegenen Beherrſchung 
der Meere unentgeltlich ihr Schirm und Schutz ſei, 
ſo wälzt er jetzt ihnen den Teil der Rüſtungslaſt 
zu, der ausbricht, um die engliſche Flagge wieder 
würdig in den Weltmeeren zu repräſentieren. Darum 
widerſtrebt er auch hartnäckig der Bildung felb- 
ſtändiger Kolonialflotten, ſondern beſteht darauf, 
daß ſie unter dem „Union Jack“ fahren. Er gibt 
ſich dabei die ordentlichſte Mühe, aus der politis 
ſchen Not eine patriotiſche Tugend zu machen, und 
erklärte, nur freiwillige Leiftungen zur Verſtärkung 
der Seewehr annehmen zu wollen. Tatſächlich ſind 
aber die Agitationen dafür in allen Kolonien von 
London angeregt worden. Die größeren Kolonien, 
wie Kanada, Auftralien und auch Südafrika, die 
etwas Selbſtändiges leiſten könnten, ſtellen ſich ziem- 
lich harthörig und ſchwärmen für eine eigene Flagge, 
wovon man aber in Condon nichts wiſſen will. 
Nur das verlaſſen im Großen Ozean liegende Neu— 
ſeeland hat bereits einen Dreadnought geleiftet, das- 
ſelbe haben die auf der Balbinſel Malakka liegen— 
den Malaienſtaaten im verfloſſenen Jahre getan. 
Beiſpiele ziehen, ſagt das Sprichwort. Leider hat 
ſich Ende Vovember die Londoner Senſation, indi— 
ſche Maharadſchas hätten ein ganzes Dreadnought- 
geſchwader zum Geſchenk angeboten, als verfehl- 
ter Wink mit dem Saunpfahl herausgeſtellt. 
Eine beſondere Schwierigkeit, die ſich dem Plan 
gemeinſamer Streitkräfte entgegenſtellt, iſt der Um— 
ſtand, daß die Kolonien für eine nennenswerte 
Leiſtung zu dieſem Sweck die Forderung erheben 
würden, dann auch durch beſondere Vertreter bei 
der Entſcheidung über Krieg und Frieden beteiligt 
zu fein. Obgleich der auftralifche Vertreter Reid 
ſich auch dagegen ausgefprochen hat, fcheint es doch 
nach Auslaſſungen Bordens richtig zu ſein, daß 
er in dieſer Beziehung gewiſſe Suſicherungen von 
Asquith erhalten hat. Es würde dabei in er⸗ 
ſter Cinie das Komitee für Reichsverteidigung in 
Frage kommen. Dieſes hielt am 4. Juli eine lange 
Sitzung ab, aus der verlautete, daß die Surück— 
ziehung der britiſchen Geſchwader aus dem Mittel- 
meer nicht angängig ſei. Churchill hatte eine 
Neuverteilung der Flotte dahin angeordnet, das Ge— 
ſchwader von Malta nach Gibraltar zu verlegen 
und das da ſtationierte der großen Heimatflotte 
zuzugeſellen, was durchaus dem oben angedeuteten 
Sweck der Flottenzuſammenziehung um England ent— 
ſprach, wie auch die abermalige Begründung, daß 
es wegen der verſtärkten deutſchen Flotte geſchehe. 
Die britiſche Flotte war doch der deutſchen ſchon 
überlegen genug. Oder wollte Churchill durch 
einen Einfchüchterungsverfuch Deutſchland von neuen 
Schiffsbauten abhalten? In England erhob ſich 
lebhafter Widerſpruch gegen dieſe „Preisgebung des 
Mittelmeeres“, denn im allgemeinen herrſcht dort 
noch die veraltete Anſchauung, das „Preſtige“ Eng⸗ 
lands müſſe durch ein Spazierenfahren der Flagge 
aufrechterhalten werden. Mit Rückſicht auf den 
italienifchstürfifchen Krieg und die Gefahr, die Mo— 
hammedaner könnte an der Allmacht Englands 
zweifelhaft werden, ſetzte es Lord Kitchener 
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durch, daß wieder vier große Kreuzer in Malta 
ſtationiert wurden und auch Alexandrien oder Port 
Said zum Kriegshafen auserſehen iſt. Auch die Kon- 
zentrierung der franzöſiſchen Flotte in Toulon iſt 
damit in Verbindung gebracht worden in dem Sinne, 
daß Frankreich den Schutz des Suezkanals für Eng⸗ 
land übernehmen ſolle. Das würde aber eine ewige 
Dauer der Tripelentente vorausſetzen, während die 
Sufammenziehung der franzöfifchen Flotte wahr- 
ſcheinlich nach denſelben Geſichtspunkten erfolgt iſt 
wie die der britiſchen. 

Su den Weltherrſchaftsplänen gehörte in Eng⸗ 
land auch der Traum eines engliſch-amerikaniſchen 
Bündniſſes, eine politiſche Vereinigung der angli— 
kaniſchen Raſſe. Gerade in den liberalen engli— 
ſchen Kreiſen hielt man viel davon, und nicht wenige 
hofften, Homerule werde die in den Vereinigten 
Staaten ſehr einflußreichen Maſſen der Irländer 
für dieſe utopiſche Idee gewinnen. Hatte doch ſchon 
Grey den ſehr ausſichtsvoll erſcheinenden Schieds- 
gerichtsvertrag mit Taft abgeſchloſſen! Aber die 
praktiſchen Nankees erwieſen ſich für politiſche Phan- 
taſien ſehr unempfänglich, und der nordamerifani- 
ſche Senat richtete in der erſten Woche des März 
nach zweitägiger Redeſchlacht den Vertrag jo zu, 
daß er praktiſch unbrauchbar wurde. Die lebhafte 
Oppoſition Rooſevelts, der Irländer und der 
Deutſchamerikaner hatten das Zufunftsbündnts ver⸗ 
eitelt. Die Engländer hätten auch keine Freude an 
dem ungeänderten Vertrage erlebt, denn wie man 
in der Union Verträge auslegt, ſollten ſie bald er— 
fahren. Der ſeinerzeit über den Bau des Panama- 
kanals vereinbarte Bay-Pauncefot e ertrag 
beſtimmt in § 8 ausdrücklich, daß der Kanal für 
Engländer und Nordamerikaner unter den gleichen 
Bedingungen offen ſein ſolle. Nun hatten aber 
Senat und Repräſentantenhaus für den Kanal einen 
Tarif vereinbart, der die Küftenfchiffahrt der Ver— 
einigten Staaten von Gebühren freimacht, die aber 
3. B. kanadiſche Schiffe bezahlen müßten. Da freund- 
ſchaftliche Binweiſe nichts fruchteten, ſah ſich Grey 
am 14. Vovember zu einem förmlichen Proteſte 
veranlaßt, der anfangs Dezember veröffentlicht 
wurde und auch die Berufung an das Schieds⸗ 
gericht im Haag in Ausſicht ſtellt. So rächt ſich 
die engliſche Politik an ſich ſelbſt, da ſie ſeit Jah- 
ren den Blick ſtarr gegen Deutſchland gerichtet hielt 
und dafür die Union wegen Herftellung eines mög- 
lichſt intimen Verhältniſſes umſchmeichelte. Panama- 
kanal und Monroedoktrin werden die Engländer 
noch wider Willen zu einer europäiſchen Politik 
nötigen. 


Die Wehrmacht. 


Als vor einem halben Jahrhundert die Pan— 
zerſchiffe aufkamen und über ihren Wert hin und 
her geſtritten wurde, tat der Erforſcher des Aral- 
ſees, der ruſſiſche Admiral Butakoff, den noch 
heute gültigen Ausſpruch: „Die beſten Panzerſchiffe 
find die, auf denen die meiſten eiſernen Herzen 
ſchlagen.“ Das hat wenige Jahre darauf die 
Seeſchlacht bei Liſſa bewieſen, wo zſterreichiſche 
Holzſchiffe italieniſche Panzer rammten, und vor 
nicht langer Seit haben es die eigenen Landsleute 


des tapferen Admirals in der Seeſchlacht bei Tſu⸗ 
ſchima erfahren. Wenn man heute die Rule-Bri⸗ 
tannia⸗Schwärmer reden hört, jo findet man, daß 
ſie geradezu vernarrt ſind in das Verhältnis von 
2:1 oder von 16:10, daß fie fortwährend zählen, 
wieviel Dreadnoughts England baut und wieviel 
es noch bauen könnte. Das iſt doch aber gar nicht 
die Hauptſache, denn daß England eine viel ftär- 
kere Flotte hat wie alle anderen Staaten, iſt von 
jeher unbeſtritten. Wenn mın auch alle dieſe Dread⸗ 
noughts Wunder der Schiffsbaukunſt wären — was 
verſchiedene nicht ſind —, ſo fahren, ſchießen und 
fechten ſie doch nicht von ſelbſt; darum kommt es 
gar nicht allein auf die Qualität der Schiffe an, 
ſondern vielmehr auf den Geiſt, der auf ihnen 
herrſcht. Größe und Zahl der Schiffe find ent⸗ 
ſchieden, ebenſo wie die Fahl der Truppen auf 
dem Cande, einer der entſcheidenden Faktoren, aber 
fo ein moderner Dreadnought iſt, trotz feiner rie— 
ſigen Verhältniſſe, eigentlich auch ein ſehr ſubtiles 
Kunftwerf, das zur vollen Ausnützung feiner Ge— 
fechtskraft von den Hunderten, die an den ver— 
ſchiedenen Maſchinen tätig find, mit einer Einheit- 
lichkeit, einer Disziplin bedient werden muß, wie 
man fie beiſpielsweiſe beim preußiſchen Parade— 
marſch findet. Iſt das nicht der Fall, ſo kann es 
leicht vorkommen, daß ein ſolcher Rieſe einem beſſer 
fahrenden ſchwächeren Gegner gegenüber in Nach⸗ 
teil gerät. Daß die Überlegenheit der Fahrdisziplin 
durch Tapferkeit noch geſteigert werden kann, liegt 
auf der Hand. Nach ſolchen Geſichtspunkten, und 
nicht nach der Sahl allein, muß eine Flotte bewertet 
werden. Selbſtverſtändlich kann man aber nicht bei 
aller Tapferkeit und Nautik Nußſchalen gegen Rie- 
ſenpanzer ſchicken wollen, wie es vor kaum einem 
Jahrzehnt noch Prahlhänſe von der deutſchen Flotte 
verlangten. Das oben Geſagte kann nur für an⸗ 
nähernd gleichwertige Fahrzeuge gelten, eine ge— 
wiſſe Hahl und Größe muß vorhanden ſein, ſonſt 
wird der Kampf zur Selbſtvernichtung. Das alles 
ſoll nicht geſagt ſein, um irgendwie die engliſche 
Flotte herabzuſetzen. Sie ſtellt eine gewaltige Macht 
vor und hat ihre großen Überlieferungen, denen 
ſie im Ernſtfalle unzweifelhaft gerecht werden wird. 
Die obigen Bemerkungen richten ſich nur gegen 
die auffällige engliſche Eitelkeit auf die vielen 
Dreadnoughts. 

Die Bauptſache iſt, wie die Dreadnoughts fah⸗ 
ren, manövrieren und ſchießen können. Das hängt 
vom Geiſt und der Befähigung der Offiziere und 
Mannſchaften ſowie von der Sweckmäßigkeit und 
Häufigkeit der Übungen ab. Welche Fortſchritte die 
britiſche Flotte ſeit ihrer Sufammenziehung nach 
dieſer Richtung gemacht hat, läßt ſich aus der Ferne 
nicht beurteilen. Geklagt wird, daß im Dienſt ver» 
altete Beſtimmungen über Übungen und Strafen 
noch aus der Seit der Segelſchiffahrt beſtehen, daß 
die Schießübungen nicht die gewünſchten Reſultate 
ergeben, daß zahlreiche Disziplinarvergehen vor- 
kommen uſw. Der empfindlichſte Mangel der Flotte 
iſt freilich, daß es für die neuen großen Schiffs- 
bauten an Offizieren und noch mehr an Mann⸗ 
ſchaften fehlt, die ſich auch bei der geringen Löh- 
nung nicht werden beſchaffen laſſen. Für den Mo— 
ment haben ſich daraus noch keine übergroßen 
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Schwierigkeiten ergeben, weil die in Eile konſtruier— 
ten Überdreadnoughts ſehr minderwertige Kriegs» 
werkzeuge zu fein ſcheinen, zunächſt erſt umgeän⸗ 
dert werden müſſen und vielleicht überhaupt nicht 
bemannt werden. Leute, die es wiſſen könnten, 
behaupten, darin und nicht in den deutſchen Flot— 
tenbauten liege der Grund für die außerordentliche 
Beſchleunigung der Schiffsbautätigkeit in dieſem 
Jahre. Fachleute berichten ferner Nachteiliges über 
den neuen Simpſon-Panzer, der auch in Übereilung 
zur Anwendung gekommen iſt. Überdreadnoughts 
find aber keine Unterſeeboote, von denen einige 
Dutzend nun als altes Eifen nicht viel gekoſtet haben. 
Der Übelftand liegt an jenem Syſtem, das nicht 
fachmännifch gebildeten Leuten die oberſte Ent- 
ſcheidung zuweiſt und das Parlament zum oberſten 
Kriegsherrn macht. Von jeher hat man nicht ge— 
duldet, daß militäriſche Fachleute die Miniſterien 
von Heer und Flotte in die Hand bekamen, man hat 
ſogar immer daran feſtgehalten, Männer von Be— 
fähigung und Einfluß nicht einmal in den oberſten 
Ämtern zu dulden. In der Seit der Kauffahrer- 
taktik mochte das ja noch ertragen werden, 
aber in der Seit der Dreadnoughts können ſich 
daraus ſchwere Unglücksſchläge für das Reich ent⸗ 
wickeln. Hatte Churchill erſt im Dezember vori— 
gen Jahres Kehraus in der oberſten Admiralität 
gemacht, ſo drängte er ein Jahr darauf den erſten 
Seelord, Admiral Bridgeman, wieder zum Rück— 
tritt. Der Nachfolger, Prinz Louis v. Batten⸗ 
berg, iſt zwar ein hervorragender Seemann, aber 
deutſcher Abſtammung verdächtig, darum ſchwerlich 
auf die Dauer Churchill ſympathiſch. Vorläufig 
fällt aber ihm und dem König Georg, der auch 
ein tüchtiger Seemann iſt und ſelbſt eine Fahrt im 
Unterfeeboot nicht ſcheut, die ſchwere Aufgabe zu, 
aus dem, was ihnen Parlament und Partei liefert, 
etwas Brauchbares zu ſchaffen, was in ernſten Sei— 
ten die Probe zum Schutze des Reiches beſtehen ſoll. 

Was die Armee betrifft, ſo iſt ihr in dem 
neuen Kriegsminifter Oberſt Seel y ein großer Lob— 
redner entſtanden. Er hat wiederholt öffentlich ver— 
ſichert, daß fie an Zahl und Ausbildung auf der 
Höhe ſteht und „in kürzeſter Friſt“ 150.000 Mann 
nach dem Ausland abſenden kann. Das mag richtig 
ſein und auch den Engländern imponieren. Für das 
Ausland wird indeſſen der Hinweis darauf inter- 
eſſieren, daß ſchon das Königreich Bayern in der 
Lage wäre, mindeſtens ebenſoviel zu ſtellen, ohne 
auch nur einen einzigen Landwehrmann heranziehen 
zu müſſen. Übrigens iſt die engliſche Armee mit 
Gewehren und Geſchützen bewaffnet, die denen der 
kontinentalen Heere nicht gewachſen find. Der 
Pferdebeſtand iſt unvollſtändig, der Luftſchiffahrts⸗ 
dienſt ſteht hinter dem anderer Länder weit zurück. 
Der Verſuch einer Neubewaffnung mit Gewehren, 
die auch den automatiſchen Schnellſchuß geſtatten, 
iſt unter großen Koſten gänzlich geſcheitert. Die 
den Werbeheeren eigenen Meutereien und umfang— 
reichen Deſertionen haben nicht abgenommen. Die 
Manöver fanden vom 10. bis 21. September ſtatt 
und trugen einen politiſchen Anſtrich, denn es han- 
delte ſich um die Zurücwerfung eines bei Bar— 
wich gelandeten Feindes. Dieſe wollte nicht ge— 
lingen, und die Manöver wurden abgebrochen, weil, 


wie in den Vorjahren, alles durcheinandergekommen 
war. Auf den Manöverkarten war die ſeit zehn 
Jahren entſtandene Gartenſtadt Letchworth mit be— 
reits 7000 Einwohnern noch gar nicht angegeben. 
Über den Stand der für die Landverteidigung von 
Haldane geſchaffenen Territorialarmee lauten 
die Berichte von Jahr zu Jahr ungünſtiger. Sach- 
verſtändige urteilen, die Territorials hätten gerade 
ſo viel gelernt, um einem geübten Beere gegenüber 
als Kanonenfutter zu dienen. 


Verſchiedenes. 

War ſchon das Jahr 1907 für England günſtig 
geweſen, ſo hatten ſich die folgenden Jahre noch 
einträglicher geſtaltet, und 1912 ließ alle früheren 
weit hinter ſich. Die Geſamteinfuhr erreichte die 
Riefenfumme von 745 Millionen Pfund Sterling 
und nach Abzug der wieder ausgeführten Waren 
immer noch 635 Millionen, denen eine Geſamt— 
ausfuhr von 487 Millionen gegenüberſteht. Die 
liberalen Blätter benutzten dieſe überaus erfreus 
lichen Ergebniſſe zu Triumphgeſängen für den Frei— 
handel, wobei ſie verſchwiegen, daß die Welt— 
konjunktur den Schutzzolländern in gleichem Maße 
günſtig war. Jedenfalls war für die Tarifreform 
Chamberlains keine günſtige Seit. Aber Jahre 
werden kommen, wo die Sache wieder dring— 
licher wird. Die Nahrungsmitteleinfuhr, die ſich 
in den letzten ſieben Jahren verdreifacht hat, wird 
immer ſchwieriger und nötigt dazu, den eigenen 
Boden dafür wieder heranzuziehen, und das ſcharfe 
Anziehen des überſeeiſchen Fleiſchpreiſes macht die 
Viehproduktion wieder lohnend. Auch in England 
iſt der Fleiſchverbrauch geſtiegen, dagegen gehen 
die Derfchiffungen von Fleiſch aus Auſtralien und 
Argentinien zurück. Es wird darum neuerdings in 
England eine allmähliche Vermehrung der land— 
wirtſchaftlichen Erzeugung bemerklich. 

Während die Bevölkerung des Dereinig- 
ten Königreiches von Großbritannien und Irland 
45 Millionen ausmacht, kommt ſie mit Binzuziehung 
aller Weißen in den übrigen Teilen des britiſchen 
Geſamtreiches auf kaum 60 Millionen, alſo weniger 
als die Einwohnerzahl Deutſchlands. Das iſt nicht 
viel für die Beherrſchung und Durchdringung 
eines Fünftels der bewohnbaren Teile der Erde, 
das in engliſchem Beſitze iſt. Die engliſchen über- 
ſeeiſchen Gebiete bedürfen ſämtlich eines Bevölke— 
rungszuwachſes, namentlich Kanada und Auftralien 
bemühen ſich auch ernſtlich darum, haben die Sahl 
der britiſchen Einwanderer in ihre Gebiete im Jahre 
1911 bereits auf 280.000 geſteigert und das Jahr 
1912 wird dieſe Sahl noch weit übertreffen. Es 
werden von den Auswanderungsagenten ſelbſtver— 
ſtändlich nur die kräftigſten und tüchtigſten Elemente 
herangezogen und der ohnehin vom ſtädtiſchen Leben 
und durch überwiegende induſtrielle Beſchäftigung 
geſchwächten Bevölkerung entnommen. So gewinnt 
es den Anſchein, daß England durch die Auswan— 
derung und das auch dort auftretende ſtarke Sinken 
der Geburtenziffern bald einem Stillſtand ſeiner Be— 
völkerung gegenüberſtehen wird. Daß die Ent— 
ziehung nur beſſerer Kräfte und das Surückbleiben 
alles untauglichen Materials auch ein helles Streif 
licht auf die Tatſache wirft, daß die Anwerbungen 
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für Beer und Flotte immer ſchwieriger und unge— 
nügender werden, ſei nur nebenbei bemerkt. Auch 
die weibliche Bevölkerung überwiegt die männliche 
bereits um 1½ Millionen. Die Nachwirkung von 
alldem auf Produktivität, Steuerkraft und überhaupt 
auf die nationale Leiſtungsfähigkeit dürfte ſich in 
nicht ferner Seit immer deutlicher herausſtellen. 
England hat ſich durch einſeitige Bevorzugung der 
Induſtrie und gänzliche Vernachläſſigung der Land— 
wirtſchaft des geſunden Bevölkerungszuſchuſſes be— 
raubt, den Deutſchland in feinen Candbewohnern 
noch immer bewahrt hat. 

Die engliſchen Gewerkvereine ſind von 
nationalökonomiſchen Theoretikern lange Seit als 
der einzig wahre Schutz gegen die Sozialdemokratie 
und als ſicheres Mittel zum ſozialen Frieden geprieſen 
worden. Nach den Erfahrungen der letzten Jahre 
wird das höchſtens noch von denjenigen Katheder- 
gelehrten behauptet werden können, die niemals 
einen ihrer unfehlbaren Ausſprüche zurücknehmen. 
Heute find die Gewerkvereine in England genau 
ſo wie in Deutſchland nur noch die Werkzeuge des 
Klafjfenfampfes und in wenigen Jahren ganz und 
gar vom ſozialdemokratiſchen Geiſt durchdrungen. 
Die großen Arbeitsniederlegungen haben den über— 
zeugenden Beweis dafür geliefert, auch der eng— 
liſche Arbeiter verſteht nicht mehr zu rechnen, ſon— 
dorn folgt willig der Anreizung zum Klafjenfampf 
ohne Rückſicht auf die wirtſchaftlichen Nachteile für 
ihn ſelbſt und für das ganze Land. 
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Eine frühere parlamentariſche Größe, Benry 
Cabouchère, jtarb am 16. Januar in Condon, 
80 Jahre alt. Er ſtand auf der äußerſten Cinken und 
verſpottete als geiſtreicher Journaliſt von der Krone 
angefangen alle Faktoren des öffentlichen Lebens. 
Aber gerade darum vermochte er nicht einmal unter 
Gladſtone einen heißerſehnten Miniſterſeſſel zu 
erlangen. 

Der Schwager des Königs, Herzog Aler- 
ander v. Fife, verſchied am 29. Januar im 
Alter von 62 Jahren in Aſſuan an einem Brujt- 
leiden, das er ſich bei der Strandung des Damp— 
fers „Delfi“ bei Map Spartel am 12. Dezember 
zugezogen hatte. Er war Grandſeigneur in des 
Wortes beſter Bedeutung und beteiligte ſich kaum 
am politiſchen Ceben. Seinen beiden hinterlaſſenen, 
noch unverehelichten Töchtern iſt die Erblichkeit des 
Berzogstitels für ihre Nachkommenſchaft verliehen 
worden. 

Der berühmte Arzt Lord Joſef Ciſter ſtarb 
am II. Februar in London im 85. Jahre. Seinen 
Weltruf begründete er durch die Entdeckung der 
antiſeptiſchen Wundbehandlung, die ſeit mehr als 
einem Menſchenalter Unzählige — namentlich in 
Feldzügen — vor Schmerzen und Verſtümmelungen 
und ſelbſt vor dem Tode bewahrt hat. Er war 
dafür durch die Verleihung der Cordſchaft ausge- 
zeichnet worden, und auch Kaifer Wilhelm ließ 
an feinem Sarge einen Uranz niederlegen. 
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as ruſſiſche Reich hat ein Jahr gedeihlicher 

Entwicklung hinter ſich, was nicht zum 

geringen Teil der Wahl der geſchickten 
Staatsleiter Mo ko wzew und Sſaſanow durch 
den Saren zu danken iſt. Sie ſind trotz in— 
nerer und äußerer Widerſtände in ihren verant— 
wortungsreichen Stellungen gehalten und gefördert 
worden, was nur der Entwicklung im Innern und 
dem Anſehen nach außen zu gute kommen kann. 
Trotz ſcheinbarer Ruhe herrſcht aber noch viele, 
zum Teil nur auf Unverſtändnis beruhende Unzu— 
friedenheit, die von zahlreichen Föglingen einer wun— 
derſamen Halbbildung immer unterhalten und eifrig 
geſchürt wird, auch wohl wieder einmal ein bißchen 
Revolution ſpielen möchte, ſobald die Regierung, wo— 
möglich nach einer militäriſchen Schlappe, an Kraft 
und Anſehen hinreichend eingebüßt hat. Daran iſt 
vor der Band nicht zu denken. Nokowzew iſt 
ein Mann, der zu ſparen und zur rechten Seit aus- 
zugeben weiß, auch ſonſt einen geſunden Sinn für 
das Praftifche beſitzt und ſelbſt eingewurzelten und 
in einflußreichen Ureiſen Unterſtützung findenden 
Übelftänden furchtlos entgegentritt. Das iſt nicht 
leicht in einem Staate, wo der orientaliſche Bakſchiſch 
noch nicht aus den Beamtengewohnheiten ausge— 
löſcht worden iſt, und in einem Volke, das die freie 
Unterordnung unter den Staat aus Überzeugung 
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nicht kennt, ſondern zwiſchen ſklaviſcher Unterwür— 
figkeit und rabiater Widerſetzlichkeit — meiſt in 
ein und derſelben Perſon vereint — hin und her 
ſchwankt. Dagegen iſt bloß durch leidenſchaftsloſes 
Beharren etwas zu erreichen, das den Schwankenden 
weder reizt, noch zu Exzeſſen Raum läßt. Die in- 
neren Derhältnifje haben keinen Anlaß zur beſon— 
deren Vermehrung der Unzufriedenheit gegeben, und 
die äußeren auch nicht, obwohl da die Erbſchaft 
des mit dem Staatsintereſſe unvereinbarem Pan— 
ſlawismus bis in die höchſten Kreife hinauf zu 
überwinden war. 

Sſaſanow iſt der Mann, der ebenſo wie 
ſein ermorderter Schwager Stolypin dieſe zum 
Irrtum gewordene veraltete Anſchauung überwun— 
den und erkannt hat, daß die Zukunft Rußlands 
nicht mehr in dem ausgangslofen öſtlichen Zipfel 
des Mittelländiſchen Meeres, ſondern in der Teil- 
nahme an der Weltpolitik liegt, die wohl haupt⸗ 
ſächlich von Europa gemacht wird, aber ihre Siele 
außerhalb dieſes Weltteiles ſieht. Das Drängen 
nach der Berrſchaft über die Dardanellen und die 
zu dieſem Swecke früher gehegte Idee der Schutz- 
herrſchaft über die orthodoxen Südflawen find den 
neuen Sielen nur hinderlich und verdienen in keinem 
Falle mehr neue Gpfer des ruſſiſchen Reiches. Sei⸗ 
nem Streben nach dem offenen Weltmeer iſt zwar 
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durch den Verluſt von Port Arthur ein Riegel vor— 
gejchoben worden, aber es bieten ſich dafür noch 
andere Wege. So z. B. nach dem perſiſchen Meer- 
buſen, wohin das zu Cande machtloſe England be— 
reits wider Willen Vorſchub leiſtet. Man kann 
nicht ſagen, daß das Derjtändnis für die den Ruſ— 
ſen notwendige Weltpolitik im Lande bereits viel 
Verſtändnis findet. Im Gegenteil hält das vom 
dumpfen Popentum beeinflußte Volk bis in die 
nächſte Umgebung des Kaiſers hinauf an der über— 
lebten orthodox-panſlawiſtiſchen Idee feſt, die das 
Auge unverwandt auf die Hagia Sophia in Stam- 
bul gerichtet hält. Es iſt kein geringes Verdienſt 
des Kaiſers Nikolaus, daß er die Neuorien⸗ 
tierung der ruſſiſchen Politik begreift und ſie gegen 
die Widerſtände aus dem Innern ſchützt. Vorläufig 
hält er an der Tripelentente feſt, da ſie der inneren 
Sammlung und Uräftigung Rußlands nichts ſcha⸗ 
det. Daß er ſich aber durch ſie nicht zu fremden 
Swecken ausnützen läßt, hat fein Verhalten in Pots⸗ 
dam bewieſen. Iſt erſt die Kraft und Macht Ruß⸗ 
lands wieder hergeſtellt, ſo wird ſie ſicher nicht 
gegen den Weſten in Anwendung gebracht werden. 


Das politiſche Jahr. 


Wie wenig die ruſſiſche Politik geneigt iſt, den 
Drang nach Oſten aufzugeben, zeigte gleich zu Neu— 
jahr die Anerkennung des Cheptſun Damga 
Hutuftu der äußeren Mongolei, der ſich von 
China losgeſagt hat. Das bedeutete zugleich ein 
Protektorat über dieſes Gebiet, worüber die Chi⸗ 
neſen zwar ſehr böſe waren, aber in ihrer Macht- 
loſigkeit nichts dagegen tun konnten. Rußland ge— 
wann dadurch eine breitere Verbindung mit ſeinem 
weit nach Oſten vorgeſchobenen Amurgebiet. Wie 
ſehr das ſich ſammelnde ruſſiſche Reich umworben 
wird, ließ ſich im abgelaufenen Jahre an einer 
überaus großen Sahl auswärtiger Beſucher ſehr 
mannigfaltiger Art erkennen. Dritthalb Jahre hatte 
es gedauert, bis die Engländer ſich entſchloſſen, 
den Beſuch ruſſiſcher Parlamentarier in London zu 
erwidern. Aber jetzt kamen Vertreter beider Par— 

lamentshäufer, vier Biſchöfe, zwei Generäle, Jour- 
naliſten, Gelehrte und Geſchäftsleute. Sie blieben 
vom 26. bis 31. Januar in Petersburg und gingen 
dann nach Moskau, Kiew und Smolensk. Die ruſ⸗ 
ſiſche Gaſtfreundſchaft bewährte ſich glänzend, und 
geredet wurden von beiden Seiten ganze Bände. 
Der engliſche Generalmajor Bethune meinte ſo— 
gar, er würde glücklich ſein, mit den Ruſſen gegen 
einen gemeinſamen Feind kämpfen zu dürfen. Er 
meinte natürlich Deutſchland, aber ſelbſt die Ruſſen 
fanden das taktlos. Nur die waſchechten Deut- 
ſchenfreſſer waren damit einverſtanden, liberale und 
konſervative Stimmen in der Preſſe und in der 
Duma ließen keinen Zweifel darüber, daß trotz der 
neuen Freundſchaft die Politik des „perfiden Albion“ 
noch unvergeſſen und Rußland nicht als Vorſpann 
für fremde Politik zu gebrauchen ſei. Auch fielen 
in den Feſtreden Anſpielungen auf die britiſche Po— 
litik in Perſien. Aus der kirchlichen Annäherung 
wurde nichts, weil die ruſſiſchen Biſchöfe bis auf 
zwei wegblieben. Obgleich die Beſuchstage ohne 
Störung verliefen, ließ ſich doch erkennen, daß wohl 
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ruſſiſche und britiſche Staatsmänner ſich zum ge— 
meinſamen Tun zuſammenfinden mögen, die beiden 
Völker aber innerlich zu verſchieden ſind, um ein- 
ander begreifen zu können. Anders ging es ſchon 
bei dem kurz darauf erfolgenden dreitägigen Beſuch 
der Pariſer Stadtväter her, die ſich davon über- 
zeugen konnten, daß die neue engliſche Freundſchaft 
die alte Bundesgenoſſenſchaft nicht hat in Vergeſſen— 
heit geraten laſſen. Man konnte reichlich Derfiche- 
rungen unverbrüchlicher Treue und Ciebe aus 
tauſchen, und Taktloſigkeiten wurden vermieden. 
Jeder politiſche Anſtrich des Beſuches wurde aber 
vermieden, und nur der Marineminiſter Grego— 
witſch, der jo oft in Paris Saftfreundfchaft 
genoſſen, veranſtaltete für die Herren ein Frühſtück. 

Am 10. Februar war ein alter Balkangaſt, 
König Nikolaus von Montenegro, mit ſeinem 
Sohne Peter in Sarskoje Selo eingetroffen und 
vom Kaifer Nikolaus perſönlich empfangen wor— 
den. Er nahm Wohnung im Winterpalais in Pe- 
tersburg, wo am II. ein Diner ſtattfand, an dem 
das Kaiferpaar und die Großfürſten, Herzog und 
Herzogin Johann Albrecht von Mecklenburg— 
Schwerin, der deutſche Botſchafter und die Miniſter 
teilnahmen. Es wurden auch Trinkſprüche gewech- 
ſelt, die ſelbſtverſtändlich ohne politiſche Tragweite 
waren. König Nikolaus reiſte am 17. wieder 
ab. Sein Beſuch ſollte offiziell ein Dankesbeſuch 
für die Ernennung zum ruſſiſchen Feldmarſchall 


ſein, aber der montenegriniſche Miniſter Grego— 
witſch hatte aus der Schule geplaudert und ver- 
raten, daß das Königreich Montenegro zu klein ſei 


und notwendig durch ein Stück Albanien vergrößert 
werden müſſe. Der Einjpruch Rußlands habe das 
zwar im Vorjahre verhindert, aber da es in Al- 
banien bald wieder losgehen werde, läge die Sache 
jetzt doch anders, und Montenegro müſſe im eigenen 
Intereſſe zugreifen. König und Miniſter beeilten 
ſich zwar, dieſe Aufſehen erregenden Äußerungen 
abzuſchwächen, aber man hatte doch die montene- 
griniſche Nachtigall laufen gehört. Es beſteht kein 
Sweifel darüber, daß Kaifer Nikolaus feinen 
neuen Feldmarſchall mit der Weiſung entlaſſen hat, 
er habe ſich den Anordnungen Rußlands zu fügen. 
Dem Saren konnten die Begehrlichkeiten feines Kojt- 
gängers auf der Balkanhalbinſel wahrhaftig nicht 
gelegen kommen in einem Seitpunkt, wo er durch 
den Beſuch des Großfürſten Andreas Wladi⸗ 
mirowitſch alte Beziehungen mit Wien wieder 
angeknüpft hatte, um nicht einſeitig durch Volks⸗ 
ſtimmungen wieder in die Balkanhändel hineinge— 
riſſen zu werden. Er hatte gerade noch anderen 
Arger auch mit den ſerbiſchen „Brüdern“. Die 
Skupſchtina hatte die Mitgift für die Großfürſtin 
Helene nur mit drei Stimmen Mehrheit bewil- 
ligt. Daraufhin hatte der Kaifer dem Skupſchtina⸗ 
präſidenten geſchrieben, er ſei reich genug, um nicht 
für ſeine Verwandten die Bilfe eines armen Volkes 
annehmen zu müſſen. Daß man in Petersburg in 
keinem Falle daran dachte, die altſlawiſche Politik 
fortzuſetzen, zeigte am J. März die Abberufung des 
Botſchafters Tſcharykow in Konjtantinopel, der 
mit Eifer die Schaffung eines gegen Öfterreich- 
Ungarn gerichteten Balkanbundes betrieben hatte. 
Die Kombinationen der Preſſe wollten die Abbe— 


Rußland. 


rufung des angeblich türfenfreundlichen Botſchaf— 
ters mit einer Anderung der Stellung Rußlands 
zur Pforte, mit einem Bündnis zwiſchen Rußland 
und Italien gegen die Türkei ꝛc. in Verbindung 
bringen. Die ganz Unterrichteten ließen ſchon ruſ— 
ſiſche Truppen in Kaukaſien marſchieren. Die ein- 
fache Urſache war aber, daß Tſcharykow der 
neuen Petersburger Richtung zum trotz auf eigene 
Fauſt Politik getrieben hatte. 

Das innere politiſche Leben war inzwiſchen 
ruhig weitergegangen, Reichsrat und Duma gin— 
gen je nach ihrer Art den Geſchäften nach, und es 
ließ ſich ſchon unſchwer die innerpolitiſch bedeut- 
ſame Tatſache erwarten, daß die dritte Duma nicht 
dem Schickſal ihrer beiden Vorgänger, der Auflöſung, 
verfallen werde. Im Verlaufe der Jahre hatten 
Regierung und Volksvertretung miteinander arbei— 
ten gelernt, wenn es auch noch nicht gerade viel 
war. Das iſt im Intereſſe der neuen Einrichtung 
gut, denn ſie wird von der Bevölkerung wohl als 
Werk des „Vväterchen“ Far ruhig hingenommen, 
aber eine Beſeitigung würde außerhalb der par— 
lamentarifchen Schicht kaum Aufregung hervor— 
rufen. Den Nutzen ſieht das Volk noch nicht ein, 
und es iſt ein Verdienſt Stolypins, daß nach 
den zwei verunglückten erſten Verſuchen noch eine 
dritte Duma geſchaffen wurde, um nach und nach 
alle Kreiſe, oben wie unten, an die neue Staats- 
einrichtung zu gewöhnen. Die verfaſſungstreuen 
„Oktobriſten“ haben redlich in dieſem Sinne gear— 
beitet, und jetzt müßte eine Duma ſchon große Dumme 
heiten machen, bevor der Gedanke an die Rückkehr 
zum Abſolutismus wieder durchſchlagen könnte. 


Kaifer Nikolaus und feine jetzigen Berater, ob- 
wohl gegen alle demokratiſchen Übergriffe zur Ab— 
wehr bereit, ſind jeder Reaktion abgeneigt. An 
praktiſchen Reſultaten iſt die dritte Duma nicht ge= 
rade reich, aber fie hatte auch keine großen Re—⸗ 


formarbeiten mehr zu erledigen. Neben der regel— 
mäßigen Beratung des Budgets, die immer viel 
Seit beanſprucht, hat ſie in fünf Jahren doch recht 
viel Gutes geſchaffen, wie die Agrarreform, die 
beiden Geſetze über Schulbildung, Geſetze über Glau— 
bensduldung, Arbeiterſchutz, Candes verteidigung und 
Reform der örtlichen Gerichtsbarkeit. Freilich hat 
der Reichsrat, in dem die klerikale Gruppe und die 
Kolonne der kaltgeſtellten Würdenträger die Haupt- 
rolle ſpielen, manche der zwiſchen Regierung und 
Duma vereinbarten Geſetzentwürfe, namentlich die 
der Staatskirche unliebſamen, vereitelt, aber das 
muß eben ertragen werden, weil es zum parla⸗ 
mentariſchen Ceben gehört und mit der Seit beſſer 
werden wird in dem Maße, in dem die Duma ihre 
wirkliche Aufgabe begreift und damit das gegen 
ſie noch beſtehende Mißtrauen ſchwindet. Wenn 
von demokratiſcher Seite behauptet wird, eigentlich 
habe ſich durch die Verfaſſung im Lande nichts 
geändert und die Beamtenwillkür beſtehe nach wie 
vor, ſo iſt doch dazu zu bemerken, daß die gleiche 
Klage von derſelben Richtung auch in altparlamen- 
tariſchen Staaten ſtändig erhoben wird. Außerdem 
iſt Rußland noch kein Rechtsitaat, ſondern wird erſt 
nach und nach in einen ſolchen hineinwachſen 
müſſen. 

Die Budgetberatung, die am 12. März begann, 


bildete auch in dieſem Jahre die Hauptarbeit der 
Duma und nahm über drei Monate in Anfpruch. 
Kokowzew konnte ein ſehr günſtiges Bild der 
Finanzlage entwerfen. Sum erſtenmal überſteigt das 
Budget 5 Milliarden Rubel und zeigt keinen Fehl- 
betrag, obgleich die ordentlichen Ausgaben um 
80-100 Millionen gewachſen find. Mo ko wze w 
erkannte lebhaft an, daß die glänzende Finanzlage 
der fünfjährigen Tätigkeit der Duma zu verdanken 
iſt. In dieſer Seit ſind die ordentlichen Ausgaben 
um 500 Millionen gewachſen, und es iſt keine 
Anleihe notwendig geweſen, es find ſogar alte Schul⸗ 
den getilgt worden. Am 16. April ſprach ſich Mo— 
kowzew auch im Moskauer Börſenverein mit der 
größten Anerkennung über die Duma aus. Die 
Herren von der Börſe fanden aber, daß die Duma 
die Candwirtſchaft bevorzuge und die Induſtrie ver— 
nachläſſige. Nokowzew gab ihnen zu bedenken, 
ob ſie wohl von der vierten Duma beſſer behandelt 
werden würden als von der dritten. Als über— 
zeugter Schutzzöllner ſei er für den Schutz der In⸗ 
duſtrie, die auch in Rußland nicht ſchutzlos da⸗ 
ſtehe und bei größerer eigener Rührigkeit und Un⸗ 
ternehmungsluſt die ausländiſche Konkurrenz mit 
Erfolg bekämpfen könne. Die Kataftrophe in den 
Kena=-Goldminen, von der an anderer Stelle die 
Rede fein wird, erregte fo wenig die Teilnahme 
der Duma, daß das Haus nur ſehr ſchwach beſetzt 
war, als die Cinke die Sache zur Sprache brachte. 
Mehr Intereſſe fand am 26. April die Rede des 
Miniſters Sſaſanow beim Etat des Miniſteriums 
den Außern. Baus und Tribünen waren überfüllt. 
Sſaſanow ſagte für die Leſer unſerer Betrach— 
tungen wenig Neues. Seine Rede war eine feier— 
liche Kundgebung der Friedensliebe Rußlands und 
ſtimmte in der Darſtellung in allen Bauptpunkten 
mit dem überein, was Kerr v. Bethmann Roll- 
weg und Graf Berchtold letzthin öffentlich aus⸗ 
geſprochen hatten. Bei ſeiner kurzen Erwähnung 
der Tripelentente betonte er, der Hweck des Bünd- 
niſſes zwiſchen Rußland und Frankreich ſei die Si— 
cherung des europäiſchen Friedens. Eingehend und 
freundlich ſprach er über Deutſchland und wünſchte 
lebhaft die Beſſerung der deutſch-engliſchen Bezie⸗ 
hungen. Er betonte das gute Verhältnis zu Öiter- 
reich-Ungarn infolge der Übereinſtimmung in der 
Stellung zu den Balkanfragen. Der italienifch-tür- 
kiſche Krieg werde keinen allgemeinen Vonflikt her- 
vorrufen, und politiſche Beſonnenheit werde Ser— 
bien und Bulgarien von Abenteuern abhalten. Die 
Außerungen über Perſien, die Mongolei und die 
Vereinigten Staaten waren nicht von allgemeinem 
Belang. Er ſchloß unter lebhaftem Beifall: „Dem 
Frieden unter den Völkern droht in der nächſten 
Seit keine Gefahr, und Rußland kann ſich ungeſtört 
ſchöpferiſchen Aufgaben im Innern hingeben.“ 
Bemerkenswert iſt, in welchem Umfang bereits 
Anſchauungen und Manieren aus den weſtlichen Par— 
lamenten in der Duma Eingang gefunden haben. 
So die Feindſchaft gegen allen Großgrundbeſitz, die 
das Heil des Staates in der ausſchließlichen Auf— 
teilung des Bodens an Bauern ſieht. Nun liegt 
die Sache in Rußland fo, daß gegenwärtig 15 Mil- 
lionen Disjätinen Land für den Übergang in Klein- 
beſitz vorhanden ſind, von denen aber noch nicht 
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der vierzigſte Teil von Bauern erworben worden 
it. Es iſt alſo noch gar kein Anlaß zur weiteren 
Beſchränkung der Güter und Fideikommiſſe vor- 
handen. Daß die Miniſter an allem ſchuld ſind, 
iſt bereits allgemeine Meinung der Demokraten. 
So bezeichnet der Kadettenführer Profeſſor Mil- 
jukow bei Beſprechung der Schülerſelbſtmorde am 
29. April den Unterrichtsminiſter Kaſſo direkt als 
den Mörder dieſer Schüler und wurde unter un— 
geheurem Cärm von zehn Sitzungen ausgeſchloſſen. 
Miljukow könnte doch wiſſen, daß die gänzlich 
unpädagogiſche Handlungsweiſe ſeiner Kollegen 
mehr zur Verwüſtung der Schülergemüter beige— 
tragen hat als der Miniſter, der wenigſtens in das 
ſkandalöſe Treiben auf den Hochſchulen Ordnung 
gebracht hat. Auch im Miniſterſtürzen wurden Der- 
ſuche gemacht. Dem früheren Marineminiſter hatte 
man ſchon ſein Amt verleidet, jetzt ſollte der Kriegs⸗ 
miniſter Sſuchomlinow darankommen. Die 
Suworinſche Preſſe tiſchte Ende April eine Hoch- 
verratsaffäre auf, nach der der Chef der Gegen- 
ſpionage Major Meſſejedow, der dem Kriegs- 
miniſter unterſteht, unter deſſen Begünſtigung in 
fein Amt gekommen ſei, im Dienſte einer Erport- 
firma ſtehe und fein Amt zur Spionage für Öifter- 
reich⸗Ungarn benutze. Die Sache erſchien nicht ſehr 
glaubwürdig, und es ſtellte ſich heraus, daß Meſ—⸗ 
ſeje dow allerdings von früher her noch nebenbei 
im Dienſte jener Firma tätig war; dafür wurde 
er entlaſſen, aber wegen ſeiner ſonſtigen Verdienſte 
mit dem Range als Gberſt. Er rächte ſich tätlich 
an Suworin und hatte auch ein Duell mit 
Gutſchkow, was neuen Cärm in den Blättern her- 
vorrief. Aus den Geheimverhandlungen der Duma— 
kommiſſion für Candesverteidigung, die den Fall 
erörterte, verlautete, daß hinter der Intrige gegen 
Sſuchomlinow deſſen Gehilfe General Po li— 
wanow, der in der Duma großen Anhang beſaß, 
mit Gutſchkow befreundet war und ſelbſt Kriegs- 
miniſter werden wollte, ſtecke. Sſuchomlin ow 
begab ſich darauf nach Jalta zum Bericht an den 
Kaiſer und kam mit der Entlaſſung Poli wan o ws 
zurück. Dergleichen Intrigen ſind ja in Rußland 
nichts Seltenes, neu und ganz franzöſiſch-parlamen⸗ 
tariſch war nur, daß auch Mitglieder der Duma 
und der Preſſe dabei beteiligt waren. Der von 
der Preſſe gegen den Marineminiſter eingeleitete 
Kampf trug ſich nicht auf die Duma über, weil 
Kokowzew feine Perſon dagegen einſetzte. Die 
Duma bewilligte darum das Marinebudget und auch 
die erſte Koſtenrate für den Flottenbauplan, trotz 
Gutſchkows und Mil jukows Widerſtand. 
Die Kaiferfamilie hatte ſich Ende März nach 
Sewaſtopol begeben, zunächſt auf der „Standart“ 
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überſiedelt. Dort traf am 17. April der Gro ß— 
herzog von Heſſen mit feiner Familie zu mehr- 
wöchigem Beſuche ein. Über das Befinden der 
Kaiferin wurden allerhand übertriebene Gerüchte 
verbreitet. Tatſache iſt, daß der Aufenthalt im 
Süden ihrem Herzleiden Linderung bringt. Anfang 
Mai erſchien der Miniſterpräſident No ko wze w 
zum Bericht, am 8. wurde eine bulgariſche De- 
putation unter Führung des Sobranjepräſidenten 
Danew empfangen und zur Tafel gezogen, an 
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der auch die anweſenden Miniſter Sſaſano w und 
Sſuchlominow teilnahmen. Einer der am mei- 
ſten angegriffenen Männer war der Miniſter für 
Aufklärung Naſſo. Daß ihn die Demokraten haf- 
ten, iſt nicht verwunderlich, denn das iſt ſo ziem⸗ 
lich in allen Cändern zu jeder Zeit üblich. Die Re⸗ 
volutionäre hatten ihn ſchon längſt zum Tode ver- 
urteilt, denn er hatte ihrem Treiben in den Hoch- 
ſchulen mit harter Strenge ein Ende bereitet. Er 
war ja ſelbſt Profeſſor in Moskau geweſen, kannte 
die Sache, und hat auch die vorwiegend kadettiſch 
geſinnten, aber dem Treiben der Studenten einfluß⸗ 
los gegenüberſtehenden und meiſt ziemlich unwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Profeſſoren ſcharf angefaßt. Er kennt 
das deutſche Univerſitätsleben aus eigener Erfah- 
rung. Am 5. Mai machte der Selbſtmordverſuch 
einer Studentin aus guter Familie großes Aufſehen, 
die den Mut nicht gefunden hatte, den ihr von der 
geheimen Geſellſchaft zuerteilten Auftrag, den Un⸗ 
terrichtsminiſter zu ermorden, auszuführen. Mitte 
Mai erlitt die ruſſiſch-franzöſiſche Freundſchaft einen 
ſtarken Stoß, weil Jswolsfi im Auftrag Sſa⸗ 
fanows die Abberufung des franzöſiſchen Bot⸗ 
ſchafters Couis betrieb. Es iſt eine alte Geſchichte, 
daß die ruſſiſchen, meiſt ariſtokratiſchen Diplomaten 
ſich mit ihren Kollegen aus der demokratiſchen, 
durchaus nicht höflichen, ſondern vielfach ſehr hemd⸗ 
ärmeligen Republik nicht verſtehen, weil ſie ſich 
einfach nicht verſtehen können. Poincaré nahm 
ſich ſeines Botſchafters an und erreichte, daß die 
Austragung vorläufig bis zu ſeinem Beſuche in 
Petersburg verſchoben wurde. Am 10. Juni traf 
die kaiſerliche Familie nach einem Swiſchenraum 
von neun Jahren in Moskau ein, wurde auf dem 
Bahnhofe von den Großfürſten und Großfürſtinnen 
ſowie den Spitzen der Behörden feierlich empfan⸗ 
gen und auf der Fahrt nach dem Kreml von der 
Bevölkerung begeiſtert begrüßt. Am 12. fand die 
feierliche Enthüllung des Denkmals Kaifer 
Alexanders III. ſtatt, die wegen des Todes 
des Königs von Dänemark verſchoben worden war. 

Die kaiſerliche Familie traf am 15. Juni wie⸗ 
der in Zarsfoje Selo ein. Am 21. empfing Kaijer 
Nikolaus beim Schluſſe der geſetzgeberiſchen 
Amtszeit der Duma 260 Abgeordnete aller Parteien, 
die Sozialdemokraten ausgenommen. Er redete ver- 
ſchiedene Mitglieder an und betonte in feiner An- 
ſprache, die Verhandlungen hätten nicht immer den 
von ihm gewünſchten Verlauf genommen, auch nicht 
zu allen Seiten die erforderliche Ruhe gezeigt. Aber 
er erkannte die Ceiſtungen der Duma an, namentlich 
die Bewilligung für Heer und Flotte, und ſchloß 
mit dem Wunſche: Auf Wiederſehen! Der Reichs⸗ 
rat vertagte ſich am 7. Juli bis zum 14. November. 
Er hatte auch die Uferregulierung des an Deutſch⸗ 
land und Gſterreich angrenzenden Teiles der Weich⸗ 
ſel angenommen. Am 12. fand in Reval in Ge— 
genwart des Kaiſers, des Thronfolgers und der 
Töchter des Kaifers die feierliche Grundſteinlegung 
des Kriegshafens ſtatt. Die öffentliche Meinung 
ſtand längere Zeit unter dem Eindruck der Kaifer- 
begegnung in Baltiſchport. Niemand war in Swei⸗ 
fel über die ſehr freundſchaftlichen Beziehungen des 
Kaifers Nikolaus zum Kaiſer Wilhelm, die 
miteinander im regelmäßigen Briefwechſel ſtehen. 
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Die Betzereien, die gewiſſe ruſſiſche Blätter gegen 
Deutſchland betreiben, vermögen an der Friedens- 
politik beider Herrfcher nicht zu rütteln. Es gibt 
auch in Rußland Leute genug, die der Waffen- 
brüderſchaft beider Reiche vor einem Jahrhundert 
eingedenk ſind und überdies wiſſen, daß trotz zeit— 
weiliger Trübung ſich ſeitdem die Freundſchaft bei— 
der Herrfcherhäufer immer wieder bewährt hat und 
daß eigentliche Intereſſengegenſätze zwiſchen den bei— 
den Reichen gar nicht beſtehen. Alles übrige iſt 
PDreßmache auf beiden Seiten. Die Tage von Bal- 
tiſchport boten neben der Bekräftigung dieſer un— 
verbrüchlichen Tatſachen auch einen verwandtichaft- 
lichen Reiz durch die Anweſenheit der Kaiferin mit 
ihren Kindern. Die Sarin, die ſeit Jahren allen 
offiziellen Empfängen fernbleibt, hatte es ſich durch 
aus nicht nehmen laſſen, ihren kaiſerlichen Vetter 
und Bruder ihres Schwagers zu begrüßen. Sie hat 
auch der wegen Unwohlſein ferngebliebenen Kai- 
ſerin Auguſta Viktoria ihr herzliches Bedau⸗ 
ern darüber brieflich ausgefprochen. Der jpätere 
Beſuch Poincarés trug eine ganz andere Fär— 
bung, eine Intimität beſtand bloß mit der ruſſiſchen 
Preſſe, die die Gelegenheit ausnützte, die Vernunft— 
ehe mit Frankreich den zahlreichen Freunden derſelben 
an der Vewa von neuem ans Herz zu legen. 
Poincaré war auch bloß offizieller Beſucher in 
Peterhof und keineswegs Gaſt im kaiſerlichen Palais. 

Nachdem Prinz Waldemar von Preußen, 
der Veffe des Sarenpaares, auf ſeiner Rückkehr 
aus Oſtaſien am 19. Juli ſeine Verwandten auf der 
„Standart“ begrüßt hatte, empfing der Sar am 
25. in den finniſchen Schären das ſchwediſche Kö- 
nigspaar, das auf dem Panzer „Oskar II.“ an der 
Spitze eines ſchwediſchen Geſchwaders auf Standart— 
rede eintraf. Kaifer Nikolaus war von ſeinen 
vier Töchtern begleitet. Auch dieſer Beſuch trug 
einen mehr verwandtſchaftlichen Charakter, obgleich 
zwiſchen Rußland und Schweden als Grenzſtaaten 
verſchiedene politiſche Fragen beſtehen. Dieſe, viel— 
leicht auch die Cage in Finnland, dürften den Ge— 
genſtand der Beſprechungen der Staatsmänner, die 
beide Monarchen begleiteten, gebildet haben. Ge— 
wiſſen Stimmen in Schweden gegenüber, die Ruſſen— 
furcht predigten und zum Anſchluß an den Dreibund 
mahnten, dürfte König Guſtav für zweckmäßig 
erachtet haben, ebenſowohl die Neutralität Schwe⸗ 
dens wie das Vertrauen zu Rußland zu betonen. 
Dem entſprach auch dem Sinne nach das offiziöſe 
Kommunique über die Begegnung. Schweden hat 
doch von Rußland, das mit Finnland zu tun hat 
und keine Deutſchland aufreizende Politik treiben 
wird, auf ferne Seiten hinaus nichts zu befürchten. 
Bei Norwegen mit feinen eisfreien Höhen im Vor— 
den, wäre eher eine gewiſſe Furcht gerechtfertigt. 
Das ſchwediſche Königspaar kehrte am 24. nach 
Stockholm zurück. Von größerer Bedeutung war 
der Beſuch des japanifchen Fürſten Katfura, der 
am 28. in Petersburg ankam. Es wurde zwar 
in Petersburg wie in Tokio behauptet, Natſura 
habe keinen offiziellen Auftrag, aber niemand be— 
zweifelte, daß es ſich um eine Verſtändigung über 
das Schickſal der Mongolei und Mandſchurei han⸗ 
delte. Seinerzeit war ſchon Marquis Ito zu ähn⸗ 
lichen Swecken in Petersburg geweſen, ohne Ent— 
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gegenkommen zu finden. Natſura hatte mehr 
Glück, und man beeilte ſich, ſeinen Aufenthalt ſo 
angenehm wie möglich zu geſtalten. SHwar machte 
die plötzliche ſchwere Erkrankung des Kaifers von 
Japan der Europareife Katfuras ein jähes Ende, 
aber er war trotzdem bis zum letzten Moment ge— 
blieben und hat ſchwerlich Petersburg ohne ein 
ſicheres Abkommen verlaſſen. Um ein förmliches 
Bündnis dürfte es ſich kaum gehandelt haben, wohl 
aber um eine Derftändigung für den Fall gewiſſer 
Ereigniffe in China. In England war man wegen 
der Neuorientierung der Politik des oſtaſiatiſchen 
Verbündeten ziemlich beſorgt, um ſo mehr, da der 
heimberufene Nat ſura die beabſichtigte Reife nach 
London aufgab. In Paris träumten gewiſſe Leute 
wieder einmal von einer Verſtärkung der Tripel- 
entente durch Japan. 

Rußland ſollte die vierte Duma wählen. Die 
dritte hatte dem Oberprofurator Sſabler und 
dem Heiligen Synod manchen Ärger bereitet. Die 
geiſtliche Partei hatte inzwiſchen den Kadetten das 
Wahlmachen abgeguckt und beſchloß, das Geſchäft 
ſelbſt in die Hand zu nehmen. Anfang September 
wurde die Jahrhundertfeier des Befreiungskrieges 
begangen. Am 8. traf der Kaifer mit ſeiner Ge— 
mahlin in Borodino ein, nahm mit den Großfürſten 
und den höchſten Staatswürdenträgern am Gottes- 
dienſt und an dem feierlichen Zuge nach dem Modell 
des Denkmals auf dem Schlachtfelde teil. Die Feier 
wurde überall im Reiche durch Flaggenſchmuck, Pa⸗ 
raden, Illumination uſw. begangen. Am folgenden 
Tage begann die Feier in Moskau mit einer glänzen- 
den Prozeſſion mit der gleichen Teilnahme der Mit- 
glieder des Kaiferhaufes und der Behörden ſowie 
einer großen Menge aus allen Kreifen der Bevöl— 
kerung. Am 10. war große Parade über 80.000 
Mann auf dem Chodynkafelde, ſpäter ein Feſteſſen 
der Dorfälteſten und Vertreter der Dölkerſchaften, 
die 181J2 am Kriege teilgenommen haben; bei dem 
Sſſen war der Uaiſer anweſend. Nachmittags gab 
die Stadt im Rathauſe ein großes Bankett, zu dem 
das Kaiferpaar mit den Kindern, die Großfürſten, 
Miniſter und Würdenträger, wie auch zwei fran- 
zöſiſche Deputationen, die bereits an der Feier bei 
Borodino teilgenommen hatten, eingeladen waren. 
Sine Art von Turnfeſt, an dem ſich über 26.000 
Schüler und Schülerinnen beteiligten, mit gymna= 
ſtiſchen Übungen und einem Vorbeimarſch vor dem 
Kaiſer fand am II. ſtatt, und am folgenden Tage 
war die Hauptfeier mit Gottesdienſt in der Kathe- 
drale und feierlichem Zuge nach dem Roten Platz, 
wo ein Dankgottesdienſt abgehalten wurde. Eine 
vieltauſendköpfige Menge begrüßte wiederholt das 
Kaiſerpaar mit ſtürmiſchen Burrarufen. Nach einem 
Galadiner reiſte die kaiſerliche Familie nach Smo— 
lensk ab, wo Kaifer Nikolaus am 13. die Stadt 
und das Schlachtfeld beſichtigte und zahlreiche Depu⸗ 
tationen empfing. Bemerkenswert iſt, daß am 12. 
die Auflöſung der Duma erfolgt war, weshalb bloß 
der Präſident Rodsjanko zu den Feſtlichkeiten 
eingeladen war, aber nicht teilnahm. Die Eaifer- 
liche Familie begab ſich zunächſt nach Bjeloweſch 
und am 29. nach Spala. Großes Intereſſe in An 
betracht der zunehmenden Balkanwirren erregte die 
Ernennung des Königs Karl von Rumänien zum 
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ruſſiſchen Feldmarſchall zu ſeinem fünfzigjährigen 
Militär jubiläum. 

Schon in Moskau hatte Kaifer Nikolaus 
bei ſeinen Anſprachen an verſchiedene Deputationen 
einen ſehr ernſten Ton angeſchlagen, und verſchie— 
dene kriegeriſche Kundgebungen aus panſlawiſtiſchen 
Kreiſen verrieten, daß auf dem Balkan etwas los 
ſei. Man deutete auch die Probemobiliſierung im 
Warſchauer Militärbezirk in kriegeriſchem Sinne. 
Während Sſaſanow noch im Ausland weilte, 
war der Krieg auf der Balkanhalbinſel ausgebro- 
chen, aber die Einigkeit der Mächte ſtand feſt, die 
Illuſionen der Panflawiſten erfuhren eine Enttäu— 
ſchung, und die Tripelentente in ihrem Sinne be— 


Michael Wladimir Graf Rodsjanko, 
Präſident der vierten Duma. 


ftand nicht mehr. In konſervativen Kreiſen wen— 
dete man ſich ſcharf gegen die Agitation, Rußland 
in den Krieg hineinzuziehen. Sſaſanow begab 
ſich am 17. Oktober zum Bericht nach Spala, und 
die Panſlawiſten verbreiteten Gerüchte über feine 
Entlaſſung. Auch Kokowzew begab ſich am 
3. November zur Berichterſtattung nach Spala. Die 
Siege der Bulgaren und Serben lenkten Waſſer 
auf die Mühle der Panſlawiſten, die auch die Na— 
tionaliſten in ihre Kreife zogen und die Unzufrie— 
denheit mit der Politik Sſaſanows ſchürten. Of- 
fiziös wurde aber bekanntgegeben, daß Rußland ſich 
nicht einmiſchen werde und an der Politik der Frie— 
densvermittlung feſthalte. In der zweiten Hälfte 
des Oktober kamen beängſtigende Nachrichten aus 
Spala über den Geſundheitszuſtand des Thronfol- 
gers. Je weniger die Blätter Poſitives zu er— 
kunden vermochten, um ſo bunter wurden ihre Be— 
richte. Es gab auch Seiten, in denen es bedenklich 
ausſah. Wenn man erwägt, daß es ſich um den 
einzigen Sohn handelte, und der Bruder des Zaren, 
Großfürſt Michael, durch feine unlängſt in Paris 
vollzogene Vermählung mit Frau v. Wulffert 
auf alle Erbanſprüche verzichtet hatte, ſo läßt ſich 
die ſorgenvolle Stimmung wohl begreifen. Am 
Jahresſchluſſe war indeſſen alle Beängſtigung ge— 
ſchwunden, und der Thronerbe bedurfte nur noch 
der Schonung. Daß der Zuftand nicht unbedenklich 
geweſen ſein dürfte, ging wohl auch daraus hervor, 
daß der Schwager des Kaijers Nikolaus, Prinz 
Heinrich von Preußen, am 3. Vovember mit 


ſeiner Gemahlin in Spala eingetroffen war. In 
dieſer Zeit wurde auch das Ergebnis der Duma 
wahlen bekannt. Die verfaſſungstreuen Oktobriſten 
hatten ſtarke Verluſte erlitten, etwas weniger die 
Nationaliſten; Polen und Mohammedaner büßten 
je vier Sitze ein. Die Rechte hatte 94, die Kadetten 
neun Mandate gewonnen. Die Wahlagitation der 
Geiſtlichen hatte ihre Wirkung getan. Gutſchko w 
war in Moskau durchgefallen. 

Das Baus beſaß keine ſichere Mehrheit, Rechte 
und Cinke waren jo ziemlich gleich ſtark, die OGkto— 
briſten waren in der Lage, die Entſcheidung zu 
bringen. Als in der Eröffmungsjitung am 28. Vo— 
vember der Oktobriſt Rodsjanko wieder zum 
Präfidenten gewählt worden war, verließen 180 
Mitglieder der Rechten den Saal. Kaifer Vi— 
kolaus empfing am 30. Rodsjanko in län- 
gerer Audienz. Am 5. Dezember wurde zum Vize— 
präfidenten ſtatt des früheren Fürſt Wolkonski 
vor der Rechten, der Progreſſiſt Fürſt Uruſſo w 
gewählt. Wolkonski nahm die wiederholte 
Wahl zum zweiten Vizepräſidenten nicht an. Den 
bäuerlichen Abgeordneten waren dieſe Parteiintrigen 
zuwider, und fie ſetzten die Verſchiebung der Wahl 
durch. Am 14. wurde dann Fürſt Wolkonski 
mit 289 gegen 75 Stimmen gewählt. Der einzige 
große Tag war der 18., wo Rokowzew vor 
überfülltem Bauſe eine Regierungserklärung abgab, 
die einen durchaus friedlichen Charakter trug und 
ſelbſt bei der Oppoſition ſtarken Beifall fand. Er 
legte zunächſt die geſetzgeberiſchen Aufgaben der 
vierten Duma vor und betonte beſonders die natio— 
nale Verteidigung. Bei Behandlung der Balkan— 
fragen ſtellte er den Gegenſatz zwiſchen den beiden 
Mächtegruppen in Abrede. Das Erreichbare liege 
nur in den Grenzen des Realen und nicht der 
Gefühle. Rußland könne als orthodoxe Großmacht 
gerechten, den Opfern des Krieges entſprechenden 
Exiſtenzbedingungen der Balkanſtaaten gegenüber 
nicht gleichgültig bleiben, man werde aber „ein 
Einvernehmen über die Cöſungen finden, das die 
Intereſſen der Großmächte mit den gerechten An— 
ſprüchen der Balkanſtaaten verſöhne“. Der Grund— 
ton der Rede mußte auf die panſlawiſtiſchen Hetzer 
wie ein kalter Waſſerſtrahl wirken. Die Regierung 
war ſchon vorher gerichtlich gegen die „Nowoje 
Wremja“ wegen Verbreitung des falſchen Gerüchtes 
über ein ruſſiſches Ultimatum an Öfterreich-Ungarn 
vorgegangen, und der Kriegsminiſter hatte mit ſtren— 
gen Strafandrohungen den Offizieren alles Reden 
über angebliche Uriegsvorbereitungen wegen des 
Balkankrieges unterſagt. Zu den Streitfragen zwi— 
ſchen Oſterreich-Ungarn und Serbien, die die inter— 
nationale Börſenpreſſe zu einem Konflift aufzu- 
bauſchen befliſſen war, hatte ſich Mo ko wze w 
nicht direkt geäußert, ſondern bloß geſagt: „Die 
Grundprinzipien, von denen ſich die Regierung leiten 
laſſen muß, wenn die Stunde der endgültigen Ent— 
ſcheidung geſchlagen hat, ſind ebenſo durch unſere 
Vergangenheit wie durch die Notwendigkeit beſtimmt, 
ſie mit den Bedingungen unſerer gegenwärtigen Po— 
litik in Einklang zu bringen.“ Daß die „gegen— 
wärtige Politik“ Rußlands nicht dahin geht, durch 
Menſchen- und Geldopfer die Großmachtsträume 
undankbarer Balkanvölker durchzuſetzen, liegt auf 


Rußland. 


der Band. Die Bedeutung der Rede für die Er— 
haltung des Friedens wurde nirgends verkannt, die 
Hetzpreſſe ſetzte trotzdem ihr trauriges Bandwerk 
fort. Am 20. wiederholte Kokowzew feine Aus- 
führungen im Reichsrate. Die Duma, die am 25. 
Dezember im Winterpalais vom Kaifer empfangen 
worden war, befriedigte ſeit dem 20. ihr Rede— 
bedürfnis über die Erklärungen Kofowzews, 
wobei ſich herausſtellte, wie wenig man ihn ver— 
ſtanden hatte. Sie wurde am 27. bis 2. Februar 
vertagt. Sie hatte fich nicht einmal über eine Ant- 
wortadreſſe an den Kaifer einigen können, dagegen 
aber wieder eine von der Linken ausgegangene 
phrafenreiche „Abergangsformel“ zu der Erklärung 
des Miniſterpräſidenten angenommen. 

Von weiteren politiſchen Ereigniſſen it zu er— 
wähnen, daß Anfang Vovember von dem hiezu 
beauftragten Botſchafter in Peking Kor oſtowetz 
ein Vertrag über die Mongolei abgeſchloſſen wor— 
den iſt, der über die urſprünglichen Abſichten Ruß- 
lands hinausgeht, weil er auf Drängen des Bu— 
tuchta von Urga die geſamte Mongolei, nicht bloß 
die äußere (Chalcha), umfaßt. Der Vertrag beſagt 
zwar, daß Rußland gegen die chineſiſche Souverä— 
nität über die Mongolei keinen Eimfpruch erheben 
werde, wenn ſich China mit dieſer einigt, gewährt 
aber Rußland in jedem Falle Handelsfreiheit, freie 
Einwanderung uſw., worauf die Chineſen nicht ein— 
gehen werden. Ende Dezember trat der Miniſter 
des Innern Makarow zurück und wurde durch 
den Gouverneur von Tſchernigow Maklakow ſer— 
ſetzt. Dieſer iſt erſt 4 Jahre alt, hat ſich aber als 
beſonders begabter Verwaltungsbeamter und flei— 
ßiger Arbeiter erwieſen. Außerdem iſt er ein guter 
Redner. 


Nationalitäten. 


Trotz alles Widerſtandes Finnlands ſcheint 
hier die ruſſiſche Politik ihr Programm durchzu- 
führen, wenn auch etwas ſchonender als zu Seiten 
des Generalgouverneurs Bobrinsky und des 
Miniſterpräſidenten Stolypin. Aller paſſiver 
Widerſtand wird ebenſo wenig fruchten wie die Pro— 
teſte und Vorſtellungen an den Kaifer genützt haben. 
Daß ſchließlich die Finnen, um ihrem Grimm Aus⸗ 
druck zu geben, Sozialdemokraten in den Landtag 
wählen, iſt politiſch das Unklügſte, was ſie tun 
können. Bätten ſie nicht vor Jahren die ſchwe— 
diſche Führung geſtürzt, ſo hätte deren politiſche 
Klugheit noch manches retten können. Die Sozial- 
demofraten werden es nicht fertig bringen. Die 
ohnehin eingeſchränkte Tätigkeit des Candtags bleibt 
fruchtlos, da auch der Senat bereits eine ruſſiſche 
Mehrheit beſitzt. Im Sommer weigerte ſich der 
Magiſtrat von Wiborg, dem Geſetze über die Gleich— 
berechtigung der Ruſſen Folge zu leiſten. Es wurde 
gegen die drei Mitglieder: Bürgermeiſter Fager— 
ſtröm, Palmroth und Lagercrantz Klage 
erhoben. Suerſt wurde der zuerſt widerſtrebende 
Cagercrantz verhaftet, Anfang Oktober ſaß aber 
bereits der geſamte Wiborger Magiſtrat im Wi- 
borger Gefängnis. Sie wurden zu ſechs Monaten 
Haft verurteilt, und am 19. November wegen eines 
gleichen Vergehens nochmals verhaftet. Dasſelbe 


geſchah am 14. Dezember auch den Mitgliedern des 
Wiborger Hofgerichtes. 

Mit den Polen werden keine beſonderen Um— 
ſtände gemacht. Die Vorlage wegen des neuen 
Gouvernements Cholm, das aus dem zukünftigen 
„polniſchen Reiche“ ein tüchtiges Stück heraus- 
ſchneidet, iſt von der Duma und dem Reichsrat 
angenommen worden. Die Polen hatten in War— 
ſchau, Kiew uſw. vergeblich dagegen Demonſtra— 
tionen veranſtaltet. Als Gegendemonſtration wur— 
den von den Ruſſen Unterſchriften zu einem Me— 
morandum für die franzöſiſche Preſſe geſammelt, 
in dem ausführlich geſchildert wird, wie die Polen 
ſeit der Autonomie Galiziens dort die Ruthenen be— 
handeln. Vernünftige ruſſiſche Kreiſe mißbilligten 
übrigens dieſe zweckloſe Demonſtration. Auch pol- 
niſche Geiſtliche hatten die Strenge der ruſſiſchen 
Regierung zu erfahren. Anfang Februar wurden 


der Suffraganbiſchoß Ruszkiewioz und der 


Domherr Czeplinski von Warſchau zu Feſtungs⸗ 
haft verurteilt, weil ſie mariawitiſche Shen, die 
Rußland anerkennt, für nichtig erklärt hatten. Dar⸗ 
aufhin waren die Beziehungen zum Vatikan äußerſt 
geſpannt. Der ruſſiſche Vertreter wurde auch ab» 
berufen, aber im Oktober durch Nelidow erſetzt. 
Daß die ruſſiſche Probemobiliſierung des Warſchauer 
Militärbezirkes im Berbſt nicht ohne Huſammenhang 
mit der von Galizien aus betriebenen Jubiläums- 
revolution war, iſt fchon an anderer Stelle er— 
wähnt worden. 

Die Behandlung der Deutſchen fällt ſehr 
verſchieden aus, je nachdem die nationaliſtiſche Strö— 
mung von der Regierung gefördert wird, wie unter 
Stolypin, oder nicht. Die dritte Duma hat die 
von Stolypin ſtammende, gegen die deutſchen 
Koloniften im Südweſtgebiete gerichtete Vorlage 
Ende Februar an die Kommiffion zurückgewieſen 
zu dem Swecke, um ſie dort ruhen zu laſſen. Die 
Nationaliſten ſetzen natürlich ihre Agitation gegen 
die Deutſchen fort, namentlich in den Oſtſeeprovinzen, 
und haben auch erreicht, daß in Riga für die vierte 
Duma ſtatt des bisherigen deutſchen Abgeordneten 
ein Ruſſe gewählt wurde. An der Spitze der gegen 
Deutſchland und die Deutſchen in Rußland hetzenden 
Preſſe ſteht die „Nowoje Wremja“. Sie und der 
„Swet“ verſchwiegen ſogar ihren Leſern den Beſuch, 
den Anfang Juni die Studienkommiſſion des Ber- 
liner Vereines für ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung 
der Duma abgeſtattet hatte, obgleich ſie der Prä— 
ſident auf das herzlichſte willkommen geheißen hatte. 
Die Behörden waren dagegen der Exkurſion überall 
auf das bereitwilligſte entgegengekommen. Das 
deutſche Gymnaſium (auch mit Realklaſſen) in Codz 
hat Anfang Juni die ſogenannten Kronrechte er— 
halten. Damit ſteht die Anſtalt mit den gleichartigen 
Staatsſchulen auf einer Stufe, ihre Schüler haben 
das Recht des Freiwilligendienſtes und zum Be— 
ſuche der höheren Lehranſtalten. 

In der Stellung der Juden hat ſich nichts 
geändert. Der dirigierende Senat hat zu Anfang 
des Jahres entſchieden, daß jüdiſche Kaufleute der 
erſten Gilde nicht das Recht haben, in den inner- 
halb des Anfiedlungsravons liegenden Kreiſen 
Grundſtücke zur Anlegung von Fabriken zu erwer- 
ben; ferner dürfen Juden auf Bauerländereien 
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keine Wohnungen mieten. Aus den nicht zum An 
ſiedlungsrayon gehörigen Gebieten haben infolge 
deſſen die Ausweiſungen einen größeren Umfang 
angenommen. Außerdem hat der Senat entſchieden, 
daß Juden, denen der Aufenthalt außerhalb des 
Anſiedlungsrayons nur bedingungsweiſe geſtattet 
iſt, kein Wahlrecht für die Duma beſitzen. Auslän- 
diſche Juden unterliegen den gleichen Beſchränkun— 
gen wie die ruſſiſchen. Der Verſuch des amerifa- 
niſchen Botfchafters, bei den Vorverhandlungen für 
den ruſſiſch⸗amerikaniſchen Bandelsvertrag eine Be— 
günſtigung der amerikaniſchen Juden zu erreichen, 
it von Sſaſanow für ausſichtslos erklärt worden. 


Verſchiedenes. 


An der Armee wird mit Umſicht und Fleiß; 


gearbeitet, doch fehlt es ihr noch an manchem, ſo 
daß ſie noch nicht als vollwichtiges Ganze in die 
politiſche Rechnung eingeſetzt werden könnte. Da 
auch die Flotte noch in den Kinderfchuben ſteckt, 
ſo erklärt ſich daraus vollkommen die vorſichtig 
zurückhaltende Politik Sſaſanows, woraus aber 
durchaus nicht folgt, daß im anderen Falle Ruß— 
land eine andere Haltung gegenüber den Balkan— 
ftaaten eingenommen hätte. Mit der ſlawiſch-ortho— 
doren Politik Nikolaus J., zu der ſich auch noch 
Alexander II. wider ſeine Überzeugung durch 
die Volksſtimmung hatte hinreißen laſſen, iſt es 
definitiv aus, es hätte auch Rußland nichts Un⸗ 
angenehmeres geſchehen können, als wenn ſich ein 
übermütiges Bulgarien in den Beſitz von Monſtan— 
tinopel geſetzt hätte. Dort iſt ihm die Türkei lieber, 
und die freie Durchfahrt durch die Dardanellen 
wehrt ſie nicht, ſondern England. Auch daran hat 
Rußland zunächſt kein Intereſſe. Es beſeitigt aber 
einſtweilen die im Kriege mit Japan hervorgetre— 
tenen organiſatoriſchen und ſonſtigen Mängel in der 
Armee, die noch nicht einmal, wie gewiſſe Vor— 
gänge im Militärbezirke von Taſchkent im Sommer 
bewieſen haben, frei von revolutionären Einflüſſen 
iſt. Für die Flotte iſt bereits ein vollſtändiges 
Programm aufgeſtellt worden, das im Baltiſchen 
Meere allein 27 Dreadnoughts, 18 Kreuzer und 
24 Unterſeeboote vorſieht. Der Admiralſtabschef 
Fürſt Cie ven erklärte im Juni in der Duma, das 
ſei das Ziel der Regierung, die ſich nur vorläufig 
mit dem ſogenannten kleinen Flottenprogramm be— 
gnüge. Für dieſes find im Budget für 1915 ins- 
geſamt 58 Millionen Rubel ausgeworfen worden. 
Es verlangt bloß vier große Panzerkreuzer und eine 
nicht unbedeutende Anzahl kleiner Schiffe, die mei— 
ſtens auf erweiterten ruſſiſchen Werften gebaut wer— 
den ſollen. Der einzige Auftrag ins Ausland dafür 
ging an Schichau in Elbing auf zwei kleine Kreu- 
zer. Nach ihren Plänen gebaut und mit ihren 
Maſchinen ausgeſtattet, iſt auch der Kreuzer „No— 
vik“, der das ſchnellſte Uriegsſchiff der Welt iſt. 
Kaifer Nikolaus machte am 24. Juli ſelbſt eine 
Fahrt auf demſelben und zeigte für das Fahrzeug 
das größte Intereſſe. Auf der Flotte ſind auch die 
revolutionären Umtriebe noch nicht erloſchen. Mitte 
Auguſt mußte in Uronſtadt und Anfang September 


in Sewaſtopol zeitweilig der UKriegszuſtand über die 
Marine verhängt werden. 

Die günſtige wirtſchaftliche Sntwick— 
lung wird dem Reiche den Ausbau ſeiner Wehr 
macht nicht ſchwer fallen laſſen. Die Folgen des 
unglücklichen Krieges und der Revolution ſind be— 
reits überwunden, die Staatseinnahmen ſind ſchneller 
gewachſen wie die Ausgaben, in den Staatskaſſen 
liegt ein ungeheurer Barvorrat. Das Branntwein- 
monopol liefert nur ein Viertel der Geſamteinnah— 
men, geht aber im Erträgnis von Jahr zu Jahr 
zurück; die Einfuhr, der innere Verbrauch, die 
Volkserſparniſſe nehmen überraſchend zu, die Ver— 
mehrung der Getreideausfuhr erklärt ſich aus der 
Hebung der Candwirtſchaft durch die ſtarke Ein- 
fuhr und die Erzeugung landwirtſchaftlicher Ma— 
ſchinen. Daß es alljährlich noch immer einige 
Hungergebiete gibt, iſt in einem fo großen Reiche 
mit den verſchiedenſten klimatiſchen und Boden- ſo— 
wie noch unentwickelten Verkehrsverhältniſſen nicht 
verwunderlich. Der geſamte finanzielle Aufſchwung 
macht die freundliche Unterſtützung der franzöſiſchen 
Kapitaltraft entbehrlich. Für die Schulbildung ſorgt 
das neue Volksſchulgeſetz, das die allgemeine Schul- 
pflicht mit einer alle zehn Jahre um je 10 bis 
zu 100 Millionen ſteigenden Ausgabe feſtſetzt. 

Die Vorgänge auf den Goldfeldern des 
Cenagebietes beweiſen indeſſen, daß es noch 
manches Stück Altrußland zu überwinden gilt. Dieſe 
Goldfelder ſind im Betriebe einer engliſchen Ge— 
ſellſchaft, an der auch der ehemalige, ſchon ſeiner— 
zeit als engliſcher Agent berufene Handelsminiſter 
Timirjaſew beteiligt iſt. Durch Herabſetzung 
der vertragsmäßigen Löhne und andere Bedrückun— 
gen wurden die 6000 Arbeiter in den Streik ge— 
trieben. Auf das Außerſte gereist — wie behaup⸗ 
tet wird, abſichtlich — revoltierte ein Teil, und das 
herbeigerufene Militär feuerte, wobei es über 160 
Tote gab. An die Regierung wurde ein lügen— 
hafter Bericht geſchickt. Der zur Unterſuchung ab- 
geſandte Senator Manuchin ſtellte u. a. auch 
Steuerhinterziehungen von 6 Millionen und andere 
Betrügereien der Geſellſchaft feſt. 

Am 7. Februar ftarb in Jalta in der Krim der 
Generalfeldmarſchall Graf Dimitri Alexowitſch 
Mil jutin in hohem Alter. Mehr als ein Men⸗ 
ſchenalter hat er ſeit Alexander II. bahnbrechend 
und grundlegend auf den wichtigſten Gebieten des 
Staatslebens gewirkt. Auch Bismarck ſah in 
ihm den eigentlichen leitenden Miniſter Rußlands. 
Nach dem Türkenkriege von 1877/78 führte er durch 
greifende militäriſche Reformen durch, und was die 
heutige Armee an Vorzügen beſitzt, iſt auf ihn zu— 
rückzuführen. 1881 war er aus dem Miniſterium 
ausgeſchieden. 

In Monte Carlo ſchied am 21. Mai der lang- 
jährige Botſchafter in Berlin, Graf Vikolaus Dimi⸗ 
trijewitſch v. Oſten-Sacken im Alter von 81 
Jahren aus dem Leben. Er hat es I7 Jahre hin- 
durch verjtanden, auch unter zeitweiligen Schwierig- 
keiten, die guten Beziehungen zwiſchen Berlin und 
Petersburg zu erhalten. Kaifer Wilhelm und 
Kaifer Nikolaus hatten wiederholt dieſe Tätig— 
keit des vornehmen und kenntnisreichen Diplomaten 
anerkannt. 


Skandinavien. 


Skandinavien. 


Schweden. König Guſtav eröffnete am 
18. Januar den Reichstag mit einer Thronrede, die 
u. a. das Frauenſtimmrecht und eine teilweiſe Probe- 
mobiliſierung, aber auch die Verſchiebung des Baues 
des bereits bewilligten Panzerſchiffes ankündigte. 
Weder in der erſten noch in der zweiten Kammer 
beſaß die liberale Regierung eine Mehrheit, hatte 
aber bei den Wahlen angedeutet, daß ſie die Unter— 
ſtützung der Sozialdemokraten annehmen werde. Man 
darf ſagen, daß das Miniſterium Staaff ſich 
eigentlich nicht daran gehalten, ſondern nicht nur 
ein gutes Verhältnis zum König hergeſtellt, ſondern 
auch durch fein Verhalten in den Candesverteidi— 
gungsfragen das Vertrauen der Rechten erworben 
hat. Die Sozialdemokraten hatten freilich die Ab- 
ſchaffung des Königstums und der 
erſten Kammer beantragt, was aber 
am J. Mai gegen ihre Stimmen — 
es waren nur 17 Sozialdemokraten 
anweſend abgelehnt wurde. Die 
erſte Kammer verwarf auch das Frau— 
enſtimmrecht mit großer Mehrheit, 


und die zweite Kammer lehnte ohne 
jede Abſtimmung den ſozialdemokra— 
tiſchen Antrag auf Weutralitätserflä- 
rung ab. Die Heeresvorlagen wur— 
den mit Hilfe der Rechten durchge— 
ſetzt. Sonſt 


beſchloß der Reichstag 
noch die Errichtung einer Sozial- 
direktion und Staatsunterſtützungen 
für Dampferlinien nach Nordamerika, 
Mexiko und Auſtralien, worauf er 
am 27. Mai geſchloſſen wurde. Am 6. Juli 
wurden in Stockholm in Anweſenheit des Königs- 
paares die olympiſchen Spiele vom Kronprinzen 
eröffnet. Die Probemobiliſierung der 6. Diviſion 
ſamt dem Landſturm wurde im September mit 
Schneidigkeit durchgeführt und zeigte, daß einem 
Einfall von Oſten her wohl entſchiedener Wider— 
ſtand geleiſtet werden würde. Infolge der Auf— 
ſchiebung des Baues eines Panzerſchiffes war von 
der Rechten eine Landesſammlung zum Bau eines 
ſolchen eingeleitet worden, die binnen wenigen Wo— 
chen die hiefür nötigen 12 Millionen Kronen auf— 
brachte. Die Regierung hat aber die Entſcheidung 
über den Bau bisher hingezogen. König Gu ſt a v 
war beim Begräbnis des Königs von Dänemark 
in Kopenhagen mit dem König Baakon von Vor— 
wegen zuſammengetroffen, woran von jfandinavi- 
ſchen Schwärmern ſchon große Hoffnungen geknüpft 
wurden; von ſchwediſcher Seite wurde aber ab— 
gewinkt. Als König Chrijtian von Dänemark 
mit Gemahlin am 18. November zum Antrittsbeſuche 
in Stockholm eintrafen, wurden fie vom Königspaar 
bei der Ankunft empfangen und unter großen Ehren- 
bezeigungen nach dem Schloſſe geleitet. Die bei 
der Galatafel gewechſelten Trinkſprüche gedachten 
ſehr herzlich der verwandtſchaftlichen wie der alten 
freundſchaftlichen politiſchen Beziehungen. 
Korwegen. Die Bauernrepublik mit einem 
König an der Spitze macht merkwürdige Sprünge. 


Chriſtian X., 
Hönig von Dänemark. 


Der Konfervative Michelſen und der Liberale 
Cövland hatten 1905 den König von Schweden 
vor die Tür geſetzt, dann hatte letzterer die Regie⸗ 
rung an ſich geriſſen, war aber wegen ſeiner Al— 
koholfeindſchaft und der Schwärmerei für Einfüh- 
rung der beſonderen norwegiſchen Sprache haupt- 
ſächlich am Widerſtand der Gebildeten geſcheitert. 
Dann kam 1909 wieder eine konſervativ liberale 
Regierung, die aber im Februar des abgelaufenen 
Jahres wegen des Sprachenſtreites auch zerfiel. Der 
Miniſterpräſident No no w hatte ſich für das Landes- 
maal erklärt, worauf fünf Miniſter zurücktraten. 
Nach einigem Zögern ging auch Konow ab und 
wurde durch das konſervativer gefärbte Kabinett 
Bratlie ſerſetzt. Der Storthing unterſtützte im Juni 
energiſch das Eingreifen des Mini⸗ 
ſteriums zur Verhinderung des Ma⸗ 
ſchiniſtenſtreiks auf der Handelsflotte 
und bewilligte auch reichliche Mittel 
für Küftenbefeftigungen und den Bau 
von zwei Panzerſchiffen, ſowie von 
Torpedo- und Unterſeebooten. Am 
15. September traf die J. Kreuzer- 
diviſion der engliſchen Heimatflotte 
zu dreitägigem Beſuche in Chriſtia⸗ 
nia ein und wurde durch große offi— 
zielle Feſtlichkeiten geehrt, während 
die Bevölkerung ſich kühl zurück⸗ 
hielt, da die engliſche Preſſe eine 
Demonſtration gegen die deutſchen 
Flottenbeſuche angekündigt hatte. Die 
Wahlen im Oktober brachten einen 
ausgeſprochenen Sieg der bürgerlichen Radikalen, die 
nun eine Dreifünftelmehrheit im Storthing beſitzen, 
während je ein Fünftel auf die Konfervativ-Kibe- 
ralen und auf die Sozialdemokraten entfallen. Das 
Miniſterium Bratlie dürfte ſich nur bei geſchickter 
Behandlung der Abänderung des vom radikalen Mi⸗ 
niſterium Knudfen geſchaffenen Geſetzes über die 
Ausnützung der Waſſerkräfte halten. Eigentlich re- 
publikaniſch iſt die Mehrheit des Storthing gerade 
nicht, aber der König dürfte trotzdem wenig Freude 
daran erleben. 

Dänemark. König Friedrich VIII. iſt am 
14. Mai auf der Reiſe in Hamburg ziemlich un⸗ 
erwartet verſchieden. Sein Tod wurde auch in 
Deutſchland mit herzlicher Teilnahme aufgenommen, 
denn während ſeiner ſechsjährigen Regierung hatte 
ſich das Verhältnis beider Cänder entſchieden ge— 
beſſert. Su Neujahr hatte er den Generaldirektor 
der Steuern, Rubin, der das Verhalten der dä⸗ 
niſchen Patrioten in der ſchleswigſchen Frage öffent⸗ 
lich verurteilt hatte, den Danebrogorden verliehen, 
weil er deſſen Auffaſſung teile, was große Erregung 
verurſachte, am 25. nahm er an einem Feſtmahl 
beim deutſchen Geſandten Dr. v. Waldthauſen 
teil. In ſehr geſchickter Weiſe rechtfertigte der 
Miniſter des Außern am 14. Februar im Folkething 
das Verhalten der Regierung und erhielt ein Der- 
trauenspotum. König Friedrich erkrankte am 
7. Februar ernſtlich und befand ſich zur gänzlichen 
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Erholung auf einer Reiſe nach dem Süden, als er 
in Hamburg auf einem einfamen Spaziergang, ans 
fangs unerfannt, einem Schlaganfall erlag. Die 
Ceiche wurde am 16. Mai unter großen Ehren 
von Hamburg über Travemünde nach Kopenhagen 
gebracht, wo die feierliche Beiſetzung unter tiefer 
Teilnahme der Bevölkerung am 24. von Kopen- 
hagen aus in Roskilde erfolgte. Unter den fürſt— 
lichen Trauergäſten en fich die Könige von 
Schweden und von Norwegen, der deutſche 3 
Wilhelm mit Gemahlin, 88 Peter Fe 

dinand, der Berzog von Genug und si 
reiche deutſche Fürſten und Prinzen. König Frie 

rich VIII. war ein konſtitutionell geſinnter a: 
arch und hat dieſer Geſinnung jederzeit Ausdruck 
gegeben; außerdem war er ein beſonderer Freund 
des Kaifers Wilhelm. Sein Sohn Chriſtian X. 
dürfte ſich in keiner Beziehung anders verhalten 
und iſt bekanntlich ein Schwager des deutſchen Kron- 
prinzen. Als Ereigniſſe von politifcher Bedeutung 
erfchienen im September der Beſuch eines ruſſiſchen 
und eines engliſchen Geſchwaders, doch beugte die 
Furückhaltung der Regierung jeder unnötigen poli— 
tiſchen Ausbeutung vor. Von überwältigender Wir— 
fung war dagegen der Übermeerflug des Grafen 


Europäiſche 


Niederlande. Man denkt im Cande bereits 
an die Bundertjahrfeier der Unabhängigkeit im 
Jahre 1915, ſelbſt das parlamentariſche und par- 
teiliche Leben wird davon beeinflußt. Die Sozial- 
demokraten wollen freilich an der „von oben her“ 
auferlegten Feier nicht mittun. Die Liberalen hof— 
fen aber, das Jubeljahr durch einen Wahlſieg 
ihres dreigeeinten Blocks feiern zu können. Einige 
Ausſicht dafür eröffnet ihnen das wegen Ohren— 
leidens im September erfolgte Ausſcheiden aus dem 
politiſchen Leben des Führers der Rechten, Dr. 
Abraham NMuyper, deſſen Begabung auch die 
Gegner widerwillig anerkannten. Landesverteidi— 
gungsfragen ſpielten wiederholt eine Rolle. Das 
im Februar in Kraft getretene Militärgeſetz erhöht 
das Heereskontingent von 17.500 auf 25.000 Mann. 
Was bedeutet dies für eine Landesverteidigung d 
Die Schweizer würden anders handeln. Aber die 
Holländer haben den Geiſt der Oranierzeit ver— 
lernt und verlaſſen ſich auf den gegenſeitigen Neid 
der mächtigen Nachbarn. Die auf Betreiben der 
Engländer und Franzoſen verſchobene Vorlage wegen 
der Befeſtigung von Dliffingen tauchte bei der Er— 
öffnung der Kammer in der Thronrede am 17. Sep— 
tember wieder auf, weshalb die franzöſiſchen Blät- 
ter abermals lärmten. Die parlamentariſche Ar— 
beit beider Kammern war übrigens nahezu bedeu— 
tungslos. Die Sozialdemokraten machten am 50. 
April in der zweiten Kammer einen unbeſchreib— 
lichen Lärm und demonſtrierten auch am Tage der 
Wiedereröffnung der Generalſtaaten für das all- 
gemeine Wahlrecht, die Polizei verhinderte aber 
ihr Vordringen zum Parlamentsgebäude. Die Mel⸗ 
dung des Amtsblattes im Oktober über eine aber— 
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Seppelin, der am 19. September auf der „Banſa“ 
in Kopenhagen landete. Die Begeiſterung der Be— 
völkerung war großartig, die Gegner der Befeſti— 
gung von Kopenhagen ſuchten aber das Ereignis 
für ihre Swede auszulegen. Am 7. Oktober er» 
öffnete König Chriſtian den Reichstag mit einer 
Thronrede, die eine Wahlreform und ein neues 
Steuergeſetz ankündigte. Der Erhöhung der Steu- 
ern wird in nicht geringem Maße durch das immer 
eee Island bedingt, das übrigens die 
nach der Trennung der ſkandinaviſchen Union be— 
triebenen Separationsgelüſte aufgegeben und den 
neuen Miniſter Hannes Bafſtein, der am 8. Ok⸗ 
tober in Kopenhagen angekommen war, beauftragt 
hat, neue Verhandlungen einzuleiten. Von nicht 
geringem Intereſſe iſt, daß mit Rückſicht auf den 
Panamafanal die Anlegung eines großen Freihafens 
auf der weſtindiſchen Inſel St. Thomas durch eine 
Genoſſenſchaft auf Anregung der Regierung in An— 
griff genommen werden ſoll. Der Reichstag hat 
am 22. Mai die Bewilligung erteilt, aber die Auf— 
forderung zur Seichnung der erforderlichen 20 Mil- 
lionen Kronen hat kläglich Fiasko gemacht. Das 
Unternehmen dürfte daher bloß mit engliſcher Bilfe 
zu ſtande kommen. 


Mittelſtaaten. 


malige Fehlgeburt bei der Königin Wilhelmina 
läßt die Ausſicht auf einen männlichen Thronerben 
als hoffnungslos erſcheinen. 

Belgien. Das Land ſtand das ganze Jahr 
hindurch unter dem Eindruck der e 
und des Ausfalls der Wahlen im Juni. Die Ein- 
leitung dazu bildete der große Bergarbeiterausſtand, 
der aus wenig ſtichhaltigen Gründen unmittelbar 
nach Neujahr im Kohlenbezirk des Hennegau aus⸗ 
brach und ſich über zwei Monate hinzog, weil ſich 
die Führer Hoffnungen auf einen allgemeinen euro— 
päiſchen Bergarbeiterſtreik machten. Die Stimmung 
übertrug ſich auch in die Kammer, die fchon ſeit 
langem den vom Liberalismus aller Länder (als 
die Liberalen in Belgien herrſchten) erfundenen Ruf 
eines Muſterparlaments eingebüßt hat. Am 18. Ja⸗ 
nuar kam es zu wüſtem Lärm und am 2. Mai zu 
einer regelrechten Prügelei. Am 14. Mai wurde 
die Kammer, nachdem fie die Zahl der Parlaments- 
ſitze um zwanzig erhöht hatte, auf Verlangen der 
Linken aufgelöſt. Sonſt wäre bloß die Hälfte neu— 
gewählt worden. Aber die Linke hatte ſich mit den 
Sozialdemokraten verbrüdert und rechnete mit Be— 
ſtimmtheit auf einen großen Wahlſieg. Die neuen 
Miniſterpoſten waren ſchon verteilt. Der gegentei— 
lige Wahlausfall am 2. Juni rief große Verblüf— 
fung hervor, und die am meiſten enttäufchten So— 
zialdemokraten ſchritten zum offenen Aufruhr. Die 
Regierung hatte aber rechtzeitig militäriſche Vor— 
kehrungen getroffen, und es kam bloß in Küttich 
zu Menſchenverluſten und Verwundungen. Der 
Wahlausfall, der der Regierungspartei eine Mehr- 
heit von 18 (ſtatt 6) gebracht hatte, beruhte auf 
dem Umſtand, daß die Gemäßigten, die ſonſt die 
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Mitläufer der Linken geweſen waren, wegen des 
Treibens der Sozialdemokraten für die Regierung 
geſtimmt hatten. Wie überall, ſollte nun das Wahl 
recht ſchuld fein. Am 9. Juli traten die Kammern 


Marie Adelheid, Großherzogin von Luxemburg. 


zu einer außerordentlichen Tagung zuſammen, es 
kam aber ſofort wieder zu Skandalen. Nach Be 
endigung der Wahlprüfungen wurde die Kammer 
am 8. Auguſt geſchloſſen. Der Block der Linken 
hat die Wahlniederlage nicht überdauert, und bald 
zeigten ſich Anfänge zur Bildung einer gemäßigten 
Mittelpartei. Förderlich hiezu erweiſt ſich die un— 
verkennbare Stärkung des monarchifchen Gedankens 
durch die außerordentlichen Sympathien, die ſich das 
Königspaar zu erwerben verſtanden hat. Das zeigte 
ſich namentlich bei dem Beſuche am I4. und 15. 
Auguſt in Antwerpen während des feierlichen ESin— 
zugs und der glänzenden Feſtlichkeiten in der über— 
ſchwänglichen Begeiſterung der Bevölkerung. Im 
Hafen waren zur Begrüßung je ein deutſches, eng— 
liſches, franzöſiſches und holländiſches Geſchwader 
erſchienen, denen der König einen Beſuch abſtat— 
tete. In ſeiner Anſprache in der Handelskammer 
wies er auf die Schwierigkeiten infolge der ſepa— 
ratiſtiſchen Bewegung unter den Wallonen und der 
Kongofolonie hin. Eine dritte Frage iſt die der 
Sandesverteidigung, der ſchon eine ganze Reihe von 
Kriegsminiftern zum Opfer gefallen iſt, ohne viel 
zu erreichen. Am 3. Dezember brachte Miniſter— 
präfident de Broqueville eine neue Militär- 
vorlage mit allgemeiner Wehrpflicht und Erhö- 
hung des Jahreskontingents auf 53.000 Mann ein, 
die auch Annahme fand. Große Teilnahme zeigte 
ſich bei dem am 25. November erfolgten Ablebens 
der Gräfin Marie von Flandern, der Mut- 


ter des Königs. Sie war eine Prinzeſſin von Hohen» 
zollern-Sigmaringen und hatte ſich allgemeine Be— 
liebtheit errungen. Am 8. Oktober iſt auch, SI Jahre 
alt, der ehemalige langjährige Miniſterpräſident 
Auguſt Beernaert geſtorben, der ſich des Rufes 
eines bedeutenden Staatsmannes und Juriſten er— 
freute. 

Cuxemburg. Am 25. Februar wurde Herzog 
Vilhelm Alexander von ſeinem Leiden er— 

das ihn ſeit Jahren an der Ausübung der 

ierungsgeſchäfte verhindert hatte. Die Keiche 

e von Schloß Berg nach Luxemburg über— 
führt und am 4. März unter großer Teilnahme 
der Bevölkerung proviſoriſch in der proteſtantiſchen 
Kirche beigeſetzt. Faſt alle europäiſchen Höfe hatten 
Vertreter entſandt, zahlreiche deutſche Fürſten und 
Prinzen waren anweſend, den Kaifer Wilhelm 
vertrat Prinz Auguſt Wilhelm, den Kaifer 
Franz Joſef der Erzherzog Karl Sal va⸗ 

dr. Die definitive Beiſetzung erfolgte am 25. Juli 

in Weilburg in der Provinz Naſſau. Die Große 
herzoginwitwe Marie Anna hatte ſeit vier Jah- 
ren die Regentſchaft geführt und führte ſie weiter 
bis zum 1%. Juni, wo ihre älteſte Tochter Marie 
Adelheid großjährig wurde und am 16. die Re 
gierung antrat. Don weiteren Ereignijjen iſt der 
Schulſtreit zu erwähnen, der entſtand, weil die ka⸗ 
tholiſche Geiſtlichkeit die Beſtimmung des neuen 
Schulgeſetzes über die Erteilung des Religions- 
unterrichtes nicht anerkennen will. Die Kammer 
billigte aber am 25. Dezember mit 31 gegen 15 
Stimmen die feſte Haltung des Miniſteriums 
Syſchen in dieſer Angelegenheit. 

Schweiz. Das Land hat zwei bedeutungs⸗ 
volle Ereigniſſe in dieſem Jahre hinter ſich: Das 
große Intereſſe, das Kaifer Wilhelm dem 
Schweizer Heerweſen, dem Stolz der Republik, zu— 
gewendet hat, und die Einführung des neuen Zivil- 
geſetzbuches. Bisher beſaß die Schweiz geſetzliche 


Dr. Eduard Müller, Bundespräſident für das Jahr 1913. 


Einheit bloß für das Obligationen- und Wechjel- 
recht. Für das Strafrecht und die Prozeßordnung 
in Sivil⸗ und Strafſachen gelten noch immer die 
kantonalen Beſtimmungen. Einen wichtigen Fort- 
ſchritt bedeutet ferner die Annahme des Bundes- 
geſetzes über Uranken- und Unfallverſicherung, die 
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im Jahre 1900 abgelehnt worden war, nun aber 
am 4. Februar durch Volksabſtimmung mit 234.000 
gegen 256.000 Stimmen angenommen wurde. Am 
10. Juli ſtarb im 82. Cebensjahre Bundesrat Dr. 
Dolf Deucher, der dreimal Bundespräſident ge 
weſen war. Am 13. verſchied Bundesrat Marc 
Ruchet, nachdem er wenige Tage vorher krank 
heitshalber ſeine Entlaſſung gegeben hatte. Am 
le. wählte die a BR für letzteren 
den Regierungsrat Camillo de Coppot aus Lau 
ſanne und für erſteren den 8 Edmund 
Schultheß aus Brugg im Aargau. Die Sozial- 
demokraten in Zürich probierten am 15. einen ein— 
tägigen Generalſtreik, der auch leidlich gelang. Die 
Regierung hatte aber ſofort Militär mit jcharfen 
Patronen aufgeboten, verbot Streikpoſtenſtehen und 
Verſammlungen unter freiem Himmel und ließ die 
Anſtifter verhaften, worauf die ſozialdemokratiſchen 


PT 


Blätter über „Militärdiktatur“ ſchrien. Die am 
meiſten betroffenen Induſtrien antworteten mit Aus⸗ 
ſperrungen. Im Verlaufe des Herbjtes hat ſich 
gegen die Schreckensherrſchaft der Sozialdemokratie 
ein „Freier Arbeiterbund für Sürich und 1 
bung“ zum Schutze des Rechtes auf Arbeit gebilde 
In der am 2. Dezember eröffneten Bundesver 
ſammlung proteſtierten die Sozialdemokraten gegen 
die Kojten während des Beſuches des Kaiſers Wil 
helm, wurden aber mit 116 En 9 Stimmen 
geſchlagen. Am 12. wurde der bisherige Vizepräſi⸗ 
dent Müller zum Bund espräfidente n und Boff- 
mann zum Dizepräfidenten gewählt. Angenommen 
wurde auch die Errichtung eines Sozialverſicherungs— 
amtes für die Kranken- und Unfallverſicherung und 
für die Vorbereitung einer Altersverſicherung. Die 
Sozialdemokraten ſtimmten auch gegen das Bundes- 
budget. 


Die Pprenäiſche Halbinſel. 


Spanien. Wenn man von der zwar aus den 
heutigen politiſchen Fuſtänden erklärlichen, aber doch 


Graf Romanones, ſpaniſcher Premierminiſter. 


mehr zufälligen Ermordung des Miniſterpräſidenten 
Canalejas abſieht, hat Spanien ein Jahr ge— 
deihlichen Fortſchritts hinter ſich. Außer dem bald 
unterdrückten Siſenbahnerſtreik im Oktober iſt die 
Ruhe nicht geſtört worden; für Spanien eine glück- 
liche Seltenheit. Am 23. September ſtarb die jüngſte 
Schweſter des Königs, die an den Prinzen Fer di— 
nand von Bayern vermählte Infantin Maria 
Thereſia. Don den drei Kindern des Königs 
Alfons XII. lebt nun nur noch der König. Auch 
ſein Ceben war bedroht. Als König Alfons XIII. 


am 12. Vovember zu einer Blumenausſtellung fah— 
ren wollte, lauerte ihm der Anarchiſt Par din a 
auf, der aber, da der König ſich verſpätet hatte, 
darum feinen Derbrecherwahn an dem Miniſter— 
präſidenten Canalejas kühlte, den er nieder- 
ſchoß. Der Ermordete war der Führer der mon 
archifchen Ciberalen und hatte eben nach einjäh- 
rigen Verhandlungen den Vertrag mit Frankreich 
über Marokko zu ſtande gebracht. Frankreich wollte 
ſich für feine Abtretungen im Kongogebiet an 
Deutſchland nun an Spanien ſchadlos halten, dieſes 
hat aber mit Unterſtützung Englands ſeine durch 
das Abkommen von 1904 begründeten Anſprüche 
nahezu durchgeſetzt. Die Unterzeichnung des Der- 
trages erfolgte am 27. November in Madrid. Graf 
Romanones, der Nachfolger Canalejas, hat 
bisher eine glückliche Hand gezeigt und bis zum 
Jahresſchluß die Bewilligung des Budgets, des 
Marokkovertrages und einer Anleihe von 300 Mil- 
lionen erhalten, die für die Bezahlung rückſtändiger 
Schulden ſowie für die Verteidigung und Erjchlie- 
ßung des marokkaniſchen Gebietes verwendet wer— 
den ſoll. 


0 
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Portugal. Die Republik hat noch Feines» 
wegs feſten Boden im Cande gefaßt, ſondern hat 
ſich im vergangenen Jahre nicht nur gegen ver— 
ſchiedene monarchiſche Angriffe verteidigen, ſondern 
auch den in Republiken unvermeidlichen Kampf um 
die Herrfchaft im Innern beſtehen müſſen. Es iſt 
für die Mitwelt ziemlich gleichgültig zu wiſſen, ob 
Co ſt a, Duarte Ceite oder Dasconcellos 
zeitweilig Miniſterpräſident ift, ebenſo ob man ſich in 
der Kammer bloß zankt und beſchimpft oder auch 
prügelt, und ob die täglichen Tumulte, Streiks, 
Arbeiterrevolten in Ciſſabon, Gporto oder ſonſtwo 
ſtattfinden. Das iſt um ſo gleichgültiger, als die 
Nachrichtenzenſur und die Verbreitung offizieller 
Cügennachrichten ebenſo oder vielleicht noch ärger 
betrieben werden, wie unter der Monarchie. Im 
Auguſt war das Land ſogar zwölf Tage lang ohne 


Balkandafbinfel. 


Miniſter, die Straßenbahner ſtreikten in Kijjabon 
und es herrſchte völlige Anarchie. Das Jahr ſchloß 
mit einer abermaligen 5 überfüllten Ge— 
fängniſſen, in denen alle den Gewalthabern miß— 
liebigen Perſönlichkeiten ſaßen, und einem ausge— 
ſprochenen Defizit, nachdem man bisher die Be- 
völkerung mit großtönenden Worten des Gegenteils 
verſichert hatte. Von einer Wiederherſtellung der 
Monarchie kann trotz der heilloſen Zuftände noch 
kaum die Rede ſein. Swar fand in den erſten 


U 

Tagen des Februar in Dover wieder 
ſammenkunft des vertriebenen Königs Manuel 
mit ſeinem Vetter, dem Prätendenten Don Miguel 
von Braga ze ftatt, doch ſcheint das Elend der 
portugieſiſchen Bevölkerung noch nicht groß genug 
zu fein, daß ſie ur einmütigen Schrei nach einem 
König erhebt, der der Nonventswirtſchaft in 
ſabon das Ende . ſoll. Ein vorzeitiges 
greifen wäre politiſch unklug und würde de 
völkerung nicht einmal nützen. 


eine Su⸗ 


Balkanhalbinſel. 


er abgeſetzte Sultan Abdul Ba mid hatte 
große Schwächen, aber noch größer ſind 
die des parlamentariſchen Regierungs- 
ſyſtems, das eben für die Türkei nicht paßt. Die 
Revolution war von dem nicht ſchlechteſten Teile 
des Offizierskorps ausgegangen, und man hätte 
darum erwarten ſollen, daß mit der Reform der 
vernachläſſigten Armee ernſtlich begonnen würde, 
man hat auch verbeſſert, aber dabei das Offiziers⸗ 
korps in die politiſchen Kämpfe hineingezogen. Hätte 
man dagegen die Sache beim richtigen Ende an— 
gefaßt, jo würde weder Italien ſeine Eroberung 
von Tripolis, noch der ſonſt niemals zuſammen⸗ 
gekommene Balkanbund feinen Raubkrieg gegen die 
Türkei gewagt haben. Vor 25 Jahren hat Abdul 
Hamid dem König Oskar von Schweden ge— 
fagt: „In unſerem Islam liegt unſere Einigkeit 
und unſere Stärke. Nehmen Ew. Majeſtät dem 
Soldaten den Glauben, daß ſein Tod auf dem 
Schlachtfelde ihm das Paradies mit den ſchönſten 
Bouris öffnet, fo wird fein Mut und feine Freu— 
digkeit, mit der er jetzt kämpft und Großes voll- 
bringt, wankend werden. Der Islam iſt die feſte 
Stütze des Kalifen, und ein Sultan iſt in erſter Cinie 
Kalif und dann erſt Herrſcher.“ Er führte weiter 
aus, daß er deutſche Offiziere ia die Reform der 
Armee berufen habe. „Es iſt der Anfang, und nur 
langſam kann es ſich weiterentwickeln, ſoll es zum 
Segen für mein Volk werden, das bisher ſtreng 
abgeſchloſſen und allein lebte. Ich bin nicht für 
eine Kultur, die nur Sozialdemokraten ins Land 
bringt, mit jenen Ideen der Aufklärung, die nur 
den einfachen Mann irreleiten ... Niederreißen iſt 
leichter als Aufbauen, nur auf feſtem Fundament 
kann man Großes aufbauen. Ich arbeite an dem Fun⸗ 
dament, damit meine Nachkommen ihr Reformreich 
darauf aufbauen können. Sonſt würde das ganze 
Gebäude zuſammenſtürzen und unter den Trümmern 
die Reformen begraben, die nicht die Seit der Reife 
abwarten konnten.“ Man wird dagegen nur eins 
wenden können, daß Abdul Hamid mit feinen 
Reformen wohl etwas raſcher hätte fortſchreiten 
können, aber im großen und ganzen hat das Jahr 
1912 bewieſen, daß er recht hatte. In vier Jahren 
haben die aus Paris eingeſchleppten jungtürkiſchen 
Ideen das Reich zu Grunde gerichtet, die herge— 
brachte Serailwirtſchaft hätte es nicht ſo ſchnell 
fertig gebracht. 
Bei Beginn des Jahres war die politiſche 


Weisheit des Jungtürkentums zu Ende. Statt das 
Geld zu ſchaffen, das man für die R eformen drin⸗ 
gend brauchte, hielt man unnütze Reden und ſtritt 
um Verfaſſungsphraſen. Verfaſſung und Wahlrecht 
iſt ja übe erall der Stein der Weiſen aller politiſchen 
„Reformer“ geweſen, ohne daß fie ihn je gefunden 
hätten. Am 18. Januar wurde das erſte türkiſche 
Parlament aufgelöſt, nachdem es drei Jahre außer 
Reden herzlich wenig geleiſtet hatte. Mitte Februar 
ſollte auch der Belage— 
rungszuſtand in Konnte 
fiantinopel aufgehoben 
werden, im Miniſterium 
herrſchten aber Uneinig⸗ 
keit und Serfahrenheit, 
die jede Tätigkeit lähm⸗ 
ten. In Saloniki beriet 
vergeblich eine Reform⸗ 
kommiſſion für Mazedo⸗ 
nien, den Albaniern bot 
man Reformen an, die 
ſie gar nicht mochten, 
der Miniſter des Außern, 
Aſſim Paſcha, ſah die 
Beziehungen zu den 
Balkanſtaaten am 25. März noch im roſigſten Lichte; 
die den Jungtürken feindlichen — früher ſelbſt 
jungtürkiſchen — Liberalen ſchwärmten für Enge 
land, von dem ſie irgend etwas erwarteten oder 
hofften. Durch ungeheuren Wahldruck erlangten 
die Jungtürken eine überaus große Mehrheit. 
Sie herrſchten nun im Parlament, aber gerade 
darum deſto weniger im Lande. Am 18. April 
eröffnete der Sultan das Parlament mit einer 
Thronrede, obwohl die Wahlen kaum zur Hälfte 
vollzogen waren. Die Thronrede führte eine 
ſehr ſtolze Sprache gegen Italien. Das eng- 
liſche Balkankomitee war ſchon ſeit Neujahr 
wieder an der Arbeit und veröffentlichte ein 
aufreizendes Manifeſt über Reformen in Mazedo- 
nien, die Cage in Albanien verſchlimmerte ſich und 
Anfang Mai begannen Unruhen. Durch Irade des 
Sultans wurde ein Dilajetgeſetz erlaſſen, das eine 
Art von Selbſtverwaltung anbahnen ſollte. In der 
Kammer beſtand fchon Mitte Juni kein Fuſammen⸗ 
hang mehr zwiſchen der Regierung und ihrer großen 
Mehrheit, in Albanien begannen Offiziere und Sol- 
daten zu den Aufſtändiſchen überzugehen, auch in 
der Flotte gärte es. Die Unzufriedenheit richtete 
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ſich ausſchließlich gegen die Jungtürken und zeigte 
ſich nicht bloß in Albanien. Die Regierung ſtellte 
wohl ſo ziemlich alles in Abrede, ließ aber mit 
den Meuterern unterhandeln und in der Kammer 
Beſtimmungen gegen politiſche Beſtrebungen in der 
Armee förmlich durchpeitſchen. Sie ſandte auch den 
als Unterdrücker des erſten Albanieraufſtandes be— 
kannten Dſchawid Paſcha als Kommandanten 
nach Monaſtir. Am 10. Juli trat der Kriegsminiſter 


Großweſir Achmed Mukthar Paſcha. 


Mahmud Schewket zurück, worin man eine 
Genugtuung für die aufgeregte Stimmung im Of 
fizierskorps erblicken wollte. Mit ihm, der die letz— 
ten Jahre die einzige wirkliche Autorität im Staate 
vertreten hatte, war aber dem jungtürkiſchen Re- 
giment der eigentliche Halt genommen worden. 
Schon am 17. Juli trat das Miniſterium Said 
Paſcha zurück, nachdem es eben erſt nach einer roſig 
gefärbten Darſtellung der inneren und äußeren Cage 
von der Kammer ein Vertrauensvotum mit 194 
gegen 4 Stimmen erhalten hatte. Es fand keinen 
Kriegsminifter, auch Mahmud Mukthar hatte 
Bedingungen in bezug auf die Vorgänge in Alba— 
nien geſtellt, die Said Paſcha nicht annehmen 
wollte. Am 21. wurde den Seitungs- und Partei— 
politikern gänzlich unerwartet der greiſe Ach med 
Mukthar Paſcha Ghazi zum Großweſir ernannt, 
der Sultan entließ die Jungtürken aus feiner Um— 
gebung und kündete auch eine Wendung in der 
albaniſchen Politik an. Der Sohn des Großweſirs 
und Uriegsminiſter Mukhtar Paſcha wurde zu 
Verhandlungen nach Albanien entſendet, am vierten 
Jahrestag der Verfaſſung (25. Juli) in Konftan- 
tinopel der Belagerungszuſtand aufgehoben. Bei 
der allgemeinen Befriedigung der Bevölkerung hü— 
tete ſich die jungtürkiſche Kammermehrheit, Oppo— 
ſition zu machen. Der Sultan erließ eine Profla- 
mation an die Armee, die an den Treuſchwur mahnte. 
Die programmatiſche Erklärung der Regierung er— 
hielt in der Kammer am 30. ein Dertrauenspotum 
mit 115 gegen 45 Stimmen. Trotzdem hatte die 
Regierung die Abſicht, ſich der unter ſo bedenklichen 
Umſtänden gewählten Kammer zu entledigen, wo— 
mit auch die unzufriedenen Albanier einverſtanden 
waren. Infolgedeſſen ſprach die Kammer am 
5. Auguſt der Regierung ihr Mißtrauen aus und 
vertagte ſich ſelbſt, um der im Senat bereits be— 


ſchloſſenen Auflöſung zu entgehen, die aber troß- 
dem erklärt wurde. Um etwaigen Unruhen vor— 
zubeugen, wurde über Konjtantinopel der Belage— 
rungszuſtand auf vierzig Tage verhängt. In Al⸗ 
banien trat leidliche Ruhe ein, Albaneſen und tür 
kiſche Soldaten waren eines Sinnes. Aber ſchon 
zei ſich die Begehrlichkeit Montenegros. König 
Nikita benutzte einen der nicht ſeltenen Grenz— 
zwiſchenfälle zu einer drohenden Haltung und wurde 
nur durch das entſchiedene Eingreifen Rußlands 
von Feindſeligkeiten abgehalten. Mitte Auguſt regte 
Graf Berchtold einen Meinungsaustauſch der 
Mächte über die Lage an, um die Türkei zu einer 
Art Dezentraliſation und die Balkanſtaaten zur Mä⸗ 
ßigung ihrer Forderungen zu Gunſten ihrer Stam— 
mesgenoſſen in Mazedonien zu veranlaſſen. In- 
zwiſchen hatten ſich aber die Balkanſtaaten zur Be⸗ 
raubung der Türkei verbündet, eine günſtigere Ge— 
legenheit, eine größere Serrüttung war in Sukunft 
kaum zu erwarten. Die Seele des ganzen war 
König Ferdinand von Bulgarien. Die An— 
regung Iswolskis zu einem Balkanbund (die 
Türkei eingeſchloſſen) gegen Gſterreich-Ungarn war 
zwar ſeinerzeit geſcheitert, hatte aber zu gewiſſen 
Annäherungen geführt. König Ferdinand hatte 
den ſchleppenden Verlauf des italieniſch-türkiſchen 
Krieges und die fortſchreitende Derworrenheit in 
Stambul aufmerkſam verfolgt, ein plötzlicher Über— 
fall mußte die ganze dortige Wirtſchaft niederrennen. 
Schon am 15. März kam der Vertrag mit Serbien 
zu ſtande, der mit Griechenland am 25. Mai, auch 
mit Montenegro wurde eine Vereinbarung getroffen. 
Die Verträge wurden ſehr geheim gehalten, und 
König Ferdinand machte Friedensbeſuche in Wien 
und Berlin. Es muß hier eingeſchaltet werden, 
daß die vier Balkankönige der ſich immer ſteigern— 
den politiſch-nationalen 
Stimmung ihrer Bevöl- 
kerung gegenüber ſich zu 
einer kriegeriſchen Tat 
entſchließen mußten, 
wollten ſie nicht ihre 
Dynaſtien gefährden. 
Die Großmächte erkann— 
ten erſt im Auguſt, daß 
ein Balkanbund mit ſehr 
begehrlichen Sielen exi 
ſtiere, und ſuchten, den 
glimmenden Brand zu 
löſchen. Die größten 
Feinde der Montene— 
griner, Serben, Grie— 
chen und Bulgaren ſind 
nun gar nicht die Tür⸗ 
ken, ſondern die Albanier, deren Friedensſchluß mit 
der Pforte jetzt die Zirkel des Balkanbundes erheb- 
lich ſtörte. König Nikita machte darum kurzen 
Prozeß und eroberte die türkiſche Stadt Berana im 
Sandſchak. Am 27. Auguſt wurde im Miniſterrat 
in Sofia der Angriff auf die Türkei beſchloſſen, 
und es kam nur noch darauf an, den Überfall mög— 
lichſt geheim zu halten und ihn dann unvermittelt 
erfolgen zu laſſen. Von dieſer Zeit an war wenig— 
ſtens bei Montenegro und Bulgarien die Abſicht 
unverkennbar, eine Kriegsurſache gegen die Türkei 
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herbeizuführen. Statt die Gefahr zu merken, hatten 
die zur Berrſchaft gelangten Liberalen in Stambul 
nichts Eiligeres zu tun, als durch Beſeitigung der 
jungtürkiſchen Beamten ihre Leute in Stellung zu 
bringen. Der Großweſir verließ ſich im übrigen 
auf den Schutz der Mächte, obwohl ihm ihre Re— 
formvorſchläge nicht gerade anmuteten. 

Die Albaneſen erkannten die Sachlage richtiger 
und bemächtigten ſich aller im Lande vorhandenen 
Waffen, denn ſie wußten, was ihnen von ihren 
Todfeinden bevorſtand. Die Nachrichten über Rü— 
ſtungen in den Balkanſtaaten mehrten ſich, und die 
Pforte teilte in der zweiten Hälfte des September 
einen Reformentwurf für Rumelien und Albanien 
mit, der den Dorfchlägen des Grafen Berchtold 
und der Mächte ziemlich entſprach, nicht aber dem 
Plane des zum Cosſchlagen bereiten Balkanbundes. 
Die Mächte, insbeſondere Gſterreich-Ungarn und 
Rußland, mahnten nachdrücklich zum Frieden, die 
bulgariſche Regierung hatte aber die Dreiſtigkeit, 
am 27. September bei den Mächten gegen türkiſche 
Rüſtungen zu proteſtieren, und Paſitſch verſicherte 
in Belgrad, es beſtehe keine Kriegsgefahr. Die 
Kriegsbefürchtungen ſtiegen, Lügenberichte über den 
Ausbruch des Krieges zu Börſenzwecken folgten, und 
am J. Oktober gaben die Balkanmächte wie die 
Türkei die Mobiliſierung bekannt. Die Mächte hat- 
ten ſich auf den Standpunkt des status quo ge— 
einigt (wobei die Einigung die Hauptſache war), 
an deſſen Erſchütterung auch bei einem Balkan— 
kriege damals kein Menſch ernſtlich glaubte, und 
ſetzten ihre Vermittlungsverſuche fort; fie drängten 
namentlich die Pforte zur ſchleunigen Durchführung 
der Reformen, die ja auch die Balkanſtaaten als 
Urſache ihrer Rüſtungen zu bezeichnen für gut hiel- 
ten. Die Pforte verſprach die Durchführung der 
ſchon 1880 in Ausſicht geſtellten Reformen, und die 
Balkanmächte produzierten dafür ihr Programm. 
Alles geſchah bloß, um Seit für die Vollendung der 
Rüſtungen und des Aufmarſches der Armeen zu ge— 
winnen. Griechenland hielt aber den Seitpunkt für 
gekommen, die Annexion von Kreta auszuſprechen. 
Auch Montenegro konnte die Seit nicht mehr er— 
warten und erklärte ſchon am 8. Oktober den Krieg. 
Alle Welt vermutete, daß wenigſtens das nichtoffi— 
zielle, wenn nicht gar das offizielle Rußland da— 
hinter ſtecke, erſt fpäter hat ſich herausgeſtellt, daß 
der Grund in König Vikitas Börſenſpekulationen 
lag. Die drei anderen Verbündeten folgten erſt am 
‚17. mit der Kriegserklärung nach, nachdem die tür— 
kiſche Regierung wegen einer ſerbiſch-bulgariſchen 
Drohnote die Geſandten dieſer Staaten aufgefordert 
hatte, die Türkei ſofort zu verlaſſen. Ein türkiſcher 
Verſuch, Griechenland dem Balkanbunde abſpenſtig 
zu machen, war erfolglos geblieben. Nun folgte 
eine Seit der abenteuerlichſten Kriegsnachrichten. 
Aus durchſichtigen Gründen ließen die Kriegführen— 
den keine Berichterſtatter zu, und dieſe waren auf 
Gerüchte angewieſen. Auch die offiziellen Berichte 
ließen an Wahrheitsliebe ſehr zu wünſchen übrig. 
Für alles wurde das Wort Disraelis wieder 
wahr und lebendig: „Bei Nachrichten aus dem 
Orient glaube nicht einmal deiner Schwiegermutter.“ 

Die Pforte hatte ſich vollkommen überrumpeln 
laſſen. Bald zeigte ſich, daß außer den bisher unter 


deutſchen Offizieren geſtandenen Muſterformationen 
auch gar nichts in Ordnung war und über gar nichts 
ein Plan beſtand. Was man hatte, wurde zuſam 
mengerafft und gegen den Feind geworfen, Nizams 
und alte Redifs, die nicht einmal das Gewehr kann— 
ten, ſtanden nebeneinander. Es fehlte an Offizieren, 
und die da waren, konnten infolge des neuen Partei- 
zwiſtes ſich als Jungtürken, Liberale und Alttürken 
gegenſeitig nicht ausſtehen. Es kann darum nicht 
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Kriegsminifter, Oberkommandant der türkiſchen Streitkräfte. 


wundern, daß die Leiſtungen der türkiſchen Armee 
auch noch hinter den beſcheidenſten Erwartungen 
weit zurückblieben. Die militäriſche Veranlagung 
allein macht es eben nicht aus. Das zeigte ſich 
auch bei den Montenegrinern, deren ſogenannte Ar— 
mee von moderner Gefechtsweiſe keine Ahnung hat. 
Eine gute Schulung zeigten dagegen die Serben, 
noch mehr die Griechen, die unter dem Kronprinzen 
Konſtantin binnen kurzem gut ausgebildet wor— 
den waren, am höchſten ſtand die bulgariſche Armee, 
die König Ferdinand mit vollem Bewußtſein 
in zwei Jahrzehnten herangebildet hat. Ihr fiel 
auch die ſchwerſte Aufgabe des Krieges zu, der 
Kampf mit der türkiſchen Bauptarmee auf dem 
Vormarſche gegen Konftantinopel. Dieſer war ge— 
ſperrt durch die Feſtung Adrianopel, die übrigens 
durchaus keine moderne Feſtung iſt, aber einge— 
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ſchloſſen und öſtlich umgangen werden mußte. In 
folgedeſſen ſtieß man am 22. Oktober auf die eini 
germaßen vorbereitete, aber keineswegs befeſtigte 
Stellung der Türken unter Abdullah Paſcha bei 


Prinzeſſin Eliſabeth von Rumänien. 


Kirk Uiliſſe. Der Kampf dauerte drei Tage, die 
Türken gingen flohen zum Teil — in eine Stel- 
lung zwiſchen Bunar Biſſar und Lüle Burgas zus 
rück, wo ſie der Oberbefehlshaber Naſim Paſcha 
ſammelte und in Gefechtsordnung brachte mit Hilfe 
neuer Fuzüge über Konftantinopel. Die Bulgaren 
erſchienen am 28. vor dieſer Stellung und zwangen 
in verluſtreichen Kämpfen am 29.— 31. die Türken, 
die auf dem rechten Flügel unter Mukhtar Paſcha 
zeitweilig große Vorteile erſtritten hatten, zum Rück— 
zuge auf Tſchorlu. Der Großweſir Mahmud 
Mukhtar Paſcha Ghazi trat darauf zurück und 
wurde durch Kia mil Paſcha erſetzt, was bedeutete, 
daß man die letzte Hoffnung auf England ſetzte. Er 
wendete ſich wiederholt um Friedensvermittlung an 
die Mächte. Mit Unterſtützung Rußlands hatte 
Poincaré eine Art Vermittlerrolle angenommen, 
die an die Stelle des nicht mehr aufrechtzuerhaltene 
den status quo die vollſtändige Enthaltung ſetzen 
wollte, was Gſterreich-Ungarn ſelbſtverſtändlich ab⸗ 
lehnte und ausdrücklich verlangte, daß Serbien nicht 
durch Albanien an das Adriatiſche Meer vordringen 
dürfe, womit auch Italien einverſtanden war. Eng- 
liſch⸗franzöſiſche Beſtrebungen, einer europäiſchen 
Konferenz alle Regelungen und Streitfragen zuzu— 
ſchieben, fanden beim Dreibund kein Gehör. Am 
14. November teilten die Großmächte in Sofia den 
Wunſch der Pforte auf Vermittlung mit, und Ni a⸗ 
mil Paſcha wendete ſich an den König Fer din and 
wegen eines Waffenſtillſtandes. In Vonſtantinopel 


und unter den türkiſchen Truppen, die ſich von 
Tſchorlu auf die Tſchadaldſchalinie zurückgezogen hat» 
ten, herrſchte die Cholera. Wegen der in Stambul 
ſehr ſchwankend und reizbar gewordenen Stim 
mung der Bevölkerung ließen die Mächte am 18. 
Matroſen zum Schutze der Geſandtſchaften landen, 
an der Tſchadaltdſchalinie hatte das Artilleriegefecht 
bereits begonnen, die Pforte lehnte zwar die Frie— 
densbedingungen der Balkanſtaaten ab, führte aber 
die Verhandlungen weiter. 

Die Tätigkeit der anderen Mitglieder des Bal— 
kanbundes war inzwiſchen von geringerer militäri— 
ſcher, aber größerer geographiſcher Tragweite ge— 
weſen. Montenegro hatte begreiflicherweiſe wenig 
geleiſtet. Es hatte mühelos mit den Serben einen 
Teil des Sandſchaks beſetzt und ſich zugleich gegen 
Skutari gewendet mit der ruhmredigen Ankündi— 
gung, es zu ſtürmen und zu behalten. Aber obgleich 

ganz wie einſt bei Saarbrücken — Prinz Peter 
den erſten Kanonenfchuß abfeuerte und der Welt 
die Einnahme jeder Kaula (befeftigtes Blockhaus) 
als Eroberung einer Feſtung verkündet wurde, war 
man zu Ende des Jahres kaum weiter als beim 
Kriegsausbruch, obgleich die rückſtändige Gefechts 
weiſe Menſchenopfer genug gekoſtet hatte. Serbien 
hatte nur zwei ſchwache türkiſche Armeekorps gegen 
ſich, die ſich höchſtens auf verfallenen Befeſtigungen 
ſtützen konnten. Nach mehrtägigen Kämpfen bei 
Kumanowo waren mit bulgariſcher Hilfe am 24. 


Oktober die Türken aus dem Felde geſchlagen, und 
die Serben konnten nun beinahe ungehindert faſt 
ganz Mazedonien mit ſeinen Hauptplätzen beſetzen, 


auch gegen den ausgeſprochenen Willen Öfterreich- 
Ungarns weit in Albanien und bis Durazzo vor— 
dringen und an der wehrloſen Bevölkerung den 
alten Stammeshaß kühlen. Die Griechen rückten 
faſt ohne Widerſtand im Spirus ein, ohne aber 
Janina erobern zu können. Glücklicher waren ſie 
in der Richtung auf Saloniki, wo fie ſchon am 9. No= 
vember nach wenig be— 
langreichen Gefechten 
einziehen konnten. Su⸗ 
gleich waren aber auch 
bulgariſche Truppen er— 
ſchienen, und es kam 
zu Reibereien, denn Kö- 
nig Ferdinand hatte 
nach ſeinen Siegen über 
die türkiſche Bauptarmee 
ſein Auge auch auf Sa⸗ 
lonifi geworfen. Er 
erſchien dann auch, ge— 
wiſſermaßen um ſein 
Mitbeſitzerrecht zu wah⸗ 
ren, am 19. Dezember 
zum Beſuch bei dem in 
Saloniki weilenden König Georg; trotz der 
gewechſelten höflichen Toaſte verlief die Begeg— 
nung ziemlich kühl. Die Waffenſtillſtandsverhand— 
lungen zwiſchen Bulgarien und der Türkei waren 
fortgeſetzt worden, die Mächte, Rußland voran, 
drängten zum Frieden, Montenegro wollte aber 
vorher Skutari, Griechenland Janina erobert 
haben, in Albanien erließ eine Notabelnver- 
ſammlung die Unabhängigkeitserklärung. Ende 
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November hatte England zum Meinungsaus 
tauſch über die Balkanfragen eine Botſchaf 


e 
terkonferenz in London durchgeſetzt, am 4. De 
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zember wurde der Waffenſtillſtand unterzeichnet, nur 
Griechenland ſchloß ſich aus. Nun kamen die Krieg— 
führenden bald überein, daß die Friedensverhand— 
lungen auch in Condon ſtattfinden ſollten. Am 17. 
wurde ſowohl die Botſchafterkonferenz als auch die 
Friedenskonferenz eröffnet. Daß die Botſchafter— 
konferenz dem Standpunkte Gſterreich-Ungarns über 
Albanien und die ſerbiſche Hafenfrage zuſtimmte, 
ließ auf eine raſche Einigung der Mächte über die 
Regelung aller Balkanfragen ſchließen, trotz der 
noch weit auseinandergehenden Anſichten und Ab— 
ſichten der Kriegführenden. 

Rumänien. Das Königreich hat auch im 
abgelaufenen Jahre die enge Stellung zum Drei— 
bund feſtgehalten und ſich von der Erwerbs- 
genoſſenſchaft des Balkanbundes ferngehalten. Schon 
Ende Juni hatte der Miniſterpräſident Majo— 
rescu Beſprechungen mit dem Grafen Berch— 
told in Wien, die unſtreitig mit den ſich auf dem 
Balkan vorbereitenden Ereigniſſen zuſammenhingen, 
und im September wurde ein feſtes Abkommen mit 
Bulgarien über die Neutralität Rumäniens abge— 
ſchloſſen. Nach den großen bulgariſchen Erfolgen 
erſchien am 9. Dezember der bulgariſche Sobranje— 
präſident Danew zu neuen Verhandlungen in Bu— 
kareſt. Für die Wertſchätzung der Politik des Kö- 
nigs Karl und feiner Miniſter bei den Höfen ſind 
ſchon mehrere Beiſpiele angeführt worden. Die 
Ernennung des Königs zum ruſſiſchen Feldmarſchall 
bei ſeinem fünfzigjährigen Militärjubiläum iſt auch 
bereits erwähnt worden, aber es muß noch hervor— 
gehoben werden, daß Kaifer Nikolaus am 7. De- 
zember, alſo nach den Entſcheidungen des Balkan— 


krieges, den Großfürſten Nikolaus Michailo- 
witſch ausdrücklich zur Überreichung des Marſchall⸗ 
ſtabes entſendete. Dieſer überbrachte ein überaus 
liebenswürdiges Handſchreiben des Kaifers, und 
ſeine zweitägige Anweſenheit in Bukareſt bildete eine 
ganze Reihe glänzender Feierlichkeiten und Feſtlich 
keiten. Die inneren politiſchen Verhältniſſe des Can 
des erſcheinen weniger günſtig. Swei Miniſter 
wechſel in einem Jahre ſind eigentlich zu viel. Wegen 
der im Vorjahre erwähnten Mißſtände bei der Bu 
kareſter Tramwapygeſellſchaft trat am 10. April der 
Miniſterpräſident Carp mit zwei Kollegen zurück 
und erhielt im Miniſter des Außern Majorescu 
einen Nachfolger. Eine Anderung der politiſchen 
Richtung war damit nicht beabſichtigt, ebenſo nicht 
mit der Neubildung des Kabinetts Majorescu 
Ende Oktober, die bloß den Sweck hatte, haupt- 
ſächlich durch Aufnahme Take Jonescus der 
Regierung in Betracht der Umwandlungen auf der 
Balkanhalbinſel eine breitere Grundlage zu geben. 
König Karl konnte am 9. Dezember bei Eröffnung 
der neugewählten Kammer in der Thronrede ver— 
ſichern, daß Rumänien ſich „des beſonderen Der- 
trauens der Großmächte zu erfreuen“ habe, und 
die Kammer nahm die Antwortadreſſe darauf ein— 
ſtimmig an. 

Bulgarien. Die Großjährigkeitserklärung 
des Kronprinzen Boris und das fünfundzwanzig— 
jährige Negierungsjubiläum des Königs Ferdi— 
nand haben den Bulgaren reichlich Gelegenheit 
geboten, ihre unſicheren monarchiſchen Gefühle zu 
ſtärken und zu überlegen, was ſie der zielbewußten 
Regierung des Königs verdanken. Der große Sieg 


General Sawow, Generaliſſimus der bulgariſchen Armee. 


über die Türkei kann dieſer Gedankenrichtung nur 
förderlich fein. Die Großjährigkeitserklärung des 
Kronprinzen fand am 2. Februar mit großen Feier— 
lichkeiten ftatt. Uaiſer Wilhelm hatte den Prin- 
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zen Friedrich Leopold, UMaiſer Nikolaus 
den Großfürſten Andreas Wladimirowitſch 
entſandt. Die Bevölkerung nahm in Sofia wie an 
den in anderen Städten veranſtalteten Feiern leb 
haften Anteil. Einen weſentlich intimeren Cha 


Nicola Paſitſch, ſerbiſcher Miniſterpräſident. 


rakter trug das Regierungsjubiläum am 15. Auguſt, 
das in Tirnowa mit Feſtgottesdienſt und Parade 
gefeiert wurde. Der König erließ eine Kundgebung 
an die Bevölkerung. Swei Monate darauf erfolgte 
die mit Begeiſterung aufgenommene Kriegserflä 
rung. Die Thronrede, mit der König Ferdinand 
am 15. Dezember die außerordentliche Sitzung der 
Sobranje eröffnete, führte eine den Verhältniſſen 
entſprechende würdige Sprache. Die für den Krieg 
geforderten 50 Millionen wurden bewilligt, die 
Stimmung in der Kammer war für einen Einzug 
in Konftantinopel. 

Serbien zeigte bis zum Ausbruch des Urieg 
abermals das Bild eines unfertigen, noch wenig 
geordneten Staates mit einem in politiſchen Dingen 
unbewanderten und unentſchloſſenen Monarchen, der 
am wenigſten verſtand, der dem Lande nur nach- 
teiligen, ohne Rußlands garantierte Hilfe ſogar 
höchſt gefährlichen Betze gegen Gſterreich-Ungarn 
entgegenzuwirken. Im Januar trat Kronprinz 
Alexander als Generalinſpektor der Armee zu— 
rück, weil der Kriegsminiſter nicht im ſtande war, 
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den Geheimbünden im Offizierskorps entgegenzu— 
wirken. Anfang Februar trat das Kabinett Milo 
wanowitſch zurück, das ihm folgende umgewan 
delte Miniſterium löſte am IA. die Kammer auf, 
die Neuwahlen im April brachten eine noch zerfah 
renere Kammer. Der verdienſtvolle Dr. Milowano 
witſch ſtarb am J. Juli, ſein Nachfolger Trif 
kowitſch trat ſchon Anfang September zurück, und 
dann kam der beſonders dreibundfeindliche Pa— 
fitfch wieder, der es Ende des Jahres auch jo 
weit gebracht hatte, daß ein kriegeriſches Einſchrei— 


Peter I., König von Serbien. Georg, König der Hellenen. 


ten Gſterreich-Ungarns nicht mehr unwahrſcheinlich 
erſchien. 


Griechenland hat in dem Ureter Weniſe— 

s einen geſchickten Staatsmann erhalten, der auch 
im Jahre 1912 das Staatsſchiff zu ſteuern verſtand. 
Er leitete die Kammer vollkommen nach feinem 
Willen, ſelbſt in der heiklen kretiſchen Frage. Die 
Neuwahlen im März befreiten ihn auch von ſeinem 
letzten namhaften Gegner Rallis. Er brachte 
auch ein gutes Verhältnis zum Mönigshauſe fertig, 
ſowie am 8. April die Ernennung des Kronprinzen 
Konſtantin zum Generalinſpektor des Heeres. 
Der Kronprinz war ſchon früher bis zu den anti— 
dynaſtiſchen Kammerintrigen der Seit vor Weni— 
ſelos Oberbefehlshaber geweſen. Dieſer ſcheute 
ſich auch gar nicht vor der unpopulären Maßregel, 
den kretiſchen Abgeordneten den noch nicht zeitge— 
mäßen Zutritt zur Kammer durch Militär zu wehren. 
Er war ſehr für den Balkanbund tätig, und König 
Georg mußte in den letzten Septembertagen ſeinen 
Aufenthalt in Kopenhagen vorzeitig abbrechen, um 
noch vor dem Ausbruch des Krieges fein Land zu 
erreichen. Jetzt vereinigte Weniſelos Kreta 
mit Griechenland. Wegen feiner Erfolge im Kriege 
wurde Kronprinz Nonſtantin am Ende des Jah— 
res auf einſtimmigen Beſchluß des Minifterrates 
zum General ernannt, was allgemeine Suſtimmung 
fand. Dieſer Titel ſtand bisher bloß dem König zu. 


Amerika. 


n den Vereinigten Staaten gingen im ver— 
= gangenen Jahre die politifchen Wogen ſehr 
hoch, höher als ſonſt in den Jahren der 


Präſidentenwahl. Es handelte ſich um den letzten 
Kampf gegen die Berrſchaft der Truſts, deren Macht 


längſt nicht mehr die wirtſchaftlichen Derhältniffe 
allein beherrſchte. Der Wahlkampf iſt drüben noch 
mehr wie anderswo eine Geldfrage, und in der 
Regel ſiegt der vollſte Beutel. Wenn es anders 
kommt, wenn der reichſte Geldſack trotz Unterſtützung 


Amerika. 


der Regierungsgewalt der herrſchenden Partei nicht 
mehr den Wahlerfolg durchſetzt, dann muß ei 
tiefgehende Verſtimmung im Volke vorhanden ſein, 
die ſolche Schwierigkeit zu überwinden vermag. Dieſe 
Verſtimmung war vorhanden. Es iſt hier vor vier 
Jahren vorausgeſagt worden, daß die Wortbrüchig— 
keit Tafts, der nach ſeiner Wahl die vorher ge— 
machten Sufagen in bezug auf die Truſts zurück— 
nahm, für die republikaniſche Partei bedenkliche Fol— 
gen haben müſſe. Dieſe ſind eingetreten, die De— 
mokraten ſind ans Ruder gekommen, und auch der 
Verſuch der ſogenannten „Inſurgenten“, an deren 
Spitze ſich ſchließlich der als Parteikandidat abge— 
lehnte Rooſevelt ſtellte, durch eine truſtgegne 
riſche republikaniſche Richtung die Partei ſelbſt zu 
retten, iſt mißlungen. Mit einer ganz unerwarteten 
Mehrheit ſind die Demokraten ſeit längerer Seit 
wieder an die Staatsleitung gekommen, und man 
hat daher mit einem Wechſel des Regierungsſyſtems 
zu rechnen, der wohl zu Gunſten des Landes aus 
fallen dürfte, da nach den Anſchauungen der Gegen— 
wart eine gemäßigte Sollpolitik von Vorteil für die 
Volkswirtſchaft eines Landes iſt, während Boch 
ſchutzzölle zur Truſtbildung im ungeſunden Sinne 
verleiten und ſelbſt eine Gefahr für den Staat 
werden können. 

Das iſt alles ganz richtig, aber man muß ſich 
hüten, die nordamerikaniſchen Verhältniſſe mit euro- 
päiſchem Maße zu meſſen oder gar nach europäifchen 
Lehrmeinungen zu beurteilen. Allerdings iſt der 
Kandidat der demokratiſchen Partei, Woodrow Wil— 
ſon, früher Profeſſor der Geſchichte, ſpäter Gou— 
verneur von New Jerſey, mit großer Mehrheit ge— 
wählt worden. Er iſt Demokrat, und die Demo— 
kraten ſind Gegner der Schutzzölle; daraus ſchlie— 
ßen viele Leute, daß nun ein vollkommener Um— 
ſchwung in der Wirtſchaftspolitik der Union zu er— 
warten fe. Wilſon, der ſich vor feinen Vor— 
gängern durch größere Ruhe und wirkſamere Der- 
wendung des Wortes auszeichnet, hat ſich bereits 
über den Umfang einer Tarifreform geäußert, und 
es beſteht auch kein Sweifel darüber, daß er in 
dieſem Sinne vorgehen wird. Aber für freihändle— 
riſche Hoffnungen, wie fie früher häufig an einen 
Wahlſieg der Demokraten geknüpft zu werden pfleg— 
ten, beſteht keine Ausſicht, denn Wilſon hat auch 
erklärt, daß die finanziellen Verhältniſſe der Union 
die Grenze für die Verkürzung der Tarifſätze vor— 
ſchreiben, und mehr wie 300 Millionen Dollars 
dürfe die Mindereinnahme nicht betragen. Das 
iſt nicht viel, und dürfte bei den bekannten nord— 
amerikaniſchen Sollfcherereten den Ausländern kaum 
die erhofften Vorteile bringen. Auf dieſem Wege 
wird auch Wilſon nicht die Truſts beſeitigen. 
Ob er es durch eine geeignetere Geſetzgebung als 
die jetzige verſuchen und auch durchſetzen wird, iſt 
im Erfolge noch abzuwarten. 


Politiſche Jahresereigniſſe. 


Das ganze Jahr wurde ſo vollſtändig von der 
Präſidentenwahl beherrſcht, daß weitere politiſche 
Ereigniſſe daneben gänzlich verſchwinden. Wegen 
der bereits demokratiſchen Mehrheit im Repräſen— 
tantenhauſe war neben dem republikaniſchen Senat 


ſchon im Vorjahre die geſetzgeberiſche Tätigkeit gleich 
Null geweſen, und jetzt konnte es nicht anders ſein. 
Gleich nach Neujahr verſchärfte ſich die Gegnerſchaft 
zwiſchen Rooſevelt und Taft weiter, das Streit⸗ 
objekt bildeten die mit England und Frankreich ver⸗ 
einbarten Schiedsgerichtsverträge, die auch der Se- 
nat nicht mochte. Am 25. Februar erklärte Ro o— 
ſevelt, er werde eine ihm angebotene Präfident- 
ſchaftskandidatur annehmen. Am 7. März nahm 
der Senat mit 76 gegen 5 Stimmen die Schieds- 
gerichtsverträge an, nachdem die Fragen, die die 
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Monroedoktrin und die Einwanderung berühren, ſo— 
wie die Einſetzung einer internationalen Nommiſſion 
für die Feſtſetzung der Schiedsgerichtsgegenſtände 
ausgeſchloſſen worden waren. Damit hatten die 
Verträge jeden Wert verloren, und Taft hatte 
eine empfindliche Niederlage erlitten. Der Kampf 
zwiſchen Rooſevelt und Taft wurde inzwiſchen 
immer hitziger, und die Union erlebte zum erſtenmal 
das Schauſpiel, daß der jetzige und ein früherer 
Präſident einander gegenſeitig mit Schmutz bewar- 
fen. Bei den Vorwahlen für den republikaniſchen 
Konvent gab es für jeden der beiden Kämpen un- 
erwartete Erfolge und empfindliche Niederlagen, 
die Roheit der Mampfweiſe nahm täglich zu, und 
Rooſevelt war dabei feinem Gegner immer um 
einige Naſenlängen voraus. Nachdem Taft auch 
in feiner Heimat Ohio durchgefallen war, ſchien 
es, als ob Rooſevelt ſicher im Vorteil ſei. Daß 
der alle Kreife vollſtändig in Anſpruch nehmende 
Streit in der republikaniſchen Partei nur den De— 
mofraten, in deren Cager noch vollkommener Wirr- 
warr herrſchte, zu gute kommen mußte, wurde im 
Kampfeseifer vollſtändig unbeachtet gelaſſen. 
Bevor das Duell Taft-Rooſevelt in 
Chikago ausgekämpft wurde, erlebte die Union eine 
alle Kreiſe anziehende Ablenkung freundlicher Natur 
durch den Beſuch eines deutſchen Geſchwaders vom 
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5. bis 15. Juni. Seit der Ausſtellung von James- 
town vor fünf Jahren mit dem internationalen 
Flottenbeſuch hatte die meilenlange Reede von 
Hampton Roads in Dirginien noch nicht wieder ein 
ähnliches feſtliches Marineereignis geſehen. Die ge— 
ſamte Atlantiſche Kriegsflotte war vereinigt, und un— 
zählige Fahrzeuge ſowie eine ſich bis ans Waſſer 


drängende Menge am Ufer waren zum feſtlichen 


Empfang des deutſchen Geſchwaders verſammelt. 
Seit den letzten fünf Jahren hatte ſich ein bedeu— 
tender Fortſchritt im Schiffsbau geltend gemacht 
und zeigte ſich ebenſo in dem Panzerkreuzer „Moltke“ 
wie in der Front der amerikaniſchen Geſchwader. 
Der Flottenbeſuch galt als Erwiderung des vor— 
jährigen Beſuches eines amerikaniſchen Geſchwaders 
in Kiel, und die nordamerikaniſche Regierung hatte 
nichts unterlaſſen, um die damals genoſſene Gaſt— 
freundſchaft in der glänzendſten Weiſe zu würdigen 
und zu erwidern. Außerdem hatten die Deutſch— 
amerikaner, deren Nationalbewußtſein ſich ſeit dem 
Beſuche des Prinzen Heinrich ſo gewaltig ge— 
ſtärkt hat, eine ganze Reihe von Veranſtaltungen 
getroffen, um die durch ihr Auftreten die Herzen 
gewinnenden Vertreter der Wehrmacht der Heimat 
zu feiern und ſich ihrer zu erfreuen. Es würde weit 
über den Rahmen dieſer Darſtellung hinausgehen, 
ſollten dieſe gar nicht unbedeutenden Vorgänge ein— 
gehend beſchrieben werden. Hier kann nur die Er- 
wähnung des Wichtigſten Raum finden. Das unter 
dem Vizeadmiral v. Rebeur-Paſchwitz ſtehende 
deutſche Geſchwader beſtand außer dem bereits er— 
wähnten „Moltke“ aus den Turbinenkreuzern „Bre— 
men“ und „Stettin“, lauter Schiffen vom neueſten 
Typ, die bei Sachkennern die größte Anerkennung 
fanden. Präſident Taft war mit Gemahlin und 
dem deutſchen Botſchafter Grafen Bernſtorff 
perſönlich beim Empfang anweſend, machte auf der 
„Moltke“ einen Beſuch und gab auf der Präſidenten— 
jacht „Mayflower“ den Kommandeuren auf beiden 
Flotten ein Frühſtück. Abends war ein Bankett auf 
dem Flaggſchiff „Florida“, wobei Admiral Ward 
in deutſcher Sprache auf den Kaifer Wilhelm, 
Admiral v. Rebeur-Paſchwitz in engliſcher 
Sprache auf den Präſidenten Taft toaſtete. Prä— 
ſident Taft wechſelte mit dem Deutſchen Kaifer 
Begrüßungsdepeſchen. Von weiteren Deranftaltun- 
gen ſeien als die wichtigſten nur angeführt: ein 
Diner beim Präſidenten Taft und ein Frühſtück 
beim Grafen Bernſtorff in Waſhington, der 
Befuch der Kriegsfchule in Annapolis und der Grab— 
ſtätte Waſhingtons in Mount Vernon. Den 
Beſchluß bildete ein dreitägiger Aufenthalt in dem 
feſtlich geſchmückten New Vork, wo die Stadtvertre— 
tung, deutſche Vereinigungen und hervorragende 
Notable wetteiferten, den deutſchen Gäſten aller 
Grade durch feſtliche Deranftaltungen der mannig— 
fachſten Art Ehre und Gaſtfreundſchaft zu erweiſen. 
Die deutſchen Schiffe wurden auch durch zahlreichen 
Beſuch ausgezeichnet, der freigegeben wurde, ſo— 
weit es der Dienſt geſtattete. Sur Revanche gab 
das Gefchwader am II. auf allen drei Schiffen ein 
Feſt. Die amerikaniſchen Blätter waren über alles 
des Cobes voll, und der Eindruck wird nachhaltig 
bleiben, mag auch die Stimmung in der Union 
darum etwas deutſchfreundlicher geweſen ſein, weil 


man gerade Urſache genug hatte, mit England un— 
zufrieden zu ſein. Bemerkenswert iſt, daß viele 
Nordamerikaner in der Anweſenheit je eines Prin- 
zen von Reuß und von Heffen eine beſondere 
Auszeichnung zu erblicken vermeinten. Sie wiſſen 
eben nicht, daß in Deutſchland auch Prinzen im 
Heere und auf der Flotte einfach als Offiziere 
Dienſt tun. 

Wenige Tage darauf fiel die Entſcheidung über 
die Präſidentenwahl. Die Erbitterung zwiſchen den 
Anhängern Tafts und Roofevelts war aufs 
höchſte geſtiegen, aber nach fünftägigen Reden und 
Intrigen wurde auf dem Nationalkonvent zu Chi- 
kago am 25. Juni Taft zum republikaniſchen Prä- 
ſidentſchaftskandidaten ernannt, obgleich Roo ſe— 
velt ſeine Sache mit Energie ſelbſt geführt hatte. 
Die Mehrheit Tafts war nicht groß, aber 544 
Anhänger Roofevelts hatten ſich ſchon der Ab— 
ſtimmung enthalten, weil er ſelbſt die Rechtmäßig⸗ 
keit des Konvents beſtritt und die Bildung einer 
neuen Partei angekündigt hatte. Vorläufig hatte 
der Einfluß der Truſts geſiegt. Am 28. begann der 
Nationalkonvent der Demokraten in Baltimore; als 
Kandidat galt der ſchon wiederholt durchgefallene 
Bryan, was nicht ſehr ausſichtsvoll ausſah. Er 
wurde aber beſeitigt, und nach einer ganzen Reihe 
unentſchiedener Abſtimmungen wurde am 2. Juli 
ſchließlich Wilſon einſtimmig ernannt. Roo ſe— 
velt ſah ſich durch den Konventsbefchluß in Chi⸗ 
kago keineswegs als geſchlagen an, ſondern pochte 
auf feine große Volksbeliebtheit und ſtellte feine 
Kandidatur als fortſchrittlicher Republikaner mit 
einem ziemlich demagogiſchen Programm auf. Die 
Union erlebte damit zum erſtenmal den Wahlkampf 
dreier Parteien, wenn ſich Rooſevelt auch weiter 
als Republikaner bezeichnete. Bisher war es üblich 
geweſen, daß ſich nur zwei Parteien um die Beute 
rauften. Rooſevelt wurde am 7. Auguſt von 
einem Konvent in Chikago förmlich als Präfident- 
ſchaftskandidat aufgeſtellt. Ohne befondere Erre⸗ 
gung ſpielte ſich inzwiſchen die Frage der Panama— 
kanalgebühren ab. Schon im März war dem Re— 
präſentantenhauſe eine Bill darüber zugegangen mit 
Beſtimmungen, die unzweifelhaft eine Bevorzugung 
der einheimiſchen Schiffahrt bezweckten. Das wider- 
ſprach aber dem mit England abgeſchloſſenen Bay- 
Pauncefote-Vertrag, und England erhob darum im 
Juli gegen die Weiterberatung der Bill im Senat 
Einſpruch, um den ſich aber die Senatoren wenig 
kümmerten, auch die Gegner der Bill nicht, denn 
ihnen lag weniger an England als daran, nicht etwa 
wieder eine Grundlage für einen neuen Truſt zu 
ſchaffen. Wegen Unſtimmigkeiten zwiſchen beiden 
Häuſern wurde die Angelegenheit verſchoben, Eng— 
land legte aber einen förmlichen Proteſt ein. Die 
Wahlagitation für die drei Präſidentſchaftskandi⸗ 
daten kam plötzlich zum Stillſtand, weil am 14. Of- 
tober in Milwaukee ein ſozialiſtiſcher ehemaliger 
Gaſtwirt Schrank, der urſprünglich aus Bayern 
ſtammen ſoll, einen Schuß auf Roofevelt ab- 
feuerte und ihn nicht ungefährlich an der Bruſt 
verwundete. Rooſevelt ſprach danach noch eine 
Stunde lang, mußte ſich aber ſpäter größere Scho- 
nung auferlegen. Wilſon und Taft erklärten 
darauf, daß fie gegen den jetzt Wehrloſen den Kampf 
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einſtellen würden, was ſehr ritterlich klang und fie 
von dem Widerwillen erregenden Agitationstreiben 
erlöſte. 

Die Wahlen am 5. November ergaben eine 
große Mehrheit für Wilſon, Taft hatte am 
ſchlechteſten abgeſchnitten und war von Rooje- 
velt weit überholt worden. Es hatten nicht bloß 
die alten Demokratenſtaaten des Südens für Wil— 
fon geſtimmt, ſondern auch zahlreiche Kreife im 
Norden und Weſten hatten ſich an Rooſevelt 
und Taft für ihre ſchwächlichen Angriffsverſuche 
auf die Truſts gerächt. Von dem Demokraten Wil 
fon erwartet man einen ernſten Kampf. Woodrow 
Wilſon ſtammt aus Staunton in Virginien, it 
Juriſt, war zuerſt Anwalt, dann Profeſſor für Ge— 
ſchichte und Nationalökonomie an mehreren Hoch— 
ſchulen und ſchließlich für Jurisprudenz und Politik 
an der Princeton-Univerſität, deren Präſident (Nef- 
tor) er nach zwei Jahren wurde. Der bisher re— 
publikaniſche Staat New Jerſey wählte ihn 1910 
zum Gouverneur, und Wilſon räumte energiſch 
mit der bisherigen Morruptionswirtſchaft auf. Das 
hat ihm den Weg zum Präſidentenſeſſel der Union 
gebahnt. Mit ihm zugleich hat die demokratiſche 
Partei einen Sieg auf der ganzen Linie errungen, 
der ihre bisherige Mehrheit im Repräſentantenhauſe 
verſtärkt und ihr auch im Senat, dem Hort und 
Beſchützer des Bochſchutzzolles und der ſelbſtſüchtigen 
Sonderintereſſen, eine geringe Majorität verſchaffte. 
Dem neugewählten Kongreß ließ Präſident Taft 
am 4. Dezember die übliche Botſchaft zugehen, die 
ſich aber faſt ausſchließlich mit der auswärtigen Po- 
litik befaßte, einen forſchen Ton gegen die Mächte 
anfchlug, die nach feiner Meinung die Union wirt- 
ſchaftlich benachteiligen, im übrigen jedoch die ſchwie— 
rigen inneren Fragen, wie den Kampf gegen die 
Truſts, daneben aber auch den engliſchen Proteſt 
wegen der Kanalgebühren kaum berührte und ſie 
ſomit ſeinem Nachfolger überlaſſen will. Mit dem 
Amtsantritt des Präſidenten Wilſon am nächſten 
4. März dürfte eine neue Ara der wirtſchaftlichen 
Politik in den Vereinigten Staaten beginnen. Die 
Fukunft wird lehren, ob die demokratiſche Partei 
es verſteht, ihre neu erworbene Macht in beſon— 
nener Weiſe auszunützen und insbeſondere durch 
Hurückhaltung des radikalen Flügels um Bryan 
ihre Regierungsfähigkeit zu beweiſen. Sonſt wird 
ihre Berrſchaft keine zweite Wahlperiode erleben. 
Wil ſon ſelbſt iſt beſonnen und meinte am 6. Vo— 
vember über die Aufgabe des nordamerikaniſchen 
Volkes: „Was es will, wird es nicht durch die Tä- 
tigkeit eines einzelnen Mannes, nicht in einer ein— 
zelnen Gruppe von Männern erreichen, ſondern durch 
langfame, ermüdende Anſtrengung, an der unſere 
Generation einen bedeutenden Anteil haben wird.“ 


Vom Stand des Panamerikanismus. 


Die großamerikaniſche Politik der Vereinigten 
Staaten nimmt mit dem Näherrücken der Eröff— 
nung des Panamakanals immer deutlicher jene Ge— 
ſtalt an, wie ſie hier ſchon wiederholt gekennzeichnet 
wurde. An die Erwerbung ausgedehnter Gebiete 
denkt man nicht, denn zur Angliederung würde ſich 
nur Kanada eignen. Die mittelamerikaniſchen Re— 
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publiken will man durch finanzielle Unter jochung 
in eine abhängige Cage bringen, ſoweit ſie es nicht 
ſchon ſind, damit ſie niemals durch Bündniſſe — 
ſchon gar nicht mit dem Ausland — die Handels- 
und Uanalintereſſen der Union auch nur gefährden 
können. Je politiſch zerrütteter ſie ſind, deſto beſſer. 
Die großen ſüdamerikaniſchen Republiken ſind mit 
der panamerikaniſchen Idee und der Monroelehre 
zu ködern, finanziell zu durchdringen und dadurch 
abhängig zu machen, fie aber in keinem Falle unter» 
einander einig werden zu laſſen. Dieſe Siele ſind 
faſt ohne eigenes Zutun der Union in Mittelamerika 
im abgelaufenen Jahre nicht wenig gefördert wor— 
den. Sunächſt in Mexiko, das in die ſchlimmſten 
Heiten ſeiner republikaniſchen Vergangenheit zurück- 
verfallen iſt und aufgehört hat, einen Stützpunkt 
für irgend ein feindſeliges Bündnis gegen die Ver— 
einigten Staaten abzugeben, wie es bei den kleineren 
Republiken längſt und auch ſchon auf Grund ihrer 
Machtverhältniſſe der Fall iſt. Staatsſekretär Knox 
machte im März eine Neife zum Panamakanal, 
woran ſich ein Beſuch der kleinen Republiken an⸗ 
ſchloß, die man in der Union als den „Vorhof 
des Kanals“ anſieht. Er erklärte der Wahrheit 
gemäß, daß die Vereinigten Staaten weder die Sou— 
veränität noch territoriale Erwerbungen im Be— 
reiche der romaniſchen Republiken anſtreben. Die 
nordamerikaniſchen Seitungen äußern ſich freilich 
begehrlicher, aber das iſt politiſcher Unſinn. Die 
vieldeutige und vielgedeutete Monroelehre reicht 
vollkommen aus, um die Swergſtaaten mit der 
Deviſe „Amerika den Amerikanern“ unter aus- 
ſchließlich amerikaniſches Protektorat und finanzielle 
Abhängigkeit zu bringen und dabei noch den Schein 
politiſcher Großmut zu wahren. Jetzt ſollten Ni- 
caragua, Honduras und Guatemala „ſaniert“ wer- 
den, auch Venezuela, deſſen Finanzlage gegenwärtig 
keiner Hilfe bedarf, erhielt einen freundſchaftlichen 
Beſuch. Weiter nach Süden beobachtete man die 
Reiſe des Staatsſekretärs mit wachſendem Miß- 
trauen, zunächſt in Kolumbien, wo die Erinnerung 
an den Raub der neuen Republik Panama und fo- 
gar die Ablehnung jeder Entſchädigung und eines 
Schiedsgerichtes noch in zu friſcher Erinnerung: ift. 
Der kolumbiſche Geſandte OQſpina erklärte darum 
auch Mitte Februar dem Staatsdepartement des 
Außern in einem Privatſchreiben den beabſichtigten 
Beſuch des Staatsſekretärs Knor für gänzlich un- 
angebracht. Kolumbien dementierte zwar offiziell 
den Geſandten, aber der Beſuch unterblieb. Noch 
größer war das Mißtrauen in Chile, Argentinien 
und Braſilien, die gerade wegen des Verhaltens 
der Union gegen Kolumbien durchaus kein Zutrauen 
zu der Dollarpolitik mehr haben, die ja auch une 
zweifelhaft den Aufſtand in Mexiko angeſtiftet und 
geſchürt hatte. Staatsſekretär Knox hatte übrigens 
ſeine „Friedensmiſſion“ in einem gepanzerten Zug 
mit Maſchinengewehren und über hundert Soldaten 
zum Schutze ſeiner Perſon ausgeführt. 


Verſchiedenes. 


Die Wehrverhältniſſe ſind im höchſten 
Grade verbeſſerungsbedürftig. Wie ſehr das an 
Sahl unbedeutende Heer zu jeder kriegeriſchen Qpe— 


ration unfähig iſt, hat ſich im Vorjahre gezeigt, 
als man plötzlich gegen Mexiko mobiliſieren wollte. 
Hinterher hieß es freilich, man habe bloß die Grenze 
beſetzen wollen, was übrigens auch richtig ſein mag. 
Jedenfalls ſollten aber infolgedeſſen im laufenden 
Jahre Manöver abgehalten werden. Damit in— 
deſſen die angeworbenen Jünglinge nicht etwa 
ſtreikten, wurde befohlen, daß „die langweiligen 
und anſtrengenden forcierten Märſche fortfallen“ 
würden. An Marſchtagen ſollten IO und an den 
Manövertagen 16¼ Kilometer nicht überſchritten 
werden. Die Japaner werden dieſe Suſtände un— 
zweifelhaft mit aufmerkſamem Auge verfolgen. Die 
geringe Beſatzung auf Hawaii und die für den Schutz 
des Panamakanals in Ausſicht genommenen 10.000 
Mann werden ihnen im gegebenen Falle auch ſchwer— 
lich imponieren. Die Flotte hat ſehr ſchöne und 
vorzüglich ausgerüſtete Schiffe. Man hält viel dar⸗ 
auf, durch Rieſenbauten Eindruck zu machen; die 
am 18. Mai ins Waſſer gegangene „Texas“ iſt 
mit 28.400 Tonnen das größte Uriegsſchiff der 
Welt, wenn nicht die am 31. Oktober vom Stapel 
gelaufene „New Vork“ noch größer iſt. Die Pa= 
raden der Atlantiſchen Flotte (127 Schiffe, darunter 
26 Fahrzeuge erſter UKlaſſe) und des pazifiſchen Ge— 
fchwaders (14 Kreuzer) haben im Oktober einen 
glänzenden Verlauf genommen. Über Manöver— 
leiſtungen verlautet auch diesmal nichts. Der Ma- 
rineſekretär Meyer befürwortete am 6. Dezember 
die Schaffung eines Ausſchuſſes für nationale Der- 
teidigung und ſagte an der Spitze der Begründung: 
„Um Erfolg zu haben, muß Leiſtungsfähigkeit vor— 
handen ſein.“ Hoffentlich wird dieſe Mahnung be— 
herzigt. 

Der Erbauer des Panamakanals, Gberſt 
Goethals, iſt vom Präſidenten Taft für den 
1. April 1915 zum Sivilgouverneur der Kanalzone 
ernannt worden. Nach ſeinen Angaben ſoll der 
Kanal Ende September 1915 fertig fein, aber bis 
zur offiziellen Eröffnung am J. Januar 1915 nur 
für Bandelsſchiffe paſſierbar fein. Übrigens ſtehen 
die Abmeſſungen der Schleuſen weit hinter denen 
des Kaifer Wilhelm-Kanals zurück, was für die 
Durchfahrt der Dreadnoughts von großem Nachteil 
ſein wird. 

Für die wirtſchaftliche Cage trifft das 
Wort von den „unbegrenzten Möglichkeiten“ ſchon 
längſt nicht mehr zu. Während menſchliche Arbeit 
den Reichtum des Landes aufgebaut hat, iſt mit den 
natürlichen Schätzen bis in die jüngſte Seit ein der— 
artiger Raubbau betrieben worden, daß ſich die 
Folgen davon bereits vielfach in empfindlicher Weiſe 
geltend machen. Das betrifft in erſter Linie die 
Candwirtſchaft. Noch vor einigen Jahren ſchwamm 
das Land in ſchier fabelhaftem Überfluß an Rind— 
vieh und Schweinen, in Chikago konnte man ihn 
kaum bewältigen. Damit iſt es jetzt endgültig vor— 
bei, die Vereinigten Staaten leiden bereits, trotz 
großer noch brachliegender Gebiete, an Diehmangel 
und Fleiſchteuerung. Bezeichnend iſt die Tatſache, 
daß in der Union, die immer noch in Europa als 
das größte Einwanderungsgebiet gilt, eine erheb- 
liche landwirtſchaftliche Auswanderung begonnen 
hat. In der letzten Seit iſt alljährlich eine Farmer— 
bevölkerung von 100.000 Köpfen nach Kanada aus- 
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gewandert, wo ſich ihr beſſere Erwerbsmöglich- 
keiten bieten. Im öffentlichen Leben machen ſich 
auch bereits Bewegungen zur Bekämpfung dieſer 
Mißſtände und überhaupt für die Erhaltung der na— 
türlichen Schätze des Landes geltend. Auch Ro o— 
ſevelt hat ſchon vor Jahren darauf hingewieſen. 
Der Erfolg iſt natürlich erſt abzuwarten. 

Über die Schreckensherrſchaft der ſozial— 
demokratiſchen Gewerkſchaften hat ein 
Rieſenprozeß in Indianopolis ſchauerliche Aufſchlüſſe 
gegeben. Aus Rache wegen eines geſcheiterten 
Streiks gegen die Amerikaniſche Brückenbaugeſell— 
ſchaft waren in ſechs Jahren ſyſtematiſch Dynamit- 
attentate gegen Baulichkeiten dieſer Geſellſchaft und 
anderer Gegner verübt worden, wobei allein 112 
Menſchenleben vernichtet worden ſind. 

Auf die ſchon längſt berüchtigte Korrup- 
tion der New Norker Polizei warf ein 
anderer Prozeß ein ſcheußliches Licht. Spielhöllen 
und Bordelle waren von jeher die Sitronen, die 
dieſe Polizei auspreßte, indem ſie ſolche Lokale wider— 
rechtlich duldete und ſich dafür große Beſtechungs⸗ 
gelder zahlen ließ. Der Entdeckung beugten ſie 
gewöhnlich nur durch Einſchüchterung vor. Um 
einen Verrat unmöglich zu machen, hatte der Polizei- 
leutnant Becker den Spieler Roſenthal nie— 
dergeſchoſſen. Der Prozeß enthüllte ein Beſte— 
chungs⸗ und Sinſchüchterungsſyſtem, das dem der 
berüchtigten italieniſchen Kamorra gleichkommt. 


Aus den romaniſchen Republiken. 


Mexiko. Das unglückliche Cand hat in noch 
kaum anderthalb Jahren alle Errungenſchaften eines 
Menſchenalters ſelbſt gründlich wieder zerſtört. Die 
Präſidentſchaft Maderos hat ſich kaum ein halbes 
Jahr erhalten und Mexiko iſt wieder auf den Stand 
der mittel- und ſüdamerikaniſchen Republiken zurück- 
geſunken, die mindeſtens alle Jahre eine ſogenannte 
Revolution haben müſſen. Die Vereinigten Staa- 
ten haben ihr gezücktes Schwert eilig wieder einge— 
ſteckt und ſich auf papierene Warnungen beſchränkt, 
denn ein zerrütteter Nachbar iſt ihnen ganz recht, 
und revolutionäre Anſteckungsgefahr beſteht nicht. 
Die „Schlachten“ dauerten in Mexiko das ganze 
Jahr hindurch fort, Madero war völlig machtlos, 
Orozco führte den Guerillakrieg im Norden, 
Sapata in der Mähe der Hauptitadt, ein Neffe 
des früheren Präſidenten, Felix Diaz, ſetzte ſich 
am 15. Oktober in den Beſitz der Hafenſtadt Dera- 
cruz, geriet aber ſpäter in Gefangenſchaft. Es 
lohnt nicht, über einzelne Gefechte zu berichten, 
denn es handelt ſich nicht um eine Volksbewegung, 
fondern um Raufereien der einzelnen Indianer— 
ſtämme, wobei die Weißen nur eine nebenſächliche 
Rolle ſpielen. Dieſer Zuftand kann noch lange 
dauern, weil es eigentlich ein mexikaniſches Volk 
gar nicht gibt, ſondern bloß mehr oder minder 
ſtarke Indianerſtämme. 

Nicaragua. Staatsſekretär Knox war kaum 
fort, da ging Ende Juli ſchon die Revolution los. 
Der Kriegsminifter Mena hatte ſich gegen den 
Präſidenten Eftrada empört. Die Vereinigten 
Staaten landeten in Corinto Matroſen und fandten 
auch Truppen dahin, die die Ordnung herſtellten. 
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Anfang November wurde Diaz zum Präfidenten 
gewählt. 

San Domingo und Haiti, die beiden N 
republiken, hatten auch die übliche jährliche 2 
lution, und die Vereinigten Staaten mußten ein— 
ſchreiten. In San Domingo wurde am 26. Vo— 
vember der Erzbiſchof Nouel zum Präſidenten 
gewählt. In Haiti kam der Präſident Cecomte 
bei einem Brande feines Palaftes um. Die Urſache 
war die Exploſion eines benachbarten Pulver— 
magazins. Als Nachfolger wurde am 9. Auguſt 
der General Tancrede Auguſte gewählt. 
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Braſilien iſt mit über 21 Millionen der volk— 
reichſte Staat unter den Kreolenrepublifen, und fein 
Gebiet überragt das von Kanada, beſteht aber zum 
größten Teil aus Urwald, von deſſen indianiſchen 
Bewohnern ein Teil noch unerforſcht iſt. Nur die 
kleinere Hälfte der Bewohner beſteht aus Weißen 
und ſolchen, die ſich dafür halten, ein Drittel machen 
Neger, Mulatten und Miſchlinge mit Indianern 
aus. Die wirtfchaftlichen Verhältniſſe entwickeln ſich 
günſtig, die Regierung iſt für die Förderung des 
Getreide- und Reisanbaues ſowie der Viehzucht be— 
müht, und man erwartet für die nächſte Seit ſchon 
eine größere Ausfuhr an Erzeugniſſen dieſer land— 
wirtſchaftlichen Gewerbe. Die deutſchen und italie— 
niſchen Kolonien befinden ſich in blühendem Zuftand 
und leiden nicht mehr unter der Mißgunſt der re— 
gierenden Kreife. Der Präſident Marſchall Her- 
mes da Fonſeca ſetzt den Kampf gegen die 
Beutepolitiker in den Einzelftaaten fort und machte 
im Februar den anarchiſchen Zuftänden in Bahia 
durch Bundestruppen ein Ende. Die Finanzlage 
geſtaltet ſich günſtig, die Einnahmen haben ſich ſeit 
zehn Jahren faſt verdoppelt, doch ſind auch die 
Ausgaben erheblich geſtiegen. Mitte Februar wurde 
der Deutſchbraſilianer Cauro Müller zum Miniſter 
des Außern ernannt. Er war im Vorjahr auch vom 
Kaifer Wilhelm empfangen worden und hatte 
in Berlin wie in Paris offiziell den großen Paraden 
beigewohnt. Durch feine Einwirkung kam im Som— 
mer der erſte deutſche Bahnbau in der Provinz Santa 
Catharina, wo viele Deutſche leben, gegen den Wi— 
derſtand der engliſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu 
ſtande. Fur Förderung der italieniſchen Sinwan— 
derung wurde mit italienischen Dampfergeſellſchaf— 
ten ein Unterſtützungsvertrag zunächſt auf fünf 
Jahre abgeſchloſſen. Für die Flotte ſollen eng— 
liſche Offiziere als Inſtrukteure angeworben wer— 
den. Mit Argentinien wie auch mit Chile find Ver— 
bindungen angeknüpft worden, die ihre Spitze gegen 
gewiſſe nordamerikaniſche Beſtrebungen kehren. Die 
Beziehungen zu Argentinien geſtalteten ſich beſon— 
ders intim. Der frühere Präſident Dr. Campos 
Salles übernahm die Geſandtenſtelle — ein bis— 
her nie vorgekommener Fall — in Buenos Aires. 
Er hatte während feiner Präſidentſchaft zuerſt freund- 
ſchaftliche Verhältniſſe zu Argentinien hergeſtellt. 
Umgekehrt ſandte Argentinien den früheren Präſi— 
denten General Roca als Geſandten nach Rio de 
Janeiro. Beide Republiken ſchenkten Paläſte für 
dieſe Geſandtſchaften. Auch die ſüdamerikaniſche 
Poſtunion zwiſchen Braſilien, Argentinien, Chile, 
Peru, Uruguay, Paraguay, Bolivien und Ecuador 


dürfte über den Rahmen einer verkehrstechniſchen 
Abmachung hinausgehen. 

Argentinien. Der Pampasſtaat zählt bereits 
über 7¼ Millionen Einwohner und die Hauptſtadt 
Buenos Aires iſt in weniger als zehn Jahren von 
Million auf 1,400.000 Bewohner geſtiegen. Chile 
iſt an Reichtum und Bevölkerung längſt überholt. 
Neuerdings ſind in Argentinien auch Kohlen gefun— 
den worden, die bisher in Südamerika nirgends in 
nennenswerter Menge entdeckt wurden. Für die 
günſtige wirtſchaftliche Cage ſpricht ein großer Eijen- 
bahnerſtreik, der im Januar mehrere Wochen an— 
gielt und zu Anfang die Regierung zur Vermitt- 
lung, dann aber zum energiſchen Einfchreiten ver— 
anlaßte. In feiner Botſchaft bei Eröffnung des 
Kongrefies am 8. Juni konnte Präſident Saenz 
Pena die Mäßigung der Arbeiter anerkennen. Er 
konſtatierte ferner einen anſehnlichen Überſchuß im 
Budget, eine Steigerung, der Ein- und Ausfuhr, 
der bebauten Bodenfläche und der Ausdehnung des 
Eiſenbahnnetzes. Seit den letzten zehn Jahren 
hat die Armee, hauptſächlich durch die Tätig⸗ 
keit deutſcher Inſtruktionsoffiziere und in Deutſch⸗ 
land gebildeter einheimiſcher Offiziere, entſchie— 
dene Fortſchritte gemacht. Der engliſch-franzöſi⸗ 
ſche Preßklüngel, der auch für Argentinien die Be— 
richterftattung aus Europa beſorgt, hat zwar im 
November auch das Märchen über die angeblich im 
Balkankriege erwieſene Minderwertigkeit der Krupp- 
ſchen Geſchütze gegenüber den franzöſiſchen Erzeug— 
niſſen verbreitet, aber keinen dauernden Eindruck 
hervorgebracht. Die vier in Deutſchland gebauten 
Torpedobootzerſtörer find eben zu vorzüglich ausge- 
fallen, während man die vier engliſchen überhaupt 
nicht abgenommen und an den vier franzöſiſchen um— 
fangreiche Verbeſſerungen verlangt hat. Man hat 
das Anſehen der Deutſchen nicht zu untergraben 
vermocht. Der deutſche Geſandte Freiherr 
v. d. Bufhe-Haddenhaufen ift eine popu⸗ 
läre Perſönlichkeit, eine deutſche Schulleiterin hat 
— als erſte Ausländerin — einen Orden erhalten, 
und an allen Feſten der deutſchen Kolonie nehmen 
ſtets Gäſte aus den erſten Familien des Landes teil. 

Paraguay. Seit November des vorigen Jah- 
res bis in den Mai hinein gab es wieder eine 
Revolution. Präſident Rojas wurde wieder von 
ſeinen eigenen Anhängern geſtürzt und durch Dr. 
Pena erſetzt, der aber nach der Einnahme von 
Aſſumion am 22. Februar durch die Aufſtändiſchen 
abdankte, deren Führer Gonzalez Novero Prä— 
ſident wurde. Der geflüchtete Oberſt Jara er- 
klärte ſich zum Gegenpräſidenten, wurde aber am 
12. Mai geſchlagen und tödlich verwundet. Das 
Land erholte ſich raſch von den Schädigungen durch 
den Aufſtand. Am 15. Auguſt wurde Schaerer 
auf vier Jahre zum Präſidenten gewählt. Seine 
Regierung hat bisher einen guten Anlauf genommen. 
In Paraguay leben zahlreiche Deutſche, die anfehn- 
liche Unternehmungen ins Leben gerufen haben. 

Chile. Die Chilenen halten ſich nach ihren 
Siegen vor einigen dreißig Jahren über Peru und 
Bolivia für die Preußen Südamerikas. Leider haben 
ſie ſich in der Folge durch die Übertreibung des 
parlamentariſchen Syſtems namentlich in finanzieller 
Beziehung heillos zerrüttet und ſtehen mit ihren 
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3½ Millionen nicht bloß an Einwohnerzahl dem 
raſch fortſchreitenden Argentinien nach. Im abge- 
laufenen Jahre konnte aber der Finanzminiſter an— 
fangs Mai verſichern, das Defizit werde durch die 
Sollüberſchüſſe gedeckt werden. Die Siſenbahnver— 
bindung mit Bolivien iſt fertig geworden, auch im 
Inland wurden die Bahnbauten fortgeſetzt und die 
Hafenanlagen von Dalparaijo ſind erweitert wor— 
den. Die Pläne für eine neue kürzere Bahnver- 
bindung mit Buenos Aires über die Anden ſind 
fertiggeſtellt. Die deutſche Schule in Santiago, die 
ohne Staatsunterſtützung beſteht, erfreut ſich der all— 
gemeinſten Anerkennung. 

Peru hat ſich im Mai mit Bolivia über den 


alten Grenzſtreit geeinigt, die Beziehungen zu Chile 
und Scuador ſind aber andauernd ſchlecht. Am 
20. Auguſt wurde Billinghurſt zum Präfiden- 
ten gewählt und trat die Regierung Ende September 
an. Die Finanzlage hat ſich gebeſſert. 

Bolivia bewahrt die innere Ruhe und legt 
mit Kückſicht auf unruhige und begehrliche Wach- 
barn großen Wert auf die Armee, die unter deut— 
ſchen Offizieren und Unteroffizieren große Fortſchritte 
gemacht hat. 

Ecuador. Infolge des plötzlichen Todes des 
Präſidenten Sſtrada brach Anfang Januar eine 
Revolution aus, die aber in wenigen Wochen unter- 
drückt wurde. Dann herrſchte wieder Ruhe. 


Aſſien. 


Derfien. Wenn ein Staat ſich von anderen 
ohne Gegenſeitigkeit ſein Gebiet garantieren läßt, 
ſo kann man auf den Beginn ſeiner Aufteilung 
rechnen. So iſt es mit Marokko, China, der Tür- 
kei u. a. geſchehen, und mit Perſien wird es nicht 
anders werden, ſobald die Gelegenheit günſtig iſt. 
Vorläufig halten ſich dort England und Rußland 
noch die Wage, die aber ſchließlich zu des letzteren 
Gunſten ſinken muß, da England keine Macht zu 
Lande dahin zu bringen vermag, ohne Indien zu 
entblößen. Die inneren SFuſtände des Landes find 
unbeſchreiblich, und es begreift ſich leicht, daß der 
Regent Nasrel Mulk ſeit Ende Juni nach der 
Schweiz abgereiſt iſt. Was ſoll er auch daheim d 

Indien. Der Eindruck des Beſuches des Kö- 
nigspaares, der Krönung und des Durbars in Delhi 
iſt nicht unbedeutend geweſen, denn der Inder iſt 
für Macht⸗ und Prachtentfaltung ſehr empfänglich. 
Die Aufhebung der Teilung Bengalens hatte auf 
die Hindus die beſte Wirkung ausgeübt, doch war 
nach einem halben Jahre ſchon alles wieder ver— 
geſſen. Das Verlangen nach Selbſtändigkeit und 
einer eigenen Regierung iſt größer denn je, und das 
Bedenklichſte iſt, daß ſich die Mohammedaner in 
dieſer Beziehung mit den Bindus anfreunden. Bis- 
her waren jene gerade die Stütze der britiſchen Re— 
gierung geweſen und lieferten ihr die meiſten Sol— 
daten. Die Stimmung der 60 Millionen Moham— 
medaner erhitzte ſich bedeutend nach dem Ausbruch 
des Balkankrieges, von dem man in Indien wohl 
wußte, daß er ein „Bündnis chriſtlicher Könige‘ 
zur Beraubung des Kalifen war. Man veranſtal— 
tete Sympathiekundgebungen, ſammelte Gelder für 
die Türken und erwartete, daß das mächtige Eng— 
land ſein Schwert für ihre Glaubensgenoſſen ziehen 
werde. Da das aus uns begreiflichen Gründen 
nicht geſchah, begann man die engliſchen Waren zu 
boykottieren. Es gab ein neues Glied in der Kette 
der Unzufriedenheiten. Das Reſultat von allen und 
ein Zeichen der Stimmung war ein Bombenattentat 
gegen den Vizekönig Lord Hardinge am 23. De- 
zember bei ſeinem feierlichen Einzug in Delhi. Er 
wurde ziemlich ſchwer verwundet, aber der Täter 
verſchwand ſpurlos. Es handelte ſich ſicherlich nicht 
um die Tat eines Wahnſinnigen oder eines fana— 


tiſchen Mohammedaners, ſondern alles ſprach dafür, 
daß man ein neues Lebenszeichen der namentlich 
in Bengalen ſitzenden Verſchwörung vor ſich hatte. 
An einen Aufſtand in Indien iſt trotzdem nicht eher 
zu denken, als bis die Armee revoltiert. Aber man 
ſoll nur nicht an ein friedliches Indien glauben. 

Tibet. Vor drei Jahren hatte der Dalai-Cama 
wegen Mißhelligkeiten mit den Chineſen das Land 
verlaſſen und ſich nach Indien geflüchtet, wo er 
ſeitdem weitherzige Gaſtfreundſchaft genoß. In 
Chaſſa waren inzwiſchen Streitigkeiten zwiſchen den 
höheren chineſiſchen Beamten ausgebrochen, ihre 
Soldaten meuterten, weil fie keinen Sold bekamen, 
und plünderten, bis ſie von den kriegeriſchen Mön— 
chen nach mehrtägigen Straßenkämpfen vertrieben 
wurden. Vun kehrte der Dalaisfama im Triumph 
zurück. Es ſcheint, daß man in England allerlei 
politiſche Hoffnungen daran knüpft. 

China. Die große und ſo plötzlich aufge— 
tauchte Gefahr der chineſiſchen Staatsumwälzung, 
aus der ſich leicht ſchwere Sufammenftöße der nächit- 
beteiligten Mächte hätten entwickeln können, iſt über- 
raſchend ſchnell vorübergegangen, zu Ende iſt ſie 
aber noch nicht. Die Abſetzung der Mandfchudynaftie 
und die Einſetzung der Republik ging in den erſten 
Februarhälfte in einer europäiſchen Auffaſſungen 
ſchwer begreiflichen Geſchwindigkeit vor ſich, ob— 
gleich Paris ſchon ähnliche Vorgänge geſehen hat. 
Im himmliſchen Reiche ging es dann ziemlich bunt 
durcheinander. Aufruhr, Abſetzung, Streit, Verſöh— 
nung, neuer Streit und Wiederverſöhnung, Ver— 
faſſung und Wahlen nach- und durcheinander, und 
dazwiſchen als allein ruhenden feſten Pol die un— 
verrückbare Tatſache, daß das chineſiſche Volk auch 
nicht die geringſte Ahnung davon hat, was eine 
Republik eigentlich iſt. Was daraus werden ſoll, 
weiß Gott. Aus ähnlicher Unklarheit der Achtund— 
vierzigerrevolution hat ſich wohl ſchließlich das 
Deutſche Reich entwickelt, aber da war doch eine 
eine einheitliche Nation vorhanden, was in China 
durchaus nicht der Fall iſt, und ſchließlich nahm eine 
mächtige Dynaſtie die Sache in die Band. Ob es 
Juanſchikai, der am 16. Februar zum Präfi- 
denten der Republik gewählt würde, mit ſeinen 
Mitarbeitern gelangen wird, die neue Derfaffung 
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auf ſichere Grundlagen zu ſtellen und eine ruhige 
Entwicklung des ausgedehnten Reiches anzubahnen, 
muß die Erfahrung lehren. Es erſcheint ſogar ſehr 
zweifelhaft, ob die neue Staatsform die Spaltung 
des weiten, bisher nur durch die Mandſchudynaſtie 
zuſammengehaltenen Gebietes in eine nördliche und 
eine ſüdliche Hälfte wird verhüten können. Wenn 
in China wirkliche demokratiſche Anſchauungen nach 
europäiſcher Art platzgreifen ſollten, dann wäre die 
Trennung unausbleiblich, da dem europäifcher an— 
gehauchten Süden ſicher die „Freiheit“ über die 
Einheit gehen würde. Es iſt übrigens auch ſchon 
vielfach der Wunſch nach Wiederherſtellung der alt 
gewöhnten Mandarinenregierung laut geworden. 
Eine langwierige Aufzählung der dem europäifchen 
Derftändnis in den Beweggründen fernliegenden Er— 
eigniſſe ſamt den dazugehörigen Namen, deren Trä- 
ger vielleicht ſchon im nächſten Jahre verſchollen 
oder auch wohl um einen Kopf kürzer gemacht 
worden ſind, ſcheint hier nicht am Platze. Für 
jeden, der wirklich für ſein Cand etwas leiſtet, wird 
fpäter Raum werden. Juanſchikai, der als 
Retter in der Not von der Dynaſtie herbeigerufen 
worden war, hat ſie zur Abdankung bewogen, ent 
ging am 14. Januar glücklich einem Bomben- 
attentat und erſchien zuletzt als erwählter Präſident 
der Republik, weil er der einzige war, dem man 
und der ſich etwas zutraute. Warum Dr. Sun⸗ 
jatſen, der ihm anfangs mißtraute und im Süden 
bereits zum Präſidenten gewählt worden war, zu 
feinen Gunſten zurücktrat, iſt nicht vollkommen ver— 
ſtändlich. Geſchah es aus Selbſtbeſcheidung und der 
Einficht, daß er als rein theoretifcher Republikaner 
für die praftifche Ceitung einer Republik nicht die 
nötige Signung beſitze, ſo wäre das in hohem Grade 
lobenswert. Man wird aber die weitere Entwick— 
lung dieſer eigenartigen Perſönlichkeit abwarten 
müſſen. Die Verfaſſung iſt mit ſo vielen demokra— 
tiſch⸗europäiſchen Einrichtungen und für Chineſen un— 
verſtändlichen Phraſen geſpickt, daß von ihr gar 
nichts zu erwarten iſt, und eine Kammer mit 600 
ſchwatzenden Abgeordneten kann nicht leiſtungsfähig 
werden. Das größte Unglück für die friſchbackene 
Republik iſt aber, daß ſie auch die betrübende Erfah— 
rung von der Wahrheit des alten Gaſſenhauers: 
„Kein Geld! Das iſt das größte Ceid in dieſer auf— 
geklärten Feit“ machen muß. Die Revolution hat 
nicht mehr Geld gebracht, als die Monarchie hatte, 
aber die Republik braucht mehr, Neuerungen und 
Reformen find umſonſt nicht zu haben. Es hat 
ſich, nicht ohne Eiferſüchteleien, eine Sechsmächte⸗ 
gruppe (Rußland, England, Deutſchland, Frankreich, 
Vereinigte Staaten, Japan)] gebildet, die alle an— 
deren Anleihen hintertreibt und China reichliche 
Summen leihen will, aber unter Kontrollbedingun- 
gen, denen ſich die Chineſen nicht unterwerfen wol— 
len. Es wird ihnen aber ſchließlich nichts anderes 
übrigbleiben. 

Japan. Die großen Opfer für den ſonſt fo 
glücklichen Krieg gegen Rußland laſten noch ſchwer 
auf dem Lande, und die Finanzlage erfordert die 
peinlichſte Sparſamkeit. Der Verbündete in Kon 
don hat merkwürdigerweiſe abſolut kein Geld für 
eine japaniſche Anleihe, und natürlich darum das 
ſonſt immer zum Leihen bereite Paris auch nicht. 


Man hat deshalb die von der Militärpartei dringend 
geforderten Ausgaben für die Flotte ſowie für den 
Bahnbau auf das äußerſt Notwendige beſchränken 
müſſen. Die bittere Feindſchaft gegen die Der- 
einigten Staaten ſchreibt ſich auch weniger von der 
Einwandererfrage als von der Vermittlung Roo ſe— 
velts beim Friedensſchluß her, der jede Hoffnung 
auf eine ruſſiſche Geldentſchädigung vereitelte. Die 
ſtatt deren erhaltene Hälfte der Inſel Sachalin mag 
eine ſchöne Fukunft haben, koſtet aber vorläufig 


Kaifer Voſhihitu. 


nur Geld. 


Die Ende März geſchloſſene Reichs- 
tagsſeſſion hatte außer dem Budget wenig geleiſtet, 
die liberale Wahlreform iſt vom Berrenhauſe ab- 
gelehnt worden, und die Reformen blieben aus, 
weil die von der Regierung eingeſetzte vorberatende 


Kommiſſion nicht fertig geworden war. Die Un⸗ 
zufriedenheit darüber war allgemein. Ende April 
und Anfang Mai bereiſte Prinz Waldemar von 
Preußen, der älteſte Sohn des in Japan wohlbe— 
kannten Prinzen Beinrich, das Land, wurde 
überall mit der größten Fuvorkommenheit behan— 
delt und am 9. Mai vom Kaifer Mutſuhito 
empfangen. Dieſer erkrankte Mitte Juli am Ty- 
phus und ſtarb am 29. Er war im Jahre 1852 
geboren und regierte ſeit 1867. Er hat ſich als 
erleuchteter Berrſcher erwieſen, der durch Refor- 
men ſeinem bisher wenig beachteten Lande den 
Aufſchwung zur Großmacht vorbereitete und glück— 
lich durchführte. Gegenüber allen über ihn ver— 
breiteten Märchen ſei hier ausdrücklich betont, daß 
er innerlich immer ein echter Japaner geblieben iſt 
und nur die Fuſtimmung zu den von den Abkömm⸗ 
lingen des Hochadels der Choſchu und Satjura ent- 
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worfenen Reformen gegeben hat. Dadurch hat ſich 
aus dem Kriegsadelſtaate allmählich ein Beamten— 
ſtaat mit Miniſterien und Volksvertretung gebildet, 
das Beer wurde von deutſchen Offizieren (Meckel 
und v. Blankenburg) nach deutſchem Muſter 
umgeſtaltet. Der Tod des Kaifers machte einen 
tiefen Eindruck, denn der in Japan beſtehende 
Kaiferfultus beruht auf religiöfen Anſchauungen 
und unterſcheidet ſich weſentlich vom europäiſchen 
Monarchismus. 

Des Kaifers Sohn und Nachfolger Joſhi— 
hitu iſt 32 Jahre alt, europäiſch erzogen und 
beſonders militäriſch ausgebildet. Er beſitzt drei 
Söhne und leiſtete am 30. Juli den Sid auf die 
Verfaſſung. Nach altjapaniſchem Gebrauche wurde 
die Beiſetzung des Kaifers Mutſuhito bis zum 
15. September verſchoben und fand mit großem Ge— 
pränge nach dem Schinto-Ritus ſtatt. In der Be- 
gleitung der kaiſerlichen Familie befand ſich ſtets 
Prinz Heinrich von Preußen, deſſen Entſendung 
als einzige europäiſche fürſtliche Perſon in Japan 
hoch aufgenommen wurde. Er verabſchiedete ſich 
am 17. vom japaniſchen Kaiferpaar. Großes Auf— 
ſehen erregte in weiten Kreifen, daß ſich der Er— 
oberer von Port Arthur, General Nogi, am Tage 
der Beiſetzung des Kaifers mit feiner Gattin nach 
. altjapanifchem Gebrauche ſelbſt entleibte. Sie find 
übrigens nicht die einzigen geweſen, und dieſe Taten 
find auch ein Ausfluß des tief eingewurzelten Kaifer- 
kultus. Die Umwälzung in China hat auf Japan 
wenig Einfluß ausgeübt. Seitungsnachrichten in 
Europa, die einmal von der Begünſtigung der 
Mandſchudynaſtie durch Japan, dann wieder von 
einem Bündnis mit der chineſiſchen Republik zu 
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reden wußten, beruhten auf Ceitartikelpolitik. Ja⸗ 
pan ſuchte klugerweiſe nur die Wahrung ſeiner 
wirtſchaftlichen Intereſſen und hatte von einem 
Bündnis mit dem ohnmächtigen China keinen Vor— 
teil. Dem entſprach auch das vom Fürſten Kat 
ſura in Petersburg getroffene Abkommen mit Ruß— 
land. Dieſes erforderte aber eine ſtärkere Beſetzung 
von Korea und der Mandſchurei, wenn nicht Japan 
durch das Vorgehen Rußlands benachteiligt werden 
ſollte. Wegen der hiezu nötigen zwei neuen Di— 
viſionen kam es zum Vonflikt der Militärpartei 
mit dem liberalen Miniſterium Saionji, das am 
4. Dezember zurücktrat. Nach längerem Verhandeln 
kam am 12. ein neutrales Kabinett unter Natſura 
zu ſtande, der früher der Militärpartei angehört hat, 
aber ſeit Jahren liberale Anſchauungen vertritt und 
ein beſonderer Vertrauensmann des Uaiſers iſt. Bei 
größter Sparſamkeit iſt es nämlich möglich, die 
Mittel für die beiden Diviſionen aufzubringen, und 
dieſen Verſuch ſoll das neue Kabinett machen. Die 
liberale Mehrheit des Candtags macht dagegen Op- 
poſition, hat den Vorſchlag der Regierung, die Par— 
lamentspauſe bis zum Februar zu verlängern, am 
30. Dezember abgelehnt und ſich bis zum 20. Ja- 
nuar vertagt. Mit der erregten Agitation der Li— 
beralen in ihren Seitungen und Verſammlungen 
hängt es zufammen, daß am 24. Dezember von 
einem halb wahnſinnigen Jüngling auf den um 
ſein Vaterland ſo hoch verdienten Feldmarſchall 
Fürſt Vamagata, der ein Führer der Militär- 
partei iſt, ein Mordverſuch unternommen wurde. 
Der Fürſt blieb unverletzt, der Burſche beging Selbſt— 
mord. 


Afrika. 


nate vorher ging das Gerücht, er wolle zu Gunſten 


Agypten. Die von Lord Kitchener mit 
feſter Fauſt geleitete Politik hat die beabſichtigte 
Wirkung erzielt, die unter Gorſt einigermaßen an— 
archiſch gewordenen Zuftände find beſeitigt. Alle 


Derfuche zu Tumulten oder Kundgebungen wurden 


unterdrückt, drei Männer, die einen etwas theatra— 
liſchen Plan zu einem Attentat auf den Uhedive ge— 
faßt hatten, hart beſtraft, die Ausſchreitungen der 
Preſſe durch Verbot der Seitungen geahndet, ein 
Verbreiter aufrühreriſcher Plakate zu zehn Jahren 
Gefängnis verurteilt. Die nationaliſtiſche Partei iſt 
vollkommen zerſtört. So ſieht die engliſche Freiheit 
in Agypten aus, und der förmlichen Annexion ſteht 
kein Hindernis mehr entgegen, ſeitdem auch die 
Türkei gänzlich beſiegt worden iſt. Es iſt auch 
fchon mit Wia mil Paſcha in Konjtantinopel dar— 
über verhandelt worden. Am 3. Januar wurde 
die vor zwanzig Jahren erfolgte Thronbeſteigung 
des Khedive Abbas Bilmi offiziell begangen, 
er weilte dann im Sommer mehrere Monate in 
Konftantinopel und London, natürlich ohne jeden 
Erfolg. Im November hieß es, er ſei mit der 
Errichtung einer engliſchen Torpedoſtation in 
Alexandrien vollkommen einverſtanden. Ja, was 
hätte er auch dagegen machen wollen? Swei Mo— 


ſeines Sohnes abdanken. Er wird das nicht bald 
mehr nötig haben, um ſo mehr wenn er ſich weiter 
für die Übernahme eines arabiſchen Kalifats in 
engliſchem Intereſſe harthörig zeigt. Am 25. De— 
zember durfte er wenigſtens, natürlich im Beiſein 
Kitcheners, den neuen Nildamm bei Aſſuan ein— 
weihen und ſich durch ein Bandſchreiben des Königs 
Georg dafür beglückwünſchen laſſen. 
Abeſſinien. Der alte König Menelik lebt 
immer noch, wenn auch regierungsunfähig. Die 
Bevölkerung ſcheint ſich an ein geordnetes Staats- 
leben gewöhnen zu wollen. Die von engliſcher 
Seite ausgeſtreuten beunruhigenden Gerüchte — um 
europäiſche Monkurrenten abzuſchrecken — haben 
ſich nicht beſtätigt. Meneliks Enkel und Nach- 
folger Cid ji Jeaſſu hat einen großen Teil des 
Jahres zur Bereifung des Landes verwendet, teils 
unerkannt auf Jagden, teils offiziell unter großer 
Begeiſterung der Bevölkerung. Er ſetzte einige ge— 
walttätige Statthalter ab und ließ die Stämme an 
der Grenze des Sudan entwaffnen, um Konflikte 
mit den Engländern zu vermeiden. Dem greiſen 
Kaifer Franz Joſef hatte er zum Geſchenk einen 
Cöwen, einen goldenen Ehrenſchild und zwei abeſ— 
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ſiniſche Lanzen überſandt. Als Gegengeſchenk er— 
hielt er ein Gebirgsgeſchütz mit Tragtiergefchier 
und Munition ſowie den Leopoldsorden. 


Südafrika. Als das Miniſterium Botha 
gebildet worden war, erhob ſich großer Jubel über 
dieſen Triumph der ſüdafrikaniſchen Partei. Aber 
die Boernmitglieder des Kabinetts waren nicht eines 
Sinnes, namentlich Bertzog und Fiſcher waren 
ausgeſprochene Feinde alles Engländertums. Als 
erſterer ſchließlich im Oktober in Nylſtroem von 
„fremden Abenteurern, die vorwiegend engliſch 
reden,“ geſprochen hatte, war ſeines Bleibens nicht 
mehr im Kabinett, da er ſich zum offenen Wider- 
ruf nicht verſtand. Darum trat am I4. Dezember 
das Miniſterium zurück und wurde unter Botha 
neu gebildet. So wie Bertzog denken übrigens 
nicht bloß faſt alle Boern, ſondern auch die Mehr— 
zahl der meiſt engliſchen Unioniſten, weil ſie die 
zukünftige Selbſtändigkeit des Landes im Auge ha- 


ben. Schon nach dem Schluſſe der Parlaments- 
ſitzung Ende Juli war eine Derfchiebung der Am— 
ter im Kabinett vorgenommen worden. Das Par- 
lament hatte in fünfmonatlicher Arbeit Anſehnliches 
geleiſtet, namentlich die Neuorganiſation der Lane 
des verteidigung, Maßregeln zur Hebung der Kand- 
wirtſchaft und die Ordnung des Verwaltungsdienſtes 
beſchloſſen. Das Wehrgeſetz beruht auf der alle 
gemeinen Wehrpflicht und legt den größten Wert 
auf die militäriſche Ausbildung der Jugend durch 
eine Kadettenorganifation. Das ſtändige Heer ift 
gering, umfaßt bloß fünf Feldbatterien und 2500 
berittene Schützen. Dazu kommen eine Reſerve, eine 
Bürgerwehr zur Verteidigung der Plätze und Kü- 
ſten, ſchließlich ein Landſturm der Leute vom 45. 
bis zum 60. Jahre. Die engliſche Regierung hat 
infolgedeſſen mit der Surückziehung der britiſchen 
Garniſonen begonnen. Die Erhöhung des bis» 
herigen Flottenbeitrages von 85.000 Pfund iſt abge- 
lehnt worden. 


Auſtralien. 


Die Arbeiterregierung führt ein ſtrenges 
Regiment, natürlich zu Gunſten ihrer Partei. 
Die Gppoſition der Liberalen dagegen bleibt bei 
ihrer Minderzahl fruchtlos, obgleich ſie es bei der 
Budgetberatung im November durch Gppoſition 
gegen jeden einzelnen Poſten auf eine 54ſtündige 
Dauerſitzung brachten, bei der ſich ſchließlich der 
Sitzungsſaal in einen Speiſeraum verwandelte. Nach 
ſechsmonatlicher Tagung endete das Bundesparla- 
ment vor Weihnachten ſeine Beratungen. Die be— 
ſchloſſenen Geſetze laufen ſämtlich auf einſeitige Be— 
günſtigung der Arbeiter hinaus. Eine Reihe gün— 
ſtiger Erntejahre hat dieſer Politik, die auf groß— 
artige Verſchwendung hinausläuft, Vorſchub geleiſtet, 
trotzdem wird ſie auf die Dauer nicht fortgeſetzt wer— 
den können, da Auſtralien bereits das höchſtbeſteuerte 
Land der Erde iſt, und der Bau für alle Zukunft un- 
rentabler Bahnen ſchwere Laſten gebracht hat. Ob 
unter dieſen Umſtänden der begonnene Bahnbau 
von Südauſtralien nach Port Darwin im Norden 
überhaupt durchgeführt werden kann, erſcheint ſehr 
fraglich, ebenſo der ganz im nordamerikaniſchen Stil 
geplante großartige Bau einer Bundeshauptſtadt im 
Bezirke Naft, zu der man endlich den Grundſtein 
gelegt hat, während man noch immer nicht weiß, 
wie ſie eigentlich heißen ſoll. Von den neuen Ge— 
ſetzen beſtimmt eines, daß unter ſonſt gleichen Der- 
hältniſſen immer der Arbeitsverbändler den Vor— 
zug haben ſoll, ein anderes verhängt ſchwere Geld— 
ſtrafen über Wahlagitationen, höhere Wahlbeiträge, 
Heitungswahlartikel, Wahlenthaltung uſw., die 
ſelbſtverſtändlich nur die wohlhabenden Kreife treffen 
können, ſo unparteiiſch ſie auch gehalten ſcheinen. 
Die „Baby-Bonus-Bill“ gewährt für jedes neuge- 
borene Uind eine Prämie von 100 Mark, leiſtet 
aber nicht die geringſte Gewähr dafür, daß das 
Geld auch für Mutter oder Kind verwendet wird; 


der Vater kann es einfach vertrinken. Beabſichtigt 
war dabei ein Geſchenk an die weiblichen Wähler. 
Ende des Jahres waren die Geburtsanmeldungen 
täglich ſchon auf 350 geſtiegen, ſo daß man ſchwer— 
lich mit den dafür ausgeworfenen 400.000 Pfund 
auskommen wird. Das einſchneidendſte Geſetz iſt 
aber die Volksabſtimmung über die Übertragung 
der geſamten induſtriellen Geſetzgebung an den 
Bund. In den Einzelſtaaten, namentlich in Süd— 
auſtralien, war die Staatsgewalt den Arbeitern nicht 
immer zu Willen geweſen. Das ſoll nun durch den 
Bund anders werden. Vor Jahren war eine gleiche 
Volksabſtimmung ablehnend ausgefallen, darum hat 
man jetzt ſechs Fragen aufgeſtellt, von denen die 
Bejahung einer einzigen ſchon der Bundesregierung 
bei geſchickter Auslegung Handhaben bieten wird, 
dem Willen der Arbeiter Geltung zu verſchaffen. 
Trotz dieſer Verhältniſſe hat ſich infolge der gün— 
ſtigen Ernten Induſtrie, Aus- und Einfuhr gehoben, 
nur die engliſche Einfuhr geht trotz Vergünſtigung 
zurück. Gegen die Arbeiterherrſchaft haben ſich be- 
reits in allen Bundesſtaaten landwirtſchaftliche Der- 
bände gebildet, da die Liberalen nicht mehr wider— 
ſtandsfähig ſind. Die allgemeine Wehrpflicht ſcheint 
zu ſcheitern. Obgleich das Geſetz erſt ſeit J. Juli 
endgültig in Uraft getreten iſt, ſieht ſich die Re— 
gierung ſchon genötigt, gegen 20.000 junge Leute 


einzuſchreiten, die ſich einfach der Wehrpflicht ent⸗ 


ziehen, meiſt Söhne von Arbeitern, den Anhängern 
der Regierung! — Auch die Bemannung der am 
J. April 1913 in England für Auſtralien fertig wer— 
denden Uriegsſchiffe erweiſt ſich als unmöglich zu 


beſchaffen. Man hat ſich darum an England um 


Stellung der Beſatzung wenden müſſen. Man wird 
dann alſo ſogar einen Dreadnought haben, aber 
keine Bemannung. 
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Ehinin-Eijen-Pillen, 3 


verſilbert, Marke „Krebs“ f 


ſind ein hervorragendes Stärkungsmittel bei 
auf Blutarmut beruhender Nervoſität und allen 2 
2 damit zuſammenhängenden Krankheiten des Ge— 5 


ſamtorganismus. 
: Preis per Flaſche 4 Kronen. :::: 
Krebs⸗ Apotheke S. Mittelbach, 2 


Wien, I., Hoher Markt 8. 2 
(Palais Sina.) 7 


Gegründet 1548. Interurb. Telephon 20348. 


ND 


Zur Pflege der Haare 


Rlettenwurzel-Essenz aus frifch. Klettenwurzeln, 
ein altbekanntes und ſicheres Mittel gegen Haarausfall, 
Schuppenbildung und zur Stärkung des Haarbodens. 
Preis ½ Flaſche K 180, ½ Flaſche K 3˙20. 
Rlettenwurzel- öl bei trockenem * K — 80. 


K > 
Rlettenwurzel- Pomade bei ſprödem Baar K 5 


Zu beziehen durch 
Philipp Neufteins Apotheke „z. h. Leopold“ 


Wien, I. Plankengaſſe Nr. 6. 


Die Koͤnigin des 


Aſtronomiſche Unterhaltungen 


auf andern Erdſternen 
von 
Dr. M. W. Meyer. 


8° Mit vier Abbildungen. 420 Seiten elegant 
gebunden K 6.80 M. 6.—. 


von 


H. Lorm. 


8. 198 Seiten elegant gebunden 
K 4.20 = M. 3.50. 


Tages und ihr Reich 


uͤber unſer Planetenſyſtem und das Leben 


Der Naturgenuß 


Ein Beitrag zur Gluͤckſeligkeitslehre 


e t et erde (( J ( HH 8 8 8 “ 5 “ 4 8 8 8 “4 46 8 “ 4 8 4 ER 8 868883 8 RR EA RERR EHRE 


Verlag von Karl Prochaska in Teſchen, Wien, Leipzig. 


Auſtralien 
Das Werden eines Volkes 


von 
John Foſter Fraſer. 
uͤberſetzt von einem Kran. 


Mit acht Abbildungen. K 3.80 — M. 3.—. 


Fraſers Buch ſei der Aufmerf- 
ſamkeit unſerer Leſer beſtens empfohlen. 


(Marine⸗Rundſchau.) 


Das ſehr feſſelnd geſchriebene Werk gibt 
eine ausgezeichnete Antwort auf faſt alle 
Fragen, welche dieſen Kontinent betreffen, 
und kann ſehr empfohlen werden. 

(Der deutſche Auswanderer.) 


eee 745 8 86666666 —.——tʃëbůssͤ̃v———ç—̃a3-3⸗ 8888 ß Ü(6d88u81* 


Bekannt ſtreng ſolide Be⸗ 
zugsquelle für erſtklaſſige 


Photogr, 
Apparate 


und Zubehör, Projektions⸗ 
und Rino-Apparate, Projeftions- VBortragjerien, 
Prismen⸗Feldſtecher und Theatergläſer. 
dr Bequeme Zahlungsweiſe. 2m 
J. Sengsbratl, Wien, Y!! e 74B 
Katalog Nr. 90 gratis. 
Neellſte Einkaufsquelle auf Amortiſation! 


u 
Irma, 


n 


Gegründet 1835. Telephon Nr. 38109. 


Möbelfabrik 


Auguf? Rnoblochs 


Nachfolger 
k. u. k. Hoflieferant 
== Wien VII == 
Karl Schweighofergaſſe 10—12. 


Bitte illuſtrierte Preisliſte zu verlangen. 
rr 


7 pe in Teſchen. 


Die Zeit (Wien). Jituftriertes Jahrbuch der Naturkunde. 
„Viel Freunde wird ſich vorausfichtlic das Jahrbuch der 
Naturkunde erwerben, denn für dieſes intereſſieren ſich 
heute alle ohne Ausnahme; und obgleich es an populären 
Geſamtdarſtellungen nicht fehlt, hat man doch bis jetzt 
noch kein periodiſches populäres Werk gehabt, das über 
die Fortſchritte jedes Jahres berichtet. Es werden abge⸗ 
handelt: die Aſtronomie, die Geologie und Geophyſik, 
die Phyſik, die Meteorologie, die Chemie, die Biologie, 
die Botanik, die Foologie, die Urgeſchichte der Menſch 
heit, die Ethnographie, die 2 und Pſychologie 
alles ſehr hübſch, ſtellenweiſe ſpannend. Die Fülle des 
dargebotenen Stoffes iſt ſtaunenswert und auch der Unter⸗ 
richtetſte wird das Buch nicht aus der Hand legen, ohne 
Neues daraus gelernt zu haben.“ 


Anzeiger für die neueſte pädagogiiche Hiteratur. 
Illuſtriertes Jahrbuch der Erfindungen. „Für einen ſo 
billigen Preis wird man ſelten ein ſo gediegenes Werk 
wie das vorliegende erlangen.“ 

Aus der Heimat. Iuuſtriertes Jahrbuch der Naturkunde. 
„Ich bin auch von anderer Seite ſchon öfters nach einem 
Werke gefragt worden, in dem die Fortſchritte der Natur⸗ 
wiſſenſchaften für Laien bearbeitet ſind. Nun kann ich 
ein ſolches empfehlen: das im Verlag von K. Prochaska, 
Teſchen, erſchienene und von b). Berdrow bearbeitete Illuſtr. 
Jahrbuch der Naturkunde.“ Stuttgart, Dr. K. G. Lutz. 


Rofeggers Beimgarten. Juuſtriertes Jahrbuch der 
Weltgeſchichte. „Die Bearbeitung und Redaktion iſt ganz 
muſterhaft gelöſt. Bei der flüſſigen, feſſelnden und an⸗ 
regenden Schreibweiſe dieſer Jahrbücher der Geſchichte 
werden dieſelben hoffentlich baldigſt ſich einbürgern 
Die Anſchaffung dieſes Jahrbuchs der Weltgeſchichte 
kann jedermann nur beſtens empfohlen werden. Man 
wird durch dasſelbe bei äußerſt angenehmer, nirgends 
langweiliger Darſtellung von den Vorgängen auf allen 
Gebieten des Lebens, insbeſondere des politiſchen, raſch 
und richtig unterrichtet. 

Deutſchtum im Auslande. Iuuſtriertes Jahrbuch der 
weltreiſen. „Es iſt eine dem Bildungsweſen zu gute 
kommende Idee, die Errungenſchaften auf dem Gebiete 
der Erdkunde in Jahrbüchern volkstümlichen Charakters 
zu billigem Fee darzubieten es iſt durch 
treffliche Abbildungen dem Auge nahe * Das neue 
Jahrbuch verdient ganz unſeren Beifall.“ 

Volks-Zeitung. (Berlin). „Ein ausgezeichnetes Volksbuch 
iſt im Verlage von Harl Prochaska, Teſchen und Wien, 
erſchienen. iſt das „Illuſtrierte Jahrbuch der Natur⸗ 
kunde. Hermann Berdrow, der ſich eines in wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kreifen ſehr geſchätzten Namens erfreut, hat 
mit erſtaunlicher Sorgfalt alle naturwiſſenſchaftlichen 
Ereigniſſe, Forſchungsergebniſſe und Entdeckungen der 
letzten Jahre regiſtriert. Heine Abteilung der Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt in dieſem intereſſanten Werke unberückſichtigt 
geblieben. Zahlreihe Illuſtrationen ſchmücken das leſens⸗ 
werte, hochintereſſante Buch. Fuletzt ſei noch hervor⸗ 
gehoben, daß der außerordentlich billige jedem 
Naturliebhaber die Anſchaffung des Werkes ermöglicht." 


Breslauer Zeitung. firiertes Jahrbuch der Welt: 
geſchichte. „Von Prochaskas Illuſtrierten Jahrbüchern nimmt 
zweifellos das Jahrbuch der Weltgeſchichte den hervor 
ragendſten Rang ein. Der etwa 160 Seiten Lexikon⸗ 
format ſtarke Band, der mit zahlreichen Illuſtrationen 
aufs würdigſte ausgeftattet iſt, vereinigt in ſich wieder alle 
Vorzüge, die von uns bereits bei Beſprechung des vorigen 
Jahrgangs hervorgehoben werden konnten, vorzügliche 
Beherrſchung des Stoffes, lichtvolle Darſtellung, volkstümliche 
Schreibweiſe und geſundes politiſches Urteil.“ 

Linzer Tagespolt. Iuuſtriertes Jahrbuch der Weltreiſen 
und geograph chen Forſchungen. „Der Verfaſſer führt 
uns in die Regionen des ewigen Eiſes, nach Aſien, in 
die Neue Welt, nach Afrika, Auſtralien und nach der 
Südſee und verſteht es, in leichtfaßlicher und dabei an⸗ 
regender Form die phyſikaliſchen und politiſchen Derhält- 
niſſe dieſer Gebiete zu ſchildern. Fahlreiche, dem Texte 
eingefügte Illuſtrationen tragen zum Verſtändniſſe des 
Inhalts bei. Das Buch, das eine Fülle des Intereſſanten 
bietet, kann jedermann wärmſtens empfohlen werden.“ 


llorddeutſche Allgemeine Zeitung. Juuſtriertes Jahr- 
buch der Weltreiſen und geographiſchen Forſchungen. 
„Der Zweck des Buches ift, die weiteſten Kreife mit den 
neueſten Forſchungsreiſen zu geographiſchen und ethno- 
graphiſchen Sweden bekanntzumachen; dementſprechend 
iſt auch der Preis ein ſehr geringer. Es iſt tatſächlich er⸗ 
ſtaunlich, welche Fülle von gediegener Belehrung in Bild 
und Wort dem Leſer für Mark 1.50 geboten wird. 

Müniteriiher Anzeiger. Iluſtriertes Jahrbuch der 
Naturkunde. „Die Skepſis, mit der wir an dieſes Buch 
herantraten — wie an alle naturwiſſenſchaftlichen Werke, 
die für billiges Geld angeboten werden und bei denen 
die dadurch hervorgerufene Betonung des populär⸗wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Charakters nicht ſelten über den Mangel an 
Inhalt des Werkes hinwegtäuſchen ſoll — machte bald 
einer anderen Auffaſſung Platz; wir begrüßen das Er⸗ 
ſcheinen dieſes Werkes auf das lebhafteſte. Das Werk 
iſt ſtiliſtiſch ausgezeichnet und mit zahlreichen und guten 
Illuſtrationen geſchmückt. Der Preis jft außerordentlich 
niedrig bemeſſen.“ 

Zeitichrift für das Realſchuldeſen (wien). Jin: 
ſtriertes Jahrbuch der Naturkunde. „Wenn der Laie auch 
aus den Tageszeitungen gelegentlich Mitteilungen über 
neue Entdeckungen, neue Äypotefen und andere wiſſen⸗ 
ſchaftliche und techniſche ngenfchaften der Neuzeit 
erhält, fo erlangt er damit kein vollftändiges Derftändnis 
der betreffenden Zweige des Wiſſens, da ſolche Mit: 
teilungen meiſt nur unvollftändig und zuſammenhanglos 
geboten werden, ohne daß auf die oft nicht ausreichende 
Vorbildung der Leſer Kückſicht genommen wird, ja nicht 
ſelten werden ſie bereits veröffentlicht, ehe eine Arbeit 
u einem gewiſſen Abſchluſſe gebracht worden if. Das 
äßt ſich aber erſt nach einem beſtimmten Zeitabfchnitte 
erreichen und iſt daher die Aufgabe von Zeitfchriften, 
welche die Forſchungen von einem oder mehreren Jahren 
zuſammenfaſſen. Es erſcheint ſomit ein ſolches Jahrbuch, 
wie es hier vorlie t. ganz geeignet, aufklärend über 
neuere wiſſenſchaftliche Fragen zu wirken. Das Jahrbuch 
beginnt mit der Vorführung einiger Entdeckungen am 
geſtirnten Himmel. Es wird dann die Erdrinde in der 
Dergangenheit und Gegenwart kurz betrachtet, wobei die 
Veränderungen an der Erdoberfläche, die Verteilung von 
Waſſer und Land ſowie namentlich die Erſcheinungen 
der Eiszeiten nach dem Ingenieur Reibiſch durch ein 
regelmäßiges, ſehr langſames Schwanken des Erd balls 
um eine den Aquator ſchneidende Achſe erklärt werden. 
Durch eine ſolche ſollen einzelne Gegenden der heißen Fone 
in höhere Breiten und umgekehrt verſetzt werden. Die 
eg über Erdbeben führen uns die gewaltigen 
Wirkungen dieſer Erſcheinung im letzten Jahre vor. Die 
Phyſik belehrt über einzelne Bewegungen der kleinſten 
Hörperteilchen und beſonders über die Atherfrage ſowie 
über die Kräfte des Luftmeeres, wobei auch die Sturm⸗ 
warnungen und das Wetterſchießen berührt werden. Die 
Chemie führt uns die neuen Elemente, hohe und tiefe 
Temperaturen vor. Aus der Biologie wird einzelnes zum 
Beweis der Abſtammungslehre vorgeführt. Die Ent. 
deckungen auf dem Gebiete der Welt 7 ebenden Weſen 
bringen manches Neue, ebenjo die Dorgefchichte des 
Menſchen und die Völkerkunde. Das Jahrbuch“ kann als 
ſehr anregend und belehrend bezeichnet werden. Es iſt in 
einem würdigen Ton gehalten und kann auch der reifen 
Jugend in die Hand gegeben werden.“ 


Allgemeiner Anzeiger für Deutſchlands Ritter- 
autsbelißer. wieder einmal ein durchaus gelungenes 


Dolfsbuch beſter Art, dieſer im Prochaska⸗Berlage in 
Wien, Leipzig und Teſchen erſchienene Jahrgang eines 
Illuſtrierten Jahrbuchs der Erfindungen‘, das Mark 1.50 
(Kronen 1.80) koſtet, für dieſen Preis aber geradezu 
unglaublich viel und überraſchend Gutes bietet. Der 
Text des Werkes iſt eine Muſterleiſtung der volkstüm⸗ 
lichen Behandlung techniſcher Themata, ſo intereſſant 
und verſtändlich, jo anziehend find fie für die Laienwelt, 
das große Publikum, Jugend und Volk ſchriftſtelleriſch 
abgefaßt. Es iſt ein Vergnügen, dieſes Werk zu leſen, 
man verfolgt ſeinen Inhalt mit einer wahren 
Spannung.“ 
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300021199465 n 
1 e x im Lichte der neueren phyſtikaliſch⸗ 
Die Weltratſel chemiſchen u. aſtronom. Forſchung. 


Betrachtungen eines modernen Naturforſchers von 


Prof. P. Joh. Müller. 


Broſchiert Mk. 3. — — K 3.60, gebunden in Leinwand Mk. 4. — = K 4.80. 


Profeſſor Joh. P. Müller, der ſich in 
feinem Buch: „Die Welträtfel“ mit mo: 
dernem exakt-wiſſenſchaftlichem Ruͤſtzeug gegen 
du Bois Reymond, Haͤckel, Oſtwald und andere 
wendet, operiert mit einer eee FT) 
worunter er das Wirken des (endlichen! 9 2 Ather⸗ 
raums in der Erſcheinungswelt verſteht. Muͤller 
halt Kraft und Stoff nicht für identiſch. 
Der Stoff ſei an und fuͤr ſich kraftlos, tot. 
Erſt der Druck im Ather (verurſacht durch die 
Rotation des Fixſternellipſoids um die Polachſe 
der Milchſtraße) bringe den Stoff zur Bewegung 
und zum Leben. Die mechaniſchen Bewegungen 
entſtehen alſo nicht „aus ſich ſelbſt“, ſondern 
werden durch etwas „anderes“ verurſacht. Dieſe 
(allomatiſche) Bewegungsurſache iſt eben die 
Raumenergie oder beſſer der Raumdruck 
Hieraus ergibt ſich — auch ſchon im Gebiet 
der Mechanik — die Notwendigkeit eines 
dualiſtiſchen Prinzips. Obwohl nun die Raum⸗ 
energie zunaͤchſt nur für die phyſikaliſch⸗chemi— 
ſchen Bewegungen gilt und ohne weiteres nicht 
für die biotiſchen und pſychiſchen Vorgange, 
ſo ſcheint der intramolekulare Ather doch auch 
bei dem letzteren eine gewiſſe Rolle zu ſpielen 
Die Schrift enthaͤlt eine Fuͤlle hochintereſſanter 
Details uͤber Raum, Ather, Materie (beſonders 
in chemiſcher Hinſicht), Uber biologiſche, aſtro— 
nomiſche, kosmiſche Probleme und iſt beſonders 
deshalb zu empfehlen, weil ſie ſich gegen eine 
Menge herkoͤmmlicher Annahmen wendet. 

„Hamburger Fremdenblatt“, 1012. 


Der bekannte Verfaſſer widerlegt in un— 
gemein umfaſſender und vielſeitiger Weiſe die 
Loͤſungen der Welträtfel auf Grund des Ma- 
terialismus und Monismus Haeckels, ſowie 
der Energetik Oſtwalds. Jeder gebildete Laie, 
der ſich gruͤndlich uͤber dieſe und viele damit 
zuſammenhaͤngende Fragen informieren will, 
kann hier den Stand der neueſten Forſchung 


auf verhaͤltnismaͤßig kleinem Raume finden. 
Der Verfaſſer reißt aber nicht nur nieder, er 
baut auch auf. Auf Grund der Atomiſtik und 
der Raumenergetik verſucht er eine intereſſante, 
wenn auch zunaͤchſt nur teilweiſe Loͤſung. 
„Schleſ. Volkszeitung“, 1012. 


In dieſem Werke wird der Nachweis zu 
fuͤhren geſucht, daß die moderne Naturwiſſen 
ſchaft mit ihren Reſultaten widerlegt hat, was 
Ausgangspunkt und Ziel des Materialismus 
iſt. Prof. Muͤller zeigt, daß die ſieben Weltraͤtſel 
Du Bois-Neymonds von Prof. Haͤckel nicht gelöft 
worden find, Zu den ſieben Welträtfeln fügt 
Verfaſſer ein neues hinzu, naͤmlich das ſcheinbar 
gaͤnzliche Fehlen eines hoͤher organiſierten 
außerirdiſchen Lebens im Weltall. Das Buch 
verſucht den Nachweis des gaͤnzlichen Zuſammen— 
bruchs des Materialismus. Von ganz beſon— 
derem Intereſſe iſt es fuͤr alle Freunde der 
Naturwiſſenſchaften, gleichviel zu welcher Rich— 
tung ſie ſich bekennen. 

„Blätter für Buͤcherfreunde“, 1912. 


In überaus ſpannender Weiſe behandelt 
der Verfaſſer den Kampf um die Weltan⸗ 
ſchauung, die Raumenergie als Urſache der 
mechaniſchen Bewegungen, die Schwaͤchen der 
kinetiſchen Gastheorie, die Exiſtenz des Athers 
und ſeine Beziehungen zur Raumenergie, 
Raumenergetik und Weltanſchauung; ein neues 
Welträtfel und feine Beziehungen zur Welt⸗ 
anſchauung. Profeſſor Muͤller bekämpft mit 
großem Erfolge in feinem Werke den Ma⸗ 
terialismus. Zu den ſieben Welträtfeln fügt 
er ein neues hinzu, naͤmlich das ſcheinbar 
gaͤnzliche Fehlen eines höher organiſierten außer 
irdiſchen Lebens im Weltall. Fuͤr alle Freunde 
der Naturwiſſenſchaften wird das Werk von 
großem Intereſſe ſein. 

„Linzer Tagespoſt“, 1912. 


Preisermaͤßigung. 
Zur Erleichterung des Nachbezuges fruͤherer Jahrgaͤnge werden von den 


Illuſtr. Jahrbuͤchern der Erfindungen und der Weltgeſchichte die 
Jahrgänge 1-8 (1901-1908), der Weltreiſen 1-7 (1902-1908), 
er Naturkunde 1-6 (1903-1908), der Geſundheit, 1. Jahrgang 


bis Ende 1913 bezw. ſolange der für dieſen Zweck beſtimmte Vorrat reicht, 
kart. ſtatt zu Mk. 1.50 (K 1.80) zu Mk. 1.— (K 1.20), 
geb. ſtatt zu Mk. 2.— (K 2.40) zu Mk. 1.50 (K 1.80) abgegeben. 


Alle Intereſſenten wollen dieſe guͤnſtige Gelegenheit zur Ergaͤnzung durch 
einzelne Baͤnde oder ganze Serien nicht ungenuͤtzt voruͤbergehen laſſen. 


Auch die Buchhandlungen liefern zu gleichen Preiſen. 


